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Einleitung. 



Zwei Misswacbsjabre nacbeinander haben Bussland wiederum heim- 
gesucht und immer dasselbe Ackerbaugebiet getroffen, welches bereits im 
Jahre 1891 zu Schaden kam. Und jetzt, ebenso wie damals, erwies sich 
der Schwarzerderayon unvorbereitet, um der Not entgegenzutreten, und war 
machtlos, um gegen sie zu kämpfen. Die vier günstigen Jahre 1893 — 96 
haben diesen Rayon nicht hinreichend mit Vorräten versorgt , und auch 
die bittere Erfahrung hat hier keine Einsicht und Fürsorge gelehrt. Kaum 
hat sich der Bauer des Schwarzerderayons, wenigstens zum Teile, das 
lebende Inventar wieder verschafft, welches er im Jahre 1891 einbüsste, so 
musste er wiederum die Pferde usid das Vieh wegen des Futtermangels ver- 
kaufen. Die teilweisen Missemten von 1897 und 1898 waren zwar nicht 
so intensiv wie das Unheil von 1891. Sie umfassten einen kleineren 
Rayon, und in jedem von dem Misswachse> heimgesuchten Gouvernement 
gab es Oasen mit einer genügenden Kornernte. Aber eben deshalb, weil 
das Übel nicht so grauenhaft war und weil man nicht in den Missemte- 
rayon Getreide aus entfernten Orten einzuführen brauchte, wie es am 
Anfange des Jahrzehntes der Fall war, erwies sich die wirtschaftliche 
Schwäche der Bevölkerung des Schwarzerderayons desto greller. Die 
wiederholten Missernten in demselben Gebiete, welches noch vor kurzem 
nicht nur Russland, sondern auch Europa mit Korn versorgte, und die fatale 
Unfähigkeit seiner Einwohner, für den eigenen Verdienst Getreide einzu- 
kaufen, wie es ihre Nachbarn aus den anderen Rayons machen, weisen auf 
«ine chronische Krankheit in einem ausgedehnten Teile Russlands hin — 
auf eine der Anämie ähnliche Erscheinung. Diese Krankheit trifft offenbar 
in gleichem Masse den Menschen imd den Boden, auf welchem er wohnt. 
Unter der Bevölkerung des Schwarzerderayons ist ohne Zweifel eine Mut- 
losigkeit unverkennbar — jene Gleichgültigkeit dem Unheil gegenüber, 
welche für den wilden Urmenschen, sowie für das civilisierte, aber von 
dem Bewusstsein seiner Machtlosigkeit zum Kampfe imälhig gewordene 
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Yolk cbarakteristisch ist. Es ist schwer, dies 35 Jahre nach der Be- 
freiung einzugestehen, wodurch die freie Arbeit den Landmann zur Selbst- 
thätigkeit erziehen und die Dorfscbule seine stumpfsinnige Unwissenheit 
beseitigen sollte. Indessen wird man wohl behaupten dürfen, dass die 
Eeform von 1861 die ländliche Bevölkerung des zentralen Bussland» 
wirtschaftlich viel fester tmd jedenfalls mehr gegen direkte Not versichert 
getroffen hat, als wir sie jetzt sehen. Diejenigen, welche alles ausschliess- 
lich auf materielle Ursachen zurückzuführen geneigt sind, merken nicht 
hinter dem wirtschaftlichen Übel das viel schlimmere — das psychische. 
Es unterliegt jedoch keinem Zweifel, dass der Bauer des Schwarzerderayons, 
nach den vielen von den Beobachtern verzeichneten Thatsachen zu urteilen, 
jedes Vertrauen auf den Boden und auf sich selbst aufgegeben zu haben 
scheint, dass das gleichzeitig ihm entgegentretende Unheil — das Fallen 
der Getreidepreise und die ungewöhnlich scharfen Äusserungen des labilen 
Klimas — ihm Fähigkeit und Lust, dem Unheil entgegenzuwirken, genommen 
hat. Der lange an die zwar ziemlich harte, aber im Augenblicke der 
Not ihn nicht verlassende Vormundschaft des Gutsbesitzers und der Kreis- 
behörde gewöhnte Bauer fühlte sich wie verlassen und dem Willen der 
grausamen Natur und des nicht weniger grausamen Zwischenverkäufer» 
preisgegeben. Und in der That hat die Gesetzgebung volle dreissig Jahre 
den Bauer gänzlich vergessen und mit den veränderten Lebensbedingungen 
nicht Schritt gehalten. Der grosse Akt vom 19. Februar, so lobens- und 
dankenswert er auch sein mag, war doch von Männern niedergeschrieben, 
welche das Leben auf dem Lande nicht so gründlich, wie wir jetzt,^ 
kannten. Diese Männer waren auch nicht imstande das vorauszusehen, 
was nach der Beform eingetreten ist — das vollständige Missverbältnis 
zwischen den Forderungen des Lebens und jenem gesetzgeberischen Akte, 
welcher die patriarchale Bauernfamilie und die fest eingebürgerte Natural- 
wirtschaft vor Augen hatte. Der unvermeidliche Übergang dieser Wirt- 
schaft in die Geldwirtschaft , die Entwicklung des Eisenbahnnetzes und 
die Hineinfügung der verknöcherten Märkte des Schwarzerderayons in den 
Kreis des Welthandels , die Schwächung der Familienbände , das rasche 
Keich werden der Minderheit, welche sich den neuen Umtauschverhältnissen 
anzupassen und den neuen europäischen Ordnungen alles, was zum üppigen 
Wachstum des Wucherwesens verhilft, zu entnehmen wusste — von dem 
allen hatte man im Jahre 1861 keine Ahnung. Zwar sind seitdem zu 
den Verordnungen zahlreiche Zusätze und Ansätze hinzugefügt worden, 
aber einer gründlichen Bevision wurden sie nicht unterworfen. Und auch 
jetzt, nachdem schon vor 4 Jahren jene Bevision auf die Tagesordnung gestellt 



wurde, fasst man noch nicht den Entschluss an sie heranzutreten. Die Ver- 
ordnungen vom 19. Februar, einst eine Magna Charta der russischen 
Bauernschaft, wurden jetzt für sie zum unangenehmen lästigen Bahmen, 
welcher das im Verfall begriffene System nicht zu wahren vermag und zu 
gleicher Zeit die regelmässige erfolgreiche Schaffung neuer Ordnungen 
hindert. Es ist das ewige Schicksal der veralteten Gesetze. 

Auch die administrativen Massnahmen kamen dem Bauer eben so 
wenig zu Hilfe wie die gesetzgeberischen. Es wurde nichts zur Organi- 
sation des billigen Agrarkredits , zur Unterhaltung und Entwicklung der 
ländlichen Hausindustrie, zur Erleichterung des Absatzes der Landes- 
produkte geschaffen. Die Volksschule, welche nur auf Mittel der 
Semstwos sich entwickelte, vermochte nicht die wachsende Nachfrage nach 
Wissen zu befriedigen. Ausserdem war sie nur zum Erlernen des 
Lesens und Schreibens errichtet und Hess daher die Bauemjugend von 
13 Jahren an ohne weitere Bildung, ohne sich um die Verbreitung tech- 
nischer Kenntnisse zu kümmern. Dem Unterrichte im Handwerk und in 
der Landwirtschaft wurde keine Beachtung geschenkt. Die Staatshilfe, 
welche dem Grossbetriebe gesichert war , kümmerte sich wenig um den 
Klein- und Mittelbetrieb und hat, wenn auch nicht direkt die Hausindustrie 
unterdrückt, so doch wenigstens nichts zu ihrer Förderung unternommen. 
Niemand scheint auf den Gedanken gekommen zu sein, die Fabrik an das 
Dorf mittels entsprechender Organisation der Gewerbesteuer und systema- 
tischer Unterhaltung mit Kredit und staatlichen Bestellungen näher zu 
bringen. Deshalb geschah es, dass, während im Moskauer Eayon einerseits 
und in Neurussland andererseits das Fabrikwesen seit der zweiten Hälfte 
der 80er Jahre rasch zu wachsen begann, das dazwischenliegende Schwarz- 
erdegebiet einen vollständigen wirtschaftlichen Stillstand aufweist. Auch 
der Handel ist dort im Fallen begriffen, imd die Zahl der kleinen Betriebe 
bleibt in vielen Schwarzerde -Gouvernements unverändert oder nimmt 
sogar ab. 

Noch schlimmer als diese Gleichgültigkeit gegen die landwirtschaft- 
lichen Interessen war die Wirkung der sich im Augenblicke des Unglücks 
akut gestaltenden Staatshilfe auf den russischen Bauer. An sich unbedingt 
nötig, brachte sie, wie es bei manchen Heilmitteln der Fall zu sein pflegt, ein 
gründliches, schwer zu heilendes Übel mit sich. Die Staatehilfe gewöhnte 
den Bauer an die Vorstellung, dass man ihn nicht an Hunger sterben lassen 
werde, dass er sich in einer ewigen Pension bei der Staatskasse befinde. Das 
zeitliche Übel beseitigend, trug sie zu seiner Wiederholung bei. Aus allen 
Enden hören wir, dass die wiederholten Missemten dem Landmanne die 
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Lust zur Arbeit genommen bat, dass er^ auf das unentgeltlicbe Darlebn 
reflektierend, nicht mehr seine Arbeitskraft anwenden will. Die im 
Grande ungelöst gebliebene Verpflegungsfrage geriet somit in den falschen 
Zirkel : das Volk muss verpflegt werden, bietet man ihm Oetreidedarlehn, 
80 wird seine Arbeitsenergie geschwächt. Es liegt darin nichts anderes, 
als die schwere Vergeltung ftlr die vieljährige Nichtbeachtung der Grund- 
ursache der Volksnot. Nicht der zeitliche Getreidemangel ist hier schreck- 
lich, sondern die Unfähigkeit der Bevölkerung der fruchtbarsten Gouver- 
nements, dieses Getreide sich zu verschaffen. Die durchschnittlich niedrige 
Ernte der Schwarzerde einerseits, der Mangel eines anderen Erwerbs 
ausser dem Ackerbau andererseits — sind die Qaellen des Unheils, gegen 
welches wir nur symptomatisch kämpfen, indem wir seine akuten Äusse- 
rungen zu beseitigen suchen und damit die Krankheit ins Innere des Orga- 
nismus hineintreiben. Seit dem Miss wachse von 1891 waren 7 Jahre ver- 
flossen. Bei seinem Ausbruch wurde es jedem klar, dass es sich hier um 
das traurige Facit der schwachen Selbstthätigkeit des Volkes und der ver- 
fehlten Wirtschaftspolitik handelt, die nicht anerkannt hatte, dass die 
Basis des Volkswohbtandes die regelmässige Ausnutzung der Volksarbeit 
ist. Und trotzdem wurde bis jetzt nichts unternommen , um diese vom 
Leben selbst auf die Spitze getriebene Frage ihrer Lösung näher zu bringen. 
Nun wiederholte sich das Unheil und traf uns ebenso unvorbereitet wie im 
Jahre 1891. Die Verpflegungsorganisation, die man in Ordnung bringen 
wollte, blieb in ihrer früheren chaotischen Form. Die landwirtschaftliche 
Technik hat keine Fortschritte, wenigstens in den Grenzen der Schwarz- 
erde, gemacht. Zur Förderung der Industrie im Ackerbaurayon wurde 
nichts unternommen. Die Frage über den kleinen Kredit blieb • sogar 
unberührt. Und gleichzeitig damit lebt die ganze Masse unserer Bauern- 
schaft, bei völligem Mangel irgend welcher bürgerlichen Ordnung, mit 
unbestimmten Sitten, statt einem Gesetze, mit der Willkür des Mirs statt 
einem Gerichte, mit einer halbwilden Gemeindeordnung, welche die Ent- 
wicklung der Fürsorge und des Strebens zum Verbessern der Boden- 
bearbeitung hemmt. 

Mit der anderen ländlichen Klasse ist es auch nicht besser bestellt. 
Die Bodenschulden nicht nur des adligen, sondern auch des gesamten 
Privatbesitzes überhaupt nehmen rasch zu. Die niedrigen Getreidepreise, 
welche in den vier Jahren 1893 — 96 herrschten, und die zweijährige Miss- 
emte haben zu diesem Wachstum der Bodenverschuldung vielfach bei- 
getragen. Der Mangel eines fest organisierten kurzfristigen Waren- 
und Meliorationskredits brachte die Gutsbesitzer dazu, dass sie jedes Mal, 



wenn sie ein Tausend Eubel nötig haben, die Güter in den Hypotbek- 
banken verpfänden. Das alles zusammen trägt offenbar zu dem raseben 
Wechsel des Grundbesitzes vielfach bei, welche von dem bestehenden Ver- 
erbungssystem hervorgerufen wurde. Ungeachtet einer ganzen Keihe von 
Gesuchen seitens der Adelsversammlungen, ungeachtet des Allerhöchsten 
Willens, welcher sich wiederholt für Massnahmen zur Beseitigung dieses 
raschen Wechsels äusserte, machte die Gesetzgebung in dieser Richtung sehr 
wenig Fortschritte. Zu gleicher Zeit ist die Wirtschaftspolitik ausschliesslich 
mit der raschen Entwickelung der bearbeitenden Industrie beschäftigt und 
schenkt den Bedürfnissen der Landwirtschaft keine Aufmerksamkeit. Der 
Differentialtarif hat für die Landwirtschaft die gefUhrliche Konkurrenz des 
billigen Steppen- Getreides geschaffen, indem er die Ausdehnung der Fläche 
der Komproduktion fortwährend fordert. Den Ackerbau ohne Hilfe in dem 
Kampfe gegen die niedrigen Preise lassend, führt die Wirtschaftspolitik zur 
Verteuerung der Lebensmittel für die ländliche Bevölkerung, indem sie die 
hohen Schutztarife unterhält. Namentlich sind es die Zölle für Eisen, 
Gusseisen und landwirtschaftliche Maschinen, welche den Ackerbau erheb- 
lich drücken. Kein Wunder , dass der Ackerbau keine merkbaren Fort- 
schritte aufweist. 

Die einseitige Kichtung der Finanzpolitik, welche um den raschen 
Aufbau des zweiten Industriestocks auf den Euinen der Landwirtschaft 
besorgt ist, führt zu dem krassesten Kontraste zwischen der Ausdehnung 
der wirtschaftlichen Thätigkeit des Staates und dem Stillstande der Ent- 
wicklung innerhalb des Staates — dem Stillstande, welcher neuerdings 
bei der Volkszählung zum Ausdruck gelangte. Die ungeheure Ausdehnung 
unseres Vaterlandes und seine Bevölkerung von 130 Millionen machen die 
auf den ersten Blick sonderbar erscheinende - Thatsache möglich, dass 
ein armes untemehmungsloses Volk eine reiche thätige Regierung hat, dass 
ein Land, dessen Hauptgewerbe im Sinken begriffen ist, seine zentralen 
Organe mit fortwährend wechselnden Geldmitteln versorgen kann. Das 
verflossene Jahrzehnt der russischen Finanzpolitik wird wohl mit der Zeit 
als ein interessantes Material zu Betrachtungen über die überwiegende 
Rolle der Staatsorgane im Wirtschaftsleben dienen. Бя scheint nicht 
unmöglich zu sein, in einem Volke, das langsam Kapital anhäuft, noch 
langsamer seine natürlichen Reichtümer ausbeutet und fast unbeweglich in 
seinem Hauptgewerbe ist, künstlich Merkzeichen eines wirtschaftlichen Auf- 
schwungs hervorzurufen, ihm sogar industrielles Gründertum, Börsenfieber, 
ja sogar einen Schein von Reichtum — einen ungeheuren Metallvorrat — 
einzuimpfen. Dies ist wohl deswegen möglich, weil die Staatsgewalt zu 



gleicher Zeit ein mechanischer Apparat von ungeheurer Kraft ist, 
im Stande, Millionen von Kübeln und Millionen von Menschenwesen in 
Bewegung zu setzen. Zwar ist diese Bewegung nicht von den inneren 
Funktionen des Organismus hervorgerufen, zwar ist sie, wie alle wirtschaft- 
lichen Initiativen des Staates, viel zu kostspielig, so dass diese angebliche Be- 
reicherung deshalb nur eine scheinbare sein kann. Der Zweck ist aber er- 
reicht : die ungeheuren Summen sind im Verkehr, der Bau neuer Fabriken 
und Eisenbahnen geht rasch vorwärts, die Einnahmebudgets wachsen , die 
Banken und die industriellen Unternehmungen nehmen fortwährend zu. 
Dank ihren zahlreichen Agenten dient die zentrale Gewalt als Haupttrieb- 
feder dieses forcierten Aufschwungs. Diese Politik , welche künstlich die 
bearbeitende Industrie zur Entwickelung bringt, ist nichts anderes, als die 
praktische Anwendung jener unbestreitbaren Wahrheit, dass die gewerbliche 
Thätigkeit produktiver und folglich profitabler als die landwirtschaftliche ist, 
dass es vorteilhafter ist, das Kohmaterial zu bearbeiten, als es zu erzeugen. 
Jeder Arbeiter und jeder Bubel, welcher dem Boden entrissen und der Fabrik 
einverleibt wird, ergiebt eine direkte Zunahme der Bruttoeinnahme des 
Landes. Wenn es aber im Lande an Kapitalien mangelt und namentlich 
die Initiative fehlt, um neue Fabriken zu gründen und die alten zu er- 
weitern, kann das Kesultat durch die Heranziehung ausländischer Kapi- 
talien erreicht werden. Dabei wird aber eins ausser acht gelassen : dass es 
zur erfolgreichen Lösung dieser kühnen und grandiosen Aufgabe nötig ist, 
dass gleichzeitig mit der Industrie auch die Produktion des Kohmaterials 
wachse, imd dass dieses Wachstum nicht nur im Umfange, sondern auch in der 
Qualität erfolge. Das ist aus folgenden Ursachen nötig : erstens ist es für 
jedes Volk vorteilhafter, sein eigenes Bohmaterial zu bearbeiten, als fremdes; 
zweitens ist ein in der industriellen Entwickelung junges Land, das nicht 
im Stande ist, seine Fabrikate im Auslande umzutauschen, gezwungen, die- 
selben im Inlande abzusetzen, und es muss daher zu Hause einen Kaufmarkt 
haben, welchen ihm nur der Ackerbau geben kann ; drittens muss ein solches 
Land zur Stabilisierung der internationalen wirtschaftlichen Lage, d. h. zur 
Erhaltung der stabilen Metallwährung, eine günstige Bechnungsbilanz haben, 
eine ausgedehnte Ausfuhr, welche seine Ausgaben für die Kreditverpflich- 
tungen zu decken vermag. Diese Ausfuhr darf aber nicht auf Kosten der 
Volks Verpflegung, sondern nur auf Kosten des Überschusses vor sich gehen. 
Zur Basis eines gesunden wirtschaftlichen Wachstums muss somit die Ent- 
wickelung der Landwirtschaft gemacht werden. Die folgenden Seiten 
werden dem Leser zeigen, inwiefern diese Bedingungen bei der gegen- 
wärtigen glänzenden Lage unserer Finanzen vorhanden sind. 



Bei der Zusammenstellung dieses Buches benutzte der Verfasser 
folgende offizielle Angaben als Quellen zum nötigen Ziffemmaterial : 

1) „Berichte des Staatskontroleurs"" für 1887—97. 

2) „Berichte der Adel- und der Bauembank'' für 1896. 

3) „Der Geld verkehr in Bussland" von Kaschkarow, Bd. I und II. 

4) „Verzeichnis der Fabriken im europäischen Bussland", Ausg. 1880 
und 1894. 

5) „Das handelsindustrielle Bussland/' 1898. 

6) „Übersicht des Aussenhandeb Busslands," Ausg. der Abteilung des 
Departements der Zolleinkünfte, 1896. 
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I. 

Das Jahrzehnt, welches mit dem Amtsantritt des hingeschiedenen 
J, A. Wischnegradski begann, gehört zu den interessantesten Seiten der 
Finanzgeschichte der zivilisierten Welt. Es stellt ein ununterbrochenes 
und überaus rasches Wachstum der Staatseinnahmen und eine eben so 
rasche Erweiterung der Staatswirtschaft dar. Aus einem Lande mit chro- 
nischen Defiziten und schwankender Währung wurde Bussland, schon nach 
einem Eegierungsjahre des neuen Ministers, zu einem Lande mit chro- 
nischen Überschüssen und nach 5 Jahren, gegen 1892, mit einer 
bereits stabilen Kreditwährung. 5 Jahre später wurde diese Kredit- 
währung ohne weitere Schwankungen des Kurses mit Gold identifiziert. 
Und während dieses Jahrzehnts hat unser Vaterland seinen Metallvorrat 
von 281 Millionen Eubel bis auf 1591 Millionen gebracht und sein Eisen- 
bahnnetz um das Anderthalbfache vergrössert, so dass dasselbe Anfang 
Januar 1898 schon 37 801 Werst betrug. Dies alles geschah in einem 
nicht reichen Lande mit einer schwach entwickelten Industrie, mit einer 
ungünstigen Handelsbilanz, in einem Lande, welches stark verschuldet 
ist und niemals seine Ersparnisse an fremde Völker verlieh. Für die 
Schnelligkeit und die Schärfe der eingetretenen Änderung kann nur ein 
Beispiel aus der Finanzgeschichte als ein noch überraschenderes angefahrt 
werden — jene phantastische Umwandlung, welche in einigen Monaten in 
der Staatswirtschaft Frankreichs nach dem Eegierungsantritte Napoleons 
am 18. Brumaire 1799 stattgefunden hatte. 

Als Frankreich mit seinem gänzlich zerrütteten Geldverkehr, mit seinem 
Papiergelde von ftlnf verschiedenen und stark entwerteten Typen und mit 



seinem täglich schwankenden Kurse, mit seiner Goldwährung bei dem 
fast vollständigen Fehlen der Metallmünze, welche sich in den Händen 
von Bankiers und Spekulanten konzentrierte, dem Bankerotte nahe war, 
gelang es Napoleon, die ohne jedes Vertrauen gebliebenen Assignaten ver- 
schiedener Bezeichnungen aus dem Verkehr gänzlich auszuschliessen, sie 
durch neues, allgemein gern angenommenes Papiergeld zu ersetzen, und das 
Gold bei einem ziemlich massigen Agio in den Verkehr wiederum einzu- 
führen. Dies alles wurde nur durch das einzige Mittel erreicht — durch 
das ungewöhnliche Vertrauen zum Verstände und zur Energie des Mannes, 
welcher sich der Gewalt bemächtigte. 

Allerdings hat die bei uns vollzogene Finanzreform nichts Gemein- 
schaftliches mit derjenigen Napoleons. Die Verhältnisse, imter welchen 
J. A. Wischnegradski sein hohes Amt antrat, haben keine Ähnlichkeit 
mit der Lage des französischen Geldmarktes Ende 1799. Dem An- 
schein nach sind sie wohl viel günstiger. Sussland hatte keine inneren 
Erschüttenmgen durchzumachen. Das Vertrauen zu der Regierung, zu 
ihrer Bereitwilligkeit, genau ihren Pflichten nachzukommen, wurde nie 
erschüttert. Der Kurs unserer Kreditscheine sank nie unter 50 ^Jq : nur 
ein Mal wurde unser Eubel während einiger Tage mit 200 Centimes kotirt. 
Und wenn bei uns auch kein Gold auf dem Markte war, so war doch 
eigentlich bei uns nie eine Goldwährung, unser Eubel war im Momente 
der Wiederherstellung der Metallparität von Graf Kankrin eine Süber- 
münze. Allerdings war im Jahre 1843, als die Wiederherstellung des 
Metalltausches abgeschlossen wurde — welcher Abschluss übrigens mehr 
auf dem Papier, als in Wirklichkeit geschah — , das Verhältnis zwischen 
den beiden Edelmetallen festgesetzt, und seine Schwankungen waren nur 
zufallig und unbedeutend. Die in der Folge eingetretene Entwertung des 
Silbers brachte dieses Metall so nahe an den Kurs der Kreditscheine, dass 
im Jahre 1887 das Silberagio fast verschwunden war, und im Jahre 1892 
die Silberwährung und die Papierwährung gleich geworden sind, wonach 
der Kreditrubel höher als seine Metallbasis geschätzt wurde — eine in der 
Finanzpolitik noch nie dagewesene Erscheinung. 

Indessen waren trotz dieser scheinbar günstigen Verhältnisse zwei 
Momente, welche die Wiederherstellung unseres Finanzsystems im höchsten 
Grade erschwert haben. Das erste war eben jene Zwischenlage, 
welche unser Kübel zwischen der Silber- und der Goldwährung einnahm. 
Eine Eeihe von der Eegierung nach dem Kriege von 1878 vorgenommener 
Goldanleihen, die Einführung der obligatorischen Entrichtung der Einfuhr- 
zölle in Gold, endlich das schweigende Zugeständnis der Eegierung, die 
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Zinsen von den früheren Silberanleihen in Grold zu zahlen, dies alles hat 
allmählich unseren Ereditrubel der Goldwährung angepasst, als diese 
Währung noch nicht überall eingeführt war; Eigentlich hat unsere 
Währung, trotz des Textes des Münzreglements, seit der Aufhebung des 
Auswechselns im Jahre 1855 nicht aufgehört, nach der Goldwährung zu 
gravitieren, und unser ausländischer Kurs, d. h. das Agio, wurde immer in 
Gold berechnet. Es geschah, weil die hauptsächlichen Geldmärkte, mit 
welchen wir zu thun hatten — London, Amsterdam und Paris — , in Gold 
rechneten. Die Länder mit Silberverkehr, wie Deutschland, waren noch 
damals dem Agio nicht imterworfen, da die Entwertung des Silbers noch 
nicht begonnen hatte. Es war doch eine Zeit, als das Sinken des Markt- 
preises für Silber bereits im vollen Gange war, das Jahrfünft 1867 — 72 ; 
in Deutschland galt noch die Silberwährung, während Frankreich die 
Gleichberechtigung beider Metalle aufrecht erhielt. Dieser Moment war 
von entscheidender Bedeutung für unser Geldsystem. Es stand uns damals 
bevor, einen der zwei Wege zu wählen — entweder für die Silberwährung 
zu stehen und die Entwertung des weissen Metalls zu benutzen, um das 
Auswechseln auf Silber wieder herzustellen, oder umgekehrt die Gold- 
währung mittele Devalvation oder mittels Erreichung der Parität einzu- 
führen. Die bedeutenden üeberschüsse , welche das ganze Jahrzehnt 
1867 — 76 bis zum orientalischen Wirr war charakterisierte, boten die 
Möglichkeit , den einen wie den anderen Weg zu wählen. Andererseits 
machte es das Steigen unseres Kurses, welcher im Jahre 1875 330 Centimes 
auf Paris betrug, scheinbar wahrscheinlich, in naher Zukunft die vollständige 
Parität zwischen dem Papierrubel und Gold zu erreichen. Bei einer vor- 
sichtigen, konsequenten und sparsamen Politik wäre es ohne jede Er- 
schütterung des inneren Marktes leicht ausführbar gewesen, umsomehr, als 
die Getreidepreise damals hoch standen und die Einführung der Goldwährung 
sie nur unbedeutend herabsetzen konnte. Die damals geringe ausländische 
Verschuldung bei der wachsenden Ausfuhr gestattete eine Geldreform ein- 
zuführen, ohne für ihre Stabilität zu fürchten. 

Wir haben aber keinen dieser Wege eingeschlagen. Wir konnten uns 
nicht entschliessen, die Silberwährung zu wählen, da das weitere Sinken 
des Silbers bereits in Aussicht stand und die Silberwährung in zwei grossen 
Ländern der zivilisierten Welt, in Amerika und Deutschland, zu Gunsten 
der Goldwährung aufgehoben wurde -^ dort nach dem Bürgerkriege und 
hier nach dem Frieden mit Frankreich, welcher dem neu gegründeten 
deutschen Seiche die Fünfmilliardenkontribution verschaflft hatte. Im 
lateinischen Münzbunde war ebenfalls die Gleichberechtigung beider Metalle 
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vor harten Angriffen nicht verschont, und es war vorauszusehen, daes in 
naher Zukunft der Hauptstaat des Bundes, Frankreich, die freie Silber- 
prägung aufgeben und die Silbermünze zur Scheidemünze machen würde. 
Die monometallistische Lehre, welche sich in Europa einer überaus grossen 
Verbreitung erfreute, war auch bei uns fast allgemein anerkannt. So blieb 
in den Augen derjenigen, welche unsere Finanzpolitik leiteten, nur die 
Wahl zwischen der Erhaltung des Papierverkehrs und dem Uebergange 
zu Gold übrig. 

Wie gesagt, schlich sich bei uns die Goldwährung unbemerkt ein, und 
die Einführung des Agios auf Gold wurde die Sehnsucht nicht nur unserer 
Finanziellen, sondern auch des gesammten russischen Publikums. Die- 
jenigen, welche so misswillig das Goldagio aufnahmen, mögen sich nur 
erinnern, wie viel Spott und Hohn vor 25 Jahren gegen unsere un- 
wechselbaren Papiere geschleudert wurde, wie viel Klagen wegen des Ver- 
lustes im Kurse beim Uebergange der Grenze erhoben wurden. Es fehlte 
auch nicht an Eeformprojekten , offiziellen und nichtoffiziellen, unter 
welchen die Denkschrift des verstorbenen N. Ch. Bunge die meiste Be- 
achtung verdient, die einige Jahre vor seiner Ernennung zum Vizefinanz- 
minister verfasst wurde, als er noch Professor an der Kiewer Universität war. 
Es wurden auch Stimmen zu Gunsten der Devalvation laut, wie eine solche 
im Jahre 1843 vollzogen wurde, d. h. unter der Bedingung, dass unser 
Rubel seine Vierfranken-Parität bewahre. Übrigens trat gegen diese 
Devalvation die Mehrheit entschieden auf, da sie mit Secht erkannte, dass 
eine solche Devalvation einem teilweisen Staatsbankrott und einer keines- 
wegs zu befürwortenden Plünderung der Schuldner zu Gunsten der Gläu- 
biger gleichkäme. Ausserdem gestattete noch der verhältnismässig geringe 
Kursfall der Papiere, die Hoffnung auf eine vollständige Wiederherstellung 
der Parität nicht aufzugeben. Es fehlte auch damals bei uns die einzige 
Bedingung, unter welcher eine Devalvation solchen Typus berechtigt ist : 
die innere Umwertung der Waren und der Dienstleistungen hatte noch nicht 
stattgefunden. Der Kreditrubel, welcher bei den Operationen mit Aus- 
ländern 25 — 30®/o seines Wertes einbüsstej hatte noch seinen vollen Wert 
im Innern des Landes. 

Die Träume von der Wiederherstellung des Agios mussten indessen 
infolge der drei Momente, welche ihre Verwirklichung verhinderten, zer- 
rinnen. Das erste war die Erinnerung an den missglückten Versuch 
M. Ch. Keutems, im Jahre 1862 das Agio einzuführen — ein Versuch, 
der, wie bekannt, der Staatskasse ungeheure Verluste zugezogen hat. Diese 
Erinnerung lastete lange auf unserem Finanzressort und liess es nicht den 
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Gedanken an eine Geldreform aufnehmen. Als zweites Hindernis trat 
die am Ende der 60er Jahre begonnene Erweiterung des Eisenbahn- 
netzes auf. Zwar wurden damals die Eisenbahnen von privaten Kon- 
zessionsinhabem gebaut, aber sie veranlassten die Staatekasse zu grossen 
Ausgaben für die Bildung eines speziellen Eisenbahnfonds und für die 
Entrichtung der Garantien auf die Aktienkapitalien. Die 5procentigen 
Obligationsanleihen, welche zu einem äusserst niedrigen Kurse realisiert 
wurden und rasch nach einander bis zum Beginn der Orientkrise folgten, 
haben unseren damals noch schwachen ausländischen Kredit erschöpft und 
den Markt mit Börsenwerten überschwemmt. Infolgedessen konnte die 
Eegierung nur langsam einen Goldfonds ansammeln, ohne noch zu wissen, 
welche Bestimmung demselben gegeben würde, und oft gezwungen, einen 
Teil des angesammelten Goldes zur Erhaltung des Kurses wieder zu ver- 
kaufen. Oft kam es vor, damals sowie auch später unter Wischnegradski, 
dass ein Waggon mit Gold, nach dem Auslande aufgegeben, noch xmter- 
wegs die von dort zurückkehrenden Kreditpapiere traf, auf welche das 
Gold im Voraus gekauft wurde. Endlich haben der Orientkrieg und die 
ihm vorangegangene serbische Kriegsexkursion auf ein Mal die Anläufe 
zur Goldreform, sowie die Anhäufung des Metallfonds lahm gelegt. Lange 
Zeit nach diesen Ereignissen, volle 10 Jahre, war keine Rede von der 
Wiederherstellung des Agios, wenn die von Bunge projektierte alljährliche 
Aushändigung von 50 Millionen an die Staatsbank, um Kreditpapiere von 
der entsprechenden Summe aus dem Verkehr zurückzuziehen, nicht als 
eine dazu vorbereitete Massnahme bezeichnet werden soll. 

Wir können nicht umhin, den bei uns viel verbreiteten Irrtum zu 
erwähnen, dass die im Jahre 1876 eingeführte Entrichtung der Einfuhrzölle 
in Gold die Vergrösserung des Metallfonds zum Zweck gehabt hätte. Diese 
Massnahme wurde von zwei ganz anderweitigen Erwägungen hervorgerufen 
— von der Anerkennung der Notwendigkeit einer absoluten Erhöhung des 
Zolltarife und der Absicht , sich gegen die übermässige Einfuhr mittels 
eines Zolles, welcher bei jedem Sinken des Kurses automatisch stieg, zu 
sichern. Den Goldfonds mittels des Metalltarifs anzuhäufen, war schon 
deshalb unmöglich, weil die Thatsache des Goldeinkaufs von Privaten, 
darunter auch von ausländischen Importeuren, die Anhäufung unserer 
Kreditpapiere im Auslande zur unumgänglichen Folge hatte, was auf den 
Kurs drückend wirkte. Eigentlich war es gar nicht notwendig, von den 
Importeuren die Zollentrichtung nur in Gold zu fordern. Es hätte genügt, 
das Äquivalent des Goldes in Kreditpapieren gezahlt zu bekommen. Es 
wären damit die beiden oben erwähnten Ziele erreicht: der bewegliche 
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Damm, der die übennässige Einfuhr zurückhält, wäre auch bei der Ent- 
richtung des Zolle in Papier hergestellt. Die sogenannten Zollamts- 
quittungen dienten in der That als Surrogat des Goldes. Hatte die Regie- 
rung die Absicht, die Zolleinkflnfte zum Einkauf von Metallmünzen zu 
verwenden, dann war es für sie gleichgültig, ob der Importeur oder der 
Beamte des Finanzressorts das Gold bekam. Die Bedeutung dieser Operation 
ging nur darauf aus, dass ein Teil der Staatseinnahmen, Zolleinkünfte 
oder anderer Einkünfte — das wäre im Grunde genommen gleich gewesen — 
zur У ergrösserung des Metallfonds bestimmt war. Eine solche Bestimmung 
erhielt in der Folge die sogenannte «freie Aktiva. 

Als zweites Moment, welches die Einführung der nationalen Währung 
im hohen Grade erschwerte, muss unsere schwache und minderwertige Pro- 
duktivität anerkannt werden. Im Weltverkehr wird uns die Holle des 
Lieferanten der billigsten Waren zu teil, deren Ausfuhr nach Europa 
wir fast allein besorgen. Am Anfange des laufenden Jahrhunderts fährten 
alle europäischen Länder, mit Ausnahme Englands, Frankreichs und der 
Niederlande, die Produkte ihres Ackerbaues aus. Das Wachstum der 
Bevölkerung hat allmählich alle diese Länder in Konsumländer umge- 
wandelt, welche diese Produkte im Auslande einkaufen, während derÜber- 
schuss der Arbeitshände der wertvolleren Produktion sich zuwandte. Vor 
unseren Augen vollzog sich diese Umwandlung in Ost erreich, wenigstens 
in seiner cisleithanischen Hälfte. Zusammen mit uns sind mit der Ausfuhr 
von Korn, Fleisch, Borsten, Fett u. s. w. die an der niederen Donau 
und auf der Balkanhalbinsel liegenden Länder befasst. In dem Masse, 
wie ein Volk von der Produktion der Eohmaterialien zu der Bearbeitung 
derselben, d. h. zu einer wertvolleren Produktion, überging, sammelte es 
Ersparnisse an, wurde reicher und trat als Gläubiger anderer Völker auf, 
die ebenfalls nach Vervollkommnung ihrer Eegierungs- und Kriegsorgani- 
sation strebten, diese Ausgaben aber, welche von dem Bedürfnisse, mit der 
politischen Ordnung die allzu langsame industrielle Entwicklung einzu- 
holen, hervorgerufen wurden, nicht zu decken vermochten. In dieser 
progressiven Bewegung, in dieser Differenzierung der Produktionsarten 
liegt eben die Ursache des Eeichtums der westeuropäischen Völker ; in- 
dem sie an andere Völker ihre Ersparnisse verliehen, sicherten sie sich 
eine immer günstigere Rechnungsbilanz und konnten später auf Kosten 
der verliehenen Kapitalien sich den Luxus grandioser staatlicher und kom- 
merzieller Unternehmungen sowie einer reichen Einfuhr fremder Waren 
gestatten. 

Nun taucht natürlicherweise die Frage auf, ob nicht auch für unser Vater- 
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Iftnd die Zeit gekommen ist, лив einem Ackerbaulande in ein Industrieland 
sieb zu verwandeln und damit nicbt nur den Wert seiner Produktion zu 
erböben, sondern aueb eine Stelle unter den Ländern einzunebmen, welcbe 
naeb dem Auslande nicbt nur Robmaterial, sondern aucb bearbeitete Pro- 
dukte ausftibren. Ein Blick auf die Bilanzen unseres Ausfubrbandels reicbt 
aus, um die Überzeugung zu gewinnen, wie weit wir nocb in dieser Be- 
ziebung binter unseren westlicben Nacbbarn zurückgeblieben sind. Über 
90% unserer Ausfubr besteben aus Robmaterialien und Halbfabrikaten, 
und eine geringe Zabl von Fabrikaten fübren wir über die asiatiscbe 
Grenze, bauptsäcblicb nacb Persien und Bucbara, aus. Erzeugnisse 
russiscber Industrie finden vorläufig nur auf dem inneren Markte Absatz. 
Aber aucb diesen Markt baben wir nocb nicbt ganz erobert, wie aus der 
Übersicht der Artikel unserer Einfubr zu erseben ist. Von den drei Haupt- 
gegenständen dieser Einfubr — Nahrungsmittel, Baumwolle und verar- 
beitetes Eisen — können wir den ersten nur ganz unbedeutend vermindern, 
da wir kaum jemals Thee-, Kaffee- und Apfelsinenplantagen einführen 
werden. Dafür aber steht unserm Weinbau eine weite Entwicklung bevor, 
und wenn nach dieser Richtung bin fordernde Massnahmen getroffen würden, 
könnte unser Weinbau schon jetzt nicbt nur die russische Bevölkerung mit 
billigem Weine versorgen j sondern auch einen ganzen Ausfuhrartikel dar- 
stellen. Es wäre zu diesem Zwecke von grossem Nutzen, einen Kredit 
zur Errichtung von Weingärten zu eröffnen und den accisefreien Verkauf 
russischen Weins in allen Gastwirtschaften zu gestatten. Die Baumwolle- 
kultur in Russland verdrängt vorläufig in sehr geringem Grade die ein- 
geführte Baumwolle : ihre Produktion beträgt fast 5,5 Mill. Pud. In Zu- 
kunft wird wahrscheinlich diese Industrie die Einfuhr aus dem Auslande zu 
decken vermögen , obwohl die turkestansche Baumwolle in qualitativer 
Hinsicht kaum der amerikanischen gleich kommen wird. Endlich ist, trotz 
des Wachstums unserer Eisenproduktion, welche nach der vorläufigen Be- 
rechnung fär das Jahr 1897 133 Mill. Pud, auf die Einheit des Gusseisens 
berechnet, beträgt, auch die Einfuhr aus dem Auslande gestiegen, in 
7 Jahren von 1 7 Mill. Pud bis auf 52 Mill. Pud. Es muss auch hervor- 
gehoben werden, dass diese Zunahme hauptsächlich auf Kosten des Sorten- 
eisens und des Stahls vor sich geht, während unsere einbeimische Produktion 
fast ausschliesslich auf das Ausschmelzen des Gusseisens beschränkt ist. 
Bemerkenswert ist es, dass wir auch in denjenigen Artikeln ohne aus- 
ländische Fabrikate auskommen können, wo wir Rohmaterial hoher Qua- 
lität in Überschüssen produzieren. Wir führen immer noch ausländische 
Tuche, Leinwand-, Leder- und Wollefabrikate ein, von den Seidefabrikaten 
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gar nicht zu sprechen ; die Einfuhr der WoUefahrikate hat im Verhältnis zur 
Produktion noch zugenommen. Mit der chemischen Industrie ist es noch 
schlimmer hestellt. Zwar macht in keiner einzigen Ware dieser Kategorie 
die Einfuhr eine hedeutende Ziffer aus, insgesamt aber führen wir chemische 
Produkte in grösserem Betrage ein, als wir sie produzieren. Soda z. B. 
produzieren wir nur 3 Mill. Pud, trotz unserer ungeheuren Salzlager, und 
die Produktion von Anilinfarbstoffen ist noch im Keimzustande. Wir 
können somit eine günstige Handelsbilanz nur durch die Massenausfuhr 
unterhalten, d. h. entweder durch eine möglichst grosse Produktion von 
Eohmaterialien oder durch eine Herabsetzung des inneren Konsums. Aber 
auch gesetzt den Fall, dass wir unsern eignen Markt beherrschen und 
sogar einen Uberschuss von Fabrikaten erzeugen könnten, würde es uns 
kaum gelingen, diese Fabrikate zu exportieren. Die Märkte Westeuropas sind 
für uns geschlossen, dank der dortigen Überproduktion und dem höheren 
technischen Niveau der Industrie. Die exotischen Märkte sind uns eben- 
falls unzugänglich, da wir keine Kolonien besitzen und keine Handeleflotte 
zur Verfügung haben. Unter solchen Umständen, bei dem Mangel an 
Ersparnissen und bei der ungeheuren Staatsschuld, welche gegen 1897 bis 
auf 6735 Mill. Rubel gestiegen ist, ist für uns eine aktive Eechnungsbilanz 
eine Sache der Unmöglichkeit, wenigstens solange wir unsere Staatswirt- 
schaft mehr auf dem Niveau unserer Ansprüche als auf dem unserer Geld- 
mittel halten. In Anbetracht dessen muss es anerkannt werden, dass der 
Gedanke , das Goldagio zu eröftiien , welchen J. A. Wischnegradski seit 
seinem Amtsantritte hegte, ein wahrhaft heldenmütiger war. 



II. 

Die Finanzepoche, der wir diese Seiten widmen, zerfällt natürlicher- 
weise in zwei Teile, infolge des im Jahre 1892 stattgefundenen Wechsels 
in der Hauptleitung unserer Staatswirtschaft. Die zwei Staatsmänner, 
welche nacheinander den Posten des Finanzministers besetzten, hatten den 
gemeinsamen Zug, dass weder der eine noch der andere der bureaukra- 
tischen Hierarchie angehörte und dass sie infolgedessen in ihre Politik ein 
eigenartiges Verfahren und die Befreiung von dem Herkömmlichen hinein- 
trugen. Als Männer der Praxis brachten sie in unsere Staatswirtschaft ein 
beschleunigtes Tempo und erfrischten sie durch Zu^hrung neuer Kräfte und 
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neuer Initiativen. Das H9,uptyerdien8t J. A. Wischnegradskis war seine 
eherne Unbeugsamkeit, mit welcher er das Ausgabenbudget vor dem Ein- 
dringen ausserordentlicher Bewillig^gen bewahrte, welche früher so viel 
Unerwartetes brachten. Er bemühte sich eifrig, das Budget und seine 
Ausführung möglichst übereinstimmend zu gestalten. Dank diesem Zuge 
seiner Politik hielt er die Staatsausgaben von Überlastung frei. In dieser 
Hauptrichtung seiner Thätigkeit offenbarte sich der kunstvoll tüchtige 
Mann, der in der Geldwirtschaft die strenge Erhaltung der Bilanz am höchsten 
zu schätzen pflegt. Er betrachtete in der That die Staatsflnanzen wie ein 
Privatuntemehmen, wie eine ungeheure Industrieuntemehmung, deren Ziele 
mit der Erreichung hoher Dividende erschöpft sind. Wir wollen damit 
keineswegs die nützlichen Resultate seiner Sparsamkeit verkleinern. 
Aber erwähnt muss doch werden, dass noch während seiner Leitung und 
trotz des Lobes, welches ihm in der ausländischen Geldwelt gezollt wurde, 
bei uns von manchen Seiten gegen seine Politik Vorwürfe wegen Nichtbeach- 
tung der Interessen des Landes und der Fortschritte seiner Industrie gemacht 
wurden. Wischnegradski habe die Staatswirtschaft im engen Sinne voll- 
ständig aus der allgemeinen Volkswirtschaft ausgeschieden. Ein Teil 
Wahrheit war in diesen Vorwürfen vorhanden, da während der sechs Jahre 
seiner Leitung sehr wenig zur Hebung unserer Produktivkräfte unter- 
nommen wurde. Aber wenn auch Wischnegradski als Minister seinen 
geschäftsmässigen Standpunkt nicht aufgeben konnte, so hat er doch 
zweifellos die Mittel der Staatskasse gewahrt und sie damit zu jener 
raschen gesteigerten Bewegung vorbereitet, welche sein Nachfolger ihnen 
erteilte. 

Bei seiner Sorge, die Ausgaben in möglichst engem Kahmen zu 
halten, offenbarte er ein grosses Talent in der Entdeckung neuer freier 
Mittel. Ausser den während seiner Leitung eingeführten Steuern, 
welche eine grosse Originalität aufweisen, offenbarte sich auch seine 
geschäftliche Vergangenheit in der Beweglichkeit, welche er den baren 
freien Mitteln der Staatskasse beibrachte, und in der Eeihe von Eon- 
versionen, welche die Ausgaben zur Deckung der Zinsen für die Staats- 
schulden bedeutend verminderten. Zu dieser letzten Massnahme griff er, 
als die 5-prozentigen Anleihen kaum den nominellen Kurs erreichten. Zum 
ersten Male haben bedeutende zur Verfügung der Staatskasse stehende, 
sowie bei den ausländischen Bankiers aufbewahrte Summen die spezielle, 
nicht immer öffentlich ausgesprochene Bestimmung erhalten, durch zeit- 
gemässen Einkauf und Verkauf von Fonds, sowie durch Ausnutzung der 
Arbitrage das Vermögen der Staatskasse zu vergrössem. Unter seinen 
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Vorgängern dienten als Objekt solcher Ein- und Verkäufe bald das aus- 
ländische Gold, bald die russischen Kreditscheine. Auf diesem Wege 
wurde der Einfluss auf den Kurs, zuweilen nicht ohne Verlust für die 
Staatskasse, ausgeübt. Wischnegradski war der erste Finanzminieter, 
welcher den Gedanken aufnahm, die Kursdifferenzen auszunutzen, um einen 
fiicheren Vorteil aus den immer zur Verfügung der Kegierung stehenden 
Summen zu ziehen. Diese Gewinnquelle, welche genau nicht zu berechnen 
ist, trug im hohen Grade zur Bildung des Goldfonds bei. 

Beim Amtsantritt Wischnegradskis war die Lage der russischen 
Finanzen wie folgt. Sämtliche Staatsbudgets für die vorangegangen acht 
Jahre hatten mit Defizits abgeschlossen und, obgleich in den einzelnen 
Artikeln des Einnahmebudgets Überschüsse vorkamen, so wurde doch nie 
der Etat der ordentlichen Ausgaben von den ordentlichen Einnahmen 
gedeckt, trotz des weiten Begriffs, der damals den ausserordentlichen Aus- 
gaben beigelegt wurde. Bis zum Gesetze vom 4. Juni 1894 waren sämt- 
liche Ausgaben nicht nur beim Bau neuer Eisenbahnen, sondern auch beim 
Vergrössern der Transportfähigkeit der existierenden, sowie die Ausgaben 
für die Befestigung der Meeresküsten, für die Hafen- und Festangearbeiten, 
für die Neuausrüstung des Heeres als ausserordentliche bezeichnet. Die 
Beständigkeit der Defizits bei den Budgetanschlägen und bei den Budget- 
■ausführungen war einerseits von der Vorsichtigkeit Bunges beim Vor- 
anschlag der Einkünfte, sowie von den von ihm durchgeführten Steuer- 
reformen, andererseits aber von der althergebrachten Sitte, im Laufe des 
Finanzjahres grosse ausserordentliche Kredite zuzulassen, bedingt. Es 
muss aber zugegeben werden , dass die Aufhebung der Salz- und Kopf- 
steuer, sowie die Einschränkung der Einstandszahlungen, welche die 
Staatseinnahmen insgesamt um fast 100 Millionen verminderten , den 
Boden zur Steigerung der späteren Zahlungsfähigkeit des Volkes vor- 
bereitet haben. Was das Volk an der Entrichtung der direkten Steuern 
und der Salzaccise erspart hat, kam bei den Einkünften aus der Brannt- 
weinsteuer wieder zum Vorschein, welche von 1882 bis 1886 bedeutend 
zugenommen haben. Wischnegradski versäumte es nicht, die gesteigerte 
Elastizität des Volksvermögens auszunützen, um die Staatskasse durch eine 
Eeihe von indirekten Steuern zu bereichern. Seit der Mitte der 80er Jahre 
wurde die indirekte Besteuerung nicht nur zur Basis der Staatswirtschaft, 
sondern fast zur einzigen Quelle der Staatseinkünfte. So g^ng es bis zum 
neuen Anstosse, welchen den russischen Finanzen der Nachfolger Wischne- 
gradskis erteilte, unter dem die speziellen staatlichen Unternehmungen in 
der Finanzbilanz eine ansehnliche Stelle einnahmen — die Eisenbahn- 

Golowin, Bassisohe FinanspoUtik. 2 
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«nd Waldwirtschaft, die Einkünfte aus den Staatsfabriken und Staate- 
kapitalien und das Branntweinmonopol. Die Staatsverschuldung betrug bei 
der Besetzung des Ministeramts durch Wischnegradski, d. h. am 1. Januar 
1886 , 1385,9 Millionen Metallrubel (darunter 326 Millionen unkündbar) 
und 2577,9 Millionen Kreditrubel (darunter 367 Millionen unkündbar). 
Bezieht man die Metallschuld auf die Kreditvaluta, nach dem in der Folge 
festgestellten Verhältnis : 1 Rubel Gold ftir 1,50 Eubel Kredit, und fügt man 
zum gewonnenen Facit die nicht konsolidierte zinslose SchiQd ^) hinzu, so^ 
wird die gesamte Verschuldung gegen 1. Januar 1887 in der Summe von 
5303,7 Millionen Kreditrubel ihren Ausdruck finden. Die Ausgaben der 
Zinsenzahlung ftir diese Schulden betrugen am Anfang 1887 ^) 216,7 Mill^ 
Eubel. 

Im Laufe des Jahres 1886 schwankte der Kurs auf Paris zwischen' 
235 und 254 Centimes pro Eubel, im Durchschnitt für das Jahr betrug er 
245. Er stand somit etwas unter dem damaligen Silberkurse auf deni 
Weltmarkte. Im Januar 1887 sank der Kurs noch tiefer und zwar bia 
auf 227, und seine nicht sehr merkbaren Schwankungen im Laufe de» 
Jahres wiesen die Tendenz zum Sinken auf: im Dezember wurde der 
Eubel nur mit 219 Centimes kotiert З). 

Unsere Handelsbilanz ging in eine aktive endgültig erst im Jahra 
1882 über — noch im Jahre 1881 übertraf die Einfuhr die Ausfuhr um 
34 Millionen Kreditrubel — ; aber bis zum Jahre 1887 , d. h. bis zum^ 
Amtsantritt Wischnegradskis , war das Mehr des Ausfuhrwertes äusserst 
unbedeutend: noch im Jahre 1886 betrug das Mehr der Ausfuhr nur 
45 Millionen. Damit steht offenbar der hartnäckig niedrige Stand unsere» 
Kurses während des ganzen Jahrzehnts nach dem Orientkriege im Zu- 
sammenhange. Die von diesem Kriege hervorgerufene starke Zunahme 
der Verschuldung erforderte ein erhebliches Mehr des Aussenhandels, um 
das Defizit der Eechnungsbilanz ins Gleichgewicht zu bringen. Dass dem 
80 war, ist aus dem verhältnismässig hohen Kurse der Periode 1871 — 75» 
zu ersehen, als die Handelsbilanz im Gegenteil fortwährend eine passive 
war. Und doch hat dieser Umstand keine erdrückende Wirkung auf die 
Valuta ausgeübt, dank unserer verhältnismässig geringen Verschuldung^ 



1) Die zinsfreie Schuld wird nach Abzug des zur gegebenen Zeit vom- 
Metallfonds gedeckten Teiles berechnet. 

2) Diese Angaben sind Kaschkarows „Goldverkehr in Rassland'* S. 101 fg. 
entnommen; siehe auch „Statistisches Jahrbuch des russischen Reiches**, Abt. I^ 
S. 8, Tabelle III. 

3) Kaschkarow, Ebenda, Band II, S. 48. 
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Mit 1887 trat eine schroffe Wendung ein. Die Handelsbilanzen begannen 
hohe Aktiven aufzuweisen — 224 Millionen Kübel im Jahre 1887) 
393 Mill. Eubel 1888, 313 Mill. Rubel 1889, 277 Mill. Kübel 1890 
und 328 Mill. Kübel 1891 ^). Indessen folgte der Kurs diesem Anstosse 
sehr langsam: im Jahre 1887 war seine durchschnittliche Höhe 228 Cen- 
tunes auf Paris, 1888 235, 1889 226, 1890 294 und 1891 277 Centimes. 
In den 2 Jahren der Leitung Wischnegradskis hat die scharfe Wendung 
zu Gunsten der Handelsbilanz, infolge der unbestimmten politischen Lage, 
keine Wirkung gehabt. Aber die feste Friedensliebe Kaiser Alexandere III. 
und zugleich die beständige Sparsamkeit des Finanzministers, sowie das 
Streben, die Ausgaben im Systeme des Staatskredits zu vermindern, haben 
ihre Wirkung gehabt. Seit 1889 wird die steigende Bewegung des Kurses 
sehr merkbar und im August 1890 erreichte er eine noch nie dagewesene 
Höhe — 301 auf Paris. Seitdem hatte unsere Finanzpolitik zu sorgen, um 
den Kurs auf einem niedrigeren Niveau zu erhalten, in der Furcht, dass eine 
Annäherung des Kurses zur Parität eine starke Erschütterung auf dem 
Geldmarkte zum Nachteile des Ackerbaues durch das Sinken des Korn- 
wertes hervorrufen könnte. Anstatt der steigenden Tendenz haben wir 
es seitdem mit einer anderen Tendenz zu thun, mit einer Keihe von Be- 
mühungen , eine Fixierung , d. h. eine vollständige ünbeweglichkeit des 
Kurses auf einem bestimmten Niveau von 266^/2 Centimes, gleich dem 
Verhältnis von 1 Kübel 50 Kopeken Kredit zu 1 Kübel Gold, zu 
erreichen. 

Die Idee, das Agio gerade bei solchem Verhältnis einzuführen, d. h. die 
Idee der auf dem festgesetz^n Preise des Kreditrubels beruhenden Devalva- 
tion, wurde von Wischnegradski am Anfange seiner Ministerschaft aus- 
gesprochen. Im Juni 1887 legte er dem Finanzcomitee eine Denkschrift 
über die Regelung des Goldverkehrs vor, in welcher er mit beson- 
derem Nachdruck auf die von den beständigen Schwankungen des Kurses 
erzeugten Nachteile hinwies. Von den zur Wiederherstellung des Metall- 
agios führenden Wegen hat der Minister denjenigen entschieden verworfen, 
auf welchem man die Parität des Kreditrubels mit dem Goldrubel hätte 
erreichen können. Die Macht seiner Gründe in diesem Sinne kann auch 
nicht verkannt werden. Nachdem alle Preise im Innern des Landes 
an den Kreditrubel sich angepasst hatten, hätte eine Zunahme seines 
inneren Wertes um 50 ^/q zur Entwertung der nach dem Auslande aus- 
zuführenden Waren, d. h. zu einem sehr erheblichen Verluste für alle 



1) Kasehkarow, Ebenda, Band I, S. 209. 

2* 
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Robproduzenten geführt, während die Preise der im Inlande zirkulierenden 
Waren und die Lohn- und Mietgelder, sowie die Honorierong freier Berufe 
notwendigerweise , der .Kraft der Gewohnheit gehorchend , zugenommen 
hätten: fOr sie wäre der Rubel Rubel geblieben, trotz der Erhöhung 
seines Wertes, bei den ausländischen Rechnungen aber hätten wir ftlr 
unsere Waren eine geringere Zahl Rubel bekommen, da die Krediteinheit 
durch die höhere Goldeinheit ersetzt wäre. Wenn die von Witte durch- 
geführte Geldreform auf so viel Misstrauen und Angst im Publikum stiees, 
so ist es begreiflich, wie viel Klagen erhoben wären, wenn alle diejenigen, 
deren Einnahmen vom Weltmarkte abhängig sind, diese Einnahmen, 
infolge der langsamen Annäherung des Kreditrubels an den Goldrubel, 
in geringerer Rubelzahl erhalten hätten, während sie nach ihrem Ausgabe- 
budget ebensoviel Rubel wie früher auszugeben hatten. Die von der 
Geldreform hervorgerufene Krisis hätte dann in ihrer krankhaften Intensität 
alles übertroffen, was wir in den letzten 10 Jahren beobachtet hatten. 
Von dem- Vorteil des Goldverkehrs aber überzeugt , hat Wbchnegradski 
nichts der Kankrinschen Reform Ahnliches vorgeschlagen. Die Kredit- 
und Metallrubel waren zwar bei uns schon längst getrennt, aber nicht so 
weit, dass sie im parallelen Verkehr zwei verschiedene Valuten, zwei ver- 
schiedene Preiseinheiten, wie in den 30er Jahren, schaffen konnten. Das 
Haupthindernis ftir den freien Verkehr des Goldes, sogar als Ware, und 
infolgedessen auch für seinen Zufluss aus dem Auslande war der Mangel 
an einem Markt, auf dem das Gold seine natürliche Kauffähigkeit besass. 
Angesichts dessen hat der Minister die Einführung des Agios als wünschens- 
wert erklärt und zwei Wege zu seiner Wiederherstellung vorgelegt : die 
Fixierung des Kurses auf dem Niveau von etwa 266^2 Centimes, wozu 
der Goldeinkauf im Auslande und die Verwendung eines Teils der Zoll- 
einkünfte für die Verstärkung des Metallfonds empfohlen wurden, und 
die Zulassung von Goldoperationen, sowie von Bezahlung der Abgaben 
an die Staatskasse in Gold. Es war eben derselbe Versuch, den einige 
Jahre später Witte aufgenommen hat. Der Unterschied besteht nur in 
der Art der Vollendung und in der verschiedenen Schnelligkeit, mit 
welcher die Reform vollzogen werden sollte. Das Finanzcomitee hat 
den Vorschlag des Ministers gutgeheissen, aber der von ihm ausgearbeitete 
Plan wurde nicht verwirklicht. Wie es scheint, war man zwar mit den 
Ideen Wischnegradskis im Prinzip einverstanden, man zweifelte aber an 
der Zeitgemässheit der Reform. 

Nur eine Seite der Reform wurde mit aller Energie durchgeführt : 
der Goldvorrath hat sich allmählich vergrössert und stieg im Jahrfünft 
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1887—1892 von 281 Millionen Goldrubeln bis auf 581 Millionen. Von 
den bis zum Amtsantritt Wiscbnegradskis angesammelten 281 Millionen 
wurden 170 zum sogenannten „Agiofonds'* verwendet, welcher zur Siche- 
rung einer entsprechenden Summe Kreditscheine, d. h. 255 Millionen, be- 
stimmt war. 

Kasehkarow zieht in seinem interessanten Buche ^) das Facit des in 
den Jahren 1883 — 97 angesammelten Goldes zusammen. Die Einfuhr 
aus dem Auslande mit der Ausfuhr verglichen und zu dieser Differenz die 
Ausbeute im Inlande hinzugefügt , gestaltet sich die Berechnung Kasch- 
karows folgendermassen : das Mehr der Einfuhr über die Ausfahr von Gold 
beträgt 389,4 Millionen Kübel, die inländische Ausbeute 446,8 Millionen; 
somit ist der Vorrat bis auf 836,2 Mill. Kübel gestiegen, was 1254,3 Kredit^ 
rubeln entspricht. Diese äusserliche Kechnungsart, welche nur sozusagen 
das Erscheinen des Goldes in realer Form fixiert, erklärt uns noch nicht, 
auf welche Weise das Gold gewonnen wurde und den Vorrat der Staats- 
kasse vermehrte, da die Ein- und Ausfuhr des Goldes manche Ursachen 
haben konnte, z. B. auch Abrechnungen zwischen privaten Personen, 
während die Goldausbeute in den Bergwerken entsprechende Ausgaben 
der Staatskasse erforderte. Die Art, wie bei uns der Metallfonds zustande 
kam , ist aus den von Kasehkarow angeführten Daten nicht zu ersehen!. 
Es muss auch bemerkt werden, dass ein gewisser Teil des Goldes, welches 
wir aus dem Auslande erhielten, der offiziellen Kontrolle entgehen konnte, 
zumal der Einkauf desselben oft auf Kechnung der Staatskasse von aus- 
ländischen Bankiers vorgenommen und das auf solche Weise gewonnene 
Gold für die Zahlung der Zinsen der Staatsschulden verwendet wurde, 
ohne dass es die russische Grenze überschritt. -Daraus ist ersichtlich, 
dass die Vorbereitung der Geldreform mittels Bildung eines Metallvorrats 
aus einer anderen, inneren Seite, auf dem Wege der Analyse des Etats 
und der wirklichen Ausführung desselben, gemäss den Berichten des Staats- 
kontroleurs, vorgenommen werden muss. 



Ш. 

Der Etat von 18^7 wurde nach dem ordentlichen Budget mit einem 
Defizit von 33 Millionen Kübeln (796,4 Millionen Kübel Einnahmen und 
829,7 Ausgaben) abgeschlossen; aber die wirklichen Einkünfte vermin- 

1) Kasehkarow, Band I, S. 226. 
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derten dieses Defizit bis auf 6,2 Millionen, obgleich auch die wirklichen Aas- 
gaben den Voranschlag um 6 Millionen Kübel übertrafen. Mehreinkünfte 
nach den ordentlichen Einnahmen kamen auch vor der Ernennung Wisch- 
negradskis zum Minister vor, aber unter ihm wurden sie zur gewöhnlichen 
Erscheinung und äusserten sich in ziemlich erheblichen Ziffern. Dieses 
Eesultat wurde durch zwei Verfahren erreicht — durch die unverzügliche, 
zeitweise schonungslose Erhebung der direkten Steuern und durch die 
äusserst vorsichtige Ausrechnung der erwarteten Einnahmen; beim Ver- 
gleiche der damaligen Budgets mit den ungeheuren Mehreinkünften in der 
Folge müssen natürlich die Ziffern Wischnegradskis als bescheiden an- 
gesehen werden. Aber schon damals schränkte man absichtlich die erwarteten 
Einkünfte ein. Die Auspressung der bäuerlichen Einlösegelder hat dem 
Finanzressort ausser dem direkten Dienst noch einen indirekten erwiesen ; da 
dadurch das Bauemgetreide in grossen Mengen auf den Markt gebracht wurde, 
hat es auf die Steigerung der Ausfuhr und damit auf den aktiven Charakter 
der Bilanz gewirkt. Darauf ist auch die scharfe Zunahme der Ausfuhr in 
den ersten Jahren der Ministerschaft Wischnegradskis zurückzuführen. 

Dass nicht nur die Handels-, sondern auch die Eechnungsbilanz günstig 
war, war für den neuen Minister von besonderer Bedeutung angesichts der von 
ihm erdachten Geldreform ; das über ganz Europa verbreitete Gerücht von dem 
auf der Idee der Devalvation beruhenden Plan des russischen Ministers hatte 
einen äusserst ungünstigen Einfluss auf den Erfolg der künftigen Beform, indem 
dadurch unser Kurs bis auf 160 auf Berlin und 210 auf Paris gefallen war. 

Das nicht ganz richtig verstandene Wort „Devalvation" hat eine 
Panik hervorgerufen. !N'och ehe man an die Sache herantrat , konnte 
Wischnegradski sich überzeugen, dass die noch nicht bis zum Ende aus- 
gesprochene Idee der Geldreform überflüssige Hindernisse für die Verwirk- 
lichung des von ihm erdachten Plans hervorrief. Er griff nicht zum 
üblichen Mittel für den Kampf gegen das Sinken des Kurses — zum Gold- 
verkauf. Hätte er damals beschlossen, auf alle Fälle den Kurs zu erhalten, 
so müsste man jetzt wahrscheinlich auf den angesammelten Goldvorrat ver- 
zichten. Wischnegradski zog aber vor, auf einem anderen, zwar langsamen, 
aber weniger gefährlichen Wege an das Ziel zu kommen — durch einen 
massigen Einkauf ausländischer Tratten bei gleichzeitiger Einschränkung 
der Einfuhr, i) Die erste bei seinem Amtsantritte durchgeführte Mass- 



. 1) Dieser Einkauf hat übrigens der Staatskasse grossen Katzen gebracht, da 
er hauptsächlich im Jahre 1890 bei einem hohen Kurse vollzogen wurde, während 
im Herbst 1891 ein Teil des eingekauften Goldes zu einem bedeutend niedrigeren 
Kurse zartick verkauft wurde. 
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nähme war die starke Erhöhung der Zölle, hauptsächlich auf Eisen, Baum^ 
wolle und Maschinen jeder Art, darunter landwirtschaftliche. Das im 
Laufe des Jahres 1887 fortwährend steigende Mehr der Handebbilanz 
hat seine übliche Wirkung gehabt : am Ende des Jahres stieg der Kurs, 
sodass der Metallfonds vergrössert werden konnte ; und im folgenden Jahre, 
1888, sind das Steigen des Kurses und das Mehr der Ausfuhr über die 
Einfuhr noch stärker geworden. 

In nachstehender Tabelle sind die Etats der ordentlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben nach dem Voranschlag und nach der Ausführung 
•der Etats angefahrt : 



Jahre 



Ordentliche Einnahmen Ordentliche Ausgaben 

Nach dem Nach den Nach dem Nach der 





Voranschlag 


wirkl. Einkünften 


Voranschlag 


Ausführung 






In Millionen Rubeln 




1887 . 


. 796,4 


829,6 


829,7 


835,7 


1888 . 


. 854,4 


898,5 


851,2 


840,4 


1889 . 


. 865,5 


927 


856,8 


857,9 


1890 . 


. 891,5 


943,7 


887,5 


877,8 


1891 . 


. 900,8 


891,6 


895,3 


875,3 


1892 . 


. 886,5 


970,1 


911,7 


910,7 



Zusammen 5195,1 5464,5 5232,2 5197,8 

Zwei Thatsachen sind bei der ersten Betrachtung dieser Ziffern auf- 
fallend. Während die Einnahmen im Laufe dieser 6 Jahre nach den 
Voranschlägen von 796,4 bis auf 886,5, d. h. um 90,1 Millionen Kübel und 
nach den wirklichen Einkünften von 829,6 bis auf 970,1 oder um 
140,4 Millionen Kübel gestiegen sind, sind die Ausgaben nur von 829,7 bis 
auf 911,7, d. h. um 82 Millionen Kübel gestiegen. Dieser Bescheidenheit 
in der Erweiterung der ordentlichen Ausgaben entspricht eine andere noch 
seltener vorkommende Erscheinung: während der 6 Jahre übertraf die 
wirkliche Ausführung den Ausgabenvoranschlag nur zwei Mal, in den Jahren 
1887 und 1889, — das erste Mal um 6 Millionen Kübel und das zweite 
Mal um 1 Million Kübel. In den übrigen 4 Jahren blieben die Staats- 
«usgaben hinter den Voranschlägen des Etats zurück, und insgesamt wurde 
in den 6 Jahren von 1887 bis 1893 um 34,4 Millionen weniger ausgegeben 
als nach den Voranschlägen erwartet wurde. In der Finanzgeschichte aller 
liänder wird man wenige solche Beispiele finden. 

Allerdings wurden damals bei der Zusammenstellung der Etats viele 
Ausgabeartikel zum ausserordentlichen Voranschlag gerechnet, welche 
eigentlich zu den ordentlichen gehören und seit 1894 dahin gerechnet 
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werden. Aber auch die aiueerordentlicben Etats Wiechnegradskis tragen 
denselben bescheidenen Charakter, wie die ordentlichen. In der nach- 
stehenden Tabelle ziehen wir die Bilanz der ansserordentlichen Einnahmen 
nnd Ausgaben nicht nach dem Voranschlag der Etats, sondern nach ihrer 
Ausführung zusammen. ^) 

Anseerordentlicfae Einkünfte 
nach Abzug der Snmmen, 
Jahre welche zur Tilgung der alten 

Schulden verwendet wurden 

In Millionen Rubeln 

94,5 

5,4 

45,9 

51,6 

58,9 «) 



18.87 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 



Auseerordentliche 
Auegaben 



45,1 
36,8 
87 

127 

146 



197,5 



216,8 



Zusammen 337,1 658,7 

Im Speziellen verteilen sich die ausserordentlichen Einkünfte fol- 
gendermassen : Militärbelohnung zurückerhalten 24,2 Millionen, zurück- 
bezahlte Darlehne von den Eisenbahngesellschaften 83,9 Millionen, spezielle 
Kapitalien der Staatskasse zugezählt 29,6 Millionen, ewige Einlagen 
empfangen 6,3 Millionen, Keste von Konversionsanleihen betrugen 45,1 Mill., 
neue Anleihen 312,1 Millionen, aber nach Abzug der zur vorzeitigen 
Tilgung der alten Anleihen verwendeten 164,1 Millionen wurden insgesamt 
von den Kreditoperationen 193,1 Millionen realisiert. ^) Im Jahre 1891 
wurde zu dieser Tilgung eine viel grössere Summe (94,3 Millionen) ver- 
wendet, als aus den ausserordentlichen Einnahmen gewonnen, infolgedessen 
wies der diesjährige Etat der ausserordentlichen Einnahmen eine Unter- 
bilanz von 58,9 Millionen auf. Den Bestand der ausserordentlichen Aus- 
gaben bildeten : 50 Millionen zur Verstärkung der Mittel der Staatsbank» 
67,1 Millionen zur Neubewaffnung der Armee, 378,1 Millionen zum Bau 
von Eisenbahnen und 162,5 Millionen zur Verpflegung der Bevölkerung 



1) Diese Ziffern sind den Etats und den Berichten des Staatekontrolleurs ent- 
nommen. Sie entbehren aber der vollständigen Genauigkeit, infolge Differenzen 
des Kurses, nach welchem die Einkünfte und Auegaben in Gold in die Eredit- 
währung übertragen wurden. 

2) Im Budget von 1891 sind keine ausserordentlichen Einnahmen angeführt, 
da in diesem Jahre 94,3 Millionen Rubel zur vorzeitigen Einlösung der Schulden 
verwendet wurden, während die gesamten ausserordentlichen Ressourcen 37,2 Mill. 
Rubel betrugen. 



J 
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im Hungerwinter 1891 — 92, zusammen 657,7 Millionen ; es wurden somit 
nacb den ausserordentlichen Etats 320,6 Millionen mehr ausgegeben, und 
dies Defizit wurde vom Überscbuss aus dem ordentlichen Etat in der Höhe von 
262,7 Millionen und von den verfügbaren Besten aus den abgeschlossenen 
Etats in der Höhe von 48,7 Millionen, zusammen 311,4 Millionen 
Eubel, gedeckt. Das Gresamtergebnis der Staatswirtschaft £йт diese 6 Jahre 
wurde mit einem unbedeutenden Defizit von 9,2 Millionen Rubel abge- 
schlossen. Hätte man nicht im Jahre 1891 — 92 über 160 Millionen zur 
Verpflegung der hungernden Bauern ausgeben müssen, so wäre nicht nur 
kein Defizit gewesen, sondern sogar ein erheblicher Überscbuss. Diese nicht 
vorausgesehene Ausgabe musste natürlich die ganze Finanzpolitik Wisch- 
negradskis vom graden Wege ablenken. Von den übrigen Artikeln des 
Etats der ausserordentlichen Ausgaben waren die der Staatsbank im Jahre 
1887 zugewendeten 50 Millionen der letzte Nachklang der Politik Bunges, 
eine aufgezwungene Ausführung des von ihm vererbten Systems. Die 
ausserordentlichen Ausgaben, welche wirklich zur Ministerthätigkeit 
Wischnegradskis gehören, sind die 67,1 Millionen für die Neubewaffnung 
der Armee und die 378,1 Millionen für den Eisenbahnbau, wobei ein 
beträchtlicher Teil der letzten Summe zur Remontierung und Vergrösse- 
rung der Tranzportfähigkeit der bereits existierenden Linien verwendet 
wurde. Man kann somit keineswegs den Minister des Mangels an 
Sparsamkeit schuldig machen, da er ja nur äusserst unwillig zum Kredit 
Zuflucht nahm. 

Die erste der von ihm beschlossenen Anleihen, die innere 4procentige 
Anleihe von 100 Millionen Rubel, war ganz unvermeidlich infolge der voll- 
ständigen Erschöpfung der Staatskasse im Momente seines Amtsantritts. 
Die zwei folgenden ebenfalls inneren Anleihen zu je 75 Millionen wurden 
gar nicht der Staatskasse einverleibt, sondern den Eisenbahncompagnien 
zur Vermehrung ihrer Transportmittel ausgehändigt ; die einzige Anleihe, 
in welcher die Initiative und die eigenartige Politik Wischnegradskis zum 
Ausdruck gelangte, war die letzte 3procentige Goldanleihe von 125 Mil- 
lionen. Diese Anleihe war, wie bekannt, im strengen Sinne nur die Fort- 
setzung einer ganzen Reihe von Konversionen, da sie zur Tilgung 
einiger alten Metallanleihen bestimmt war ; aber es gelang nicht, sie voll- 
ständig zu realisieren, und das Finanzressort war genötigt, ^/5 der ver- 
anschlagten Summe als nicht realisiert für sich zu behalten, sodass statt 
125 Millionen nur 75 Millionen oder 112,5 Millionen Kredit eingebracht 
wurden. Dieser Umstand hat die Konversionsbedeutnng der Anleihe etwas 
vertuscht, obwohl ein Teil der eingelösten Summe, 94,3 Millionen, Ende 
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1891 für die Einlösung der früheren Anleihen verwendet wurde. Im all- 
gemeinen können somit sämtliche Ejreditoperationeuj die unter Wischne- 
gradski abgeschlossen wurden, wenn man als Basis nicht die wirklich 
realisierten Summen, sondern die nominellen Ziffern der Anleihen annimmt, 
folgendermassen verzeichnet werden : Es wurden Anleihen abgeschlossen: 



40/0 innere 1887 


100 MilL Rubel 


4VjO/o innere 1890 


75 „ „ 


41/2% „ 1891 .... 


75 „ „ 


30/0 Gold 1891 


75 , „ (lli 


Unkündbare Einlagen .... 


6>3 „ „ 


Beste von den Konversionsanleihen 


45,1 „ „ 



413,9 Mill. Rubel. 
Im Laufe derselben 6 Jahre wurden von früheren Anleihen getilgt 



Vor Ablauf der Frist . 



164,1 Mill. Rubel 



Auf Frist ...... 266,4 







Zusammen 430,4 Mill. Rubel. 



Ein Vergleich dieser Ziffern ergiebt die geringe Abnahme der Ver- 
schuldung um 16,6 Millionen. Die Sparsamkeit und die finanzielle Offen- 
herzigkeit Wischnegradskis unterliegen somit keinem Zweifel. Er fand es 
nicht für nötig, sich in den Deckmantel der Eisenbahnkompagnien zu 
hüllen, als er zweimal je 75 Millionen Rubel zur Vermehrung der Trans- 
portmittel lieh. Er hielt auch diese Schulden für Staatsschulden, die 
sie wirklich waren, obwohl dadurch die Verschuldung der betreffenden 
Kompagnien der Staatskasse gegenüber zugenommen hat. 

Aus dem Gesagten ist zu ersehen, dass das Hungerjahr und die mit 
ihm in Zusammenhang stehenden grossen Ausgaben die Staatskasse voll- 
kommen vorbereitet fanden, um diese Ausgaben mit den freien Resten von 
den Budgets zu decken ; in Wirklichkeit aber waren keine Reste da, und 
die Regierung war gezwungen , zur Verpflegung der von der Missernte 
betroffenen Gouvernements neue Kreditscheine in Höhe von 150 Mill. Rubel 
zu emittieren. Der Uberschuss von den Budgets, dessen verfügbarer Aktiv- 
stand 141 Millionen betrug, war zum Ankauf von Tratten f ür Vergrösserung 
des Gold Vorrats verwendet; während der 6 Jahre 1887 — 1892 hat der 



1) Termin-Tilgungen wurden trotz der Konversionen während der ganzen 
Zeit der Leitung Wischnegradskis fortgesetzt. Die Umwandlung der Schulden in 
terminlose begann erst unter seinem Nachfolger. 
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Goldaktivetand um die ungeheure Summe von 300 Millionen Bubel Gold 
(von 281 bis auf 581 Millionen Bubel) oder 450 Millionen Bubel Kredit i) 
zugenommen. Es ist unmöglich, mit voller Genauigkeit die Bildung und 
das Wachstum des Goldvorrats zu verfolgen, da erstens zwischen seinen ein- 
zelnen Bestandteilen — dem Vorrat der Staatskasse , der Barschaft der 
Staatsbank imd den Mitteln, welche sich bei den ausländischen Korrespon- 
denten der Staatskasse befinden — eine mehrmalige Wanderung der 
Summen stattfand^ und zweitens weil der Goldgewinn keinen £influss 
auf die Ausführung des Staatsbudgets ausgeübt hat. Es waren meh- 
rere Quellen ztir Anhäufung des Vorrats und mehrere Verfahren zur 
Vollziehung dieser Operation vorhanden. Als solche dienten: 1) der 
Goldeinkauf bei privaten Goldindustriellen; 2) der Einkauf von auslän- 
dischen Tratten, welche zur Bezahlung der von uns ausgeführten Waren 
bestimmt waren, und 3) die unmittelbare Verwendung des von den 
Importeuren als Zoll erhaltenen Goldes zum Metallfonds. Der letzten 
Quelle kann zwar keine reale Bedeutung zuerkannt werden, da die 
alljährlichen Zolleinkünfte , in Kreditwährung umgerechnet , in die Vor- 
anschläge der Staatseinnahmen eingetragen wurden, sodass die bei Verwen- 
dung derselben zum Goldfonds sich im Ausgabebudget bildende leere Stelle 
durch irgend welche andere Einkünfte ausgefüllt werden musste ; allein die 
Zölle lieferten Material zur Ansammlung des Fonds, und dieses Material 
konnte zu einer Zeit, als die Bechnungsbilanz für uns günstig war, ohne 
Gefahr gebraucht werden. Das bei Privaten eingekaufte Gold forderte 
ebenfalls entsprechende Auisgaben, welche, nebenbei gesagt, nirgends 
registriert wurden ; aber die zu diesem Zwecke ausgegebenen Kreditscheine 
sind wenigstens in Bussland geblieben. Sie kehrten nicht aus dem Aus- 
lande zur Bezahlung der Waren zurück, wie es mit den Kreditscheinen 
der Fall war, welche von den Importeuren zur Bezahlung der Zollamts- 
quittungen oder von der Staatskasse zum Einkauf der Tratten ausgegeben 
wurden. Es waren auch mehrere Mittel zur Anhäufung des Goldes da. 
Erstens gehören hierzu die Beste von den Überschüssen nach den Vor- 
anschlägen ; da aber der in Betracht kommende sechsjährige Zeitabschnitt 
infolge der grossen Verpflegungsausgaben von Über 162 Millionen Bubel 



1) Angesichts dessen, dass der Kurs seit Ende 1887 in fortwährendem Steigen 
begriffen war und 1880 sogar 300 Centimes auf Paris überschritt, müssen wir 
eigentlich das Gold in Kredit nach einem höheren Kurse als 1 Rubel 50 Kopeken für 
1 Rubel Gold berechnen, so dass die Ausgaben zum Goldeinkauf kaum 430 Millionen 
Rubel Überstiegen. 
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mit einer Mehrausgabe von 9 Millionen Bubel abgeschlossen wurde, während 
für diese Operation 150 Millionen Kreditscheine emittiert wurden, so er- 
hellt daraus, dass die verfügbaren Mittel der Staatskasse, welche zum 
Einkauf des Goldes verwendet wurden, 141 Millionen Eubel betrugen. 
Als zweite Quelle zum Einkauf von Tratten dienten die Umsätze der 
Staatsbank, welche sich gegen Ende dieses sechsjährigen Zeitabschnitts 
ebenfalls völlig erschöpften; diese Einnahme ergab circa 180 Millionen. 
Es bleibt somit eine beträchtliche Summe von 110 bis 120 Millionen, 
über welche ein bVagezeichen zu stellen ist, da es gänzlich unmög- 
lich ist, ihren Ursprung genau zu erklären. Vermutlich erhielt man 
wenigstens einen Teil dieser Summe durch den Ein- und Verkauf des 
Goldes selbst und durch Operationen mit den ausländischen Fonds und mit 
der Arbitrage, mit anderen Worten, aus dem Gewinne von dem Spiele in 
Kursdifferenzen. Diese Quelle ist, wie uns scheint, von Wischnegradski 
zum ersten Male in den Kreis der Finanzoperationen der Staatskasse ein- 
geführt worden. 

Als Grundzug dieseis sechsjährigen Zeitabschnittes muss, wie der Leser 
sieht, die Bemühung, Russland eine aktive Bechnungsbilanz zu sichern, 
anerkannt werden. Der verstorbene Minister war sich vollständig bewusst, 
dass nur unter dieser Bedingung der freie Verkehr der Metallmünze wieder- 
hergestellt werden konnte, zu welcher Eeform er, als finanzieller Fachmann, 
zu streben nicht aufhörte. Man musste angesichts dieses Endziels einer- 
seits möglichst viel ausfuhren, andererseits aber nicht nur die ausländische 
Einfuhr, sondern auch die Ausgaben im Systeme des Staatskredits ver- 
mindern und folglich möglichst wenig Geld vom Auslande borgen. Indem 
Wischnegradski die Anleihen als Mittel zur Goldanhäufung aus seinem 
System ausgeschlossen hat, musste er nach andern Mitteln im Inlande, 
mittels Steuererhöhung, sucheo, was von ihm in grossem Massstabe durch- 
geführt wurde. Im Jahre 1887 sind Steuern auf Petroleum und Zünd- 
hölzer eingeführt, die Accise von Branntwein und Tabak erhöht, die 
Stempel-, Boden- und Handelssteuer, sowie auch die Zölle von den wich- 
tigsten Einfahrartikeln vergrössert worden. Die Zunahme der Einkünfte 
aus diesen Artikeln wurde im Voranschlage für das Jahr 1888 auf 52 Mil- 
lionen Kübel berechnet. 

Die Zölle sind im Jahre 1891 bei der allgemeinen Revision des 
Tarifs wiederum erhöbt worden. Das Schutzsystem wurde in ein Prohibi- 
tivsystem umgewandelt, was eine Abnahme der Einfuhr hervorzurufen 
nicht verfehlte. Die Differenzen im Aussenbandel zu unseren Gunsten 
gelangen unter Wischnegradski in folgenden Ziffern zum Ausdruck : 
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Im Jahre 1887 224Д Millionen Rubel 

я я 1888 393,3 „ „ 

n я 1889 313,9 „ „ 

„ я 1890 277,3 

„ я 1891 328,1 

„ „ 1892 71,71) „ 

Wie man sieht, schwankte das Mehr, mit Ausnahme des letzten 
ungünstigen Jahres, um die Summe von 300 Millionen Hubel und überstieg 
somit erheblich die Ausgabenziffern im Systeme des Staatekredits. Um 
aber unsere Rechnungsbilanz noch günstiger zu gestalten, benutzte der ver- 
storbene Minister die günstige Lage der westlichen Märkte imd schloss 
eine ganze Reihe Konversionsanleihen ab, wobei unsere 5prozentigen 
Schulden in 4-prozentige umgewandelt wurden. Unter diesen Schulden 
nahmen die Eisenbahnobligationen eine hervorragende Stelle ein; eigent- 
lich sind sie' ja keine Staatsschulden, obwohl die Staatskasse ihre Zinsen 
entrichtet. Insgesamt wurden verschiedene Schuldscheine in einer Höhe 
von 785,8 Millionen Rubel konvertiert, wobei die alljährlichen Zins- 
zahlungen der Staatskasse um 12,5 Millionen vermindert wurden^). Im 
Jahre 1891 wurde der Versuch einer Anleihe von 125 Millionen Rubel 
Gold auf 3^/o — diesmal nicht zwecks Konversion, sondern zwecks vor- 
zeitiger Einlösung der früheren Schulden — gemacht, aber dieser Ver- 
such misslang und wurde, zusammen mit der Missemte desselben Jahres, 
zum Stein des Anstosses, an dem das damalige Finanzsystem scheiterte. 
Wie oben erwähnt, wurden damals nur ^/5 der Anleihe oder 75 Millionen 
Rubel Gold realisiert, und ein Teil dieser Summe wurde zu der voraus- 
bestimmten Operation, d. h. zur vorzeitigen Einlösung verwendet. 

Der Finanzpolitik Wischnegradskis kann Konsequenz und Eben- 
mass nicht abgestritten werden. Der Grundgedanke dieser Politik war die 
bevorstehende Reform des Geldverkehrs, und die Mittel zur Verwirklichung 
derselben offenbarten die kundige Gewandtheit eines erfahrenen Fach- 
mannes. Die Verhältnisse trafen so zusammen, dass im Jahre 1891, 
am Vorabende des Hungers, Wischnegradski einen der zwei Wege zur 
Verwirklichung der Reform wählen konnte — entweder den Kurs 



1) Das geringe Mehr von 1892 ist die Folge des Qetreideanefuhrverbots im 
Herbst 1891, was anf die Ansfuhrziffem von 1892 von Einfluss war. 

2)' Von 269,8 Millionen Babel im Jahre 1887 bis auf 257,3 Millionen Babel 
im Jahre 1892 bei entsprechender Zanabme der Zahlungen auf die Eisenbabn- 
scbalden um 11,1 Millionen. 
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vollstSndig auf Pari zu bringen, oder denselben bei dem gewählten 
Verhältnisse von 1 Bnbel 50 Kopeken Kredit zu 1 Rubel Gold zu fixieren ; 
das allmähliche Steigen unserer Währung gab die volle Möglichkeit, diese 
Richtung zu gehen und nach 3 — 4 Jahren den Voll wert des Kreditrubels 
zu erreichen. Man brauchte nur Operationen auf Metallmttnze zu er- 
lauben, und das Gold wäre, dank der aktiven Bilanz, allmählich in 
den Verkehr eingetreten und hätte somit dem einzuführenden freien 
Agio eine sichere Basis verliehen. Wischnegradski zog aber vor, einen 
anderen Weg zu gehen, und bemühte sich seit Ende 1890 nicht mehr, den 
Kurs zu erhalten, sondern seinem weiteren Steigen entgegenzuwirken ; und 
es muss anerkannt werden, dass damals dank der hergestellten günstigen 
Rechnungsbilanz aller Grund vorhanden war, auf den Erfolg der Reformen 
zu hoffen. 

Indessen hatte das damalige Finanzsystem auch seine Kehrseite. 
Der Minister, welcher immer für die Ordnung der Staatswirtschaft sorgte, 
vergass die innere Wirtschaft des Landes, ohne deren Fortschritte die 
Finanzen unmöglich gedeihen können. Zwar spannte er weniger als seine 
Vorgänger die Zahlungekräfte der Bevölkerung an, aber er gab der 
Bevölkerung aus den auf dem Wege künstlich ersonnener indirekter 
Steuern zusammengebrachten Summen nichts zurück. Bei allen Vorzügen, 
welche die indirekte Besteuerung gegenüber der direkten hat, indem der 
Zahler diese freiwillig und fast unmerkbar abgestattete Steuer kaum 
empfindet, wurden doch seiner Tasche alljährlich über 50 Millionen Rubel 
mehr abgelockt, während von diesen Millionen nichts zu seinem direkten 
Nutzen verwendet wurde. Während unter Bunge die Steuerlast erheblich 
erleichtert wurde, verstärkte Wischnegradski die Wirkung der Steuer- 
schraube, indem er die örtlichen Behörden zur Erhebung der Einlöse- 
gelder anwies und zu gleicher Zeit den Zahler auf jedem Schritt durch 
scheinbar leichte Steuern auf Petroleum, Zündhölzer, Tabak, Fisen, Thee 
und durch eine sehr empfindliche Accise von Zucker und Branntwein zu 
fassen suchte. Vom Auslande wurde wenig Geld geborgt, Eisenbahnen 
baute die Staatskasse ohne besondere Eile, die einzelnen Ressorts durften 
ihre Ausgaben durch nachträglichen Kredit nicht erweitern, aber es wurde 
auch nichts zur Hebung der Volkswirtschaft gethan. Kein Wunder, dass 
sich in der Stille jener wirtschaftliche Verfall des russischen Zentrums 
vorbereitete, welcher so grell im Hungerjahre zum Vorschein kam. 
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IV. 

Der secbsjäbrige Zeitabschnitt 1893 — 1898 war, wie wir bereits 
erwähnten, die Fortsetzung der Epoche, welche mit dem Amtsantritt 
Wischnegradskis begann, nur mit dem Unterschiede, dass unsere Staats- 
wirtschaft unter seinem Nachfolger einen beschleunigten und weiteren 
Gang annahm. Die Reform des Geldverkehrs, vom verstorbenen Minister 
erdacht, wurde seinem Grundgedanken gemäss ausgeführt, obwohl in dieser 
Reform in den ersten Jahren der Leitung Wittes ein Stillstand eintrat. 
Die Konversionsoperation, welche im Jahre 1889 begonnen hatte, wurde 
in noch grösserem .Massstabe als früher fortgesetzt und besonders auf die 
inneren, in terminlose Rente umgewandelten Kreditschulden zusammen mit 
den Obligationsanleihen der Eisenbahnen ausgedehnt. Auch der Ankauf 
der Eisenbahnen , welcher circa 20 000 Werst privater Linien in Staats- 
eigentum umwandelte, wurde fortgesetzt, wobei jedoch gleichzeitig mit der 
Erweiterung des Staatseisenbahnnetzes neue grosse Eisenbahnkompagnien 
mittels Zusammenschmelzung einzelner kleiner Linien und mittels Errich- 
tung neuer Linien durch Konzessionen geschaffen wurden. Gleichzeitig 
mit diesem wiederholten Aufschwung des privaten Eisenbahnbaues ging 
auch der Bau staatlicher Eisenbahnen vor sich: während der 6 Jahre 
1887 — 92 erweiterte sich das gesamte Eisenbahnnetz von 25 493 bis auf 
28 718 Werst und erreichte zum 1. Januar 1898 37 801 Werst, im Laufe 
dieses Jahres sollten noch 11 000 Werst dem Betrieb übergeben werden. 

Die rasche Erweiterung der wirtschaftlichen Thätigkeit des Staates 
veranlasste das Finanzministerium, nach neuen Einnahmequellen zu suchen, 
und die Steuerschraube, die schon mit grosser Kraft unter Wischnegradski 
thätig war, wurde mit noch mehr Energie angezogen. Im Jahre 1892 
wurden projektiert : Erhöhung der Accise auf Branntwein, Bier, Tabak, 
Zucker 1), Petroleum und Zündhölzer (42,8 Millionen Rubel), Erhöhung 
der Zölle auf Baumwolle (2,1 Millionen Rubel), Wohnungssteuer, welche 
seit 1894 eingeführt wurde (5 Millionen Rubel), Erhöhung der Steuer 
von städtischen Immobilien (800000 Rubel) und vom Handelsgewinn 
(3^/2 Millionen Rubel), was insgesamt eine Steigerung der Steuerlast um 
54,2 Millionen Rubel ausmacht. Im ganzen stiegen die Steuereinkünfte 
seit 1887 von 609 auf 839 Millionen Rubel. 

Der neue Minister, der schwachen Seite der Politik seines Vorgängers, 



1) Die Erhöhung der Zuckeraccise bis auf 1 Rubel 76 Kopeken pro Pud ist 
seit 1. Januar 1896 in Kraft getreten. 
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welche vielmebr fbianz- als Staatspolitik war, sich vollkommen bewusst, 
wollte dem Staatsmecbanismus dadurch mehr Energie und Bewegung ver- 
leihen, dass er auf das Wirtschaftsleben des Landes mit der ßegierungs- 
initiative direkt einwirkte. Er war von der Überzeugung über die Kraft 
und Fruchtbarkeit dieser Initiative tief durchdrungen; ihn lockte der 
Gedanke, den Tausch- und Froduktionsprozess in Aufschwung zu bringen, 
die Entstehung neuer Unternehmungen und den raschen Verkehr zwischen 
den einzelnen Teilen des ungeheuren Landes zu erleichtern und durch den 
gesteigerten Eisenbahnbau, sowie durch Heranziehung ausländischer Kapi- 
talien möglichst viel Geldmittel dem Lande zuzuführen. Zu diesem Zwecke 
wurde der Tarif des Personenverkehrs auf den Eisenbahnen herabgesetzt, 
ein Differentialtarif für den Getreidetransport eingeführt und der Absatz 
russischer Fonds und Prozentpapiere auf den ausländischen Märkten 
erleichtert, um durch den Verkauf dieser Wertpapiere die freien Kapitalien 
des Inlandes, welche zu industriellen Unternehmungen verwendet werden 
konnten, zu vermehren. Und in der That ergriff Eussland seit dem Jahre 
1893 ein noch nie dagewesener Aufschwung. Die Getreideausfuhr ist 
rasch gestiegen und erreichte schon im Jahre 1894 639 Millionen Pud ; 
in drei Industriezweigen — in der Eisen-, chemischen und Kohlenindustrie — 
hat die Produktion merkbar zugenommen, wobei eine besonders ansehnliche 
Stelle in dieser Beziehung dem neuen südrussischen Produktionsrayon 
zukam, der in der Eisenbearbeitung im Jahre 1896 alle übrigen Kayons 
überholte. Im Jahre 1898 betrug die Ausschmelzung von Gusseisen in 
Eussland 133 Millionen Pud. In dem ersten seiner allerunterthänigsten 
Berichte, noch vor seinem Amtsantritte, legte der neue Minister von 
dem eminenten Wachstum mancher Zweige des volkswirtschaftlichen 
Lebens Zeugnis ab; unter seiner Leitung ging dieses Wachstum noch 
rascher vor sich. Aber der Anstoss, welcher den Produktivkräften Euss- 
lands von der Politik Wittes erteilt wurde, musste ihn doch zu einigen 
Abweichungen von der Politik seines Vorgängers führen. Um unseren 
Erzeugnissen einen weiteren Absatz im Auslande zu sichern, hat der neue 
Minister eine Eeihe Handelsverträge abgeschlossen, welche die Zölle herab- 
setzten und zu der Zunahme der Einfuhr ausländischer Waren seit 1895 
beitrugen. Die Bilanzen des Aussenhandels hörten infolgedessen auf, 
solche eminente Aktiven zu unseren Gunsten, wie in den vorangehenden 
6 Jahren, zu liefern. Von 300 Millionen Eubel gingen sie bis auf 
ungefähr 100 Millionen (99,3 Millionen Eubel im Jahre 1896) hinunter. 
Zu gleicher Zeit haben der gesteigerte Bau von Eisenbahnen, der 
fortgesetzte Ankauf privater Eisenbahnen und die Vergrösserung des 
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Gold Vorrats noch nicht gestattet, mit den grossen Überschüssen in den 
ordentlichen Einnahmen auszukommen, und das Finanzressort veranlasst, 
im höheren Grade , als unter Wischnegradski , гшп Kredit Zuflucht zu 
nehmen. Nach dem Berichte des Finanzministers, welcher den Budget- 
voranschlag ftlr 1899 begleitete, nahm im Laufe von 12 Jahren die 
Staatsschuld um 1531 Millionen Kreditrubel zu, wobei in diese Summe 
auch die Obligationsanleihen zur Tilgung der Aktienanleihen der Eisen- 
bahnen eingerechnet waren. Diese eminente Zunahme der Verschuldung 
entfällt gänzlich auf die Eegierungszeit Wittes, da von den eben erwähnten 
Obligationsanleihen auf Wischnegradski nur 300 Millionen Rubel entfallen 
und die Schulden ftir Staatsbedürfnisse im engeren Sinne unter letzterem, 
wie wir sahen, sogar abgenommen haben. 

In nachstehender Tabelle sind die Summen der ordentlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben nach den Voranschlägen und nach der wirklichen 
Ausfahrung für den Zeitabschnitt 1893 — 97 zusammengestellt (in Millionen 
Rubel) : 



Jahre 


nach dem у 
Voranschlag \ 


nach den f g* 
ordentlichen \ g 
Einkünften / ^ 

1 ^ 

mehr 1 

gegen den 1 

Voranschlag / 


nach dem 
Voranschlag \ 


nach den f ► 
wirklichen \ » 
Ausgaben / g, 

mehr oder 1 
weniger i 

gegen den 1 
Voranschlag / 


•• 

Uberschnss der 
Einnahmen nach 
dem ordentlichen 
Bndgetanfschlag 


1893 


961,2 


1045,7 


+ 84,5 


947,7 


947,0 


- 0,7 


+ 98,7 


1894 


1004,8 


1153,8 


4-149 


981,2 


991,2 


+ 10 


+162,6 


1895 


1143,0 


1255,8 


+ 112,8 


1120,1 


1137,8 


+ 17,7 


+118,0 


1896 


1239,5 


1368,7 


+ 129,2 


1231,1 


1229 


- 2,1 


+ 139,7 


1897 


1318,3 


1416,3 


+ 98 


1294,8 


1299,6 


+ 14,8 


+ 116,7 



Summa 5666,8 6240,3 +573,5 5564,9 5604,6 +39,7 +635,7 

Es mögen zu dieser Tabelle noch die Anschläge fttr 1898 und 1899 
hinzugefügt werden : 



Jahre 


Einnahmen 


Ausgaben 


Uberschnss nach 
dem Voranschlag 


1898 . 


. . 1364,3 


1350,8 


+ 13,51) 


1899 . 


. . 1469,1 


1462,6 


+ 6.5 



1) Über die Ausführung des Budgets für 1898 giebt es noch keine genauen 

Berichte, aber aus dem Berichte des Finanzministers zum Budget von 1899 ist zu 

ersehen, dass für die ersten 11 Monate des verflossenen Jahres ein Überschuss 

von 212 Millionen Rubel zu verzeichnen ist. 

G о 1 о w i n , Bussiscbe Finanzpolitik. 3 
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In der angeführten Tabelle ist ein auffallender Parallelismue zwischen 
den drei Ziffemreihen — dem Voranschlag der Einnahmen, den Summen 
der wirklichen Einkünfte und der wirklich geleisteten Ausgaben — ud- 
verkennbar. Im Laufe der 5 Jahre steigen die ersten von 961,2 Millionen 
Rubel bis auf 1318,3 Millionen Eubel, d. h. um 357Д Millionen 
Eubel, die zweiten von 1045,7 bis auf 1416,3, d. h. um 370,6 Millionen 
Rubel, die dritten endlich, welche die thatsächlichen Ausgaben darstellen , 
von 947 bis auf 1299,6 oder um 352,6 Millionen Eubel. Das Wachstunk 
der Staats Wirtschaft ging somit viel rascher vor sich als in den voran- 
gehenden 6 Jahren, während deren die Einkünfte nur um 140,5, und 
die thatsächlichen Ausgaben nur um 75 Millionen Eubel zunahmen. Ins- 
gesamt ergab der Überschuss^ der Einkünfte über den Voranschlags 
ftlr den Zeitabschnitt 1893 — 97 die enorme Summe von 573,5 Millionen 
Eubel, während die freien Eeste nach den vollzogenen Ausgaben sogar 
635,7 Millionen Eubel betrugen. Abweichungen vom Voranschlag der 
Ausgaben kommen unter Witte nicht nur in dem ausserordentlichen Budget 
vor, wo sie äusserst grosse Summen erreichen, sondern auch in dem ordent- 
lichen. Statt gegen den Voranschlag 34,3 Millionen Eubel zu sparen, 
haben wir in den 5 Jahren der Leitung Wittes eine Mehrausgabe, welche 
allerdings nur 40 Millionen Eubel beträgt. Das Streben der einzelnen 
Eessorts, ihre Budgets auf dem Wege ausserordentlicher Bewilligungen zu 
erweitern, wurde auch unter dem neuen Minister in ziemlich enge Grenzen 
zurückgedrängt ; dafür aber wird bei der Aufstellung des Budgets grössere 
Freigebigkeit zugelassen. Im Durchschnitt ergiebt der Voranschlag in 
den erwarteten Einnahmen, sowie in den vorauszusehenden Ausgaben eine 
alljährliche Zunahme von über 70 Millionen Eubel, wobei es um eine 
eminente Summe (von 84,5 im Jahre 1893 bis 149 Millionen Eubel im 
Jahre 1894) im Einnahmeetat und um eine viel bescheidenere Summe 
im Ausgabenetat von der Wirklichkeit abweicht. Diese Stetigkeit weist 
scheinbar auf eine ebenso stetige Ursache hin : bei der Zusammenstellung- 
der Budgets die Einnahmen niedriger zu veranschlagen als sie wirklich sind; 
diese Ursache, welche man als „Vorsicht" zu bezeichnen pflegt, ist wohl 
auf den Wunsch zurückzuführen , die Mittel für grosse ausserordentliche 
Ausgaben immer bei der Hand zu haben. 

In der That ist die Steigerung der Staatsbarmittel nur den scheinbar 
unerwarteten Überschüssen zu verdanken, da das vorausgesehene Wachstum 
der Einnahmen mit einem eben solchen Wachstum der Ausgaben in jedem 
neuen Budget gedeckt wurde. 

Bei der Analyse der ordentlichen Etats für die Amtszeit Wittes 
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ist in der That nicht zu verkennen, dass die Zunahme im Budget in 
viel höherem Grade von der Vergrösserung der Umsätze der Staatsunter- 
nehmungen in engerem Sinne, als von den erwarteten Leistungen der 
Bevölkerung abhängt. Das Wachstum dieser Leistungen gelangte in 
den wirklichen Mehreinnahmen, nicht aber in den Voranschlägen des 
Budgets zum Ausdruck, und dementsprechend nahmen auch die Staats- 
ausgaben vorzugsweise bei denjenigen Posten zu, welche mit der Er- 
weiterung des staatlichen Eisenbahnnetzes und mit der Einführung des 
Branntweinmonopols im Zusammenhange standen. Während die Etats 
des Justizministeriums, des Auswärtigen Ministeriums, des Ackerbau- 
ministeriums und des Ministeriums für Yolksaufklärung sich nur unbedeutend 
änderten, und auch im Ministerium des Innern die Ausgaben nur um 
5 Millionen Eubel zunahmen, wuchsen die Etats des Finanzministeriums 
und des Ministeriums ftlr Verkehrswege von 1893 bis 1897 jenes fast 
um 87 Millionen (von 117,6 bis auf 204,3), dieses aber um 127 Millionen 
(von 99,7 bis auf 226,8). Im Vergleich mit dieser raschen Zunahme 
von im ganzen 214 Millionen ist das Wachstum des Kriegsbudgets 
(von 272,4 bis 297,7) und des Marinebudgets (von 54,8 bis auf 85,2) *) 
als unbedeutend zu bezeichnen. Wir sahen, dass die Staatsausgaben im 
betrachteten Jahrfünft um 352,6 Millionen gestiegen sind. Zieht man von 
dieser Summe die Zunahmen in den vier eben erwähnten Kessorts, zu- 
sammen 269,5 Millionen, ab, so zeigt sich in allen übrigen Budget- 
posten eine Ausgabenzunahme von 83,1 Millionen. Unterzieht man auch 
die Staats einnahmen einer solchen Analyse, so ergiebt sich, dass von den 
9 Abteilungen nur 4 (I, П, III und IV) fast keine Änderungen aufweisen, 
während in der Abteilung VIII die Einnahmen um 12 Millionen abge- 
nommen haben ; das Wachstum der Einnahmen beschränkt sich somit auf 
die Abteilungen II (indirekte Steuern), III (Zölle), wo die Zunahme nur 
etwas über 6 Millionen beträgt, IV (Regierungsregalien : 75,4 Millionen) und 
namentlich auf die Abteilung V (Staatseigentum und Staatskapitalien) , die 
eine Zunahme von 202 Millionen aufzuweisen hatte ; darunter standen die 
Staatseisenbahnen mit einer Zunahme von 208 Millionen und die Staatswälder 
mit einer solchen von über 12 Millionen, was die Zunahme der Ausgaben für 
Verkehrswege und Finanzen reichlich gedeckt hatte. Daraus ist zu ersehen, 
dass ein beträchtlicher Teil des glänzenden Wachstums unserer Budgets 



. 1) Es mnse bemerkt werden, dass in diesen beiden Bessorte eine beträchtliche 
Mehrausgabe (9,4 im Kriegs- nnd 25,3 im Marineressort) im Jahre 1897 infolge 
der Besetzung eines Teiles des chinesischen Territoriums und der Häfen am Gelben 
Meere vollzogen worden ist. 

3* 
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denjenigen Zweigen der Staatswirtscbaft zuzuschreiben ist, welche nur von 
einer erweiterten üntemehmungsthätigkeit einzelner Bessorts oder von den 
Fortschritten in der Geschäftsleitung Zeugnis ablegen, ohne für den 
wachsenden Wohlstand des Volkes zu sprechen. Letzteres kommt haupt- 
sächlich in folgenden 3 Abteilungen der Einnahmen zum Ausdruck : 
in den Ablösegeldem , in einigen Staatsregalien, und zwar in dem 
Post- und Telegraphenwesen, und endlich in den indirekten Steuern. 
Indessen wachsen, wie bekannt, die Hückstände der Ablösegelder fort- 
während, sodass eine vollständige Leistung dieser Abgaben in irgend einem 
Jahre eine äusserst seltene Ausnahme bildet. Die indirekten Steuern 
werden zwar in rasch steigendem Massstabe eingezogen (493 Millionen 
im Jahre 1893 und 596,4 Millionen im Jahre 1897). Aber auch hier 
offenbart sich die ungeheuere Zunahme hauptsächlich in zwei Posten : in 
den Zöllen (48,4 Millionen Rubel) und in der Zuckeraccise (25,1 Millionen 
Rubel), wobei der erste dieser Posten parallel der Einfuhrzunahme wächst, 
die ihrerseits wieder durch die Bedürfnisse des Eisenbahnenbaues und 
der Fabrikindustrie hervorgerufen wurde. Das Steigen der Einnahmen 
von der Zuckeraccise kommt namentlich in den letzten 4 Jahren zum Vor- 
schein, was unstreitbar für die Normierung aus rein finanziellem Standpunkte 
spricht ; dagegen ist die Einnahm^ von der Getränkesteuer, welche fUr ge- 
wöhnlich den Volkswohlstand kennzeichnet und zu gleicher Zeit die Ab- 
nahme dieses Wohlstandes verursacht, zwar gegen Ende der 80er Jahre 
stark gestiegen, im Jahre 1891 aber bis auf 247 Millionen gesunken und 
nach einem weiteren Aufschwung im Jahre 1894 wiederum im Jahre 1897 
gesunken. Zwischen den Jahren 1893 und 1897 betrug die absolute 
Zunahme der Getränkesteuer 19,3 Millionen. 

Indem wir nun das Gesagte zusammenfassen, können wir das Wachstum 
der Staatseinnahmen und Staatsausgaben während der 5 Jahre unter der 
Leitung Wittes in folgenden Tabellen darstellen. 

Wachstum der Einkünfte (von 1893—1897). 

Indirekte Steuern 103,4 Millionen Rubel. 

Zölle 6,1 

Regierungsregalien 75,4 ^) „ я 

Staatsgüter und Staatskapitalien 202,0 ^) „ „ 

Zusammen 386,9 Millionen Rubel. 

1) In dieser Ziffer sind auch die Münzeinnahmen von der Prägung neuer 
Gold- und Silbermünzen enthalten. 

2) Im Jabre 1897 sind die Einkünfte von den staatlichen Eisenbahnen um 
mehr als 15 Millionen gesunken'. 
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Wachstum der Staatsausgaben. 

In den Hessorts der Finanzen und Verkehrswege 213,8 Millionen Rubel. 
„ von Heer und Marine ... 55,7 „ „ 

übrigen Ressorts 83,1 



n 



n 



Zusammen 352,6 Millionen Rubel. 

Diese Tabellen erfordern einige Erläuterung. Erstens wuchsen die 
Einnahmen nicljüt .j^ 386,9 Millionen Rubel, sondern nur um 370,6 Mil- 
lionen Rubel ; die Differenz ist darauf zurückzuführen, dass in den anderen 
Einnahmeartikeln , hauptsächlich in den Abteilungen YIII und IX, eine 
Abnahme stattgefunden hat. Zweitens hat die Zunahme der Münzein- 
nahmen, der Einnahmen vom Branntweinmonopol und von den staatlichen 
Eisenbahnen (zusammen zirka 260 Millionen) die entsprechenden Ausgaben 
des Ministeriums für Verkehrswege und des Finanzministeriums mit 
einem Uberschuss gedeckt, welcher als Reingewinn von 40 Millionen be- 
trachtet werden kann; wenn wir diese 260 Millionen von der Gesamtsumme 
der Mehreinnahmen abziehen, erhalten wir einen Rest von 110 Millionen, 
welcher die thatsächliche Zunahme der Abgaben der Bevölkerung aus- 
drückt ; zieht man aber andererseits in Betracht, dass unter Witte 54 Mil- 
lionen neue Steuern eingeführt wurden und dass die Zahlungskraft des 
Volkes infolge der Zunahme der Bevölkerungszahl und infolge der von 
dem Bau von Eisenbahnen und Fabriken entstandenen grösseren Erträge 
notwendigerweise wachsen musste, so erscheint das wirkliche Wachstum 
des Volksreichtums nur in einem sehr bescheidenen Lichte. 

Nachstehende Tabelle giebt über die Einkünfte aus den ausser- 
ordentlichen Hülfsquellen, sowie über die ausserordentlichen Ausgaben für 
das in Betracht kommende Jahrfünft (in Millionen Rubel) Aufschluss : 





Freie Beste nach 
den abgeschlosse- 
nen Budgets 


Ausserordent- 
liche Einnahmen 


Einkünfte 
TOn Kredit- 


Gesamtsumme 
der Ressourcen 


Ausserordentliche Ausg&^en 


Ф 


Operationen 


VergröBserung 

der Mittel 
der Staatsbank 


Neubewaff- 
nung der 
Armee 


Eisenbahn- 
bau 

1 


Kückkauf von 
1 Eisenbahnen 


Hülfe der 
Bodenkredit- 
gesellschaft 


Zur vorfristigen 
Einlösung der 
Schulden ver- 
wendet 


Summe der 

Ausserordentl. 

Ausgaben 


Kl 


Unkündbare 
Einlagen 


Neue 
Anleihen 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 


19,7 
9,5 

43,1 


9,4 
26,2 

5,3 
10,8 

3,8 


1,8 

2,4 

0,5 

6,7 
7,6 


162,6 
193,5 

33,2 
303,0 

29,1 




24,3 
157,6 
137.5 

31,2 


37,0 
42,6 


63,4 

68,9 

95,8 

132,6 

129,0 


4,2 

5,8 


18,0 


13,3 
0,7 

5,2 
1,5 





Zus. I 72,3 |65,5|19,0|721,4 

795,9 



795,9 |350,6 I 79,6 |489,7|10,0 | 18,0 | 20,7 | 968,6 
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Insgesamt wurden somit 866 Millionen aus den ausserordentlichen 
Einnahmen und den Kreditoperationen gezogen und für ausserordentliche Aus- 
gaben von den verfügbaren Resten verwendet. Im Vergleich mit den ausser- 
ordentlichen Ausgaben (968,6 Millionen) weist der ausserordentliche Etat 
für das Jahrfünft 1893—1897 ein Defizit von 100,4 Millionen auf, 
welche aus den Mehreinnahmen 1ц1 ordentlichen Budget gedeckt wurden. 
Zwei Umstände sind für diesen Zweig der Staats Wirtschaft während der 
Leitung Wittes vorzugsweise bezeichnend: die geringen Einnahmen, 
welche (namentlich in den letzten zwei Jahren) zur Deckung der ausser- 
ordentlichen Bedürfnisse nach den Angaben des Voranschlags bestimmt 
waren, und der ungeheure Unterschied zwischen diesen Anschlägen und 
ihrer wirklichen Ausführung. Die ausserordentlichen Einnahmen und 
Ausgaben erscheinen in gleichem Masse „ausserhalb des Budgets ^4 So 
erwartete man nach dem Voranschlage für 1897 nur 3,8 Millionen ausser- 
ordentliche Einnahmen und 129,1 Mill. ausserordentliche Ausgaben ; dagegen 
erhielt man 42,5 Millionen Einkünfte, darunter 29,1 Millionen von Kredit- 
operationen, während die ausserordentlichen Ausgaben 194,9 Millionen 
betrugen. Dasselbe wiederholte sich im Jahre 1898: die ausserordent- 
lichen Einnahmen wurden nach dem Voranschlage auf 3,3 Millionen 
und die Ausgaben auf 123,9 Millionen berechnet , während die Aus- 
führung des Budgets nach dem Berichte des Finanzministers gänzlich 
aus diesem Bahmen herausfiel. Ausser dem Voranschlage wurden 
100 Millionen zum Bau von Kriegsschiffen und zur Befestigung der 
Halbinsel Kwantu, 35,2 Millionen zur Verpflegung, 75 Millionen als 
Bückzahlung der Staatskasse an die Staatsbank und 88,3 Millionen 
auf verschiedene Zahlungen in den Finanzoperationen, darunter zur Ein- 
lösung der Kreditscheine, verausgabt ; die unerwarteten Einkünfte setzten 
siph aus 10 Millionen verfügbarer Reste von den abgeschlossenen Budgets 
und 83,3 Milionen neuer Anleihen zusammen. Dieses Nichtübereinstimmen 
zwischen den am Beginne des Jahres aufgestellten Berechnungen und 
der wirklichen Ergebnisse des ausserordentlichen Budgets ist namentlich 
deshalb auffallend, weil eigentlich weder in den Einkünften noch in 
den Ausgaben, die im Laufe des Jahres so schroff mit den Voranschlägen 
kontrastierten, etwas Unerwartetes sein konnte. Anleihen werden nicht 
mit einem Schlage abgeschlossen , und Operationen , wie die vorfristige 
Einlösung der Schuldscheine oder die Einlösung der Kreditscheine, konnten 
ebensogut in den vorausberechneten Finanzplan hineingebracht werden. 
Zwar können Ausgaben, wie Verpflegung einer hungernden Bevölkerung 
oder Kriegsausgaben anlässlich der Okkupation eines fremden Territoriums, 
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ЬЫ zu einem gewissen Grade unerwartet eintreten, aber an den Bau von 
Eisenbahnen oder an Kreditoperationen kann man ja nicht herantreten, 
ohne vorher, und zwar ziemlich lange vorher zu wissen, was sie kosten und 
wie sie ausgeführt werden sollen. 

Aus dem Gesagten muss der Schluss gezogen werden, dass das 
Element des Unvorhergesehenen in den ausserordentlichen Etats, welches 
da seit einiger Zeit eine so merkwtirdige EoUe spielt, in hohem Grade 
konstant ist, und dass es den unvorhergesehenen Mehreinnahmen, welche 
jahraus jahrein die Staatskasse mit angeblich unerwarteten Überschüssen 
anfüllen, entspricht. In diesen Überschüssen, welche für das Jahrfünft 
1893—1897 im ganzen 635,7 Mill. oder 127 Mill. jährlich betrugen, ist 
die ganze Mehreinnahme der indirekten Besteuerung enthalten, die seit 
Anfang des Jahrfünfts um diese Samme die Voranschläge überstieg und 
diesen Umfang bis zur Zeit aufrecht erhielt ^). Der Zweck bei der Zu- 
sammenstellung des Voranschlags mit absichtlich übertrieben bescheidenen 
Einnahmeziffem liegt auf der Hand. Derselbe besteht offenbar in dem 
Wunsche, immer eine Quelle freier Mittel offen zu halten, aus welcher man 
zur Ausführung der ebenfalls nur zur Hälfte vorausgesehenen Ausgaben 
schöpfen kann. Es schien dies um so notwendiger zu sein, als man unter 
Witte viel mehr solche Ausgaben ausführte, wie in dem vorangegangenen 
Jahrfünft. Während man für die vorfristige Einlösung seit 1893—1897 
nur 53,9 Mill. verausgabte und für Verpflegung der Bevölkerung bis 1898 
nichts zu bewilligen brauchte, erforderten die beiden Operationen : der Eisen- 
bahnbau und die Vergrösserung der Mittel der Staatsbank die ungeheure 
Ausgabe von 800 Mill., gegen welche die unter Wischnegradski zu demselben 
Zweck verbrauchten 428 Millionen ganz bescheiden erscheinen. Zu solchen 
Ausgaben konnte auch die verfügbare Barschaft nicht reichen, welche aus 
den Mehreinnahmen (635 Millionen) und den Resten der abgeschlossenen 
Budgets (72 Millionen) entstand. Witte war somit noch mehr als sein 
Vorgänger gezwungen, sich an den Kredit zu wenden, durch welchen für 
Staatsbedürfnisse in engerem Sinne in diesem Jahrfünft über 721 Millionen 
aufgebracht sind^). Eigentlich ist unter den Worten: „Vergrösserung 



1) Im Jabre 1898 hat, wie es scheint, die Mehreinnahme eine höhere .Summe 
erreicht, da sie bereite gegen 1. Dezember 212 Millionen Rubel betrag. 

2) Unter Wittes Anleihen figuriert auch die Realisierung der zurückgebliebenen 
^/s der Anleihe von 1891, welche mittele Konversion in den Sparkassen aufbewahrt 
wurde, sowie die 3prozentige Qoldanleihe von 1896 (100 Millionen), die im Aus- 
lande in den Händen der Staatskassefilialen blieb und daher in den Berichten des 
Staatskontrolleurs nicht erwähnt wurde. 
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der Mittel der Staatsbank^ nicht immer dasselbe zu verstehen. Unter 
Wischnegradski wurden im Jahre 1889 aus der Staatskasse 50 Millionen 
der Staatsbank zugeführt, zur Ausftlhrung des Programms Bunges, 
welcher mit allen Mitteln danach strebte, die Zahl der im Verkehr 
sich befindenden Kreditscheine zu vermindern. Diese Massnahme wurde 
nicht bis zum Ende durchgeführt und hat damals berechtigte Vorwürfe 
hervorgerufen, da sie zur Ersetzung der zinsfreien durch eine verzins- 
liche Schuld und folglich zur überflüssigen Belastung des Budgets mit 
Ausgaben, welche von den realen Abgaben der Bevölkerung gedeckt 
wurden, führte. 

Man konnte an der Richtigkeit dieser Politik zweifeln, da doch keine 
bedeutende Kurserhöhung erreicht wurde, während der Umfang des Papier- 
verkehrs bei uns kaum den Bedarfan Zahlungsmitteln überstieg. Ausserdem 
war es auffallend, dass die Regierung Ausgaben machte, um Kreditscheine 
dem Verkehr zu entziehen, und zu gleicher Zeit zur Herstellung derselben 
Kreditscheine für innere Anleihen zu 4 und 5<^/o einging. Als Wischne- 
gradski seinerseits 50 Millionen zu diesem Zweck verbrauchte, erfüllte er 
damit nur das Vermächtnis seines Vorgängers, den Ansichten, die er nicht 
teilte, sich unterwerfend. Etwas Schwanken und Inkonsequenz ist hier 
nicht zu verkennen, obwohl diese Eigenschaften dem allgemeinen Charakter 
der Thätigkeit dieses Staatsmannes nicht entsprachen. Für den Minister, 
der sich entschlossen hatte, keine Parität anzustreben und durch Devalva- 
tion zum Agio zu schreiten, war kein Grund vorhanden, die Menge 
des im Verkehr befindlichen Papiergeldes zu vermindern. Um so auf- 
fallender ist es, dass man in den allerletzten Jahren wiederum zu dieser 
Massnahme griff und zwar in äusseret hohem Massstabe. Der Papier- 
verkehr wurde von 1896 bis jetzt um fast 400 Millionen (von 1121 Millionen 
Rubel Kredit bis auf 725 Millionen) ^) vermindert. Ein Teil der Summen, 
welche in unserer Tabelle unter der Rubrik „ Vergrösserung der Mittel der 
Staatsbank '^ stehen, und zwar 31,2 Millionen Rubel, war nichts Anderes 
als eine Zahlung der Staatskasse an die Staatsbank zwecks Tilgung einer 
bestimmten Menge Kreditscheine ; und im Laufe des Jahres 1898 wurden 
zu diesem Zwecke noch 75 Millionen verausgabt. Insgesamt verschlang 
diese Qperation unter Witte, nach seinem eigenen Berichte zum Budget 
von 1899 zu urteilen, 439,9 Millionen. Der Zweck dieser eminenten 
Einziehung des Papiergeldes war eine möglichst hohe Garantierung 
der Kreditzeichen durch den Metallfonds, mit einem grossen Übergewicht 



1) Siehe den Bericht des FinanzmiDisters zum Badget von 1899. 



41 



des letzteren. Aber, wenn wir auch die Frage nach der Notwendigkeit 
dieses Übergewichts dahingeslellt sein lassen , so hätte ja dieses Resultat 
auf einem ganz anderen Wege erreicht werden können. Sobald im Lande ein 
Überfluss an Kreditzeichen erschienen wäre, mussten sie ja der Staatsbank 
und ihren Filialen zufliessen und konnten somit ohne jede Ausgabe seitens 
der Staatskasse vernichtet werden. Wenn die Bank es zu wiederholten 
Malen vermochte, ihre Umsatzsummen zum Einkauf von Gold zu verwenden, 
welches nachher lange unbeweglich in ihren Kammern ruhte, so konnte sie 
doch ebensogut einen Teil dieser Summen, in Form von Kreditscheinen, ver- 
brennen und für ihre Operationen die Goldmünze von über einer Milliarde 
Bubel gebrauchen. Fs muss übrigens bemerkt werden, dass die Summe von 
439,9 Millionen nicht ganz der Menge der ausser Verkehr gesetzten Kredit- 
scheine entspricht, da diese nur 396 Millionen Kübel betragen. 

Denselben Charakter hat auch ohne Zweifel die andere Ausgabe, 
welche ebenfalls unter der Rubrik „Vergrösserung der Mittel der Staats- 
bank" angeführt wurde — die Übertragung des Goldes (299,7 Millionen 
Rubel) von der Staatskasse auf die Bank oder aus der verfugbaren Barschaft 
in den Goldfonds. Fs braucht nicht bewiesen zu werden, dass eine solche 
Änderung des Namens und der Eintragung eines Teiles des Gold Vorrats 
keine thatsächliche Ausgabe darstellt, indessen forderte man für diese 
Übertragung eine entsprechende Bewilligimg im Ausgabenetat, d. h. eine 
Verminderung der baren Mittel. Und obwohl unter Witte ebenso wie unter 
Wischnegradski die sogenannte verfügbare Barschaft zum Goldeinkauf ver- 
wendet wurde, so wurde diese Operation doch nicht in das Budget ein- 
getragen, und das Wachstum des Metallvorrats wurde ohne jedes Verhältnis 
zur Bewegung der eingehenden und ausgehenden Summen verzeichnet. 
Wie viel im Laufe des behandelten Jahrfünfts aus der verfügbaren Barschaft 
der Staatskasse zum Goldeinkauf verwendet wurde, ist schwer zu be- 
stimmen. Jedenfalls ist aus folgender Berechnung zu ersehen, dass zu 
diesem Zwecke mindestens 321,2 Millionen verausgabt wurden. Vergleicht 
man sämtliche in unserer Tabelle aufgeführten ausserordentlichen Einkünfte 
(795,9 Millionen) , die zusammen mit den Überschüssen gegen die Vor- 
anschläge (635,7 Millionen) und mit den verfügbaren Resten (72,3 Millionen) 
1 503,9 Millionen ausmachen, mit der Summe der ausserordentlichen Ausgaben 
(968,0 Millionen), so bleibt ein Rest von 535,9 Millionen übrig. Nach 
dem Berichte des Staatskontrolleurs Шг das Jahr 1897 aber waren am 
1. Januar 1898 nur 214,7 Millionen als verfügbare Mittel vorhanden. An- 
genommen, dass diese verfügbare Barschaft wirklich vorhanden war und 
nicht in Gold umgewandelt wurde, so erhält man doch zwischen den beiden 
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Ziffern eine Differenz von 321,2 Millionen. Wenn wir aber die Summe 
des seit 1893 angesammelten Goldes der Ziffer der unter Witte in Gold- 
währung abgeschlossenen Anleihen gegenüberstellen, so sehen wir, dass 
letztere die erstere übersteigt. So lesen wir in dem Berichte zum 
Budget von 1899, dass die gesamte Verschuldung des Keiches von 1887 
bis 1899 um 1531 Millionen Kübel zugenommen hat. Indessen hat 
während der sechsjährigen Regierung Wischnegradskis die Summe der 
Anleihen für Staatsbedürfnisse im engeren Sinne, d. h. ausser dem 
Bückkauf der Eisenbahnen, die Verschuldung sich nicht vermehrt, da die 
Ausgaben für die vorfristige Einlösung und für die alljährliche Tilgung 
der Schulden insgesamt diese Summe überstiegen. Zur Erklärung der 
Ziffer der unter Witte abgeschlossenen Anleihen, sogar ohne die privaten 
Eisenbahnanleihen, muss man somit von den erwähnten 1531 Millionen 
Rubeln die ganze Summe der Obligationsanleihen, welche zum Rückkauf 
der privaten Eisenbahnen verwendet wurden, sowie die früheren Schulden 
dieser Eisenbahnen, insgesamt 1111,5 Millionen Rubel, abziehen. Wir 
erhalten demnach einen Rest von kaum 420 Millionen. Die Metallbarschaft 
aber ist seit dem 1. Januar 1893 bis zum 1. Januar 1899 um eine viel 
grössere Summe, als 420 Millionen, gestiegen. Gegen 1. Januar 1893 
betrug sie 581 Millionen Rubel Gold oder 871,2 Millionen Rubel Kredit. 
Zur Zeit aber beträgt, nach dem Berichte des Ministers zu urteilen, die ge- 
samte Metallbarschaft, in Silber berechnet, 1781 Millionen Rubel, d.h. um 
900 Millionen mehr, wobei entsprechende Anleihen, wie wir eben sahen, 
nur in Höhe von 420 Millionen abgeschlossen wurden. 

Dem Leser wird wohl die Differenz zwischen dieser Summe und der 
oben angeführten Ziffer der unter Witte abgeschlossenen Anleihen (721 
Millionen Rubel) auffallend erscheinen. Diese Differenz ist aber darauf 
zurückzuführen, dass die Zunahme der Verschuldung, welche zum 1 . Januar 
1897 1531 Millionen Rubel betrug, viel weniger als die Gesamtsumme der 
abgeschlossenen Anleihen war, da gleichzeitig mit dem Wachstum der 
Staatsschulden ihre Abnahme infolge der Tilgung und der Konversion vor 
sich ging. Diese Differenz (721 — 420) bildet eben die Summe, welche zur 
Ansammlung der Goldbarschaft mittels ausländischer Anleihen verwendet 
wurde. Kein Wunder, dass solche ungeheure Summen erforderlich waren, 
da zu gleicher Zeit private Eisenbahnen zurückgekauft, einige grosse Linien, 
darunter auch die sibirische, auf Rechnung der Staatskasse gebaut und 
ein Gold Vorrat gesammelt wurde. 

Die Bewegung der Staatsschuld zwischen Anfang 1887 und Anfang 
1897 kann aus folgender Zusammenstellung ersehen werden: 
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(In Millionen Babel.) 





1887 


1896 


В 

1 






Summe der 

Schulden zum 

Anfang des 

Jahres 


i Prozente nebst 
Ansammlung 


Summe der 

Schulden zum 

Ende des Jahres 


Prozente nebst 
Tilgung 


s 

»в 
2 


A. Verzinsliche Schulden, 

welche in Metallwährung 

abgeschlossen wurden : 

Kündbare .... 
Unkündbare .... 


1059 
326,9 


58,3 
14,1 


2065 
63,8 


86,9 
2,8 






Summa 

B. Verzinsliche Schulden, 

welche in Ereditwährung 

abgeschlossen wurden : 

Kündbare .... 
Unkündbare .... 


1385,8 

2210,2 
367,7 


72,4 

138,1 
17,4 


2128,8 

792,9 
2127,9 


89,7 

48,2 
87,2 


743 


1116 


Summa 


2577,9 


155,5 


2920,8 


135,4 


342,9 





Zum I.Januar 1897 hatte die Staatsechnld somit um 1458,9 Millionen 
Kreditrubel zugenommen, während die alljährlich zu entrichtenden Zinsen, 
bei Übertragung der Metallrubel alter Prägung in Kreditrubel, von 
264,3 bis auf 269,9 Millionen Eubel stiegen. Wenn wir die Ziffer 
der Verschuldung gegen Anfang 1897 mit derjenigen, von welcher im 
Berichte zum Budget für 1899 die Rede ist, vergleichen, so werden 
wir für die letzten 2 Jahre eine weitere Zunahme der Staatsschuld um 
80,1 Millionen Bubel erhalten. Unten werden wir noch Gelegenheit haben, 
auf diese Ziffern zurückzukommen. 



V. 

In dem letzten Bericht von J. A. Wischnegradski ist unter anderem 
die Ansicht ausgesprochen worden, dass das Reichsbudget nur dann voll- 
ständig befriedigend aufgestellt werden wird, wenn nicht nur die ordent- 
lichen, sondern auch die ausserordentlichen Ausgaben von den ordent- 
lichen Einnahmen gedeckt werden. Mit anderen Worten: das Ideal 
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des Budgetgleichgewichts wird nach der Meinung des verstorbenen 
Ministers nur unter der Bedingung erreicht, dass die laufenden Zahlungen 
der Bevölkerung für alle Staatsansgahen ohne Zuhilfenahme von Anleihen 
ausreichen. Zu jener Zeit erschien diese Ansicht vielen verlockend. INach 
einer Reihe von Jahren, in welchen alle AnstrengUDgen, immer mehr Aus- 
gahen in den Etat der ausserordentlichen zu verlegen, zu dem ge- 
wünschten Zweck — zur Deckung des ordentlichen Budgets ohne Defizit 
— nicht geführt hatten, schien es, dass wir an der Thür des Finanz- 
Eldorado standen. Die Einnahme-Überschüsse ersetzten das chronische 
Defizit, in der Mehrzahl der Einnahmeposten ergab sich ein Überschuss über 
den Voranschlag und die entstandenen verfügbaren Überschüsse konnten für 
die ausserordentlichen Bedürfnisse verwendet werden. Zu gleicher Zeit 
ist die Verteilung der Ausgabeposten auf beide Etats — den ordent- 
lichen und ausserordentlichen — immer regelmässiger geworden. Die 
Übertragung der Posten in den ersten sogenannten ordentlichen Teil 
des Budgets aus dem zweiten Teil, wo sie früher eingetragen wurden, 
geschah zu dem Zwecke, um die Dimensionen der Defizits einigermassen 
zu verdecken. Und nicht nur bei uns, sondern auch im Auslande, wo man 
imsere Finanzen mit solchem Misstrauen verfolgt, haben unsere Budgets 
von 1889, 90 und 91 Bewunderung hervorgerufen. 

Seitdem sind wir viel weiter auf dem angedeuteten Weg fortgeschritten. 
Mit Ausnahme des Jahres 1892 wurden alle folgende Budgets mit einem 
voraussichtlichen Überschuss abgeschlossen, während die wirkliche Aus- 
führung derselben noch viel bedeutendere Überschüsse brachte. Es wurde 
möglich, nach dem Hungerjahr 1891 zur Verpflegung 162 Millionen aus- 
zugeben, ohne den Vorrat der verfügbaren Überschüsse zu erschöpfen, während 
in den folgenden drei Jahren dieser Vorrat allmählich gewachsen ist und 
die Mittel zum Bau der sibirischen Eisenbahn geschaffen hat. Bei uns und 
im Auslande verschwanden zwar die Skeptiker nicht, doch brachten die 
Beredsamkeit der Ziffern und die wachsenden Überschüsse sie zum Schweigen. 
Das Ideal von J. A. Wischnegradski war damals freilich noch nicht ganz 
erreicht, und wir waren noch nicht im stände, mit den ordentlichen Ein- 
nahmen allein solche Ausgaben zu decken, wie sie der Bau kolossaler Eisen- 
bahnen, die Bildung eines Goldfonds und der Rückkauf von Privatlinien sind ; 
es hat aber kaum jemals irgend eine europäische Regierung sich ein solches 
Ziel gesetzt, es ist kaum jemals den genialsten Finanzmännem in den Sinn 
gekommen , dass man ohne die Zuhilfenahme des Kredits Hunderte von 
Millionen für kolossale aussergewöhnliche Unternehmungen verwenden 
könnte. Und während wir jetzt auf volle 12 Jahre unseres finanziellen 
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Wohlstandes zurückblicken, ist es erlaubt, die Frage zu stellen, ob man 
wirklich nach der Ausführung des Programms von J. A. Wischnegradski 
streben muss — des Programms, welches sich die Deckung des ausser- 
ordentlichen Budgets ohne die Zuhilfenahme von Anleihen zum Ziel 
gesetzt hat. 

Die Verwirklichung eines solchen Ideals ist wirklich nur unter zwei 
Bedingungen möglich : unter planmässiger Bescheidenheit bei der Budget- 
berechnung, einer Bescheidenheit, die an Heuchelei grenzt, und unter 
einer Anspannung der Steuerkräfte, welche mit den dringenden Bedürf- 
nissen des Staates gar nicht im Verhältnis steht. Die Vorsicht ist freilich 
eine ausgezeichnete Sache, und in der ersten Zeit können chronische 
Überschüsse das Publikum verlocken. Aber auch die nichteingeweihten 
Leute beginnen allmählich sich das wahre Wesen der Sache zu erklären 
und zu erraten, dass die ünverhofPtheit der überschüssigen Einkünfte der 
Staatseinnahmen nur für sie unerwartet ist, während sie in Wirklichkeit / 
durch den Wunsch hervorgerufen sind, von der Bevölkerung mehr zu f 
nehmen, als zur Deckung der ordentlichen Bedürfoisse nötig ist. Werden ' 
aber die Überschüsse von dem ständigen Wachstum der Steuern begleitet, 
so beginnt sogar der zahmste und vertrauensseligste Steuernzahler sich zu 
fragen, in welchem Grade es gerecht sei, ihn zwecks Ausführung grosser 
Unternehmungen, welche erst in ferner Zukunft vieles versprechen, zu be- 
lasten. Der wirkliche gesetzliche Unterschied zwischen dem ordentlichen 
und ausserordentlichen Budget besteht eben darin, dass ersteres durch 
normale Einnahmen gedeckt wird, während für das zweite ausserordent- 
liche Mittel gesucht werden. Und wenn es, um Defizits in der Buch- 
führung wenigstens zu vermeiden, unberechtigt ist, solche Ausgaben, wie 
beispielsweise die NeubewafFnung 4er Armee, den Bau von neuen Schiffen, 
Festungen u. s. w., zu ausserordentlichen Posten zu zählen, so ist das ent- 
gegengesetzte Extrem nicht weniger bedenklich — der Versuch, die 
wirklich ausserordentlichen Ausgaben durch ordentliche Einnahmen zu 
decken. 

Zu den ordentlichen Einnahmen müssen auch die sogenannten verfüg- 
baren Überschüsse gerechnet werden, d. h. die Ersparnisse der früheren 
Jahre, wenn sie zu den Posten des ordentlichen Etats gehören. Man 
müsste es zur Regel machen, dass alle Überschüsse des Budgets, alles was 
durch die Erhebung neuer Steuern oder durch die Mehreinnahme bedingt 
ist, nur zur Steigerung der sogenannten ordentlichen Ausgaben verwendet 
werden kann, d. h. für solche Bedürfnisse, welche in der That dringend 
sind und nichtsdestoweniger für lange Zeit unbefriedigt geblieben sind. 
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Und es ist nicht schwer, dies zn erklären. 

Der Bevölkerung in gewöhnlicher Zeit neue Steuern auferlegen, wenn 
es nicht besondere Umstände erheischen, darf man nur unter der Bedin- 
gung, dass die besondere Ausgabe dem Lande sofort einen sichtbaren 
Nutzen bringt. Alles was z. B. für den Ackerbau und die Industrie ge- 
schieht, was für die Vermehrung der Schulen, für die Verbesserung des 
Seehandels und der inneren Verkehrswege ausgegeben wird, wirkt sofort 
auf den Wohlstand des Landes zurück oder ruft wenigstens bei der Be- 
völkerung das lebhafte Bewusstsein eines nahen Aufschwungs seiner wirt- 
schaftlichen und intellektuellen Kräfte hervor. Tritt aber das Unternehmen 
aus den Dimensionen des normalen Wachstums der Staatswirtschaft heraus, 
verspricht es erst in ferner Zukunft problematische Vorteile, so darf 
man dazu den Steuerzahler nicht belasten, b^s ist in solchen Fällen 
gerechter, die Last der neuen Ausgabe auf eine mehr oder minder lange 
Keihe von Jahren zu verteilen, damit sie zum erheblichen Teil auf jene 
künftigen Geschlechter falle, welchen das neue Unternehmen Nutzen ver- 
spricht. Und es giebt ein sicheres Merkmal, nach dem man eine Grenze 
zwischen den Ausgaben der ersten und zweiten Kategorie ziehen kann, 
und zwar gerade auf dem Gebiet, wo die Grenze eine strittige sein kann — 
auf dem Gebiete des Eisenbahnbaues. 

Erfordert nämlich die projektierte Linie wegen ihrer Länge besondere 
Ausgaben , so empfiehlt sich die Übergabe ihres Baues an Privathände 
ohne Garantie von selten des Staates. Und in den Fällen, in denen 
dies nicht möglich, der neue Weg aber wirklich notwendig ist, unterliegt 
es keinem Zweifel, dass es unstatthaft ist, sie auf Kosten der Ersparnisse 
vom ordentlichen Budget zu errichten. Alsdann müssen die Mittel zur 
Erfüllung der Aufgabe mit Hilfe des Kredits beschafft werden. Mit 
anderen Worten, der Unterschied zwischen dem ordentlichen und ausser- 
ordentlichen Budget kann nicht als etwas Bedingtes und Temporäres 
angesehen werden — der Unterschied wurzelt in der Eigenschaft der 
geplanten Ausgabe. Und wenn das Ideal des ordentlichen Budgets, seine 
Erfüllung ohne Defizit und Anleihe, nur mit Hilfe der ordentlichen Ein- 
nahmen ist, darf der ausserordentliche Etat mit solchen Hilfsmitteln nicht 
gedeckt werden, und es wäre unrichtig, ihn mit Steuern von der Bevölkerung 
zu decken. 

Das Bestreben, beide Etats zu verschmelzen, ist augenscheinlich 
durch die irrtümliche Neigung hervorgerufen worden, die Staatswirtschafk 
der Privatwirtschaft gleichzusetzen. In der Privatwirtschaft ist wirklich 
das unbedingte Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Ausgaben 
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obligatorisch. Hier kann man nicht die Ausgaben durch Nebeneinkünfte 
decken, ohne Gefahr zu laufen, ruiniert zu werden. Dieser Gesichtspunkt 
ist aber schon deshalb auf das Staatsbudget nicht anwendbar, weil der 
Staat entweder, wie in England, gar kein Eigentum und keine industriellen 
Unternehmungen hat, oder sie ihm nur geringe Einnahmen wie auf dem 
Kontinent gewähren« Die Staatswirtschaft ist auf der Besteuerung der 
Unterthanen begründet, d. h. auf einer viel ausgedehnteren Grundlage, als 
die Privatwirtschaft. Diese Eigentümlichkeit der Staatseinnahmen aber 
hat für die Regierung eine andere Verpflichtung zur Folge — eine noch 
strengere Sparsamkeit in Bezug auf das Wachstum der Ausgaben. Das 
Recht des Staates, einen Teil des Eigentums der Unterthanen für sich zu 
beanspruchen, ist durch seine normalen Bedürfnisse streng begrenzt, 
welche nur bei dem natürlichen Wachstum des Volkswohlstandes in er- 
höhtem Masse befriedigt werden dürfen. Die chronischen Mehreinnahmen 1 
des Budgets zeugen somit nicht von einer gesunden Finanzlage. Indem 
diese Einnahmen auf natürlichem Wege durch das Wachstum der indirekten 
Steuern entstehen, müssen sie entweder eine Steigerung der Ausgaben für 
den geistigen und wirtschaftlichen Wohlstand des Volkes oder eine Ver- 
ringerung der drückendsten Steuern zur Folge haben. Ist aber das 
starke Wachstum der Einnahmen im Vergleich mit dem Voranschlag des 
Budgets durch mangelhafte Aufrichtigkeit dieses Voranschlags oder sogar 
durch die gesteigerten Einnahmen bedingt, so hat ein solcher angeblicher 
finanzieller Wohlstand keine Berechtigung und zeugt nur von Einem — 
von der überaus starken Belastung der Unterthanen. 

Es giebt noch ein Erfordernis der Staatsrechnung, welches von uns 
nicht ganz aufgeklärt ist. Ausser dem Budget im strengen Sinne kann die 
Regierung Kreditoperationen zur Verminderung der Prozente, welche sie 
für ihre Obligationen zahlt, vornehmen. Hierher gehören die Konversionen 
und die vorfristige Tilgung der Obligationsschulden. Bei vollständiger 
Klarheit der Staatsrechnung dürfen solche Operationen in das Budget 
nicht eingetragen werden. Die Tilgung der Rente und der Obligationen 
aus den sogenannten verfügbaren Ressourcen, d. h. aus den Überschüssen 
von den ausserordentlichen Einnahmen, bringt eine Verwirrung in das 
Budget hinein, ebenso wie die Placierung eines gewissen Teils der reali- 
sierten Schuld, welche für irgend eine Operation, beispielsweise für die Kon- 
version, bestimmt ist, in die Zahl der Einnahmeposten. Das eine sowohl 
als das andere bringt in das Budget fremdartige Elemente hinein, welche 
keine Möglichkeit geben, über die Mittel zu urteilen, durch die das Gleich- 
gewicht erreicht ist. Jedenfalls sind solche Formen, zu welchen man bis- 
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weilen in schweren finanziellen Zeiten zum Zwecke der Verdeckung der 
Defizits seine Zuflucht nimmt, für Epochen der finanziellen Blüte durchaus 
nicht statthaft, und das Auftreten derselben im Budget neben grossen, 
scheinbar unerwarteten Mehreinnahmen verleiht dem Budget nicht nur 
einen konfusen, sondern auch einen unaufrichtigen Charakter. Die soeben 
erwähnten Missstände werden noch grösser, wenn die Aufnahme der spe- 
ziellen Kreditoperationen nicht regelmässig stattfindet, als das Resultat eines 
ein fär allemal angenommenen Systems, sondern gleichsam sporadisch in An- 
betracht irgend welcher privater oder temporärer Rücksichten. In unserem 
Finanzbericht vollzieht es sich gerade so. Die überwiegende Mehrheit der 
Konversionsanleihen hinterliess sowohl unter J. A. Wischnegradski als auch 
unter S. J. Witte in den Budgets insofern eine Spur, als von diesen Anleihen 
auf Rechnung der ausserordentlichen Einnahmen verfügbare Überschüsse auf- 
traten. Wir sahen, dass in den 6 Jahren 1887 — 92 diese Überschüsse eine 
Höhe von 45,1 Millionen Rubeln erreichten. In der folgenden Periode waren 
diese Überschüsse in den ausserordentlichen Einnahmen nicht mehr ent- 
halten. Alsdann ist diese Erscheinung in den letzten Jahren besonders 
bemerkbar geworden, als einige Operationen, wie die vorfristigen Rückkäufe 
der Obligationsschulden und die Tilgung der Kreditbillets, wenn nicht in 
das Budget so doch in die Rechnungen des Staatskontrolleurs ganz ein- 
getragen wurden und somit die Planmässigkeit des Budgets gänzlich 
störten. Dasselbe nehmen wir auch bei den Eisenbahnanleihen wahr, 
welche bald in der Eigenschaft von Einnahmeposten unter der Rubrik der 
Kreditoperationen erschienen, bald nicht. 

Wir wollen auf einige Beispiele hinweisen. Unter J. A. Wischnegradski 
erschienen zwei 4proz. innere Anleihen, jede von 75 Mill. Kreditrubel, die 
zur Verstärkung des rollenden Materials und für den Ausbau einiger Linien 
bestimmt sind, im ausserordentlichen Etat, während eine ganze Reihe eben 
solcher Anleihen, welche früher sowohl als auch später abgeschlossen 
waren, nach der Kontrolle weder die Budgets noch die Ausführung derselben 
betrafen. Die Sproz. Goldanleihe von 1891 , von welcher bekanntlich 
zuerst nur ^/5 realisiert wurden, erhielt einen doppelten Charakter. Nur ein 
Teil ist für den vorfristigen Rückkauf der früheren Metallanleihen ver- 
wendet worden, obgleich das vorher als Zweck der beabsichtigten Operation 
angekündigt war. Die gesamte realisierte Summe von 11 2,5 Millionen Rubel 
aber ist unter die ausserordentlichen Einnahmen aufgenommen worden. Unter 
S. J. Witte finden wir seit 1896 in den Rechnungsberichten der Staats- 
kontrolle ständige Hinweise auf den vorfristigen Rückkauf der Eisenbahn- 
obligationen, welche sowohl durch die Anleiheüberschüsse als auch durch 
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die aus den früheren Budgets verfügbar gewordenen Summen gedeckt werden. 
Die unter dem neuen Minister schon realisierten ^/5 der Anleihe von 1891 
«ind bekanntlich im Inlande placiert worden und sind schon direkt in das 
allgemeine Bett der ausserordentlichen Einnahmen eingetreten. Drei Jahre 
nach einander, 1896, 1897 und 1898, sind in der Ausführung des Budgets 
Ausgaben zur Verstärkung der Mittel der Staatsbank enthalten, welche 
wiederum nichts Anderes darstellen , als die Tilgung einer zinslosen 
Schuld, wobei diese Operation in die Eechnungsberichte der Staatskontrolle 
nicht ganz, sondern nur teilweise, mit dem Betrage von 225 Millionen 
Rubel, aufgenommen wurde. Schon abgesehen davon, dass solche private 
Berechnungen in Wirklichkeit gar keine realen Ausgaben sind, aber 
•eine erhebliche Verwirrung hervorrufen, finden wir im Bericht des 
Finanzministers für 1899 einen Hinweis, dass von den im Jahre 1898 
verausgabten 83,1 Millionen Rubel nach dem ausserordentlichen Etat ein 
Teil zur Tilgung der Kreditbillets verausgabt wurde, während neben 
dieser Ziffer eine andere von 75 Millionen Rubel figuriert, welche für die 
Tilgung der Schuld der Staatsbank, d. h. für eine mit der Tilgung der 
Kreditbillets identische Operation, verausgabt wurde. Es ist ziemlich 
schwer, sich in dieser schwankenden Terminologie zurecht zu finden. Die 
Abrechnungen zwischen der Staatskasse und der Bank heissen bald „ Schulden- 
tilgung '^ bald „Vermehrung der Bankmittel", obgleich diese beiden Termini 
im wesentlichen dasselbe bedeuten ; die ganze Operation ist in die Budgets 
nicht aufgenommen worden, ebenso wie die Konversionsanleihen, der Rück- 
kauf der Obligationen und die vorfristige Tilgung der Metallschulden nur 
teilweise in denselben Platz fanden. Dies alles ist vielleicht für die Buch- 
fuhrung der Kanzlei ganz klar, vom Gesichtspunkte der erwünschten Plan- 
mässigkeit des Staatsbudgets aus bildet aber ein solches System , oder 
vielmehr ein solcher Systemmangel, keineswegs das Ideal der Staats- 
wirtschaft. 



VI. 

In den zwei ersten Verwaltungsjahren von S. J. Witte blieb die Gold- 
reform imangetastet. Es sind sogar Gründe zu der Annahme vorhanden, dass 
sie in die nächsten Aussichten der Geldreform nicht gehörte. Wir können 
einen solchen Schluss daraus ziehen, dass vom 1. Januar 1893 bis zum 
1. Januar 1895 der Goldvorrat nur um 64 Millionen Metallrubel zu- 

Golowin, Bassisobe Finanipolitik. 4. 
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genommen hat (von 581 auf 645 Millionen) und daes sein Wachstum m 
dieser Zeit der zweijährigen Goldausheute glich. Zu gleicher Zeit ist da» 
neue Statut der Staatsbank, welches von einer besonderen Kommission 
unter dem Vorsitz des Ministergehilfen Antonowitech ausgearbeitet und iin 
Jahre 1895 genehmigt worden war, zur Ausführung ganz anderer Ziele 
bestimmt worden, die bei der Verwendung der Barmittel der Bank zur Er- 
werbung von Gold schwer erreicht werden konnten. Die neue Organisa- 
tion der Bank zielte darauf ab, ihre Kreditoperationen nach Möglichkeit 
zu erweitem, indem allen ohne besonders strenge Berttcksichtigung der 
Kreditfähigkeit Kredit gewährt wurde. Zuerst beabsichtigte die Kom- 
^-.i^ ( mission, diese Operation mit einer Emission zu vereinigen, und gewährte 
Ч iK^" der Bank die Emission besonderer Banknoten unter Deckung der Kredit- 

i \ v*^ billets. Bald aber ist dieser Gedanke, welcher dem französischen Direk- 

^^ torium unseligen Andenkens entnommen worden war, fallen gelassen 

worden, angesichts der offenkundigen Identität beider Typs von Papier- 
geld und der aus dem Beispiel Frankreichs erkannten Gefahr, den glatten 
Weg des weiten Papierverkehrs zu betreten. Nachdem aber das neue 
Bankstatut nur eine Form von Kreditzeichen bewahrt hatte, gestattete es- 
die Darlehnsgewährung nicht nur unter Solowechsel der Bodenbesitzer, 
sondern auch ohne jegliche irgendwelche ernste Sicherheit, um sogar nocb 
nicht einmal entstandene Unternehmungen zu fördern. Für eine solche Art 
von Anleihen ist ein neuer Terminus, welcher der ökonomischen Wissen- 
schaft unbekannt ist, erfanden worden, der Terminus des „Gegenstands"- 
Kredits. Und in der That entfalteten die Staatsbank und ihre Abteilungen 
in der ersten Zeit nach dieser Kichtung hin eine sehr lebhafte Thätigkeit. 
Die Darlehnsoperation stieg nicht ohne Schaden fär die Hauptrolle der 
Bank, ein Regulator des Wechseldiskonts zu sein, von 163 Millionen am 
Anfange des Jahres 1893 auf 353 Millionen am Anfange des Jahres 1895, 
zum 1. Januar 1896 erreichte sie die Ziffer von 401 Millionen, begann 
aber bald zurückzugehen und sank auf 360 Millionen zum I.Januar 1897^ 
auf 266 Millionen ziun 1. Januar 1898 und auf 196 Millionen zum 
1. September desselben Jahres. Zwei Umstände freilich tragen zu diesen^ 
erzwungenen Zurücktreten der Bank von dem ihr gestellten Programm bei 
— die seit 1895 wieder erneute Anhäufung des Goldvorrats und der im 
Herbst dieses Jahres zu Tage getretene äusserste Mangel an verfügbaren 
Geldmitteln in den Bankkassen, deren Barvorrat am 30. Oktober auf 16 MilL 
Kübel zurückgegangen war. Die starke Beunruhigung, welche durch diese 
fast absolute Leere in den Handels- und Börsenumsätzen hervorgerufen 
worden war, zeigte klar die Unmöglichkeit, die Anleihe- und Diskonto- 
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Operationen nebeneinander in den beabsicbtigten Dimensionen auszuführen, 
sowie die Unf^igkeit eines solchen Instituts, wie die Staatsbank, zahl- 
reiche kleinere und dazu noch fast immer langfristige Darlehen im ganzen 
Beich zu gewähren. Die Schwierigkeiten der Bank steigerten sich noch 
durch das Vorhandensein eines grossen und ganz unbeweglichen Metall- 
vorrats, von welchem ein grosser Teil sich in ihren Kassen anhäufte. 
Wenn die Darlehnsoperation somit zur Erschöpfung der Barvorräte führte, 
so stellte diese Erschöpfung ihrerseits dem Finanzminister am Anfang des 
Jahres 1895 ein Dilemma — entweder das Gold in Verkehr zu setzen 
durch die Erö£fhung der Umwechselung oder jeden Gedanken an die 
Geldreform fallen zu lassen und sich der Emission der Kreditbillets zuzu- 
wenden. 

Wir wissen nicht , ob das Ministerium in der Wahl des Ausgangs 
schwankte ; sobald es aber einen Beschluss fasste, befolgte es auch unaus- 
weichlich den gewählten Weg. Seit 1895 beginnt eine Keihe von Mass- 
nahmen, welche zuerst zur Fixierung des Kurses auf einem etwas niedrigeren 
als dem damaligen Niveau führten, und zwar zum Pari-Kurs von 1 Rubel 
50 Kopeken Kredit zu 1 Rubel Gold und alsdann zur Verwirklichung der 
vollständigen Umwechslung im Jahre 1897. 

Vom technischen Gesichtspunkt aus kann man nicht umhin, die 
Reform als vollständig gelungen und meisterhaft durchgeführt anzusehen. 
Die Raschheit und Sicherheit, mit welcher die Regierung die Bar- 
vorräte des Marktes benutzte und die vorgefasste Reform der wirklichen 
Sachlage anzupassen vermochte, können keinem Streit unterliegen. Die 
Wahl des Pari von 265,5 Centimes oder 1 Rubel 50 Kopeken Kredit mit 
dem Goldrubel alter Prägung, das allmähliche Sinken des Kurses des 
Kreditrubels, welcher früher bei der Auswechselung in Gold 1 Rubel 
40 Kopeken wertete, auf Pari, die Mittel, wodurch die Goldmünze in Ver- 
kehr gelangte oder vielmehr dem Publikum aufgedrängt wurde — dies 
alles war gut ersonnen und geschickt ausgeführt. 

Am Anfang des Jahres 1895 ist vom f^nanzminister in den 
Staatsrat ein Gesetzesvorschlag über die Gewährung von Industrieaktien auf 
Gold, als die notwendige Vorbedingung für ihren Verkehr, eingebracht 
worden. Am 6. November desselben Jahres erhielt das Votum 
des Staatsrats über die Verwendung der Goldmünze bei allen Staate- 
zahlungen Gesetzeskraft, während im Dezember ein Kurs von 1 Rubel 
50 Kopeken zeitweise festgesetzt wurde , worauf im August des Jahres 
1896 dieser Kurs, welcher den Wert des früheren Imperiais auf 15 Rubel 

und des Halbimperials auf 7 Rubel 50 Kopeken bestimmte, endgültig 

4 * 
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festgesetzt worden ist. Zu gleicher Zeit mit dem Gesetz vom 6. November 
ist eine Heihe von Exekutivmassregeln getroffen worden, wonach ein 
bestimmter Teil der Staatszahlongen in Gold geleistet werden musste, 
während denjenigen, welche wünschten, ihre Kreditbillets in kling'ende 
Münze umzuwechseln, die Ausgabe derselben aus der Staatsbank gestattet 
wurde. Damit ist die Auswechselung faktisch eröffnet worden, obwohl die 
Goldvaluta gesetzlich noch nicht eingeführt und die Empfang^nahme 
von Goldmünzen anstatt Kreditscheinen bei allen Privatzahlun^en als 
obligatorisch noch nicht anerkannt wurde. Der entscheidende Schritt zur 
endgültigen Einführung der Reform ist durch den Allerhöchsten Befehl 
vom 3. Januar 1897 gemacht worden, welcher fUr russische Geldeinheit 
offiziell den neuen Goldrubel, gleich 66,6 ®/o des früheren und ent- 
sprechend dem anerkannten Kurs des Kreditrubels, erklärte. Die Reform 
ist durch zwei Erlasse vom 14. November desselben Jahres abgeschlossen 
worden, wodurch eine neue Goldmünze vom i4lnfrubel-Wert, gleich einem 
Drittel des Halbimperials, eingeführt wurde, während die Aufschrift auf 
den Kreditbillets in dem Sinne verändert wurde, dass sie nur noch gegen 
Gold und nicht gegen klingende Münze überhaupt eingetauscht werden. 
Damit ist auch die frühere Bedeutung des Silbers verändert worden, welches 
seine Holle als Währungsmetall vollständig verloren hat und, so wie in 
Deutschland, eine Scheidemünze geworden ist, wobei der Silberrubel, im 
Unterschied von den westlichen Ländern, derselben Veränderung in seinem 
inneren Wert wie der Kreditrubel unterlag. Dies ist durch die Verände- 
rung in dem Verhältnis zwischen der Gold- und Silbermünze verursacht 
worden, seitdem der Imperial nicht 10, sondern 15 Rubeln gleichgesetzt 
worden ist. 

Die ganze Eeform ist geschickt durchgeführt worden, ohne Pari- 
schwankungen auf dem inneren Markt und Erschütterungen in der Ver- 
mögenslage der Privatpersonen. Trotzdem kann man nicht sagen, dass sie 
vom Publikum sympathisch aufgenommen worden ist. lieber die Un- 
bequemlichkeit der Gold Valuta ertönten zahlreiche Klagen. Die Un- 
zufriedenen vergassen vollständig, wie sie sich früher über die entwerteten 
Kreditscheine und die Kursverluste bei der Eeise ins Ausland beklagten. 
Als die schwache Seite der Reform muss die Verwirrung angesehen 
werden, welche von der grossen Zahl der Gt)ldgeldzeichen herrührte, tmter 
welchen das Halbimperial 7^/2 Rubel kostete, trotz der auf ihm erhalten 
gebliebenen Aufschrift 5 Rubel. Der neue Geldverkehr ist sozusagen 
nur mechanisch, ohne die entsprechende Neugestaltung des Münzstatuts, an 
das alte angeknüpft worden. Dies verlieh ihm in den Augen vieler den 
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Charakter von etwas Unsolidem, Temporärem, Zufalligem. Wir wieder- 
holen aber, die zweifellose Geschicktheit, mit welcher die Keform durch- 
geführt worden war, tiberwiegt bedeutend diese Mängel. Der einzige 
ernste Vorwurf, welcher der Ausführung der vollzogenen Devalvation 
gemacht werden kann, betrifft die Bolle des Silbers in imserem Verkehr. 
Schon abgesehen davon, dass in einem so armen Lande, wie Bussland, wo 
die kleinen Zahlungen entschieden vorwiegen, dem Silber ein viel grösserer 
Baum hätte zugewiesen werden müssen, muss die partielle Devalvation 
des weissen Metalls, welches in seinem Wert um 50*>/o gesunken ist und 
seinen wirklichen Börsenkurs dennoch nicht erreicht hat, als eine miss- 
gelungene angesehen werden. Als Scheidemünze würde das Silber bei 
uns eben so gern zu seinem früheren konventionellen Wert aufgenommen 
werden, was zweifellos durch das Beispiel des Westens und das Zutrauen 
des russischen Volkes zum noch konventionelleren Kreditrubel bewiesen 
wird, während die Staatskasse bei der Prägung des Silbers die übrigen 50®/o 
seines Wertes gewonnen hätte. Von diesem Gesichtspunkt aus muss man 
es bedauern, dass bis jetzt das Gesetz vom 28. März 1898 noch nicht 
erfüllt ist, wonach der Silberverkehr auf 390 Millionen gesteigert werden 
sollte. Wenn dies geschehen wäre und wenn unser Silberrubel seinen 
früheren Zahlungswert behalten hätte, würde die Staatskasse die ganze 
Differenz zwischen dem konventionellen Wert des Silberrubels und dem 
internationalen Kurswert des weissen Metalls in Barren gewinnen. 

Zu einem etwas anderen Resultat müssen wir kommen, wenn wir die 
vollzogene Beform von ihrer kulturellen Seite aus betrachten. Hier entsteht 
zu allererst der Zweifel darüber, ob für Bussland ein wirkliches Bedürfois 
an Goldverk^hr war, nachdem sein Papierrubel den letzten Orientkrieg 
ausgehalten imd seit dem Anfang der 90er Jahre auch die gewünschte 
Kursstabilität erhalten hatte. Indem die Kreditvaluta auf dem russischen' 
Markt ihren vollen Wert behielt, schützte sie die inneren Preise vor der 
Einwirkung der internationalen und schuf dazu noch einen autonomen 
Damm gegen die ausländische Einfuhr. Die Goldmünze kann, wenn sie das 
allgemeine Bett der kosmopolitischen Preisschwankung betritt, diese Bolle 
eines empfindlichen Schutzapparats nicht erfüllen. Als die Entwickelung 
der Dahrlehnsoperation und der gesteigerte Goldeinkauf bei uns einen 
empfindlichen Mangel an Geldzeichen geschaffen hatten, war es recht gut 
möglich, bei Erhaltung des Kurses die übrigen 75 Millionen Kreditrubel zu 
emittieren, wie dies schon im Hungerjahr der Fall gewesen war: die 
damalige Emission von anderthalb hundert Millionen Papierrubel übte 
auf den Kurs fast gar keinen Einfiuss. 
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Eine andere Reihe von Zweifeln entsteht natttrlicher Weise ikber die 
Stabilität des Metallverkehrs in der Zukunft. Die normalen Existenz- 
bedingungen einer soliden Oold Valuta bestehen darin, dass ihr ein Bar- 
vorrat innerhalb des Landes zu Grunde gelegt wird, wohin er auf dem 
natürlichen Wege des Handels gelange wäre. Etwas Ahnliches war 
bei uns in der Epoche, welche der Kankrinechen, Reform vorausgegangen 
war, wo sowohl das Silber als auch das Gold, welche in ihrem Preis noch 
nicht auseinander gegangen waren, neben den Assignaten frei umliefen, als 
selbständige Münze. Die Reform des Grafen Kankrin war im wesentlichen 

/nichts Anderes, als die gesetzliche Festlegung der vorhandenen Tbatsache. 
Die Reform von S. J. Witte war umgekehrt die künstliche Schaffang einer 
\^ ^ / noch nicht existierenden Thatsache. Das Gold floss nicht aus dem Inneren 

L\r^ ^ к J* des Landes in die Staatskasse ein, sondern wurde sozusagen in das Land 
Д1г^ aus den Staatskassen, welche es auf künstliche Weise anhäuften, ausgespritzt. 

: jf^ Der Goldvorrat musste sich eine Grundlage im Volksverkehr schaffen, 

nachdem er zuerst dorthin einen möglichst grossen Teil seiner Masse 
geworfen hatte. Es ist begreiflich, dass er angesichts dessen viel grösser 
sein musste, als es in anderen Ländern erforderlich ist. Und zu unserem 
Stolz übertraf er wirklich alle Vorräte anderer Länder, indem er den 
Kreditumlauf in seinem Wert verdoppelte. Dabei wird nur eins ausser 
acht gelassen, dass die schwerwiegende Goldmasse, ohne welche wir nicht 
auskommen können, gerade deswegen erforderlich wird, weil die normalen 
Bedingungen der Stabilität der Goldvaluta fehlen. Dort, wo das Gold auf 
natürlichem Wege in das Land einfliesst, kann sein Barvorrat in der Bank 
und in der Staatskasse bedeutend niedriger sein, als die Summe des Geld- 
umlaufs; aus dem Inneren des Landes, wohin es nicht aus den Staatskassen, 
sondern wegen des Tauschverkehrs einfloss, wird es immer in die Staats- 
kasse und in die Banken durch die Bezahlung der indirekten Steuern und 
die Einzahlungen auf die laufende Rechnung zurückströmen. Das Miss- 
trauen in die Stabilität der bei uns eingeführten Goldvaluta, das Miss- 
trauen, welches sogar in der sorgfiiltigen Anhäufung eines ungeheuren 
Fonds zu Tage tritt, ist durch die Lage der Rechnungsbilanz hervor- 
gerufen worden, deren Gleichgewicht man immer von Jahr zu Jahr durch 
den neuen Goldzufluss aus dem Auslande erhalten muss , wodurch man 
eben dieses Gleichgewicht immer weniger stabil macht. Das Medikament, 
welches zeitweise die Krankheit aufhält, wird somit auch zum Gift, welches 
den Organismus in seiner Wurzel immer mehr zerstört. 

Prüfen wir das Gesagte an den Thatsachen. Im Jahre 1895 erneuerte 
sich das gesteigerte Wachstum des Metallvorrats. Zum 19. Februar 1896 
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bildete er schon 728,3 Millionen Rubel Gold, zum I.Januar 1899 erreichte 
-er die Summe von 1781 Millionen Kreditrubeln (190 Millionen Silber 
mitgerechnet), er verdoppelte sich somit seit Anfang 1893. Bei dem stark 
^it verminderten Handelstlberschuss war es nicht mehr möglich, das G-old 

fllieh durch den Ankauf von Tratten zu erwerben, wiewohl man dieses Material 

^ящ in schwachem Grade freilich benutzte. Die beiden Hauptmittel der Vorrats- 

\hsi 4inhäufung seit 1895, in welchem Jahre derProzess im gesteigerten Tempo 

inlieb begonnen hatte, waren die ausländischen Goldanleihen und die Eealisierung 

eaani ^er russischen Papierwerte im Auslande. Die Anleihen waren zwiefacher 

n^ Art, Regierungs- und Eisenbahnanleihen, welche von derselben Regierung, 

aber auf Rechnung der Eisenbahngesellschaften realisiert wurden. Bei 
den Anleihen der letzteren Art floss das eingenommene Gold direkt in die 
Hände unserer ausländischen Vertreter und wurde zui' Zahlung der 
Coupons für die Metallschulden verwendet. Das Defizit der Rechnimgs- 
bilanz wurde dadurch gesteigert, dass bei dem. unbedeutenden Wachstum 
der Zahlungen auf das System des Staatskredits überhaupt, die Metall- 
schulden in demselben im prozentualen Verhältnis einen immer grösseren 
Platz einnahmen. Im Jahre 1887 betrugen die Prozente samt der Amorti- 
sation für die Metallschulden 72,6 Millionen Gold, zum 1. Januar 1897 
beireits 89,8 Millionen, d. h. 134,7 Millionen Kredit, die neuen Eisenbahn- 
schulden, deren allgemeine Höhe zum 1. Januar 1898 271,8 Millionen 
Rubel erreichte, nicht mitgerechnet. 

Wir wollen hier eine Übersicht der Metallschulden anfuhren, welche 
unter S. J. Witte für Staatsbedürfnisse im engeren Sinne abgeschlossen und 
nicht in der realisierten Summe, sondern in der NominalhöHe der Anleihe 
mit Übertragung in Kreditvaluta ausgedrückt wurden. 

Jabr Millionen Babel 

1893 Realisation des Restes der Anleihe 1891 (^5) . 75 

1894 3proz. Metallanleihe 61,5 

3^/2proz. Metallanleihe 150,0 

1895 Teil der З^/^ргог. Anleihe nach Abzug der Amor- 
tisation der 5proz. Eisenbahnobligationen ... 37,5 

1896 3proz. Anleihe 150,0 

3proz. „ 150,0 

1898 Allerlei Kreditoperationen 83,3 1) 

Summa 707,3 

1) Diese Ziffer ist dem Bericht des Finanzministers entnommen und giebt 
notwendiger Weise nur die realisierte Summe an. Welche Operationen es waren, 
ist ans dem Beriebt nicht zu ersehen. 
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Die beiden Goldanleiben von 1895 und 1896 von je 100 Millionen 
Metallmbel (150 Millionen Kredit) sind für die Abrechnungen mit der Staats- 
bank verwendet worden, zur Tilgung der Staatskaeeenschuld bei der 
Emission der Kreditbillets , d. b. zur Verstärkung des Goldfonds. Die 
gleiche Bestimmung hatte die andere Anleihe von 1896 für dieselbe 
Summe, nur dass sie nicht den Bankvorrat, sondern die verfügbaren Mittel 
bei den ausländischen Vertretern der Staatskasse vermehrte. Um ein voll- 
ständiges Bild der Schulden, welche unter S. J. Witte für die Staats- 
bedürfnisse abgeschlossen worden waren, zu bekommen, müssen zu der 
gewonnenen Summe 707,3 ^) Millionen nach 3 Ereditanleihen hinzugefügt 
werden — die 4^/2proz. innere von 1893 zu 100 Millionen, welche zur 
Befriedigung der laufenden Bedürfuisse der Staatskasse verwendet wurden, 
da am Anfang des Jahres 1893 ein vollständiger Mangel an verfügbarea 
Mitteln eintrat, sowie zwei Emissionen der 4proz. Kente zu 30 Millionea 
im Jahre 1896 und zu 29,1 Millionen im Jahre 1897. Diese Beute ist 
teils zur Vergprösserung des Scheidemünzenfonds im Jahre 1896, teils im 
Jahre 1897 zur Amortisation der Billets der Staatskasse (Serien) realisiert 
worden. Insgesamt betragen die unter S. J. Witte für die Staatserforder- 
nisse abgeschlossenen Anleihen 866,4 ^) Millionen Eubel. In diesen 
Kreditoperationen nehmen einen bedeutenden Platz die rein konventio- 
nellen Ausgaben ein, wie die Rückerstattung der Schuld an die Bank und 
besonders die Deckung der im Jahre 1896 vollzogenen Übergabe der 
30 Millionen Kübel in den Scheidemünzenfonds. Letztere Ausgabe hat 
eine rein buchmässige, wenn nicht geradezu fiktive Bedeutung. Und 
eine solche Mannigfaltigkeit in den besonderen Teilen des ausserordent- 
lichen Ausgabebudgets, wohin sowohl die Abrechnungen mit den Eisenbahn- 
gesellschaften bei dem Bückkauf der Eisenbahnen, als auch die Amortisation 
der Kreditbillets, sowie die Veränderungen in den entsprechenden Teilen 
des Goldvorrats, welche bekanntlich verschiedene Bezeichnungen tragen, 
— eine solche Mannigfaltigkeit verwirrt dieBuchföhrung aufs äusserste, indem 



1) Hier sind die inneren Anleihen, welche in Kreditvalnta ahgeschlossen 
sind, als solche, die unmittelbar anf das Wachstum der Metall-Prozentzahlungen 
nicht eingewirkt haben, nicht aufgenommen. Aus demselben Grande ist auch di& 
Adels- Gewinn- Anleihe , welche bis jetzt nicht ganz placiert ist und über deren 
Kealisation es keine genauen Mitteilungen giebt, hier nicht eingeschlossen. 

2) Um die Differenz zwischen dieser Summe und der in unserer Tabelle I an- 
geführten Gesamtziffer der 1893 — 97 abgeschlossenen Anleihen (721,4 Millionen) 
zu erklären, muss man von derselben die Anleihe 1898 (83,3 Millionen) abziehen 
und die Differenz zwischen dem Nominalbetrag der Schulden und ihrer wirklichen 
Bealisierung in Betracht ziehen. 
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sie die nicht nur dem Typus nach verschiedenen, sondern die ganz ungleich- 
artigen Kreditoperationen unter eine Rubrik setzt. Dazu ist die Ab- 
Schliessung von Anleihen zur Amortisation der Kreditbillets nichts Anderes, 
als die Bückkehr zur Politik von N. Ch. Bunge. Und es ist seltsam, dass 
diese Massregel, welche einst die energischen und gerechten Proteste hervor- 
gerufen hatte, jetzt beinahe unbemerkt durchgeht, wiewohl die gegen die- 
selbe vor 15 Jahren erhobenen Einwände auch jetzt noch ihre Geltung nicht 
verloren haben. 

Innerhalb der unter S. J. Witte abgeschlossenen Goldanleihen er- 
wähnten wir zweier nicht — der 4proz, Anleihe von 1894 in Höhe 
von 113,6 Millionen Metallrubel (170,4 Mill. Kredit), welche für den 
Eisenbahnrückkauf der Hauptgesellschaft bestimmt war, und der З^/гргог. 
von 1898, in der Höhe von 10 Millionen Metallrubel (150 Mill. Kredit), 
deren Zweck die Amortisation der Pfandbriefe der Adelsbank war, welche 
man bei einem so niedrigen Zinsfuss als innere Anleihe nicht emittieren 
imd in Bussland nicht behalten konnte. Wir haben diese 2 Metallanleihen 
deswegen nicht aufgenommen, weil erstere zur Bückkaufoperation der 
Eisenbahnen, wovon unten die Bede sein wird, gehört, während letztere 
einen Konversionscharakter hatte, d.h. die Gesamtsumme der Verschuldung 
nicht vergrösserte. Nichtsdestoweniger vergrösserte sie die Dimensionen 
der alljährlich gemachten Zahlungen, indem sie die Adelspfandbriefe in 
metallische verwandelte. 

Durch die oben angefahrte Summe (707,3 Millionen) wird keineswegs 
die Vermehrung unserer Metallverschaldung erschöpft. Sie nahm, wie 
gesagt, noch aus zwei Ursachen zu — wegen des Abschlusses der 
Metall-Eisenbahnanleihen , welche in Wirklichkeit zur Deckung unserer 
ausländischen Zahlungen dienten, und wegen des Verkaufs unserer Fonds 
und Wertpapiere an das Ausland sowohl durch offizielle als auch private 
Personen. Die Staatskasse realisierte mehrfach die bei ihr vorhanden ge- 
wesenen Papiere, indem sie somit das Debet in ihren Abrechnungen mit 
den ausländischen Vertretern deckte. Die im vorigen Frühling erlaubte 
Auszahlung der Koupons der 4proz. Beute in Gold bei den ausländischen 
Bankiers verwandelte auch dieses Papier in ein internationales Metallpapier 
und trug somit zur Verbreitung desselben im Auelande bei. 

Ausser dem Gesagten wirkte zweifellos auf die Zunahme der Ver- 
schuldung nicht nur der russischen Begierung, sondern des ganzen Landes 
der schon unter J. A. Wischnegradski begonnene Verkauf unserer Fonds 
und Wertpapiere durch Privatpersonen, vornehmlich in Paris. Die 
mühsamen Bestrebungen der Finanzverwaltung um die Eröffnung des 
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Pariser Marktee und die Beibehaltung des Berliner für dieselbe zeigen, dass 
die Regierung in dieser Operation eine neue Ooldzuflussquelle zu uns aus 
dem Auslande erblickt hat. Wir wollen hier, allerdings nur in annähernden 
Ziffern, die Gesamtsumme des auf diese Weise zu uns eingeströmten aus- 
ländischen Goldes anfuhren. Wir bereicherten unseren Metallvorrat, 
wurden aber dadurch zu Tributzahlem des industriellen Westens. 
Nach der annähernden, zwar lange nicht genauen Berechnung .erreichte 
der Verkauf von Fonds von 1893 bis 1898 die beträchtliche Höhe von 
475 Millionen Kübeln Kredit. Was die unter Witte abgeschlossenen neuen 
Eisenbahnanleihen betrifft^ welche einerseits zur Verstärkung der Transport- 
mittel privater Bahnen, sowie zum Bau neuer Zweiglinien, andererseits 
aber zum Ansammeln von Gold bei unseren Vertretern dienten, so 
können sie für diesen sechsjährigen Zeitabschnftt folgendermassen dar- 
gestellt werden : 



1894 Obligationen der Linie Kostow-Wladikawkas 
„ 4proz. Oblig. der Linie Moskau- Woronesch 

1895 4proz. Oblig. der Ribinskschen Linie 

1896 4proz. Oblig. der Wladikawkasschen Linie 
„ 4proz. Oblig. der Wladikawkasschen Linie 

1897 4proz. Oblig. der Linie Ejasan-Ural . . 
„ 4proz. Oblig. der Linie Moskau-Archangel 
„ 4proz. Oblig. der Südöstlichen Linien 
„ 4proz. Oblig. der Linie Moskau- Windawa 

1898 4proz. Oblig. der Linie Moskau- Windawa 
„ 4proz. Oblig. der Wladikawkasschen Linie 
„ 4proz. Oblig. der Südöstlichen Linien 



In Millionen 
Rubel Kredit 

3,7 

41,5 

15,4 

26,5 

29,5 

35,7 

15,3 

21,7 

10,2 
32,7 
15,2 
20,6 



Summa 267,0 

Aber als Hauptquelle des Wachstums unserer Verschuldung erscheint 
eine ganz andere Operation — die Einlösung privater Eisenbahnen durch 
die Begierung. In der Periode von 1887 — 97 hat diese Operation eine 
Zunahme der Verschuldung um 1111,5 Millionen Eubel hervorgerufen, 
in welcher Summe sowohl der Umtausch der Aktien der ehemaligen Privat- 
gesellschaften in 4proz. Konsols, als auch der Übergang der früheren Obliga- 
tionen der zurückgekauften Ebenbahnen, d. h. der Obligationen, deren 
Eealisation zur Deckung der Ausgaben für den Eisenbahnbau diente, und 
der sogenannten konsolidierten Obligationen an den Staat, enthalten sind. 
Der Eückkauf, d. h. der Ersatz der Aktien'durch eine 4proz. Rente, betrug 
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zum 1. Jannar 1897 436,1 Millionen, wob^i die Vermindenmg der Schald 
durch die Amortisation zu dieser Frist mit eingerechnet ist. Die übrigen 
675,4 Millionen decken die Obligationsanleihen der ehemaligen Gesell- 
schaften — Schulden, deren Zinsen die Staatskasse immer bezahlte, während 
sie jetzt endgültig zu Staatsschulden geworden sind. Unabhängig davon sind 
884,8 Millionen Kreditrubel früherer Schulden der Eisenbahngesellschaften 
an die Staatskasse fUr die Garantiezahlung abgezogen worden. Beide 
Ziffern zusammen geben 1320,9 Millionen Rubel oder 1354,7 Millionen, 
wenn die bei Einlösung der Aktien verausgabte Summe 469,8 Millionen 
gleichgesetzt wird. Die vollständige Aussichtslosigkeit dieser Schulden 
erlaubte es, sie zu opfern, und nimmt man als eine wirkliche Ausgabe der 
Kegierung nur die bei der Amortisation des Aktienkapitals gezahlten 
469,8 Millionen Rubel an, so kann man diese Operation als sehr vorteil- 
haft ansehen, da die Regierung daHir gegen 20000 Werst Privat- 
eisenbahnen erworben hat. Man darf aber nicht vergessen, dass von der 
Kaufsumme weder die 675,4 Millionen früherer Obligationsanleihen der 
Gesellschaften, noch die 884,8 Millionen Rubel ihrer Schulden an die 
Staatskasse abgezogen werden dürfen. Wenn die Zinszahlung auf die 
ersteren seit dem Bau der Eisenbahnen der Regierung oblag, während die 
letzteren im Moment der Einlösung keinen realen Wert darstellten, so 
bildeten dennoch die Obligationsanleihen juristisch keine direkte Ver- 
pflichtung der Staatskasse, während die von derselben gemachten Ausgaben 
auf die Garantien im Moment der Vollziehung dieser Ausgaben zweifellos 
einen realen Charakter hatten. Bei der Beurteilung der staatlichen Eisen- 
bahnwirtschaft und der von derselben gemachten Ausgaben müssen diese 
Summen, welche zusammen mit der Amortisation der Aktien gegen 
2 Milliarden Rubel betragen, in Betracht gezogen werden. Alsdann 
müssen hierher noch die Ausgaben gerechnet werden, welche für den Bau 
der neuen, schon rein staatlichen Linien gemacht worden sind. Während 
der 6 Jahre der Verwaltung von J. A. Wischnegradski betrugen diese 
Ausgaben 378,1 Millionen, in der Periode 1893—97 489,7 Millionen, im 
Jahre 1898 endlich 123,9 Millionen, d.h. insgesamt fast 1 Milliarde Rubel. 
Zieht man in Betracht, was das Staatseisenbahnnetz gekostet hat, die 
Zinsen und die Amortisation, sowie die Ausgaben für die Exploitation und 
Verwaltung mit eingerechnet, so sehen wir, dass im Jahre 1886 die 
Staatskasse 55 Millionen Rubel Verlust hatte, während sie im Jahre 1896 
zum ersten Mal einen Reingewinn erzielte. Dieser Gewinn betrug damals 
über 32 Millionen Rubel, sank aber im Jahre 1897 auf über 15. Millionen. 
Demnach lieferte die Staatseisenbahn Verwaltung im Jahre 1896 87 Millionen 
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Rubel Gewinn für das verausgabte Kapital, welches insgesamt, wie wir 
gesehen, gegen 3 Milliarden ausmachte. Im Vergleich mit der hoben 
Bentabilität der Eisenbahnen in Deutschland ist das Resultat kein besonders 
glänzendes. Auch kann nicht unbemerkt bleiben, dass die Netzerweitemng, 
welche die Menge der Frachten vergrössert, auch die Rentabilität der alten 
Linien erhöhte, wozu auch die Frachten für den Bau der neuen Eisen- 
bahnen beigetragen haben. Sobald der fieberhafte Bau der neuen Eisen- 
bahnen aufhören wird, wird auch die Rentabilität des ganzen Netzes 
zurückgehen. Die Eisenbahnschulden und die Ausgaben für den Bau 
der neuen Linien kann man aber kaum unabhängig von der gesamten 
Finanzwirtschaft betrachten, indem die ersteren zur Erhaltung des Gold- 
fonds dienen, während die anderen in Form erhöhten Steuemeinlaufs in die 
Staatskasse zurückströmen. Zur Vervollständigung des Bildes unserer 
Staatswirtschaft muss man deswegen auch auf das Gebiet der privaten 
Industrieuntemehmungen hinblicken, welche mit dieser Wirtschaft eng ver- 
bunden sind, da auf die möglichst rasche Entwickelung derselben die be- 
sondere Aufmerksamkeit der Finanzbehörde gerichtet ist. Auf der Industrie 
sind augenscheinlich die Hoffnungen unserer Finanzpolitik aufgebaut, 
welche hierin das beste Mittel zur Verbesserung unserer Rechnungebilanz 
sieht. Zur Untersuchung der Fragen, welche mit unserer Industrie ver- 
bunden sind, wollen wir jetzt übergehen. Vorher aber wollen wir das 
Fazit aus dem oben über das Wachstum der Staatsverschnldung Gesagten 
ziehen. 

In den 12 Jahren von 1887 — 99 ist dieses Wachstum durch die 
Summe der beiden oben angeführten Ziffern ausgedrückt worden : durch das 
Fazit der Anleihen, welche unter S, J. Witte in der Höhe von 866,4 Mill. 
abgeschlossen wurden, sowie durch die Ausgaben für den Rückkauf der 
Eisenbahnen in der Höhe von 1111,5 Millionen Rubel. Insgesamt also 
1977,9 Millionen. Zu gleicher Zeit hat in dieser Periode eine Abnahme 
der Schuld unter dem Einfluss der Konversionen und Tilgungev statt- 
gefunden. Dadurch wird auch der Umstand erklärt, dass in dem Bericht 
des Ministers von 1899 das Wachstum der Verschuldung in den 12 Jahren 
auf 1531 Millionen Rubel berechnet wird. 
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VII. 

Seit 1893 ist ein starker Vorstoss im Siegesmarsch unserer Industrie 
auf den ersten Blick bemerkbar. Wir wollen uns auf einige Ziffern 
beschränken. Die Naphtaausbeute, welche im Jahre 1870 1,7 Millionen 
Pud erreicht hatte, lieferte im Jahrfünft 1891—95 alljährlich 337,7 Mill. 
Pud, im Jahre 1897 442,5 Millionen. Parallel damit ging die Entwicke- 
lung der Steinkohlenproduktion, von 237 Millionen Pud im Jahre 1881 
und 465 Millionen im Jahrfünft 1891 — 95 stieg die Ausbeute im Jahre 
1896 auf 565 Millionen Pud ^). Noch rascher ging die Entwickelung der 
Eisenindustrie: die Gesamtmenge des in Eussland geschmolzenen Guss- 
eisens stieg von jährlich 23 Millionen Pud im Jahrfünft 1874 — 78 auf 
60 Millionen Pud im Jahre 1891 und 133 Millionen Pud (nach der Vor- 
berechnung) im Jahre 1898 ^). Die chemische Produktion endlich stieg 
von 18,7 Millionen Bubel im Jahre 1885 auf 28,3 Millionen im Jahre 
1890 und 65,7 Millionen im Jahre 1896 з). 

Zu einem so bedeutenden Aufschwung trugen hauptsächlich zwei 
Umstände bei — der Verkauf von Fonds und Wertpapieren im Aaslande 
seitens der Staatskasse und der Privaten für beinahe eine Milliarde Rubel 
und der Zufluss von ausländischen Kapitalien, welcher einerseits durch 
das Sinken des Diskonts, andererseits durch das Steigen des Schutz- 
zolltarifs und durch die fördernden Begierungsbestellungen hervorgerufen 
worden ist. 

Wir suchten die offiziellen Daten über die Zahl der Industrie- 
etablissements im europäischen Bussland, die Summe ihrer Umsätze und 
die Zahl der in denselben beschäftigten Arbeiter in eine allgemeine Tabelle 
zusammenzufassen — Daten, welche in den drei Ausgaben des Departe- 
ments für Handel und Manufaktur von 1881, 1894 und 1898 enthalten 
sind. Die zwei ersten tragen den Namen „Anzeiger für Fabriken und 
Betriebe des europäischen Busslands", die dritte »Das handelsindustrielle 
Bussland", wobei in den Anzeiger von 1881 Mitteilungen von 1879, in 
den Anzeiger von 1894 die Materialien von 1890 aufgenommen worden 
sind, während die letzte volle und detaillierte Ausgabe schon auf der 
Schwelle von 1899 stehen bleibt. Dieses Material tabellarisch zusammen- 



1) Siehe „Das bandelsindastrielle Baesland<<, Abteilang I, S. 194-^208. 

2) Siebe den Artikel von Fedorow : „Briefe über die russische Industrie' 
Handelsindnstrielle Zeitung 1898, Nr. 259. 

3) Ebenda. 
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zufassen, war ziemlich schwer, weil der Zusammenstellang angleiche 
Quellen zu Grunde lagen: die Arbeiten der gouvemementalen statisti- 
schen Comites für die frühere Ausgabe, die Berichte über die Fabriken 
und Betriebe für die zwei späteren Ausgaben. Auch sind sie nicht nach 
gleichmässigen Gesichtspunkten zusammengestellt. So finden wir beispiels- 
weise im „Handeleindustriellen Bussland" Mitteilungen Über die Ausbeute 
^von Naphta und Steinkohle, deren in den zwei ersten Sammelwerken 
keine Erwähnung gethan wird. Dagegen sind in dieser neuesten Ausgabe 
nicht bei allen Betrieben die Daten über die Zahl der Arbeiter, sowie die 
Dimensionen der Umsätze enthalten, welche in der Stahl-, Steinkohlen-, 
Naphtaindustrie u. s. w. durch den Hinweis auf die Menge des gewonnenen 
Produktes ersetzt sind. Ftlr die metallurgischen Betriebe finden wir in 
dieser Ausgabe nur summarische Ziffern, von welchen die erste die Aus- 
beute an Gold, Gusseisen, Kohle und Naphta betrifft, die zweite die 
Bearbeitung der Metallerzeugnisse. Ein solches System kann man nicht 
als ein besonders einheitliches ansehen, da wir neben der Ausbeute der 
Rohprodukte der Montanindustrie noch die Gusseisengiesserei finden, welche 
schon das zweite Stadium der Montanindustrie bildet. Die Verteilung der 
Fabriken und Betriebe nach den Gruppen, welche in den ersten zwei Aus- 
gaben identisch ist, ist in der dritten ganz verändert. Endlich kann man 
die statistischen Arbeiten der gouvemementalen Comites, welche auf Mit- 
teilungen der Dorf behörden unter Mithilfe der Dor&chreiber beiruhen, kaum 
als besonders glaubwürdig ansehen. Dies alles bringt eine gewisse Ver- 
worrenheit in die gewonnenen Resultate hinein und gestattet nicht, sie 
ab vollständig genau anzuerkennen. Beim Vergleich derselben mit 
einander kann man nichtsdestoweniger zu einigen, wenn auch mathematisch 
nicht ganz richtigen Schlüssen gelangen, welche aber doch ein wertvolles 
Material zum Vergleich liefern. Im Endresultat kann man die Daten 
über die Industriebetriebe für die drei oben erwähnten Epochen auf 
folgendes zurückführen : 



Jabr 


Zabl 
der Betriebe 


Umsatz . 
in Millionen Rubel 


Zahl der Arbeiter 


1879 . . 


. . 24669 


851,6 


685 286 


1890 . . 


. . 20411 


988,5 


868 844 


1897 . . 


. . 34154 


2499,5 


1487019 



Der Verfasser der im „Handebindustriellen Russland^ placierten 
historisch-statistischen Umschau zieht aus den von ihm angeführten Ziffern 
Schlüsse, welche von den soeben angegebenen bedeutend abweichen. 
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Die Zahl der Fabriketablissemente im Jahre 1896 giebt er auf 38 401 an 
mit 1749181 Arbeitern und einer Umsatzsumme von 27 453 Millionen 
Bnbel ^). Zur Erklärung dieser grossen imd, sagen wir es gerade heraus, 
wenig wahrscheinlichen Summe diene der Umstand, daes nach den Worten 
des Verfassers in diese Summe alle Etablissements eingeschlossen sind, 
welche mit Spiritusgetränken an Orten handeln, wo die Branntweinreform 
nach 1896 eingeführt worden ist, sowie die gildelosen Unternehmungen 
(d. h. der gesamte Kleinhandel) in den Gegenden, wo die Ladensteuer 
von diesen Unternehmungen nicht erhoben wird. Wenn alle Gildenunter- 
nehmungen in das Fazit des „Handelsindustriellen Russlands" eingeschlossen 
sind, so bedeutet das, dass in dasselbe ausser der Industrie auch der gesamte 
Handel nach den Gildenzeugnissen aufgenommen worden ist, weswegen 
also die von тшв angeftlhrte Gesamtziffer von 34115 Unternehmungen 
viel höher ist, als die wirkliche. Den Handel kann man wirklich nicht der 
Industrie gleichsetzen, und das eine sowohl als auch das andere kann 
man nur in der Absicht in einen Haufen zusammenwerfen, den unaufmerk- 
samen Leser durch das gewonnene Resultat zu blenden. 

Was nun die Etablissements betrifft, welche mit Spirituosen handeln, 
so kann man sie nur im Scherz zu der bearbeitenden Industrie zählen. Ein 
ähnliches Verfahren ist auch beim Fazit für die Zahl der Arbeiter und die 
Ziffer der Handelsumsätze angewandt worden. Zu den Arbeitern sind alle 
Arbeiter auf den Eisenbahnen, Häfen, in der Schiffahrt, in den Zollämtern 
u. s. w. hinzugezählt worden, während die Umsätze so berechnet sind, dass 
der volle Wert des von den Fabriken und Betrieben dargestellten Betriebe» 
zu Grunde gelegt worden ist. Es ist indessen klar, dass der Fabrikant für 
das Rohprodukt zahlen und die gezahlte Summe vom Wert des Fabrikates 
abziehen muss, um den Wert zu bestimmen, welcher infolge der Bearbeitung 
gebildet worden ist. Es thut nichts, dass das Verhältnis des Wertes des 
Rohproduktes zum Gesamtwert der fabrizierten Ware nicht in allen Zweigen 
der Produktion ein gleiches ist, dass in der Eisenindustrie beispielsweise 
das Erz im Vergleich mit dem Fabrikat einen geringen Wert darstellt, 
während in der Textilindustrie das Verhältnis ein umgekehrtes ist und da» 
Rohprodukt hier ein um so grösseres Prozent des Warenwertes absorbiert, 
je vollkommener die technischen Mittel sind. Die letztere Erscheinung, 
welche vielleicht jemanden verwirren könnte, wird sehr einfach dadurch 
erklärt, dass der Preis für den Rohstoff von der Art seiner Verwendung 
nicht verändert wird, während die Arbeit mit der Vervollkommnung der 



1) Siebe »Handelsindnetrielles Ru88laxid<<, Abteilung I, S. 264. 
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Technik produktiver wird und somit auf jeden Arbeitetag ein immer 
grösseres Arbeitsprodukt entfällt. Vollständig klar wird das beim Vergleich 
•der Industrie im engeren Sinne mit jenen Fabrikationen, welche mit der 
Bearbeitung der Agrikulturprodukte beschäftigt sind. Niemandem wird 
-ев beispielsweise einfallen, bei der Bewertung der Einnahmen aus der 
Branntweinindustrie den Wert des gebrannten Korns oder der Kartoffel 
zu den Aktiven zu rechnen, oder in der Mehlindustrie die Rentabilität zu 
bestimmen, ohne den Preis des gemalenen Getreides abzuziehen ^). Warum 
soll man denn anders verfahren, wenn man mit der Verarbeitung von Seide, 
Baumwolle oder Wolle zu thun hat? 

Den Verfassern des „Handelsindustriellen Russlands" liegt augenschein- 
lich der Wunsch , die Bedeutung unserer bearbeitenden Industrie aufzu- 
bauschen, nicht fern. Dass es wirklich der Fall ist, ist aus den originellen 
Zusammenrechnungen ersichtlich, welche Herr M. Fedorow, der Redakteur 
der offiziösen „Handelsindustriellen Zeitung", bei der Berufung auf dieses 
Buch macht ^). Die Zahl der in der Industrie beschäftigten Arbeiter 
schlägt er auf 2 Millionen an und die Bedeutung der agrikulturellen mit 
der industriellen Produktion vergleichend, findet er, dass sie in Hinsicht 
auf den Wert ihrer Produkte beinahe untereinander gleich waren ^), sowie 
dass in Bezug auf die in jedem dieser Gebiete beschäftigten Arbeitshände 
der Ackerbau die Fabrikindustrie durchaus nicht so sehr überragt, wie 
man zu glauben gewohnt ist. Nach seiner Ansicht sind in der Landwirt- 
schaft gegen 13^/2 Millionen Menschen beschäftigt. Die Schlussfolgerung 
daraus ist klar. Wenn einerseits hinsichtlich des Wertes des Produktes 
2 Millionen Arbeiter ebensoviel produzieren können, wie 13 ^/^ Millionen, 
welche die Rohstoffe gewinnen, und wenn nun diese 13^/) Millionen ihrer- 
seits nur lO^/o der Bevölkerung ausmachen, so hat man um die Landwirt- 
schaft nicht besonders besorgt zu sein, da man ein viel ergiebigeres Be- 
reicherungsmittel, die Industrie, in den Händen hat. Diese Berechnungen 
zu widerlegen ist zum Glück nicht schwer. Herr Fedorow lässt nur 
eine Kleinigkeit ausser acht. Erstens hat von diesen 2 Millionen nur eine 
kleine Minderheit mit dem Ackerbau gebrochen, die übrigen hören aber 
nicht auf, zur Landbevölkerung zu zählen, und haben darum an dem 
Erfolg des Ackerbaues nach wie vor ein Interesse. Ohne ferner die 
Genauigkeit der Ziffer von 2 Millionen Arbeiter zu bestreiten, muss man 



1) Den Verfaesem des „Handeleindnetriellen Bneslands" ist dies, wie wir 
unten sehen werden, leider nicht in den Sinn gekommen. 

2) Siebe Nr. 256 der „Handelsindustriellen Zeitung*" 1898. 

3) Den Wert des Ackerbaues setzt er mit nur 2930 Millionen Rubel an. 
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im Auge haben, daes in dieser Zahl auch die Frauen und Kinder enthalten 
sind, während die 13^/2 Millionen Ackerbauer nicht einmal die ganze männ- 
liche Bauernbevölkerung umfasst, indem die Revision von 1859 über 22 Mill* 
Seelen aufgewiesen hatte, eine Ziffer, die sich doch dann sicher nicht ver- 
mindert hat. Wo sind also, nach Ansicht des Herrn Fedorow, diese übrigen 
Millionen hingekommen? Hat er sie denn alle den Städten zugezählt? 
Wie dem auch sein mag, so ergiebt es sich aus dem Vergleich der 
Daten für die Periode von 1879 — 1897 unzweifelhaft, dass nur die Berg- 
industrie bei uns bedeutende Erfolge erzielt hat, namentlich in ihren 
drei Zweigen — in der Steinkohlen-, Naphta- und Gusseisenindustrie — , 
sowie auch die verschiedenen Arten der chemischen Produktion, welche 
nach dem Tarif von 1891 stark gestiegen sind. Etwas schwächer, aber 
immer noch beträchtlich, stieg die Zuckerindustrie. Ebensolche Fortschritte 
könnte man der Baumwolleindustrie zuschreiben, wenn wir nicht wüssten, 
dass das „Handelsindustrielle Russland'^ in den Wert des Produktes auch 
den Wert des Rohstoffes einschliesst. Aber auch nach Abzug dieses Wertes 
erhalten wir für die Baumwolleproduktion einen ziemlich bedeutenden 
Aufschwung. Die starke Entwickelung der Holzindustrie unterliegt auch 
keinem Zweifel. Die Vergrösserung des Produktionswertes hängt hier von 
der Preissteigerung des Holzes ab. Über die Nahrungsmittelindustrie 
können wir nichts sagen, da über die Mehlindustrie die Nachrichten nur 
für das letzte Jahr vorliegen, während die Gesamteinnahme von 271,7 Mill. 
Rubel den Gesamtwert des Mehls darstellt. Ebenso ist auch der Ver- 
fasser des „Handelsindustriellen Russlands ^ mit der Zuckerindustrie ver- 
fahren, indem er hier auch den Wert der Zuckerrüben aufgenommen hat. 
In den anderen Abteilungen sind mit Ausnahme der Keramik, welche aber 
keine grosse Bedeutung hat, die Fortschritte gering. Dagegen bekunden 
drei sehr bedeutende Produktionen, die Tuch-, Flachs- und Lederfabrikation, 
«inen zweifellosen Verfall. Wenden wir uns von unserer Tabelle zu den 
Berichten des Ackerbauministeriums i), so giebt die Bewegung dieser drei 
Arten von Industrie von 1867 bis zur Gegenwart folgendes Bild: 

Im europäischen Rnesland ohne Polen 

Fabrikation »8" 1880 1893 

In Hillionen Rubel 

Wolle und Tuch . . 46,7 78,2 52,5 

Flachs 2,9 7,0 4,8 

Leder 16,1 42,1 25,0 



1) Siehe den Bericht über »Die landwirtechaftliche Krieis und ihre Ursachen'', 

verfasst im Jahre 1897 in einer besonderen landwirtschaftlichen Kommission, 
eolowin, BuBiiicbe Finanspolitik. 5 
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In drei Zweigen der bearbeitenden Indnetrie ist somit ein Verfall 
zu beobachten. Wenn wir noch hinzufügen, daes auch die Leinwand- 
indnstrie sehr schwach gewachsen ist, so wird sich leider erweisen, dase 
der Hauptanfschwnng nur bei den Zweigen der Manufakturindustrie zu 
beobachten ist, welche sich vornehmlich mit der Bearbeitung von ein- 
geführten Stoffen befassen, mit der Baumwolle und Seide. Die wenig^ 
glänzende Lage der Tuch-, Leder- und Leinwandindustrie steht übrigens 
im engen Zusammenhang mit der schwachen Kauffähigkeit des inneren 
Marktes, welcher gezwungen ist, die Ausfuhr des Rohproduktes zu verstärken 
und den Einkauf der Hausfabrikate zu verringern. Das ungewöhnlich 
rasche Wachstum der Holz- und Nahrungsmittelindustrie wird sehr einfach 
erklärt, wenn man den Wert des Bohstoffes in den Wert des Endpro- 
duktes einträgt, er macht in diesen Produktionszweigen einen ungeheuren 
Prozentsatz des Wertes aus. Als glänzend können somit nur die Mon- 
tan- imd chemische Industrie angesehen werden. Aber auch hier ist das 
Besultat den Staatslieferungen und den ausländischen Kapitalien zu ver- 
danken. Ohne den Eisenbahnbau wtlrde die Montanindustrie nicht so sehr 
steigen, ebensowenig die mechanischen Fabriken. Die Vermehrung der 
Fabriken dieser zwei Gruppen hat ihrerseits die chemische Fabrikation 
gefördert. Die ausländischen Kapitalien wenden sich bei uns voruehmlich 
folgenden vier Industriezweigen zu : der Eisen-, Naphta-, chemischen Industrie 
und den mechanischen Betrieben. Aus der anbei folgenden Tabelle ist 
zu ersehen, dass zum 1. Januar 1898 ausländische Kapitalien in der Höhe 
von 259,9 Millionen Kübel an den russischen Unternehmungen beteiligt 
waren. Diese Ziffer hat zwar kein besonders gefährliches Aussehen und 
berechtigt nicht die Klagen einiger unserer Publizisten. Denn es ist in 
der That besser, mit Hilfe des ausländischen Kapitals zu arbeiten, als gar 
nicht zu produzieren ; auch ist es für die neugebauten Linien vorteilhafter, 
das Eisen zu Hanse zu kaufen, als im Auslande ^). Aber auch die That- 
sache selbst, dass wir das ausländische Kapital zu uns heranziehen wollen, 
zeugt von unserer Armut und der schwachen Verbreitung der technischen 
Bildung bei uns. Jeglicher Anteil der ausländischen Kapitalisten an 
einem russischen Industrieunternehmen ist entweder eine Anleihe, wenn 
der Besitzer des Werkes selbst an dem Unternehmen beteiligt ist, oder ein 
Verkauf, wenn das ganze Unternehmen den Ausländem ausgeliefert 
wird. Im ersten Falle nimmt unsere Verschuldung zu, im zweiten wird 



1) Man darf nicht yergessen, dass die Eisenproduktion bei uns den Bedarf 
nicht deckt und dass neben der Eretarkung der Gofiseieengieseerei auch die Eisen- 
einfuhr zunimmt, welche im Jahre 1897 volle 52 Millionen Pud erreicht hatte. 
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ein Teil unseres Besitzes liquidiert. Das eine sowohl als auch das andere 
kann man nur in sehr hescheidenen Grenzen zulassen. Und wenn nun, 
wie dies im vorigen Jahre geschehen ist, zwei Produktionszweige — die 
Naphta und das Platin — fast ganz an die ausländischen Kapitalisten ab- 
getreten werden, so ist es schon eine durch nichts zu begründende Selbst- 
entsagnng, ein nicht mehr erklärbarer Verkauf des russischen Territoriums. 
Bussland ist freilich nicht die Türkei und bis zur direkten Einmischung 
des Westens in tmsere Verhältnisse ist es noch weit. Ein indirekter Ein- 
fluss auf unsere Angelegenheiten wird aber dadurch gewonnen. 

Um die Frage über unsere Verschuldung abzuschliessen, muss man 
noch zu den mehr als 6 Milliarden Staatsschulden beider oben erwähnter 
Typen — der Staats- und Eisenbahnschulden — die Obligationsanleihen 
der Privateisenbahnen, die Veräusserung der Fonds und Zinspapiere, 
sowie die Summe der ausländischen Kapitalien, welche in der russischen 
Industrie placiert sind, hinzuftigen. Dies alles macht über eine Milliarde 
aus und erhöht die Gesamtschuld Busslands bis zu 8^2 Milliarden Bubel 
Kredit. Gefährlich ist hierin nur folgendes : die ungünstige Bechnungs- 
bilanz zwingt uns, um den angehäuften Goldvorrat zu bewahren, durch 
allerlei Wege im Auelande neues Gold zur Zahlung der Zinsen zu leihen 
und dadurch unsere ungünstige Lage in der Zukunft noch zu verschlimmem. 
Solange in Europa alles ruhig ist, solange der Diskont dort nicht steigt 
oder für nur kurze Zeit steigt, bleibt das angehäufte Gold in unseren 
Händen: ein Disagio entsteht nicht. Als Schutzmassregel trassiert die 
Staatsbank die Wechsel nach dem vollen Kurs, wenn derselbe auch 
sinkt, was immer bei dem schwachen Vorrat ausländischer Tratten, 
bis 0,50/0 ihrer realen Höhe, der Fall ist. Dies hält freilich das Gold 
zu Hause, zwingt aber dazu, die DifiPerenz bei unseren ausländischen 
Vertretern durch den neuen Bezug desselben aus dem Auslande zu decken. 
Anders wird es aber im Falle irgendwelcher ernster Verwickelungen 
sein, welche die westlichen Märkte zur erstarkten Bealisation der Werte 
veranlassen könnte. Unsere Wertpapiere werden alsdann dort in starkem 
Angebot sein und bei uns wird die Wahl zwischen zwei gleich grossen 
Alternativen bleiben : entweder diese Werte zurückzukaufen und für die- 
selben mit Gold zu zahlen oder auf den Ankauf zu verzichten und dadurch 
im Lande ein solches Sinken aller Wertpapiere hervorzurufen, dass es ftir 
unser Kapital eine wahre und langandauernde Katastrophe sein wird. 



5* 



68 



VIII. 

Am Scbluss unserer Übersicht über die Finanztbätigkeit in den 
letzten zwölf Jahren wollen wir noch die in den letzten Jahren viel venti- 
lierte Frage berühren, ob es nicht besser wäre, anstatt der Goldvaluta zur 
Silbervalata zurückzukehren oder wenigstens beide Edelmetalle als gleich- 
wertig anzuerkennen, unter Zugrundelegung des Verhältnisses von 1:15. 
Diese Frage ist um so brennender, als unsere Bimetallisten ebenso wie ihre 
ausländischen Kollegen behaupten, dass die Ursache der landwirtschaft- 
schaftlichen Krisis darin liegt, dass das Silber seine frühere Eolle im inter- 
nationalen Verkehr eingebüsst hat. Die Lehre der Bimetallisten wird 
bekanntlich auf dem Grundsatz aufgebaut, dass die in den letzten 
20 Jahren vorgegangene schroffe Perturbation in den Preisen vollständig" 
von der Entwertung des Silbers, sowie von dem Einstellen seiner freien 
Prägung in einer ganzen Beihe europäischer und transatlantischer Länder 
bedingt ist. Im dem Masse, sagen sie, als das Silber aufhörte, in diesem 
oder jenem Lande als dem Golde gleichwertig zu gelten und im Geldverkehr 
die Bolle der Scheidemünze erhielt, entstand ein Sinken der Preise für 
alle Waaren. Diese Erscheinung wiederholte sich bei jeder neuen Be- 
schränkung der internationalen Bedeutung des Silbers. Jedesmal, wenn 
irgendwo in Europa oder in den exotischen Ländern das gesetzliche Ver- 
hältnis zwischen beiden Metallen beseitigt wurde oder die freie Silber- 
prägung aufhörte, sanken rasch die Preise und riefen eine Beihe wirtschaft- 
licher, die Produktion verheerender Krisen hervor. Diesen strengen 
Parallelismus kann man einer zweifachen Kontrolle unterwerfen. Die 
Länder, wo der Silberverkehr geblieben ist, sei es selbständig wie in Ost- 
indien und China, sei es unter gleichen Bechten, wie das Gold, wie im 
lateinischen Münzbund, sind von der Krisis unberührt geblieben. Hier 
haben sich die Preise auf dem früheren Niveau erhalten und begannen zu. 
sinken nur seit dem Moment, wo diese Länder zur Goldwährung über- 
gegangen sind. Zu gleicher Zeit hat jede wenn auch nur schwache Er- 
weiterung des Silbermarktee, wie z. B. die Annahme der Sherman-Bill in 
Nordamerika sofort eine Preissteigerung auf dem Weltmarkt hervorgerufen. 
Und dieser Parallelismus läset sich leicht erklären. Der Wert des Goldes 
und Silbers hängt in viel grösserem Masse von ihrer Bolle als Geldzeichen 
ab, als von ihrem Verbrauch als Luxusartikel. Die Erzeugnisse letzterer 
Art verschlingen nur einen sehr unbedeutenden Teil der auf dem Erdkreis 
im Verkehr sich befindlichen Edelmetalle und haben darum keinen Einfluss 
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auf ihre Kaufföhigkeit. Sobald dagegen ein Edelmetall seine Bedeutung 
als internationales Geldzeichen verliert, geht der Bedarf an demselben 
auf dem Weltmarkt zurück und seine Entwertung tritt ein. Nachdem nun 
diese Operation am Silber sich vollzogen hatte, ist es kein Wunder, dass es 
einen bedeutenden Teil seiner Kauff^higkeit einbüsste und zu gleicher Zeit 
diese Fähigkeit beim Gold steigerte. 

Nach der Lehre der Bimetallisten hat somit nicht das Sinken des 
Tauschwerts des Silbers den Übergang zur Goldwährung hervorgerufen, 
sondern dieser letztere hat die Entwertung des Silbers verursacht. Da 
nun aber der Monometallismus als ein Prinzip des Münzverkehrs das Werk 
der Staatsmacht war, so ist eben die wirtschaftliche Krisis der letzten 
20 Jahre nicht aus äusseren Umständen entstanden, sondern aus der 
menschlichen Verschuldung und kann somit auch in ihrem Lauf leicht auf- 
gehalten werden. 

Die soeben angeführten Thesen unterliegen keiner Diskussion. Die 
thatsächliche Grundlage derselben — das Zusammenfallen der Demoneti- 
sation des Silbers mit dem Preisfall für viele Waren — lässt sich nicht 
bestreiten. Ebenso unzweifelhaft sind die günstigen Kesultate von dem 
Silberverkehr für die Länder, welche sich bis vor kurzem noch an das 
weisse Metall gehalten haben. Diese Länder , welche die Zahlungen in 
Gold für die von ihnen ausgeführten Waaren bei sich zu Hause in Silber 
umrechneten, erzielten einen offenbaren Vorteil, indem bei ihnen zu Hause 
alle Kechnungen in der nur auf dem Weltmarkt entwerteten Silbereinheit 
vor sich gingen. Ebenso ist es richtig, dass der Übergang zur Gold- 
währung ihnen einen grossen Schaden brachte, indem sie der Prämie für 
die Differenz zwischen dem äusseren und inneren Massstab für die Preise 
verlustig wurden. Endlich lässt sich auch nicht bestreiten, dass die Ent- 
wertung des Silbers wenn nicht ganz, so doch in bedeutendem Grade durch 
die Einschränkung seiner Bolle als Tauschzeichen hervorgerufen worden 
ist. Nichtsdestoweniger müssen die daraus von den Bimetallisten gezogenen 
Schlussfolgerungen als einseitig angesehen werden. Eine ganze Eeihe von 
Thatsachen, welche ebenso unzweifelhaft sind, wie die soeben angeführten, 
beweisen, dass die wirtschaftlichen Erscheinungen der letzten 20 Jahre in 
der Theorie eine nicht ganz richtige Beleuchtung erhalten. Denn woher 
sind in der That die Vorteile entstanden , welche von den Ländern mit 
Doppel- oder Silberwährung gewonnen wurden? Ausschliesslich aus der 
begonnenen Entwertung des Silbers, dank welcher die Warenpreise auf 
den inneren Märkten auf der früheren Höhe sich erhalten haben, während 
im Ausfuhrhandel Gewinne vt)n der Übertragung des ausländischen Goldes 
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in einbeimieches Silber erzielt wurden. Würde der Wert des weissen 
Metalle nicbt sinken, so gäbe es keine Prämie ; nichts anderes also als die 
Demonetidiernng dieses Metalls in einigen Ländern verschaffte den anderen 
temporäre Vorteile. Dabei würden diese Vorteile der Handelsbilanz sofort 
verschwinden, wenn die Einfuhr der Ausfahr gleich wäre. Einen Gewinn 
würden alsdann die Warenproduzenten erzielen, die Konsumenten der aus- 
ländischen Produkte würden aber für diese Gewinne Nachteile haben, so 
dass schliesslich die Vorteile der einen von den Verlusten der anderen ge- 
deckt wären. Man darf sich auch nicht auf das hohe Niveau der Waren- 
preise in Ländern mit Silberverkehr berufen, als auf einen Beweis dafür, 
dass nicht die Waren auf den internationalen Goldmarkt billiger, sondern 
das Gold dank der schwächeren Konkurrenz von selten des Silbers teuerer 
wurde. Die Unbeweglichkeit der Preise auf den Märkten, wo die Be- 
rechnungen in Silber stattfanden, musste als die unumgängliche Folge des 
parallelen Preisfalls der Waren einerseits imd des weissen Metalle anderer- 
seits erscheinen. Sobald wirklich die Kauffllhigkeit der Geldeinheit, welche 
in dem betreffenden Lande im Verkehr ist, zurückgeht, müssen die Waren- 
preise dieses Landes unumgänglich steigen. Wenn aber dazu noch dank 
irgend welcher von der Münzkrisis unabhängiger Ursachen die Waren 
billiger werden, können die Preise trotz der Geldentwertung unbeweg- 
lich bleiben. 

Ebensowenig kann man durch den Übergang zur Goldwährung die 
Verluste erklären, welche in der letzten Zeit die Produzenten wegen des 
Preisfalls erlitten hatten. Würde in der That dieser Preisfall alle Objekte 
des Handele in gleichem Masse treffen, von der menschlichen Arbeit an bis 
zu den teuersten Luxusartikeln, so würde gar keine Veränderung in der 
Lage des Warenmarktes stattfinden. Alles würde nur durch eine geringere 
Zahl von Geldzeichen bezahlt werden und das Sinken des Einkommen- 
budgets eines jeden würde sich durch ein gleiches Sinken der Ziffern kom- 
pensieren. Es würde dasselbe stattfinden, wie wenn beispielsweise fVank- 
reich von der Geldheinheit Frank zum Dollar übergegangen wäre. 

Alle sogenannten wirtschaftlichen Krisen entstehen dank der ungleichen 
Preiskombinationen für die verschiedenen Waren. Werden die einen 
Produkte billiger, während die anderen entweder teuerer werden oder auf 
dem früheren Niveau bleiben, so wird das Gleichgewicht sowohl des 
Handelsverkehrs des ganzen Landes als auch des Privatbudgets einzelner 
Personen gestört. Die Krisis ist nichts anderes als die einseitige Ver- 
änderung im Preis einer bestimmten Warenkategorie ohne das entsprechende 
Schwanken der übrigen Waren. Diese Erscheinung beobachten wir auch 
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jetzt. Bei der Übertragung der Preise in die gleicbmässige Geldeinheit 
finden wir, dass sie in den letzten 20 Jahren stark und dabei ungleich- 
massig für alle Land Wirtschaftsprodukte mit Ausnahme von Holz gesunken, 
dass sie für die Manufakturerzeugnisse in etwas geringerem Grad gefallen, 
während sie für die einfache Arbeit schwach und für alle Formen qualifi- 
zierter Arbeit sehr hoch gestiegen sind : für Wohnungsmiete sowie für alle 
Luxusartikel, darunter für Pferde, Wagen, Möbel u. s. w. Während ein 
Pud Mehl im Jahrzehnt 1886 — 95 2^/2 mal weniger kostete als im voran- 
gegangenen Jahrzehnt, ein Pud Butter in dieser Zeit um 30 — 40 ®/o, alle 
Manufakturwaren um 15 — 20®/o gesunken sind, ist der Preis für Holz 
, und Holzerzeugnisse um 100 — 150^/o gestiegen, der Preis für Steinkohle 

, unverändert geblieben, der Preis für einfache Arbeit um 10 — 25 Vo» ^^^ 

Preis für bessere Leistungen sowie für die meisten Luxusartikel ins Un- 
geheure gestiegen, was eben davon zeugt, dass die Nachfrage nach qualifi- 
j zierter Arbeit und nach höheren Warensorten eine sehr intensive ge- 

j worden ist. 

^ Im Resultat führt diese Verschiebung der Werte dazu, dass dieLebens- 

; bedingungen in der letzten Zeit für die verschiedenen sozialen Gruppen 

Ij sich vollständig verändert haben. Trotz des Preisfalls fttr viele Waaren 

ist das Leben insgesamt teurer geworden, wenigstens für diejenigen, deren 
Geschmack etwas höher ist, als das Niveau der ersten Bedürfnisse. Der 
Preis für alles, was zum Luxus oder wenigstens zum Komfort gehört, wächst 
mit jedem Jahr. Zu gleicher Zeit nimmt auch die Zahl der Personen zu, 
j. welche dieses alles erwerben können. Eine solche Vermehrung der wohl- 

habenden Klassen ist eben auch die Ursache der Verteuerung alles dessen, 
was der Luxus, Komfort oder die einfache Veredelung des Geschmacks 
verlangen. Die Zahl der Personen, welche mehr oder weniger wohlhabend 
leben können, steigt zweifellos ; sie müssen dafär jeden besonderen Posten 
ihres Budgets besser bezahlen. Bei der Bereicherung der ganzen Gesell- 
schaft wird das Leben teurer und das Einkommen, welches voi; 20 Jahren 
ein gewisses Wohlstandsniveau sicherte, reicht dazu schon nicht mehr aus. 
Zu gleicher Zeit wurden alle einfachen Nahrungsmittel und gröbere Manu- 
fakturwaren, ja sogar einige Waren des verhältnismässigen Komforts, wie 

ff 

Obst, Früchte, Butter, Käse u. s. w. billiger und für einen bedeutenden 
Teil der niederen Klasse zugänglich, in deren Budget sie eine hervor- 
ragende Stelle einnehmen. Den Leuten vom mittleren Wohlstand erlaubt 
^ diese Verbilligung einer ganzen Reihe von Waren , ihre weiteren Bedürf- 

? niese zu befriedigen. Und was früher nur für den Festtag bestimmt war, 

^ ist jetzt zum alltäglichen Gebrauch geworden. 
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Dies ist in grossen Zügen das allgemeine Bild der vorgegangenen Veiv 
ändeningen. In die Details wollen wir uns hier nicht einlassen, aber aue 
dem Gesagten ist schon das Wesen dieser Veränderung klar. Zu gleicher 
Zeit veränderten sich die Lebensbedingungen Шг alle Volksklassen, während 
für jede Person im besonderen das Resultat der Veränderung dadurch be- 
dingt wird, wie sie auf das Einnahme- und Ausgabebudget derselben zurück- 
wirkte. Wir wollen hier auf einige Beispiele hinweisen. Der Gutsbesitzer 
erhält jetzt von derselben Saatfläche ein viel geringeres Einkommen ale 
vor 20 Jahren. Für Wohnung, Möbel, Wagen, Holz u. s. w. und beson- 
ders Luxusartikel muss er viel mehr zahlen. Seine Lage verschlechterte 
sich also. Der Grossfabrikant bekommt für seine Erzeugnisse pro Stück 
ebenfaUs viel weniger, dafür produziert er bei dem gleichen Verkehrs- 
kapital dank der vervollkommneten Technik viel mehr Waren. Der 
^qualifizierte Arbeiter kann auf ein höheres Honorar rechnen und kann dank 
der Verbilligung der einfachen Artikel eine bessere Lebenshaltung führen • 
In derselben Lage befindet sich auch der Mittelstand der Rentiers und 
Händler, deren Einnahmen nicht zugenommen haben, die aber aus dem 
Preisfall profitieren. Der einfache Arbeiter gewinnt von der Lohn- 
erhöhung und von der Verbilligung der Nahrung und Kleidung, verliert 
aber an der Steigerung der Miete und Heizung. Der Bauer endlich ver- 
liert an dem Preis der landwirtschaftlichen Produkte, gewinnt von der 
Verbilligung der Fabrikate, nimmt aber daftlr an dem Steigen des Arbeits- 
lohnes, welcher auf dem Lande langsamer vor sich geht, als in der Stadt, 
nur wenig teil. 

Welche Schlussfolgerung ist nun daraus zu ziehen ? Man wird zugeben 
müssen, dass der sich vollziehende wirtschaftliche Prozess viel verwickelter 
und tiefer ist, als es die Bimetallisten annehmen,- dass er nicht durch 
die Verteuerung des Goldes bedingt ist, sondern durch viele und mannig- 
faltige Ursachen, und dass der Entwertung des Silbers neben diesen Ursachen 
nicht der erste Platz zukommt. Folgt aber daraus , dass die Demoneti- 
sierung des Silbers für uns eine gleichgültige Thatsache ist ? 

Von allen Gesellschaftsklassen litt offenbar unter der Preiserschütte- 
rung am meisten diejenige, deren Interessen mit der Produktion von Roh- 
materialien verknüpft sind, es ist die Ackerbauklasse, von dem Grossgut- 
besitzer bis zum Kleinbauern. In der That hat auch der Bauer keinen Vor- 
teil, oder wenigstens nur einen ganz geringen, von dem Sinken der Preise 
gehabt. Zwar kauft er billiger Kleidungegegenstände ein, bekommt aber 
dafür weniger für Getreide, Garn, Leinen ; und für seine Arbeit hat der 
Arbeitgeber keinen Grund ihn teurer zu bezahlen, denn erstens sind die 
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Produkte dieser Arbeit entwertet, und zweitens hat die Nachfrage nach 
seiner Arbeit, infolge der sich fortwährend ausdehnenden Anwendung von 
landwirtschaftlichen Maschinen eher die Tendenz zum Sinken als zum 
Steigen. Die Wichtigkeit dieser Erscheinung braucht nicht nachgewiesen 
zu werden, denn die genannte Klasse bildet fast überall eine beträchtliche 
Mehrheit der Bevölkerung. Die Landwirtschaft hat da, wie oben gesagt, 
doppelt zu leiden — unter Дег Verbilligung ihrer Produkte, sowie unter 
der Verteuerung fast sämtlicher Waren, die sie einzukaufen hat. Diese 
Verteuerung, lange nicht gleichartig überall, wird künstlich dort gesteigert, 
wo die Einfuhrzölle (wie bei uns) auf Fiskus- und Inhibationsgründe ge- 
baut sind. Im einzelnen genommen, stellen die Fiskuszölle nur eine der 
Steuerarten auf den Konsum xmd, bei massiger Höhe, eine der berechtigtsten 
Quellen der Staatseinnahmen dar. Wenn aber die Belegung der Einfuhr 
zu gleicher Zeit zwei Ziele — die Vergrösserung der Mittel der Staatskasse 
und den Schutz der Manufakturproduktion gegen die ausländische Kon- 
kurrenz — verfolgt, führt sie zur Verletzung des Gleichgewichts zwischen 
dem Ackerbau und der Industrie und schafft die Gewinne dieser auf Kosten 
jener. Aus diesem Grunde erscheint bei uns die sogenannte „ Krise ^ in 
einer äusseret scharfen, ruinierenden Form. 

Die üblichen Einwände sind uns wohl bekannt: „Die hohen Zölle 
seien zur Zeit einer gesteigerten und fruchtbaren Thätigkeit des Staates 
notwendig, und wie schwer sie auch sein mögen, müsse man sie gelten lassen, 
wenn sich durch sie bei uns eine blühende Fabrikindustrie entwickelt.^ 
Die so sprechen, vergessen aber, dass die grossen Gewinne der Industrie- 
betriebe als künstliches Lockmittel für die ausländischen Kapitalien dienen, 
und dass somit die hohe Belastung der russischen Konsumenten in hohem 
Grade den Vorteil der ausländischen, nicht aber der russischen Kapitalisten 
ausmacht. 

Deshalb ist einer der Gründe unserer Bimetallisten sehr beachtens- 
wert. Wenn die wirtschaftliche Lage Eusslands und die Notwendigkeit, 
es auf dem Wege der industriellen Entwickelung vorwärts zu bringen, uns 
herausfordern, grosse Opfer zu bringen, so müsste man wenigstens dafür 
unsere Landwirtschaft belohnen, dieselbe mit einem billigen Ersatzmittel 
versorgen, mit anderen Worten, im Inneren des Landes ein anderes 
niedrigeres Preismass als für die internationalen Rechnungen schaffen. 
Um diesen Grund richtig zu schätzen und ihm den ihm gebührenden Platz 
einzuräumen, wollen wir noch zwei Fragen näher betrachten : in welchem 
Masse der Preisfall für Produkte der Landwirtschaft von der Einziehung 
des Silbers abhängt und inwiefern „die Aufrechterhaltung der Silber- 
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Währung für die inneren Umsätze*' die Lage unsere Ackerbaues erleichtern 
könnte. 

Das Sinken des inneren Wertes des Silbers und folglich die Ver- 
letzung des festgestellten Verhältnisses zwischen demselben und dem Golde 
begann bereits seit der Mitte der 50er Jahre, d. h. viel früher, als man 
an die Münzreform in Amerika und Deutschland herangetreten war. Der 
erste Anstoss zur Einziehung des weissen Metalls erfolgte somit nicht auf 
.die Initiative der Staatsmänner, sondern umgekehrt, die Reform des 
Geldverkehrs selbst wurde von einer wirtschaftlichen Thatsache, die vom 
Menschenwillen unabhängig war, hervorgerufen. 

Zwar ging das Sinken des Silberkurses in den ersten 10 Jahren 
langsam vor sich , und dieser Prozess beschleunigte sich erst dann , als 
Amerika und Deutschland, und nach ihnen eine ganze Keihe anderer 
Länder, zum Goldmonometallismus übergingen. Es wäre somit die Ein- 
wirkung der Umwälzung im Geldverkehr auf die Kauff^higkeit des weissen 
Metalls nicht zu verkennen. Aber zweifellos bleibt es, dass der litte- 
rarische Feldzug gegen den Bimetallismus der Zurückziehung des Silbers aus 
dem internationalen Verkehr voranging. Es genügt, die Namen Michel- 
Chevalier, Wolowsky, Victor-Bonnet und anderer Nationalökonomen zu 
erwähnen, die bereits seit der Mitte der 60er Jahre, in den Blütetagen 
des zweiten Reiches, gegen die Gleichberechtigung des Silbers mit dem 
Golde auftraten. Damals pflegte man zu behaupten, dass die Entwertung 
des Silbers von der Überproduktion desselben infolge der gesteigerten 
Bearbeitung der Sieronewatischen Bergwerke bedingt ist. Es ist aber 
kaum anzunehmen, dass dem in der That so war. Die Bimetallisten sind 
im vollen Rechte, wenn sie behaupten, dass die alljährliche Ausbeute der 
Edelmetalle nur einen sehr geringen Prozentsatz zu der seit Jahrhunderten 
angehäuften Gesamtmasse hinzufügt und dass sie folglich nicht im stände 
ist, einen merkbaren Einfluss auf ihren Kurs auszuüben. Viel richtiger 
wäre es, anzunehmen, dass der Silberpreis zu fallen begann, weil der Bedarf 
der Silbermünze sich verminderte. Mit der Ansammlung des menschlichen 
Reichtums bei den alltäglichen auch kleinen Zahlungen bedürfen die 
Menschen immer mehr der wertvollen Geldzeichen, und deshalb fällt ihnen 
eine solche schwerwiegende Münze, wie es die Silbermünze ist, zur Last. 
Auch der Verbreitung des Goldmonometallismus ist kaum der Preisfall 
für viele Waren, hauptsächlich für Rohmaterialien, zuzuschreiben. Wäre 
es so, dann wäre die hohe Verteuerung vieler Wertgegenstände, darunter 
menschlicher Arbeit, unerklärbar. Man müsete annehmen, dass das im 
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Verhältnis zum Getreide teuer gewordene Gold zu gleicher Zeit im Ver- 



75 

hältnis zu einer ganzen Reibe vieler anderer Gegenstände billiger geworden 
ist, die auf solche Weise noch im höheren Grade im Preise stiegen. Das 
bedeutete aber folgendes: dieselben Menschen, welche Luxusartikel in 
grösserer Zahl verlangen und bereit sind, fär sie so wie ftir Dienstleistungen 
geistiger Arbeit teuerer zu zahlen, sind zu gleicher Zeit sparsam beim 
Einkauf solcher Produkte wie Brot, КАве, Butter u. s. w. Und wenn, 
wie die Bimetallisten ims versichern, die Nachfrage nach den genannten 
Produkten nicht nur nicht abgenommen, sondern sogar zugenommen hat, 
80 wäre eine solche Sparsamkeit in Bezug auf die allemotwendigsten 
Gegenstände geradezu undenkbar. Aber, wird man uns einwenden, die 
Entwertung alles dessen, was die Landwirtschaft und die Fabrikindustrie 
liefert, ist dadurch entstanden, dass ein Metall zwei Metalle zu ersetzen 
hat; eine solche Verdrängung einer ganzen Hälfte des Metallvorrats aus 
dem Markte müsse natürlicherweise zur Verteuerung des Geldes, zum 
sogenannten „ Goldhunger ^ fähren. Indem man dies in allen Tonarten 
wiederholt, vergisst man nur eins : das Silber hat zwar den Wert eines 
internationalen Wertzeichens verloren, aber es ist keineswegs aus dem 
inneren Verkehr eines jeden Landes ausgeschlossen. Überall, auch in 
England, Deutschland und Amerika, sind die Silbervorräte entweder den 
Goldvorräten fast gleichwertig oder sie übertreffen jene, und trotz des ein- 
gebüssten inneren Wertes cirkuliert die Silbermünze vollkommen frei als 
Hilfsgeldzeichen, zu gleicher Zeit als Werkzeug zur Anhäufung des 
Kapitale für das gesamte Kleinbürgertum dienend. 

Wie kann man nun nach alledem von einer Verminderung des Metall- 
geldes um die Hälfte auf dem Weltmarkte reden ? Auch früher, als das Ver- 
hältnis des Silbers zum Golde wie 1:15 festgesetzt war, diente das weisse 
Metall kaum für internationale Abrechnungen. Schon seiner Schwere wegen 
ging es nicht. Zwar hat das Aufhören der freien Prägung dem neuge- 
wonnenen Silber die Nachfrage genommen und damit seinen Börsenpreis be- 
trächtlich herabgesetzt, aber die Herren Bimetallisten behaupten ja selber, 
dass die alljährliche Ausbeute nur sehr wenig zum vorhandenen Metallvorrat 
hinzufügt. Weshalb lassen sie denn diese vollkommen richtige These bei 
der Beurteilung einer solchen Thatsache, wie die Einstellung der Prägung 
neuer Silbermünzen, fallen? 

Lange Zeit bemühte sich unser Kreditrubel, welcher sich allmählich 
von dem früheren Vasallen -Verhältnisse zum Silberrubel befreite, ver- 
geblich, in den Dienst eines anderen Herrn, des internationalen Goldes, 
zu treten. Bald näherte er sich ihm, ohne es doch jemals einzuholen, bald 
blieb er wiederum weit zurück. Es ist ja allgemein bekannt, auf welche 
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Weiee ташеге Papiere eich «Umählieh тот alten abgemagerten Herrn um 
des neuen koonopolitieeben Herrn willoi abwandten. Dnrcb den Ab- 
ecblnse einer ganzen Beibe топ Anleiben in GoldwSbmng, dnrcb die £nt- 
ricbtong der Zinsen tax die alten Silberanleiben in Grold igt allmäblidi 
die klare Vorstellang yerdnnkelt worden, zu welcbem Zweck der Eüredit- 
rubel dient — zur Ersetzung der Silber- oder der Goldeinbeit. Indessen 
fubr der Silberrubel fort zu sinken; endlicb — es war im Jafare 1892 — 
fielen die Kredit- und Silberrubel auf einem Punkte zusammen. Aber 
nur für eine kurze Zeit waren die Silber- und Kreditwllbrung scheinbar 
zusammengefiedlen. Gleich darauf löste sich letztere von ihrer firiiheren 
Basis los und begann, wie ein aus einem Systeme in ein anderes ver- 
schobener Himmebkörper, sich um die Goldsonne zu bewegen. 

Der wertvolle Augenblick wurde verpasst. Und dass dieser Augen- 
blick wirklich wertvoll war, ist schwer zu leugnen. Wäre der Kreditmbel 
dem Silberrubel treu geblieben, so würde die weitere Entwertung des Silbers 
im Inneren des Landes und in seinen lokalen Umsätzen keine Änderungen 
hervorgebracht haben. Das ganze innere Leben Russlands würde dem 
früheren Preismass folgen, mit der Beständigkeit dieses Masses bei Erhebung 
der Steuern und bei den Abrechnungen mit der Staatskasse einverstanden. 
Zu gleicher Zeit würde man ftir alle nach dem Auslande ausgeführten Waren 
bedeutend mehr Silbereinheiten erhalten, dank der weiteren Abweichung 
des Silberpreises vom Goldpreise. Mit anderen Worten, bei der Unbeweg- 
lichkeit der Ausgaben würde man einen Gewinn von sämtlichen Artikeln 
der ausländischen Ausfahr erhalten, während jeder der Staatskasse ge- 
zahlte Rubel für eine geringere Getreidemenge gewonnen wäre. Die 
Abnahme des Bedarfs des Komverkaufs fär die Einzahlung der Einlöse- 
gelder, für die Deckung der indirekten Steuern und die Abrechnungen 
der Bankschulden würde eine grössere Menge dieses Korns zum zweifel- 
losen Nutzen der Bevölkerung zu Hause lassen. Die Entwertung des 
Getreides wäre für uns dann unmerkbar geblieben: sie wäre von dem 
Silberfall in Gleichgewicht gebracht und würde unserer Wirtschaft die 
Ruhe gewähren. 

Für Länder mit einer unentwickelten Industrie, deren Fabriken mit 
dem europäischen Westen zu konkurrieren nicht im stände sind, für Länder, 
deren hauptsächlicher Aasfuhrgegenstand in Rohmaterialien besteht, ist 
die Silberwährung zweifellos vorteilhaft, solange sie natürlich durch ihr 
Sinken nicht zur Erschütterung der Preise auf dem inneren Markte fährt. 
Aber bis dahin ist es noch weit. Eine billige Münze ist das beste Tausch- 
mittel für nicht reiche Länder. Aber auch dies angenommen, darf man 
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dabei nicht die Nachteile des Silberverkehrs ausser acht lassen. Bei der 
fast für die ganze Welt allgemeinen Goldeinheit giebt die Silbermünze ein 
zu schwankendes Mass für den internationalen Umtausch und ist deshalb der 
Papierwährung sehr ähnlich. Alle Nachteile, die mit solchen Schwan- 
kungen verbunden sind, sind dem Silberverkehr eigen. Mit diesem Grunde 
muss man allerdings rechnen. Diese Nachteile aber werden wohl von dem 
natürlichen Damme gegen die ausländische Einfuhr und gegen die Ausfuhr- 
prämien — beides wird ja von einer entwerteten Währung hervorgerufen — 
gedeckt. Ausserdem hat noch das weisse Metall einen Vorzug vor dem 
Papiergelde: bei seiner Tendenz zum Sinken, welche Tendenz doch 
offenbar ihre Grenze hat, schwankt es noch nicht so stark wie die Kredit- 
einheit und ist deshalb von dem Hauptmangel letzterer frei. Eo ipso 
wird es unmöglich, die wahrscheinlichen Resultate der gegebenen Opera- 
tion im voraus zu bestimmen, da die Gefahr immer droht, dass die sich 
ändernden Verhältnisse des Marktes diese Operation bald für den Gläubiger, 
bald für den Schuldner unvorteilhaft machen wird. 



Zweiter Teil. 

Der wirtschaftliche Yerfall des Zentmms und die 

Ursachen desselben. 



I. 

Als seit 1877 die umfangreichen statistischen Werke über das Boden- 
eigentum, von dem statistischen Hauptbureau herausgegeben, zu erscheinen 
anfingen, stellte sich der Zuwachs der bäuerlichen Bevölkerung in den 
verschiedenen Gebieten Busslands im Laufe der nach der zehnten 
Revision verflossenen 17 Jahre folgendennassen dar: im zentralen Acker- 
baurayon machte er 250/o aus, im Moskauer Industrierayon schwankte 
er zwischen 12 und 14^/o, während er im westlichen Eayon, zu welchem 
auch das Gouvernement Smolensk hinzugezählt worden ist, 18^/o erreichte. 
Nach der Schnelligkeit des Zuwachses ging somit der Ackerbaurayon 
voran, der Industrierayon blieb zurück, während der Westen zwischen 
ihnen die Mitte einnahm. Wollte man an der Hand dieser Ziffern die Ver- 
grösserung der Bevölkerung mit dem Wohlstandsgrad der fHnwohner in 
Verbindung bringen, so müsste man zugeben, dass der Wohlstand damals 
im Ackerbaurayon am grössten war. Unsere freiwilligen Nationalökonomen 
aber, welche am Ende der 70er Jahre so zahlreich geworden sind, hielten 
es nicht für nötig, bei diesen Ziffern zu verharren. Sie wollten einen 
anderen Weg gehen und suchten durch die Analyse der einzelnen Be- 
völkerungsgruppen jedes Gouvernements einen Zusammenhang zwischen 
den Dimensionen der Anteile und dem Zuwachskoeffizienten zu entdecken. 
Es stellte sich freilich heraus, dass, je grösser die Bodenbenutzung einer 
Bauemgruppe ist, desto stärker sie sich vermehrt. Leider bestätigten in 
dieser progressiven Kette einige Glieder trotz der Bemühungen der Herren 
Statistiker das allgemeine Besultat nicht, davon gar nicht zu sprechen, 
dass dieses Besultat im vollen Widerspruch mit dem allgemeinen Bilde des 
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Zuwachses für ganze Gebiete stand. Der mittlere Ackerbaustreifen, wo 
der Zuwachs am merkbarsten war, stand in Bezug auf die Dimensionen der 
Anteile hinter den übrigen Rayons zurück. Würde man aber noch tiefer 
eindringen und die Sachlage bei den Bauemgemeinden prüfen, so würde die 
Gesetzmässigkeit schon gar nicht mehr durchzuführen sein. In jedem 
beliebigen Gouvernement kann man Dörfer mit sehr kleinem oder sogar 
mit einem armen Anteil finden, wo der Zuwachs nichtsdestoweniger ein 
bedeutender ist, sowie andererseits solche, wo bei grossen Bodenanteilen 
die Bevölkerung ausstirbt. Dies stimmte aber schon gar nicht mehr 
mit der Rechnung der Herren Statistiker, und dieser Umstand beweist 
nunmehr, wie vorsichtig man mit den statistischen Daten umgehen muss 
und wie leicht sie sich für allerlei tendenziöse Gegenüberstellungen 
eignen. 

Wie d^n auch sein mag, so ist das Bild jetzt ein ganz anderes. Die 
Volkszählung von 1897 hat einen vollständigen Stillstand der Bevölke- 
rungsbewegung gerade dort aufgedeckt, wo sie vor 20 Jahren am stärksten 
gewesen war *). 

Die Schwarzerdegouvernements stehen nicht nur nicht mehr .an der 
Spitze dieser Bewegung, sondern nehmen bereits die letzte Stelle ein. 
Während im Gouvernement Cherson die Bevölkerung seit 1859 von 
1 027 000 bis auf 2 728 000 gestiegen ist und in allen südlichen und west- 
lichen Gebieten sehr bedeutend zugenommen hat, mit Ausnahme der 
Baltischen Provinzen, ist die Wachstumsßlhigkeit des Volkes im gross- 
russischen Zentrum erschöpft ; ja in den Gouvernements Kursk, Woronesch, 
Tula treten Zeichen einer Eückwärtsbewegung auf, welche diese Gebiete 
einigen Departements Frankreichs gleichsetzen. Wenn diese Erscheinung 
auch durch die starke Emigration vom Zentrum nach den südlichen und 
östlichen Steppen erklärt wird, so liegt doch immerhin hierin ein unglück- 
seliges Symptom — die Unmöglichkeit für die Bevölkerungszunahme, in 
dem mittleren Schwarzerderayon eine entsprechende Beschäftigung zu 
finden. Dies ist aber das unzweifelhafte Zeichen einer ernsten wirtschaft- 
lichen Krankheit. Wenn der Arbeitsmarkt überfüllt ist, so strömt natür- 
lich der Überfluss der Arbeiter nach anderen freieren Gebieten ab. Denn 
kann man denn das Vorhandensein einer Übervölkerung dort annehmen, 
wo auf eine Quadrat werst gegen 85 Seelen beiderlei Geschlechts kommen 
und ist denn nicht ein solcher Mangel an Beschäftigung eine Abnormität, 
welche von der Schwäche des wirtschaftlichen Pulses zeugt ? 



1) Siehe -Finanzbote« 1897, Nr. 18. 
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Und eine ganze Reihe anderer Thatsacben bestätigen diese traurige 
Vermutong. Während im Süden und im Westen eine ganze Reibe von 
Städten die Einwohnerzahl von 100 000 bedeutend überschritten hat oder 
dieser Ziffer nahe kommt, sind im Zentralgebiet , mit wenigen Aus- 
nahmen, die lebhaftesten Städte sogar auf ihrer früheren Ziffer stehen ge- 
blieben. 

Das Eisenbahnnetz ist hier augenscheinlich den früheren Zentren des 
lokalen Handels nicht zu Nutzen gekommen. Im Industrierayon kann 
diese Erscheinung vielleicht einerseits durch den Abfluss nach den beiden 
Hauptstädten und den sich entwickelnden Städten, andererseits nach der 
Tiefe der Bezirke, wo fem von den Eisenbahnstationen ländliche Handele- 
zentren entstanden sind, erklärt werden. Wie ist aber die Verarmung der 
Städte im Schwarzerderayon zu erklären ? Hier behalten reich bevölkerte 
Dörfer nach wie vor den agrarischen Charakter, zum grossen Schaden des 
Ackerbaus selbst. Vügt man noch die andere ebenso unzweifelhafte That- 
sache hinzu — die Unbeweglichkeit der Ziffer der Handelserzeugnisse, 
deren Zahl an einigen Orten sogar zurückgeht — , so wird man zugeben 
müssen, dass dem Stillstand der Bevölkerung auch ein Stillstand der In- 
dustrie entspricht. 

Unser Schwarzerderayon — dieses ehemals reiche Ackerbaugebiet — 
geht der Verarmung entgegen. Sogar das Hauptgewerbe — die Land- 
wirtschaft — ist merklich zurückgegangen. Die Erntestatistik, soweit man 
eben der Statistik überhaupt Zutrauen schenken darf, zeigt, dass die mitt- 
lere Kornernte auf den bäuerlichen Anteilen wenigstens hier nicht zuge- 
nommen hat, und vergleicht man das Schwarzerdegebiet mit den übrigen 
Gebieten Russlands, so nimmt es auch in dieser Beziehung eine niedrigere 
Stelle ein, als früher. Die letzten 2 Jahre weisen auch auf ein besonders 
gefährliches Symptom hin — auf die zunehmende Unfähigkeit des Schwarz- 
erdegebiets, eine andauernde Dürre zu ertragen. Noch in den 70er Jahren 
genügten 2 oder 3 Regentage, um dem mittleren Ackerbaurayon die Ernte 
des Wintergetreides zu sichern. Sogar eine 5wöchentliche Dürre konnten 
die Felder ohne empfindliche Verluste ertragen. Die schädliche Wirkung 
der Junidürre auf das Sommergetreide kam nur in geringem Grade zum 
Vorschein. Jetzt verhält es sich schon anders. Die 2 letzten Jahre, 
1897 und 1898, zeigen, dass die besten Ernteaussichten zu nichte werden, 
sobald das heisse Wetter im Sommer nur 3 Wochen angehalten hat. Der 
Hafer, welcher von dem allmählichen Rückgang der Schwarzerdenemte 
am wenigsten zu leiden hatte, hat gerade in den letzten 2 Jahren besonders 
gelitten. Die Gerste zu sähen, hat man fast aufgehört, indem man sich 
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durch die Erfahrung von der absoluten Aussichtslosigkeit auch zu einer 
mittleren Ernte dieser Getreideart, welche früher im Schwarzerderayon so 
verbreitet war, überzeugt hat. Die traurige Kehrseite dieses Bildes bildet 
eine ganze Keihe anderer Daten, welche dagegen ein unheilvolles Wachstum 
aufweisen : sowohl die Ziffer der Steuerrückstände, als auch die Verschul- 
dung für die Verpflegung, sowie der Prozentsatz der Bauernhöfe ohne 
Pferde und Wirtschaft haben bedeutend zugenommen. 

Alle diese Ziffern sprechen somit in einer Stimme. Bei а1Г imserem 
Misstrauen den Ziffern gegenüber müssen sie doch unsere Aufmerksamkeit 
festhalten, wenn sie im* Chor alle dasselbe wiederholen. Die Missemte 
des Jahres 1891 hat, wie eine Sturmglocke, ganz Russland die unzweifel- 
hafte aber traurige Wahrheit verkündet : die fruchtbarsten imd grössten 
Bodenanteile sind nicht einmal imstande, auch nur die Verpflegung der 
Bauern des Schwarzerderayons zu sichern. Darum, weil sie ausser Ge^ 
treide nichts haben, und weil sie im Falle einer Missemte es nicht kaufen 
können. Der Verfasser des berühmten Buches „Die Missernte und die 
Volksarmut^' hat dies vollständig bewiesen. Nur ist seitdem noch nichts 
gethan worden, um für die Zukunft die Möglichkeit einer solchen Ver- 
armung zu verhüten. 

Und die Heimsuchung wiederholte sich. Die drei guten Emtejahre, 
1893, 1894 und 1895, konnten bei der Herrschaft der niedrigen Preise 
der Bauernschaft des Schwarzerderayons augenscheinlich nicht auf die 
Beine helfen. Die Ursache liegt eben tiefer und nicht allein in der 
Wirtschaft. 

Und es ist dies eine Ursache zweifacher Natur. Der Schwäche des 
Industrielebens innerhalb der Bevölkerung selbst entspricht auch die 
Schwäche, ja der völlige Mangel irgend einer Hilfe von aussen. Der 
Bauer des Schwarzerderayons ist arm, weil er keinen Verdienst hat ; er 
hängt volbtändig von den Zufällen des Wetters ab, und giebt sich, wie es 
mit den Menschen, welche auf sich den schweren Druck der Natur- 
einflüsse fühlen, immer der Fall zu sein pflegt, dem Fatalismus und der 
mit demselben verbundenen Apathie hin. Die reiche Hand des Staats- 
säckeb aber, welche der Fabrikproduktion durch hohe Zölle, durch allerlei 
Privilegien zu Hilfe eilt , welche bei uns die fremdländische Produktion 
fördert; der Staat, welchem der Maschinenbau und die chemischen Pro- 
duktionen, die Kultur der Baumwolle in Turkestan imd die Milchwirtschaft 
im Turganschen Bezirk am Herzen liegen , drückt das Auge bei dem 
Schwarzerdegebiet zu und merkt nicht seine Verödtmg. Alles trägt zum 
Kuin seines Wirtschaftslebens bei — das rasche Wachstum der Gross- 
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industrie, der Differentialtarif, die hoben Zölle auf Eisen und landwirtscbaft- 
'liebe Maschinen, die zunehmende indirekte Besteuerung, ja sog^r auch 
'die Einquartierung des Heeres , welches in den Grenzgebieten zusammen- 
{gedrängt ist, während eine Hilfe von keiner Seite kommt. Die grossrussisohe 
Bevölkerung — diese feste Grundlage Busslands — wird, heimgesucht 
von zahlreichen Übelstftnden, immer schwächer. Aus der Kategorie der 
Wirbeltiere verwandelt sich Bussland, wenn man sich so ausdrücken darf, 
in ein muschelartiges Wesen. Als ein Fortschritt kann das freilich nicht 
angesehen werden. 
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Dem Btlckgang der Produktion im Schwarzerderayon entspricht denn 
auch die wirtschaftliche Verarmung seiner Einwohner. Denn die Missemte 
an und für sich ist nicht schrecklich, sondern nur die Unfähigkeit der Land- 
bevölkerung, dieselbe zu ertragen. Ganz von dem Boden und seinem ein- 
seitigen Ackerbaugewerbe abhängig, ohne fclr den kommenden Tag arbeiten 
und sparen gelernt zu haben, ist der grossrussische Bauer gegen jede zu- 
Mlige Missemte ohnmächtig, noch mehr freilich gegen die andauernde Ver- 
mehrung der Missemtejahre. Das rasche Aufblühen der Schwarzerde- 
wirtschaft ambiude der 60er Jahre hat, mit sehr wenigen Ausnahmen, keine 
Zeichen des wirtschaftlichen Wachstums nach sich gelassen. Der durch 
die plötzliche Preissteigerung für Getreide erworbene Reichtum ist eben so 
rasch verschwunden und hat den Bauer des Schwarzerderayons in noch 
weniger gesicherter Lage gelassen, als vorher. Vor der Eröffnung der 
Eisenbahnlinie, welche dem Schwarzerdegetreide den Weg nach dem Meere 
ebnete, waren die Bedürfnisse des Bauern gering und wurden durch seine 
reine Naturalwirtschaft befriedigt. Als sich aber nun plötzlich vor ihm 
der weite Markt Öffnete, brachte er eiligst dorthin sein altes Getreide, 
pflügte die eigenen sowohl als auch die fremden Steppen und verwandelte 
allen Boden in Ackerland. Hierin hat ihm auch der Gutsbesitzer geholfen. 
Erfreut durch das plötzliche Wachstum der Getreidepreise, hat dieser nun 
ebenso wie der Bauer die bis dahin unberührt gebliebenen Wälder aus- 
gerodet und alles, auch die Abhänge der Klüfte, urbar gemacht. Unsere 
beiden Ackerbauklassen haben mit gleichem Eifer ihren Boden in ein gleich- 
artiges unendliches Getreidemeer verwandelt. Das Zeichen der Kultur — 
der erweiterte Ackerbau — - ist gleichsam der Vorbote des künftigen Ruins 
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geworden. Die raschen Errungenschaften des Pfluges sind für die Zukunft 
ebenso verheerend geworden, wie der Überfall wilder Nomaden. 

Und die Folgen dieser rein tatarischen Wirtschaft liessen nicht lange 
auf sich warten. Das schroffe Missverhältnis zwischen dem Futterareal und 
dem Ackerland und die furchtbare Walddevastation bewirkten den Nieder- 
gang der Ernte und die Verschlechterung des Klimas. Ersteres wird aus zahl- 
reichen Daten offenkundig, welche in den landwirtschaftlichen Zeitschriften 
abgedruckt wurden und von dem allmählichen Niedergang der Boden- 
produktion in jedem JahrfUnft seit dem Anfang der 70er Jahre zeugen. 
Von der Walddevastation sprechen, wenn auch nicht ganz dokumentarisch, 
die schroffen Schwankungen der Menge der niedergefallenen Niederschläge, 
sowie die sich jährlich wiederholende schädliche Wirkung der Dürren. 
Genaue meteorologische Daten hat man zwar bei uns verhältnismässig erst 
vor kurzem ausserhalb des Beobachtungsrayons der früheren Stationen ange- 
fangen zu sanuneln. Während aber die ziffermässigen Daten zum Yergleich 
fehlen , sind doch die überzeugenden Thatsachen an der Hand , wie die 
3jährige Periode der Dürre von 1890 bis 1892, worauf eine 3jährige 
Periode Übermässigen Regens von 1893 bis 1895 folgte. Mit der ersten 
dieser Epochen Шк das Missemtejahr 1891, sowie die halbe Missemte 
von 1892 zusammen. Die drei Regenjahre, in welchen die Ernte in die 
Länge gezogen wurde, so dass die Qualität des Getreides eine äusserst 
schlechte geworden ist, haben die drei guten Ernten 1893 — 1895 fast 
wirkungslos gemacht, da sie die Quantität und besonders die Qualität des aus- 
gedroschenen Getreides bedeutend herabgesetzt haben. Das nächste Jahr 
1896 war beinahe normal. Von 1897 ab begann aber wiederum die 
Begenlosigkeit , welche eine Missernte in demselben verhängnisvollen 
Bayon, von den Ufern des Dnjepr nordöstlich über die untere Wolga nach 
dem Vorlande des üralgebirges hervorgerufen hat. Zwei Thatsachen 
fördern mit zweifelloser Klarheit die Geschichte unserer Schwarzerde- 
wirtschaft im letzten Jahrzehnt. Erstens werden die Schwankungen der 
Temperatur und der Menge der Niederschläge viel schroffer, als in den 
früheren Jahren. Bald regnet es im Laufe mehrerer Wochen unaufhörlich, 
so dass das Getreide nicht geerntet und gedroschen werden kann ; bald tritt 
eine dauernde Dürre unter der Herrschaft starker südöstlicher Winde ein. 
Diesen schroffen Abweichungen eines Wirtschaftsjahres von dem anderen 
entsprechen nicht minder schroffe Schwankungen im Laufe eines und 
desselben Sommers. Und dies alles ist nichts anderes, als die Eigentümlich- 
keiten unseres äusserst kontinentalen asiatischen Klimas, welches augen- 
scheinlich das zentrale Russland immer mehr umfasst. Eine andere 
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Erscbeinung, welche auf die Wirtschaft gleich nachteilig zurückwirkt, iet 
zweifellos der Bttckgang der Bodenkraft. Das eine sowohl, als auch das 
andere steht in direktem Zusammenhang mit der Walddevastation und der 
Urharmachung des Steppenlandes. Das gierige Verlangen, dem Boden 
soviel Getreide als möglich zu entziehen, tötet allmählich die Fähigkeit 
ab, das Getreide in gehöriger Quantität zu erzeugen. Das traurige Besultat 
der Ranbwirtschaft fiel in der Mitte der 80er Jahre mit dem chronischen 
Sinken der Getreidepreise zusammen, gerade zu der Zeit, wo man nur 
durch die gesteigerte Intensität der Produktion den Preisfall des Getreides 
ausgleichen konnte. Die Gutsbesitzer mussten das Dreifeldersystem 
aufgeben, sowie die gemeinschaftliche Bebauung ihrer Felder durch 
das Baueminventar. Sie yersuchten auch, es zu machen. Die zweite 
Hälfte der 80er Jahre war die Epoche des zweifellosen, wenn auch 
sporadischen Aufschwunges der landwirtschaftlichen Technik — wiewohl 
freilich nur bei den privaten Gutsbesitzern. Viele Wirtschaften begannen 
zur Lohnarbeit überzugehen, fährten Pflüge, Schneidemaschinen u. 8. w. 
ein, begannen Fnttergras zu säen, aber alle diese Anstrengungen konnten 
die Sache schon nicht mehr gut machen. Das Hauptübel — die Ver- 
wandlung des ganzen Territoriums in Ackerland — blieb nach wie vor 
bestehen. Und man konnte auch nicht erwarten, dass die Landwirte, 
welche wirtschaftlich so sehr gelitten haben, sich einem so kostspieligen 
und langsam wirkenden Mittel zugewandt hätten, wie der Waldkultur. 
Die Preise aber, welche in den Jahren 1891 — 92 so hoch gestiegen sind, 
sind nun wiederum gefallen, und dieses Mal auf ein Niveau, welches alle 
weiteren Ausgaben undenkbar machte. 

In der Bauemwirtschaft war die Sache noch schlimmer bestellt. Hier 
hat nicht einmal jener relative Aufschwimg stattgefunden, welcher seit der 
Mitte der 80er Jahre in vielen herrschaftlichen Gütern zu beobachten ist. 
Dieselbe nachlässige Bebauung, dieselbe unabänderliche Wiederholung der 
Getreidepflanzen, dasselbe Missverhältnis zwischen der Ausdehnung der 
Wirtschaft und den Kulturverhältnissen charakterisieren diese Wirtschaft 
auch jetzt. Die Düngung wird nach wie vor nur den nächsten Feldern zu 
teil, während die Zerstreuung der Felder nach wie vor einen unproduktiven 
Zeitverlust zur Folge hat. Seit dem Ende der 70er Jahre, wo das ganze 
Schwarzerdegebiet von dem Bestreben nach Neuverteilung des Bodens 
erfasst war, haben sich die Verhältnisse der Bauemwirtschaft noch ver- 
schlimmert. Die Zahl der Finzelstreifen vergrösserte sich, während die 
Wirtschaften sich verkleinerten, so dass der Prozentsatz der bodenarmen 
Bauernhöfe noch zugenommen hat. Die widernatürliche Organisation des 
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ganzen Bauemwesens auf der Schwarzerde mit ungeheuren Dörfern and 
äusserst kleinen Bodenanteilen musste es unbedingt nicht nur zum Still- 
stand, sondern sogar zum Verfall fuhren. Der Gang der Dinge aber, 
der keine Gewalt über sich duldet, hat einen natürlichen, aber äusserst 
traurigen Ausgang aus diesen abnormen Verhältnissen gefunden. So wie 
der Geldmarkt sich von den überflüssigen Tauschzeichen durch die Er- 
niedrigung ihres Wertes und ihre Anhäufung in den Bankkassen befreit 
hatte, begann auch das Schwarzerdegebiet sich von den vermehrten kleinen 
Wirtschaften durch ihre natürliche Beseitigung zu befreien. In Westeuropa 
findet das Wachstum der Landbevölkerung, welches die Bedürfiiisse der 
Landwirtschaft übersteigt, seinen Abfluss nach den Städten. Bei uns aber 
äusserte sich dieses Wachstum wegen Mangels an Industrie in der raschen 
Vermehrung der Bauernhöfe ohne Pferde, d. h. des Landproletariats, vor 
welchem die grossrussische Bauemgemeinde uns für immer sichern sollte. 
Im Ackerbauzentrum Russlands tritt darum in den letzten Jahren eine 
ganze Beihe gleich trauriger Erscheinungen zu Tage. Bei dem allgemeinen 
Bückgang des Standes der Bauernwirtschaft verarmt auch jene verhältnis- 
mässig reiche Minderheit, welche grössere Bodenanteile und demgemäss 
auch einen reicheren Viehbestand besitzt. Sie verarmt darum, weil sie 
sogar in den Erntejahren nicht imstande ist, dank den niedrigen Preisen, 
einen entsprechenden Gewinn für ihre Arbeit zu erzielen. Als das 
Resultat der Zusammenwirkung der schlechten Wirtschaft und der niedrigen 
Preise erscheint die Unfähigkeit, sogar die eigene Verpflegung sicher zu 
stellen, imd infolgedessen die Notwendigkeit, immer mehr zu verschulden, 
neben der völligen Unfähigkeit, die laufenden Schulden zu decken. 

Vor zwei Jahren ist eine umfangreiche Forschung der Herren Tschuprow 
und seiner elf Mitarbeiter über den Einfluss der Ernten und der Getreide- 
preise auf den Volkswohlstand erschienen. Hier ist freilich nicht der Ort, 
um sich mit den verehrten zwölf Volkswirtschaftlern, welche behaupteten, 
dass das Volk vom kleinen Getreidepreis reich wird und dass die niedrigen 
Preise höchstens einer kleinen Zahl Grossgrundbesitzer nicht vorteilhaft sind, 
in eine Polemik einzulassen. Das umfangreiche Werk, welches zuerst 
soviel Lärm gemacht hat, wird jetzt schon vom Publikum viel zu gleich- 
giltig aufgenommen, als dass es sich gelohnt hätte, noch einmal diese 
merkwürdige Theorie zu bekämpfen. Eins muss aber, wenn auch nur 
vorübergehend, bemerkt werden — das Leben selbst hat die Argumente 
des Herrn Tschuprow und Genossen zu nichte gemacht. Wenn das billige 
Getreide wirklich zur Bereicherung geführt hätte, so würde man doch auf 
dem ganzen Ackerbaustreifen Busslands, wo die ganze Existenz des Bauern 
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von der Getreideproduktion abhängt, einen sichtbaren Aufschwung des 
Wohlstandes konstatieren müssen. 

Die drei sehr guten Erntejahre und das eine halbgute Emtejahr 1 896, 
bei gleichzeitiger Herrschaft sehr niedriger Preise, sollten doch das Ideal 
der Herren Forscher vollkommen befriedigt haben, und sind denn nun 
im Schwarzerderayon die Verminderung der Bttckstände, die Vermehrung 
des Binderbestandes und der Pferde, das Wachstum des Volksverbraachs xn 
konstatieren? Ist die Blüte der verhältnismttssig kleinen Banemwirt- 
schaften, welchen das Werk des Herrn Tschuprow ebenfalls Reichtum 
versprochen hat, zu gewahren? Leider ist nur das Gegenteil zu kon- 
statieren. 

Trotz der Herabsetzung der Einlösungszahlungen am Anfang der 
vorigen Begierung und einer ganzen Beihe allerhöchster Erlasse, welche 
von einem Teil der Steuerrückstände befreiten, nimmt doch seit der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre die Zi£fer der Steuerrückstände auf deon 
ganzen Areal des mittleren Schwarzerde- und Transwolgagebietes immer 
mehr zu. Dasselbe wiederholt sich auch mit den Bückständen von den Ver- 
pflegungedarlehen und den Zahlungen der Bauembank. Das fortwährende 
Wachstum der bäuerlichen Verschuldung auf dem ganzen Areal des g^ross- 
russischen Schwarzerdegebietes, die Gouvernements mit den sehr grossen 
Anteilen, wie Samara, Ufa, Orenburg, nicht ausgeschlossen, kann schon 
nicht mehr als eine zufällige und sporadische Erscheinung angesehen 
werden. Sie spricht deutlich von dem Vorhandensein einer ständigen 
dauernden Ursache des Verfalles der Bauemwirtschaft. Und vergleicht 
man die Sachlage im Schwarzerdegebiet und in jenen Bayons, welche es 
durch einen weiten Halbkreis von Norden, Westen und Süden herumgeben, 
so ist es leicht, diese Ursache aufzudecken. Sie wird erstens auf das 
völlige Fehlen von Gewerben im ganzen Schwarzerdegebiet Busslands 
zurückgeführt, zweitens auf die grössere Abhängigkeit der dortigen 
Bauernwirtschaft vom Gemeindedruck. Überall, wo Gewerbe vorhanden 
sind oder wo der Bauer in der Verfügung über seinen Boden freier iet, 
sind keine Zeichen des Verfalles zu beobachten. Und neben der Zunahme 
der Steuerrückstände sehen wir auch das Wachstum der Zahl der Höfe 
ohne Pferde und Wirtschaften. Diese beiden Erscheinungen laufen überall so 
parallel, als ob sie sich ergänzten. Im Besultat ergiebt sich jene furcht- 
bare Unsicherheit des Bauemwesens, welche die Missemte des vorigen 
Jahres mit überraschender Klarheit zu Tage gefördert hat. Sobald die 
Ziffer der sogenannten Mittelemte sinkt, eine Ziffer, die ohnehin sehr 
niedrig ist, hat der Bauer nichts, um das Getreide zu kaufen, und die 
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bembigende Phrase, dass die vorhandenen Vorräte zur Verpflegung aus- 
reichen, erscheint als ein sehr schlechter Trost.. Das Getreide kann in 
den Scheunen des Kaufmanns im Überfluss vorhanden sein, der Bauer ist 
aber doch nicht imstande, es ohne staatliches oder privates Wohlthätigkeits- 
darlehen zu erhalten. Mit anderen Worten, die nach Millionen zählende 
Bevölkerung des mittleren Ackerbaustreifens ist chronischer Verarmung 
preisgegeben. Grerade in dem Gebiet, wo die erdrückende Mehrheit des 
Volkes mit Boden, und zwar mit fruchtbarem Lande versehen ist, kann es 
ohne Almosen nicht auskommen. Daneben giebt es ganze Gruppen von 
Gouvernements, wo der Boden viel schlechter ist und wo man jedes Jahr 
Getreide hinzukaufen muss, wobei aber die Bevölkerung damit leicht fertig 
wird. Hier herrscht also ein grosses und verhängnisvolles Missverständnis. 
„Some thing is rotten in the State of Denmark.^ Auf den folgenden Seiten 
findet der Leser eine ganze Reihe ziffemmässiger Daten, welche das 
eben Gesagte bestätigen. 



III. 

Beginnen wir mit der bäuerlichen Verschuldung, diesem klarsten 
Hauptsymptom der Bauemnot. Aus der Tabelle, welche dem Bericht 
des Staatskontrolleurs von 1896 entnommen ist, wird der Leser er- 
sehen, dass im letzten Jahrzehnt die allgemeine Zahl der Steuer- und 
Verpflegungsrtlckstände stark gewachsen ist, und dass dieses Wachstum 
hauptsächlich auf die zwei grossrussisclfen Gebiete, das mittlere Schwarz- 
erde- und Transwolgagebiet, entfUlt. Ausserhalb dieses umfangreichen 
Kayons giebt es gar keine Verpflegungsrückstände, während die Steuer- 
rückstände sich bald vermindert haben , bald unverändert geblieben sind. 
Die grosse Verschuldung des Schwarzerdegebietes wird freilich durch die 
Missernte von 1891 erklärt, welche eine grosse staatliche B[ilfe von 
162 Millionen Rubel und grosse Nachsicht bei der Steuereinziehung zur 
Folge hatte. 

Damit wird aber noch nicht alles erklärt. Erstens haben nicht nur 
die Schwarzerdegouvemements Darlehen aus den Verpflegungskassen 
erhalten. Solche Darlehen sind auch den Bauern der Gouvernements 
Petersburg, Nowgorod, Twer imd Kostroma nicht gewährt worden. Das 
Gouvernement Pskow hat aber 2 Jahre nacheinander, 1895 und 1896, 
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starke Missemten erfahren, und doch giebt es dort keine Verpflegang^s- 
rückstftnde. In den letzten 10 Jahren sind die Verpflegungsdarlehen im 
Nichtschwarzerdegebiet eine äneserst seltene Erscheinung geworden, w^as 
schon an und für sich von einem gewissen Aufschwang der Wirtschaft in 
diesem Gebiet zeugt. Alsdann haben im Jahre 1891 nicht nur die gross- 
russischen Gouvernements unter der Missemte gelitten. Der Misswachs 
erstreckte sich auch auf die Gouvernements Cherson, Bessarabien, Podolien, 
teilweise auch Kiew und Poltawa. Indessen sind die Steuerrückstände hier 
gering, während eine Verpflegungsschuld, uad auch diese nur von geringer 
Höhe, nur im Gouvernement Cherson vorhanden ist. Endlich haben nicht 
alle grossrussischen Schwarzerdegouvemements im verhängnisvollen Jahre 
1891 gleich gelitten. So erwies sich beispielsweise die Ernte in der süd- 
lichen Hälfte des Gouvernements Woronesch, im westlichen Teil der 
Gouvernements Kursk und Orel, in einigen Bezirken der Gouvernements 
Bjasan, Tambow und Saratow als eine mittlere. Bei den damaligen hohen 
Preisen erzielte sogar die Bevölkerung jener Gebiete bedeutende Gewinne. 
Und dennoch erscheint das reine Schwarzerdegebiet im Vergleich mit dem 
übrigen Eussland als sehr vorgeschritten auf dem Wege der Verschuldung 
und somit des Euins. Alle übrigen Gebiete liefern uns in grösserem oder 
geringerem Grade tröstlichere Ziffern. Eine Ausnahme bilden die drei 
Gouvernements im Norden, das Gouvernement Pskow mit dem Steuerrück- 
stand von 1449675 Eubel, das Gouvernement Moskau (4274145 Rubel) 
imd Nischni-Nowgorod (7 390 988 Rubel) und ein Gouvernement im Süden 
— Charkow — mit einem Rückstande von 2 082 1 12 Rubel. Zwei von diesen 
Gouvernements, Nischni-Nowgorod und Charkow, waren der schädlichen 
WirkuDg des Misswachses von 1891 ausgesetzt, das Gouvernement Pskow 
hat, wie oben gesagt, diese Heiiusuchung etwas später erfahren, während 
dagegen die grosse Verschuldung der Moskauer Bauernschaft als rätselhaft 
erscheint. Eine Verpflegungsschuld hat übrigens kein einziges von 
diesen Gouvernements aufzuweisen, mit Ausnahme von Charkow, wo sie 
119000 Rubel erreicht. Es muss nur noch bemerkt werden, dass die Ziffer 
der Verpflegungsrückstände der Wirklichkeit keineswegs entspricht, da ein 
bedeutender Teil derselben in der Folge aus den Rechnungen gestrichen 
worden ist. 

Wie dem auch sein mag, so nimmt das Industriegebiet, welches 
ebenso grossrussisch und hinter dem Sehwarzerdegebiet bedeutend zurück- 
geblieben ist, den ersten Platz nach demselben ein. Die übrigen Rayons 
unterscheiden sich wenig voneinander, wiewohl ihre Verhältnisse, so- 
wohl in klimatischer Beziehung, als auch in wirtschaftlicher, sehr ver« 
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scbieden sind. Unten werden wir Gelegenheit haben, auf diese Er- 
scheinung zurückzukommen und zu untersuchen, ob nicht ein Zusammen-r 
hang zwischen dem Grad der Bauemversorgung und ihrer Bodenbesitz- 
form besteht. Jetzt wollen wir uns auf die Zusammenfassung des Ge- 
sagten beschränken. Die Hauptrolle im Bauemieben spielt die regel- 
mässige Arbeitsbenutzung, d. h. , unabhängig von den Ackerbauver^ 
bältnisseuy der Entwickelungsgrad der Industrie. Die Form des Boden- 
besitzes steht nur noch in der zweiten Linie als eine wirkende 
Ursache. 

Überall, wo lokale oder anderweitige Gewerbe vorhanden sind oder 
wo der Bodenbesitz der Bauern ein stabiler ist, ist ihre wirtschaftliche 
Lage, soweit man dartlber nach der Ziffer der Rückstände urteilen kann, 
verhältnismässig höher. Dort aber, wo diese beiden Ursachen zugleich 
wirken, wie im Südwesten und teils in Neurussland, ist das Wohbtands- 
niveau besonders hoch. Von den Weichsel- und Ostseegouvernements 
schon gar nicht mehr zu sprechen; hier existiert schon seit lange eine 
Kultur, welche die russische Dorfwirtschaft bei weitem überragt, während' 
die nahe Entfernung von den ausländischen Märkten diesen beiden Gebieten 
dazu verhelfen hat, weit vorwärts zu schreiten. 

Je freier die Bauemarbeit ftlr den Ackerbau verwendet wird und eine 
je stärkere Anwendung sie ausser dem Ackerbau in den Gewerben findet, 
desto reicher, gesicherter und schuldenfreier ist das Dorf. Es ist dies ein 
Schluss, welchem man nicht entgehen kann, wenn man die Ziffern der 
Steuer- und Verpflegungsrückstände überschaut. Einerseits fehlt es dem 
mittleren Schwarzerdegebiet an einem stabilen, von der Aufsicht der Dorf- 
gemeinde freien Bodenbesitz, andererseits an einem inneren, durch die 
Differenzierung der Produktion hervorgerufenen Tausch. 

Die Entwickelung des Dorfproletariats läuft der Verschuldung parallel. 
Diese Erscheinung, welche am Anfang der 80er Jahre schon stark um sich 
gegriffen hat, darf nicht mit dem gesamten Viehbestand der Bauembevölke- 
rung verwechselt werden. Die Pferderevision des Jahres 1882 zeigte, 
dass die Zahl der Pferde in ganz Russland bedeutend gewachsen ist, 
wobei freilich dieses Wachstum nur längs der Grenzgebiete am meisten 
zum Vorschein gekommen ist. Die zwei Zentralgebiete, das industrielle 
und das mittlere Ackerbaugebiet, sind schon damals bedeutend zurück- 
geblieben, während in einigen Gebieten, namentlich in den Transmoskauer 
Gebieten, eine rückschrittliehe Bewegung bereits zu beobachten war. 
Besonders rasch erwies sich die Vermehrung der Pferde östlich von der 
Wolga, was natürlicher Weise mit der Zunahme der Steppenbebauung in 

9 ^ 
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Zusammenbang gebracht worden ist. Die Unbeweglichkeit und stellen- 
weise auch der Rückgang des Viehbestandes im Zentrum Russlande ist 
damab durch den Rückgang des Fuhrwesens erklärt worden, welches 
durch die Erweiterung des Eisenbahnnetzes bedingt ist Jedenfalls ergab 
das Verhältnis der Zahl der Pferde bei den Bauern zu der bebauten Flllche 
überall ein Mehr im Vergleich mit allen Staaten Westeuropas , von d&t 
herrschaftlichen Gütern, wo der Pferdebestand ein kleinerer war, als bei 
den Bauern, nicht mehr zu sprechen. Dieser Luxus an Pferden, wenn 
man sich so ausdrücken darf, erschien als die direkte Folge zweier Ur- 
sachen — der Zerbröckelung der Bauemwirtschaft und der Bebauung der 
Äcker der Gutsbesitzer durch bäuerliches Inventar, was zu jener Zeit im 
Schwarzerdegebiet äusserst verbreitet war. Am Anfang der 80er Jabre 
konnte man somit von einem Mangel an Pferden bei den Bauern nicht 
sprechen. Die Besonderheiten unserer Bauemwirtschaft haben vielmehr 
die Bauembevölkerung gezwungen, einen Pferdebestand zu halten, dessen 
Arbeit man nicht ganz ausnutzen konnte. Für die bodenarmen Baaem- 
höfe war dieser Überfluss direkt eine Bürde, indem er eine unproduktive 
Ausgabe für Futter erforderte und auf die Qualität des Viehes wegen der 
mangelhaften Ernährung nachteilig zurückwirkte. 

Die Revision von 1888, welche im allgemeinen der vorhergegangenen 
ähnliche Resultate geliefert, hat auch auf die Vermehrung der Pferde im 
Schwarzerdegebiet, namentlich im Südosten desselben, in den Gouverne- 
ments Woronesch , Tambow und Saratow, hingewiesen. Seit jener Zeit 
giebt es keine genauen Daten zum Vergleich : in den letzten 10 Jahr^d 
hat keine Pferderevision stattgefunden. Trotzdem kann man ohne Irrtum 
zugeben, dass das Jahr 1891 die Zahl der Pferde und des Hornviehs nicht 
nur im mittleren Schwarzerdegebiet, sondern auch im Transwolga-Steppen- 
gebiet bedeutend vermindert hat. Die Massenverkäufe, hervorgerufen 
durch den Futtermangel, konnten in den nächsten 6 Jahren nicht ersetzt 
werden, während die Ziffern des Pferderückgangs in einigen Dörfern der 
Bezirke Liwen, Jelez, Semljansk, Koslow u. s. w. darauf hinweisen, dass 
dieser Verlust in einigen Gebieten 30 ®/o des früheren Bestandes erreidit 
hat. Die letzten zwei Jahre haben zweifellos den Verkauf der Bauernpferde 
noch verstärkt. Der Bericht des Herrn Jonow, erstattet am 11. März 1898, 
zeigt dennoch, dass im Gouvernement Saratow nicht ein absoluter Rück- 
gang vor sich gegangen ist, sondern eine Besitzverschiebung der Pferde und 
dass hier die Verluste der kleinen Wirtschaften durch den Zuwachs des 
Pferdebestandes bei den grossen ersetzt werden. Die Resultate, welche 
ein Gouvernement betreffen, auf ganz Russland auszudehnen, wäre freilich 
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riskiert. Es ist aber erlaubt anzunehmen, dass gleiche Ursachen Überall 
gleiche Wirkungen zur Folge haben. Dies ist um so mehr erlaubt, als der 
Differenzierungsprozess der Bauemwirtschaften schon in der Blütezeit des 
Schwarzerdegebiets stark vorwärts gegangen ist. Die Semstwo-Statistik, 

• 

die Senatoren-Revisionen von 1880, die Forschungen der Privatleute — 
dies alles wies in gleicher Weise auf das Wachstum des Prozentsatzes der 
pferde- und wirtschaftslosen Höfe hin, und zwar in gar keinem Verhältnis 
zu den Dimensionen des Anteils. Alle grossrussischen Gouvernements 
zeigen schon im Jahre 1878 ^), unabhängig von Klima und Boden, unab- 
hängig sogar von den Lebensformen, einen hohen Prozentsatz des Pferde- 
'^ mangels, welcher in den verschiedenen Bezirken zwischen 12 und 36 

' schwankte. Unter 12<^/o sank die Zi£Per der pferdelosen Höfe nur ausnahms- 

" weise hin und wieder. Die Pferderevision von 1882 zeigte, dass in 

* 4 Jahren der Prozess noch weiter gegangen war. Die Senatoren-Revision, 

' vollzogen unter dem Grafen Loris-Melikow , offenbarte die merkwürdige 

< Thatsache — den verhältnismässig höheren Prozentsatz des Pferdemangels 

gerade in den bodenreichsten Steppenbezirken der 2 Wolgagouvemements, 
in Zarizinsk, Nikolajewsk und Nowousensk, wobei neben den pferdelosen 
Höfen sich auch die grösste Zahl der Grosshöfe mit über 5 Pferden gezeigt 
hat. Die Untersuchung des Herrn Jonow berechtigt zu dem Schluss, dase 
seit dieser Zeit in den 17 Jahren das Gouvernement Saratow auf dieseni 
Wege sehr weit rückwärts gegangen ist. Endlich haben die im Jahre 1879 
von den Herren Bechtejew undChwostow für den Bezirk Jelez gesammelten 
Nachrichten für einige Kreise die überraschende Ziffer von 44 ^/o pferde» 
loser Höfe ergeben. Die Kommission der Liwenschen Bezirk-Landes- 
verwaltung aber, welche ihren Bericht im Jahre 1893 herausgegeben hat, 
geht noch weiter : in einigen Dörfern dieses Bezirks ist schon mehr als die 
Hälfte der Bauernhöfe ohne Pferde. Dasselbe bestätigte auch die inter- 
essante Untersuchung des Herrn Engelhardt Über die Bauernwirtschaft im 
Gouvernement Kasan. Wir führen hier^) die von Herrn Nagorskf ge- 
sammelten Daten über den Bestand an Pferden, Hornvieh, Schafen und 
Schweinen in den Jahren 1864, 1883 und 1892 in 11 Schwarzerde- und 
Niederwolgagouvemements an. Diese Daten fähren vor Augen, dass im 
Vergleich mit 1864 die Abnahme der Zahl der Haustiere schon seit 1882, 



1) Siehe die Statistik des Bodenbesitzes von 1878. (Ausgabe des statistiscbeii 
Hanptcomites.) 

2) Diese Daten sind von Herrn Nagorski dem Orelschen Kongress der 
Landwirte im Jahre 1898 unterbreitet worden (siehe Bericht des Kongreeses, 

S. 222). 
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wenn auch nicht überall in gleichem Masse, vor sich geht, während sie im 
Jahre 1893 unter dem Einflnss der Miesemte von 1891 besonders stark za 
Tage tritt. Eine unbedingte Genauigkeit haben freilich diese Daten nicht, 
da die Art ihrer Sammlung kein besonderes Zutrauen einflösst. Die voll- 
ständige Gleichmttssigkeit derselben in vielen Gouvernements giebt aber 
Grund zu der Annahme, dass, wenn auch die Dimensionen dieser Srscheinimg 
strittig sind, das Vorhandensein der Erscheinung selbst keinem Zweifel 
unterliegt. 

Eine ganse Reihe von Daten weist somit auf die eine unzweifelhafte 
Thatsache hin: auf die fortschreitende Entwickelung des Fferdemangek 
unter den Bauern, womit die Vermehrung der völlig wirtschaftslosea 
Höfe, dieser verzweifelten Dor^roletarier, Hand in Hand geht ^). Schofl 
die Volkszählung von 1882, welche in die Periode der verhältnismässigen 
Blüte unserer Landwirtschaft fllllt, forderte diese Thatsache auf dem gtatzeu 
Areal der grossrussischen Gouvernements zu Tage, wobei häufig zwei Ъ^ 
nachbarte Bezirke in dieser Beziehung einen schroffen Kontrast bildeten. 
Diese Erscheinung mit irgend einem anderen Zug des Bauernlebens in Zu- 
sammenhang zu bringen, war nicht leicht, weil der Fferdemangel überall 
in gleicher Weise zu Tage tritt, sowohl im Schwarzerdegebiet, als auch im 
Industrierayon, in kleinen und grossen Anteilen, bei den Staats- imd Guts* 
besitzerbauern. Den Schlüssel zur Enträtselung der Erscheinungen gab 
nur eineBeihe von Ziffern, welche fast überall dem Prozentsatz des Fferde- 
mangels parallel läuft — eine Beihe von Ziffern, welche auf die Zahl der 
Familieneinteilungen hinweist. Je mehr in dem betreffenden Bezirk die 
Höfe sich parzellierten, desto mehr wuchs die Zahl der wirtschaftslosen 
Höfe. .Und dies ist vollständig begreiflich. Je schwächer, bodenärmer 
der Bauernhof ist, desto schwerer ist es für ihn, ein Pferd zu unterhalten. 
Und so konnte man den Mangel an Pferden als die natürliche Folge äes 
Wachstums der Bevölkerung ansehen, ab jenen Abfall, welcher notwen- 
diger Webe dort zurückbleibt, wo ein Überfiuss an Arbeitshänden vor- 
handen ist ; die Übervölkerung des Dorfes führte zur Bildung mikroeko- 
pischer Wirtschaftseinheiten. Darum musste das Auftreten wirtschaftslöser 
Höfe etwas anders vor sich gehen in Gebieten mit ein- oder halbhöfigem 
Besitz, wo die mittlere Ausdehnung des Hofes grösser ist und die Neuteilungen 
sich nicht so häufig vollziehen wie im westlichen Gebiet imd in Neuruseland. 
Der Prozess, welcher im Zentrum Russlands auf halbem Wege 



1) Siehe den interessanten Artikel des Herrn Terner : »Die wirtschaftliche 
Lage der Banern in Bussland'^ (Wästnik Jewropü, 1898, Nr. 7). 
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geblieben ist, hatte bier entweder schon einen fertigen Boden bei der Bauern- 
befreiung in der Form der sogenannten pferdelosen Höfe, wie im westlichen 
Gebiet, oder er konnte sich bis zum Ende entwickeln, wie in Nenrussland. 
Der Unterschied zwischen den pferdelosen und Pferde-Höfen hat von vom- 
^ herein im westlichen Gebiet eine besondere Art kleiner Bauernparzellen 
'^ gescha£Pen, welche für die Gartenkultur bestimmt sind und ohne Pferde 
^ auskommen können. Dafür waren die Pferdehöfe hier keiner solchen Zer- 
stückelung unterworfen wie im Zentrum Eusslands, und liefern bis zur 
^ Gegenwart einen sehr schwachen Prozentsatz des pferdelosen Proletariats. 
'^ In Neurussland, wo das Gemeindeeigentum meistenteils nur noch auf dem 
^ Papier existiert und die Haftpflicht nicht angewendet wird, stellte das Leben 
'' dem natürlichen Wachstum der starken Höfe keine Hindemisse in den Weg. 

>■ Sie entwickelten sich bis zu normalen Dimensionen durch den Bodenankauf 
b. bei den Privatbesitzern und die Pachtung von Anteilen bei jenen benach- 
[V harten Bauern, deren Wirtschaft keine nutzbringende war. Der Mangel des 
ü Zwanges und Druckes von selten der Gemeinde erlaubte es diesen 
» schwächeren Besitzern, ihren Boden unter günstigen Bedingungen zu ver- 

ci: pachten und sich anderswo Arbeit zu suchen. Dazu hat die grössere 
if Bodenmenge in Neurussland den starken Höfen die Möglichkeit gegeben, 

i sich zu erweitem und die verhältnismässig nur noch kleine Zahl ihrer 

IE schwächeren Konkurrenten zu verdrängen 1). 

l Der Operationsgang der bäuerlichen Agrarbank einerseits und die 

^ Lage des Handels andererseits bestätigen alles Gesagte. Die Schulden- 

jf rückstände der Bauernbank sind in den Ackerbaustreifen viel grösser als 

in den übrigen Gebieten. Auch hierin liefern der Westen und Neurussland 
Ziffern, welche von der viel grösseren Sicherheit der Bauern in diesen zwei 
Gebieten sprechen, als in dem mittleren Schwarzerde- und dem Trans- 
wolgagebiet. Das Industriegebiet kann man mit Stillschweigen übergehen, 
indem hier, mit Ausnahme des Gouvernements Smolensk, die Zahl der Er- 
werbungen durch die Bank eine geringe ist. Es ist von Interesse, dass 
die drei Steppengouvemements mit grossen Anteilen (Samara, Ufa und 
Orenburg) hinsichtlich der Grösse der Eückstände die anderen übertroffen 
haben. 

Ganz ähnliche Resultate bietet auch die Verteilung der Handele- 
erzeugnisse. Während im Industrierayon, im Westen, in Neurussland 

1) Wir raten dem Leser, welcher sich für die Bodenhesitzverhältnisse in Neu- 
russland interessirt, sich mit dem interessanten Bericht des Grafen J. W. Stenbok- 
Fermor, gehalten in der Freien ökonomischen Gesellschaft am 27. November 1897, 
vertraut zu machen. 
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alle Arten der Handele- und Industrieetabliesemente stark wachsen, ist im 
ganzen Schwarzerdegebiet ein Stillstand in der Zahl der jährlich gewährten 
Handebzengnisse aller drei Kategorien zu konstatieren. In den Gouverne- 
ments Pensa, Simbirsk und Samara ist sogar von 1885 bis Д894 ein Bücb- 
schritt zu beobachten. Neuere offizielle Daten, welche dilj^eit von 1895 
bis 97 betreffen, konnten wir nicht auftreiben. Aber auch in diesen vier 
Jahren hat sich die Sachlage kaum merklich verändert, wenn in dem 
vorangegangenen Jahrzehnt der Handel im Ackerbaugebiet unbeweglich 
geblieben ist. 

Diese Erscheinung steht im Zusammenhang, wie der Leser unten 
wahrnehmen wird, mit der Veränderung der Verhältnisse des Getreide- 
handels, welcher immer mehr vom Zentrum nach der Peripherie abge- 
lenkt wird. 

Um dieses Bild der Verarmung unseres Zentrums zu vollenden, wollen 
wir einige Daten aus dem Ende 1898 erschienenen interessanten Werk von 
Mulhall anführen (Industries and Wealth of Nations). Der englische Ver- 
fasser hat sich die Aufgabe gestellt, ein vergleichendes Bild des Beichtums 
der Bevölkerung in allen christlichen Staaten des Erdkreises aufzustellen, 
wobei er imter dem Wort „Reichtum^ die Gesamtheit der Vorrichtungen 
des wirtschaftlichen Lebens, die Produktionsgrösse für jeden Einwohner, 
die Menge und den Wert der Produkte in allen besonderen Industriezweigen, 
die Höhe des Arbeitslohnes, die Besteuerung, die Verschuldung, und als 
die letzte Folge, welche für den Wohlstandsgrad der Bevölkerung beson- 
ders charakteristisch ist, die durchschnittliche absolute und relative Höhe 
der Ausgaben für Nahrungsmittel für jeden Einwohner versteht. Für 
seine Berechnungen benutzte Mulhall die offiziellen statistischen Ausgaben 
der verschiedenen Staaten. Seiner Arbeit kann man nur einen relativen 
Wert beilegen, indem die Statistik auch in den am meisten kultivierten 
Staaten leider bei ziemlich rohen Formen der Datensammlung ihre 
Zuflucht sucht; während die mittleren Ziffern, mit welchen sie sich be- 
gnügt, keinen Begriff von den zahlreichen Schattierungen und Schwan- 
kungen in dem Wohbtandsgrad geben können. Wenn diese statistischen 
Tabellen keine absolute Richtigkeit haben, so sind sie nichtsdestoweniger 
wertvoll als ein Mittel zum Vergleich der verschiedenen Länder, Epochen 
und Bevölkerungsgruppen unter einander. Die partiellen Fehler gleichen 
sich hier gegenseitig aus, und die Ziffern, welche keinen genauen Begriff von 
der Höhe der Erscheinung geben, veranschaulichen sehr grell ihre Tendenz, 
sich nach dieser oder jener Seite mit grösserer oder geringerer Energie zu 
bewegen. Nach dieser Einschränkung muss nun gesagt werden, dass unser 
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Vaterland hinter allen anderen Ländern bedeutend zurückgeblieben ist, 
indem es in fast jeder Tabelle Mulhalle den letzten Platz einnimmt. So 
findet Mulhall, dass die Energie der menschlichen Arbeit, welche durch die 
mechanischen Aptoren verstärkt wird, in Schottland 2300 Fusstonnen pro 
Kopf beträgt,Ol Russland aber nur 775. Ferner stehen wir nicht nur in 
der bearbeitenden Industrie relativ hinter allen, sondern auch in dem Haupt- 
zweig unserer Produktion, im Ackerbau, nehmen wir den letzten Platz ein. 
Während auf jeden Ackerbauer in Amerika 486 Bushel Oetreide, in Eng- 
land 290, in Frankreich 227, in Deutschland 174 Bushel entfallen, pro- 
duziert der russische Ackerbauer 89 Bushel. In Bezug auf den Wert des 
Produktes , giebt jeder bebaute Acre in England 6,3 Pfund Sterling, in 
Bussland nur 1,5 Pfund Beingewinn. Bezüglich der Höhe des Verdienstes 
des Arbeiters nimmt die erste Stelle Australien ein — 46 Pfund Sterling 
das Jahr, alsdann folgen die Vereinigten Staaten, Kanada, England u. s. w., 
während der russische Arbeiter wiederum an letzter Stelle steht — 10 Pfund 
Sterling das Jahr, was 18 — 19 Kopeken pro Tag ausmacht. Und von 
diesem geringen Verdienst muss er ein Drittel für Nahrung ausgeben, 
wobei aber dieses Drittel , dem relativen Wert nach , eine viel kleinere 
Ziffer darstellt, als der entsprechende Aufwand des Deutschen, Franzosen, 
Engländers u. s. w. 

Solcher Gestalt sind die für uns so trostlosen Folgen des englischen 
Forschers. Wir wiederholen es noch einmal, dass die Ziffern des Herrn 
Mulhall keine absolute Sicherheit haben können. Da aber nach der Gegen- 
überstellung mit den übrigen Ländern der zivilisierten Welt Bussland hinter 
seine Konkurrenten zu stehen kommt, so muss man zugeben, dass im Ge- 
samtresultat die Berechnungen Mulhalls ein sehr trostloses Bild unserer 
Lage, sowohl als produzierendes wie auch als konsumierendes Land, geben. 
In der schwachen Produktivität unserer Arbeit steckt auch am Ende die 
Hauptursache jener Reihe trauriger Erscheinungen, welche wir bald die 
Bauemverarmung , bald den Verfall des Adels , bald die russische Bück- 
ständigkeit nennen. Es wäre von Interesse, die Untersuchung Mulhalls im 
Innern unseres Landes fortzusetzen, und die verschiedenen Gebiete mit 
einander zu vergleichen. Es würde sich alsdann zweifellos ergeben, dass 
die trostlosen Ziffern des englischen Nationalökonomen noch keineswegs die 
äusserste Grenze unserer Armut ausdrücken. Diese traurigen Mittelwerte 
' dürfte man noch für den rein agrikulturellen Teil Busslands bedeutend 
herabsetzen, während sie bei der Bestimmung der durchschnittlichen Arbeits- 
produktivität im Industrie-, westlichen und südlichen Steppenrayon zweifel- 
los gesteigert werden müssten. Diese Arbeit mit dem Anspruch auf nur 
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annähernde Genauigkeit zu таасЬеп, ist jetzt noch nicht möglich, denn es 
fehlt uns noch eine ganze Beihe von Daten. Wir wissen beispielsweise 
nicht, wie gross der Arbeitslohn in den verschiedenen Gouvernements ist. 
Wir haben eine nur sehr verworrene, so zu sagen Jbaatliche" Vor- 
stellung von den Dimensionen des Verbrauchs des rusl^hen Arbeiters 
in verschiedenen Gebieten. Die Zahl und die Verteilung der Pferde-, 
Wasser-, Dampf- und anderer Motoren in allen unseren Industrie- und 
Handelsuntemehmungen ist uns ebenfalls nicht vollständig bekannt Aber 
auch das, was wir wissen, genügt, um die drohende Thatsache, von 
welcher alle Einzelerscheinungen unseres wirtschaftlichen Lebens ein 
•einstimmiges Zeugnis ablegen, drastisch zu charakterisieren. Für diese 
Thatsache hat die russische Gesellschaft bereite eine ziemlich grobe, 
aber sehr charakteristische Benennung „den Verfall des Zentrums^' ge- 
schaffen. 



IV. 

Wenden wir uns jetzt dem privaten Grundbesitz zu. Um bestimmen 
zu können, in welchem Masse dieser von der Krisis gelitten hat, haben 
wir ein äusseres leicht greifbares Zeichen — den Verschuldungsgrad. 
Und nun iHllt zu allererst die äusserst interessante Thatsache in die Augen : 
wiewohl die Verteilung der Hypothekarschulden in den verschiedenen Ge- 
bieten Busslands äusserlich der geographischen Verteilung der Bauernrtick- 
ständigkeit nicht entspricht, so ist doch die Intensität der Verschuldung am 
stärksten gerade dort, wo die Bauern die meisten Rückstände haben. Nach 
der Statistik des langjährigen Kredits, herausgegeben vom Kongresskomitee 
der Vertreter der Agrarbanken im Jahre 1897, kommt die erste Stelle 
nach der Grösse des verschuldeten Areals im prozentualen Verhältnis zur 
Gesamtfläche des privaten Grundbesitzes den Gouvernements Esthland, 
Livland und Cherson zu. Der Höhe der Verschuldung nach aber ist das 
Bild ein ganz anderes. Hier nehmen neben dem Gouvernement Cherson 
die erste Stelle das Gouvernement Jekaterinoslaw, das Dongebiet und das 
Ackerbauzentrum, die niederwolgaschen Gouvernements eingeschlossen, 
ein. Die Zahl der nicht verpfändeten Güter ist hier ziemlich gross, die 
Höhe des Darlehns pro Djessjatine aber erreicht hier mitunter 96 ^/q der 
Normalschätzung. In dem weiten Zentralgebiet überrascht somit in erster 
Heihe dieUngleichmässigkeit der Hypothekarschulden. In den zwei Ostsee- 
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gouvernements, Livland und Esthland, und in einigen westlichen Gouverne- 
ments sind fast alle Oüter belastet, auf eine Djessjatin kommt aber nur 
eine Schuld von 15 bis 35 Rubeln. Im Ostseegebiet belastete man die 
Oüter zu wi^chaftlichen Meliorationszwecken. Im westlichen Gebiet 
hat ausser diiisem Motiv noch die Zahl der Hypotheken die geringe Höhe 
der von den Gutsbesitzern bezogenen Einlösungsdarlehen verstärkt. Гт 
Gouvernement Cherson endlich, wo die Zahl der verschuldeten Güter und 
die Verschuldung pro Djessjatin gleich gross sind, ist das eine sowohl als auch 
das andere erstens durch die rasche Umwandlung der dortigen Wirtschaft 
in den 70er Jahren und zweitens durch die grosse Beweglichkeit des Eigen- 
tums, welches bft seinen Besitzer wechselte, hervorgerufen worden. Zur 
Bestätigpmg des Gesagten wollen wir hier die Daten über die Höhe der 
Verschuldung des privaten Grundbesitzes in 20 in den verschiedenen Ge- 
bieten Eusslands gelegenen Gouvernements anführen : 

Proz. Verhältnis des ver- 
schuldeten Bodens zur 
Gourememente Gesamtfläche de» priyaten P'o Djeeejatin 

rt JL -i. in Rubeln 

Grandbesitzes 

Wilna ...... 42 22,83 

Woronesch .... 46 45,83 

Jekaterinoslow ... 68 32,71 

Kasan 55 33,31 

Kiew 57 52,53 

Kowno 41 34,51 

Livland 86 13,64 

Minsk 59 10,32 ! 

Orel 56 50,23 

Persa ....... 62 38,02 

Podolsk 65 55,59 

Poltawa 54 56,24 

Samara 37 14,58 

Saratow 58 30,15 

Taurien ..... 40 30,18 

Twer 20 17,19 

Tula 58 54,89 

Charkow 58 43,30 

Cherson 72 34,53 

Esthland 90 11,91 

о Ol ow in, Raisisobe Finanzpolitik. 7 
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Am allerwesigsteo verschuldet, absolut sowohl als auch relativ, sind 
sQj^it die beiden Hauptstadtgouvernements. Der ganze Westen und 
darunter auch das hochkultivierte baltische Gebiet, haben einen hohen 
Fi^^aotaat« verschuldeter Güter aufzuweisen, bei einer geringen Höhe 
der gewährten Darlehen in den Gouvernements Esthland, Livland und 
Minsks wo dae Areal dee verschuldeten Bodens umgekehrt ein sehr grosse» 
* ist. Bedeutend höher ist die Schuldenlast pro Djessjatin im südwestlichen 
Gebiet. Als ein Korrektiv gegen diese Erscheinung muss hier der hohe 
Preis des Bodens und seine Bentabilität angesehen werden. Über die 
Ursachen der Ausdehnung der Hypothekarschulden in Neurussland ist 
schon oben gesprochen worden. Unser Westen benutzt den Kredit, ebenso 
wie das Zentrum, aber nur ab Medikament und nicht als Yergiftungsmittel. 

Der private Grundbesitz ist somit dort am stärksten mit Schulden be- 
lastet, wo der ganze wirtschaftliche Bau ein ausschliesslich agrikultureller 
ist. Und fügt man noch hinzu, dass hier neben der Verschuldung auch die 
Steuerrückständigkeit am merkbarsten zu Tage tritt, so erscheint der 
Parallellemus zwischen den Schicksalen beider Formen unseres Grund- 
besitzes als ein wirklich überraschender. Dies ist um so merkwürdiger, als 
die bäuerliche Verschuldung hauptsächlich in Steuerrückständen besteht, 
die Verschuldung der Privatgrundbesitzer in Hypotheken, während doch das 
Hauptmerkmal des Ackerbaurayons, der Mangel an Gewerben, nicht in 
gleicher Weise auf den Grundbesitz wie auf den Bauernbesitz zurückwirken 
dürfte. Und dennoch ist der eine sowohl als der andere von dem Übel- 
stand betroffen. Es muss also in den- Verhältnissen der Ackerbauwirtschaft 
selbst etwas Verhängnisvolles stecken, das auf dieselbe in erdrückender 
Weise wirkt. 

Die Hypothekarverschuldung aber, welche unseren Grundbesitz im 
Schwarzerdezentrum so sehr belastet, drückt auf denselben nicht so sehr in 
den westlichen und südlichen Gebieten, erstens weil sie hier gleichmässiger 
verteilt ist, und zweitens weil die Wirtschaft selbst hier gesünder und 
rentabler ist. Ohne Kredit kann der Ackerbau nicht auskommen, ebenso- 
wenig wie die Industrie und der Handel. Nur die Langsamkeit der agri- 
kulturellen Umsätze und die Abhängigkeit von zufälligen und unabwend- 
baren Ursachen, wie vom Wetter, von schädlichen Insekten u. s. w., zwingt 
hier zu grösserer Umsichtigkeit und zu einer ganz eigenartigen Organi- 
sation des Kredits selbst. Die Handelsuntemehmungen können bei der 
Easchheit ihrer Umsätze ganz gefahrlos ihre Kreditoperationen erweitern, 
und oft übersteigt die Wechselsumme irgend einer Firma ihr Grundkapital. 
Es braucht nicht gesagt zu werden, dass die Landwirtschaft eine solche 
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Kreditbenuteung nicht ertragen kann, sowie überhaupt der Wechsel für 
sie eine angeeignete Darlehnsform ist, angeeignet schon wegen seiner 
Kurzfristigkeit. 

Die Fälle, wo der Grundbesitzer einen, wenn man sich so ausdrücken 
darf, legalen Grund zum Kredit hat, lassen sich in drei Kategorien 
bringen. Wenn nach dem Tod des Besitzers die Erben das Gut nicht 
teilen wollen und es vorziehen, einen oder mehrere Miterben mit Geld zu 
entschädigen, so mnss man das Gut belasten, da der Gutsbesitzer nur selten 
verfügbare Kapitalien besitzt. Wenn die Summe, fclr welche das Gut ver- 
schuldet wird, nicht 50 ^/q seines Wertes übersteigt, so ist Grund zu der 
Annahme vorhanden, dass während des Lebens des neuen Besitzers das 
Gut diese Schuld sozusagen von selbst durch die natürliche Steigerung des 
Bodenwertes zurückzahlen wird. Diese Kreditform muss notwendigerweise 
eine langfristige bei allmählicher Amortisation des Kapitals sein. In den 
zwei anderen Fällen aber, wo die Hjpothekarschuld als eine vernünftige 
angesehen werden kann, sind die langfristigen Darlehen kaiun noch zweck- 
mässig. Als erster solcher Fälle erscheint das Darlehen, welches den 
Zweck hat, eine ausserordentliche Aasgabe zur Verbesserung des Gutes zu 
decken. Ein solches Darlehen hängt freilich in seiner Berechtigung von 
dem Umstände ab , ob die Hoffnung auf die Bentabilitätssteigerung eine 
begründete ist. Dieses Darlehen hat mit dem Charakter der zu voll- 
ziehenden Melioration zu rechnen, und sowohl die Frist als auch die Art 
der Hückzahlung — ganz oder ratenweise — hängen vollständig von der 
Dauer des Umsatzes bei der unternonunenen Melioration ab. Ein Darlehen 
zum Einkauf von Samen und Werkzeugen kann augenscheinlich rascher 
bezahlt werden, als ein Darlehen zur Erwerbung von Vieh oder zur Auf- 
richtung neuer Bauten oder gar zur Waldkultur. Endlich kann es Fälle 
geben, wo, abgesehen von jeder Melioration, der Grundbesitzer, welcher viel 
verfügbares Geld hat, gezwungen ist, den Kredit in Anspruch zu nehmen, 
gerade wegen irgend eines wirtschaftlichen Übels oder weil er krank 
geworden ist und sich auskurieren muss. In diesen Fällen darf das Darlehen 
nicht länger als auf3 — 5 Jahre abgeschlossen werden, und die Bückzahlung 
muss ganz stattfinden. Es versteht sich von selbst, dass auf die Darlehen 
zur Waldkultur sich solche Fristen nicht beziehen können. Der Charakter 
der Verschuldung der Ostsee- Güter entspricht ganz den drei erwähnten 
Typen, und die örtliche Organisation des Bodenkredits in den Gouverne- 
ments entspricht ganz diesen Bedürfnissen. Es braucht nicht gesagt zu 
werden, dass im zentralen Eussland die Sache ganz anders bestellt ist, 
dass die russischen Gutsbesitzer die Güter meistenteils zu dem Zwecke 

7* 
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belasten, um die laufenden Ausgaben für das Leben zu decken, und 
dass die Einrichtung des Hypotheken- Kredits den wirklichen Bedtirfnissen 
des Ackerbaues keineswegs angepasst ist. Unten wollen wir klarlegen, 
worin die Mängel seiner Organisation bestehen, und welche Massregeln 
wünschenswert wären, um die Sache auf eine richtige Grundlage zu stellen. 

Die Oesamtsumme der Verschuldung des privaten Bodenbesitzes be- 
trug zum 1. Januar 1897 gegen 1336,5 Millionen Bubel, worin auch 
die von der Bauemagrarbank gewährten Darlehen enthalten sind. 
Diese 1336,5 Millionen Rubel sind unter den verschiedenen Hypotheken- 
anstalten folgendermassen verteilt : auf die Aktienbanken kommen 421,8 
Millionen, in der Sonderabteilung der Adelsbank, d. h. in der ehemaligen 
Gesellschaft des gegenseitigen Bodenkredits sind für 164,9 Millionen 
Rubel Gtiter verpfändet, während die Verschuldung bei der Chersoner 
Agrarbank und den zwei transkaukasischen Banken 128 Millionen Rubel 
beträgt. Gegen ein Drittel der Gesamtsumme, und zwar 397,3 Millionen, 
entfällt auf die Adelsbank, welche somit keineswegs alle Hypothekar- 
schulden der adeligen Gutsbesitzer vereinig^ hat. Man kann somit, die 
besonders organisierten Agrarbanken der drei Ostsee-Gouvernements und 
des ehemaligen Zartums polen beiseite gelassen, die Gesamtverschuldung 
des Adels zum 1. Januar 1897 auf 800 Millionen bestimmen. Von der 
Schuld der Sonderabteilung entfallen gegen 84 ®/o auf den Adel, während 
von den von den Aktienbanken und der Chersonschen Landesbank ge- 
währten Darlehen gegen ^/5 Nichtadelige bekommen haben. Genau kann 
man diese Ziffer nicht berechnen, da nicht alle Hypothekenbanken die 
Entleiher nach den Ständen gruppieren. Jedenfalls entspricht die Teilung 
der grossen Summe unserer Hypothekenschulden zwischen den Adeligen 
imd den übrigen Bodenbesitzem ungefähr dem Areal des ihnen gehörigen 
Bodens, während in einigen Gouvernements, namentlich in Tula, die Ver- 
schuldung der neuen Gütsbesitzer aus dem Kaufmannsstande und der 
Emporkömmlinge im prozentualen Verhältnis diejenige des Adels sogar 
übertrifft. Man darf auch nicht ausser acht lassen, dass bei dem Einkauf 
der Güter die Personen des Kaufmannsstandes die vollständige Möglich- 
keit haben, in den städtischen öffentlichen Banken Kredit zu nehmen, 
während der Adelige nur dann ein Darlehen zum Kauf eines Gutes 
erhalten kann, wenn dieser Kauf im westlichen Gebiet stattfindet und 
der Verkäufer eine Person nichtrussischen Ursprungs ist. Somit ent- 
sprechen die Hypothekenschulden der neuen nichtadeligen Besitzer kaum 
noch ihrer wirklichen Verschuldung. 

Wie dem auch sein mag, so hat der Adel das traurige Los, in der 



101 

Beihe der Schuldner der Agrarbanken an erster Stelle zu stehen; und bei 
ihm bewährt sich somit die tranrige Lage der Landwirtschaft am merk- 
barsten. Man wirft ihm dämm unverzeihlichen Leichtsinn vor. Man 
darf aber zwei wesentliche Umstände nicht ausser acht lassen. So 
gross auch die Hypothekar-Verschuldung des Adels ist, so bildet sie doch 
nicht mehr als 20 ^/o des ihm gehörigen Bodens und steht somit hinter der 
Hypothekar-Verschuldung etwa des preussischen Bodenbesitzers weit zu- 
rück. Im Moment der Bauernbefreiung hatten die Gutsbesitzer eine 
Argraschuld von 440 Millionen Eubel, welche sich seitdem verdoppelt hat. 
Ein solches Wachstum der Verschuldung kann man nicht als ein äusserst 
grosses ansehen, angesichts der Veränderung der ganzen Struktur der 
Gutsbesitzerwirtschaft, welche sich unter den grossen Erschütterungen 
der landwirtschaftlichen Krisis in den letzten 20 Jahren aus der Natural- 
in die Geldwirtschaft verwandelt hat. Man kann allerdings erwidern, dass 
die Schuld an den Staateschatz bei der Einlösung der Bauemanteile getilgt 
worden ist, und dass die Gutsbesitzer ausserdem ein bedeutendes Kapital 
in der Form der Einlösscheine erhalten haben. Aber erstens war die 
zwangsweise Tilgung der Schulden nichts anderes, als eine einseitige und 
gewaltthätige Verletzung des Civilvertrags , wie er durch die Hypothek 
dargestellt wird. Die vorfristige Zurückerhaltung einer Summe der Boden- 
schuld aus dem Eigentum des Schuldners hat kaum zur Konsolidierung der 
Finanzen der Gutsbesitzer beigetragen, zumal ihnen gleichzeitig die Möglich- 
keit entzogen wurde, den verhältnismässig billigen Staatskredit zu benutzen. 
Wenn eine solche Massregel in Bezug auf den Handelsstand getroffen, also 
wenn beispielsweise ein Gesetz erlassen worden wäre, nach dem der Kauf- 
mann bis zu einer bestimmten Frist die Hälfte seiner Schulden zu decken 
hatte, so würde eine Beihe von Bankerotten die Folge gewesen sein. 
Für die ehemaligen Grundbesitzer aber wurde diese Massregel gerade zu 
einer Zeit getroffen, in der sie schon der Barmittel am dringendsten be- 
durften. Man kann doch nicht leugnen, dass es recht gut möglich ge- 
wesen wäre, die Sache auch ganz anders zu organisieren. Man hätte, 
ohne den Gutsbesitzern Einlösungsscheine in die Hände zu geben, ihnen 
alljährliche Beuten auszahlen können, und zwar nach Abzug der Prozente 
fiir die alten Schulden. Das wäre der richtige Weg gewesen zur Lösung 
der aus einer völlig misslungenen Massregel entstandenen Schwierigkeiten. 
In den Händen der Begierung würden Kapitalien der Gutsbesitzer viel 
besser aufbewahrt gewesen und nicht schon verbraucht worden sein ; im 
Notfalle aber hätte man auch gegen Verpflbidnng der Einlösungsscheine 
den Besitzern einen beschränkten Kredit erö£Eiien können. 
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Zweitens konnten die Einlösungsdarlehen den Bedarf der Gutsbesitzer 
an barem Grelde nicht befriedigen, weil die Realisiernng der Scheine nur 
unter äusseret ungünstigen Bedingungen möglich war. 

Viele Outsbesitzer beeilten sich darum nicht mit der Einlösung und 
hatten infolgedessen unter grosser Geldnot zu leiden. Diese Not war um 
so empfindlicher, als es bis zum Jahre 1867, wo die erste Hypothekenbank 
eröfihet wurde — die sogenannte Bodenkredit-Gesellschaft — dem Guts- 
besitzer unmöglich war, auch nur zu einigermassen erträglichen Bedingungen 
Geld zu erlangen. Die Folge davon war die Zunahme des Verkaufs топ 
Wäldern, meistenteils zu Spottpreisen. Wer keinen Wald hatte, dem 
blieb mitunter kein anderer Ausweg, als die Aufnahme eines Darlehens zu 
Wuchererzinsen. Die allmähliche Eröffnung zuerst der Kreditgesellschaft 
auf Gegenseitigkeit und alsdann einer ganzen Reihe von Aktienbanken 
fand den Adel schon stark verschuldet, und der immerhin noch teure 
Kredit dieser Banken erschien damals den Leuten, die mitunter genötigt 
waren, Geld für 10 ^/o» 15 ^/o und sogar 20 ^/o zu leihen, als eine wahre 
Wohlthat. Gerade zu dieser Zeit musste man landwirtschaftliche Maschinen 
und Zugvieh anschaffen, sowie auch Barmittel zur Bezahlung der Feld- 
arbeiter und Handwerker haben. Die Gutsbesitzer des nördlichen Euss- 
lands, d. h. der Industrie- und Waldgouvemements , sind aus dieser 
Schwierigkeit ziemlich einfach herausgekommen: die einen verkauften den 
ihnen übrig gebliebenen Boden, die anderen begannen mit bäuerlichem 
Inventar zu arbeiten, indem sie die schlechte, aber billige Bearbeitung 
durch die Bauern der Einführung der vorteilhafteren , aber teureren Be- 
wirtschaftung durch Feldarbeiter vorzogen. 

Anders war es im Schwarzerdegebiet und in Neurussland. Dort 
traten in der ersten Zeit alle Gutsbesitzer von der Wirtschaft zurück und 
gaben den ganzen Boden den Bauern äusserst billig in Pacht. Seit der 
zweiten Hälfte der 60er Jahre aber, als die Eisenbahnen in die Tiefe des 
Schwarzerdegebietes einzudringen begannen und sich infolgedessen dort 
die Getreidepreise erhöhten, erwachten die Gutsbesitzer aus ihrer Apathie 
und nahmen nicht nur ihre verwahrlosten Wirtschaften wieder auf, sondern 
begannen auch noch mit fast fieberhaftem Eifer die nicht aufgeteilten 
Steppengebiete zu bearbeiten. Dieses Ackerbaufieber, das unsere Getreide- 
ausfuhr am Anfange der 70er Jahre stark erhöhte, griff besonders in Neu- 
russland um sich, wo es der ganzen Wirtschaft den Charakter des Hazard- 
epiels verlieh. Und wiewohl bis zum Ende der 80er Jahre der grösste 
Teil der Feldarbeiten wenigstens in den dicht bevölkerten mittleren 
Schwarzerdegouvemements durch Bauempferde gemacht wurde, so konnte 
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doch die Wiederaufnahme der berrscbaftlicben Bewirtecbaftung nicht ohne 
Geldauegaben und folglich ohne Hypotbekenecbuldefi vor sich geheü. Iti 
Neurussland war das schon längst notwendig geworden, da man bei dem 
damaligen dünnen Stande der Bevölkerung für die Ernte teure Maschinen 
anzuschaffen gezwungen war. Das neurussische Ackerbaufieber fahrte 
aber auch, wie schon oben erwähnt, zur plötzlichen Steigerung der Boden- 
preise und somit zu einem starken Wechsel des Eigentums ; und bei jedem 
Übergang eines Gutes von einem Adeligen zum anderen wurden not- 
wendigerweise neue Hypothekenschulden aufgenommen. 

Wie die damaligen Verhältnisse des Bodenkredits lagen, lohnt sich 
kaum zu erwähnen. Abgesehen von dem Zinsfuss für die nominelle Höhe 
des Darlehens stellte der Kurs der Pfandbriefe , auf die das Darlehen 
gewährt wurde, eine schwankende, von der Börse abhängige Grösse dar. 
Bei den Darlehen der sogenannten „goldenen Bank^ ging dieser Kurs 
immer mehr in die Höhe, und gleichzeitig stieg auch der Zinsfuss infolge 
der allmählichen Erstarkung des Agios. Die Aktienbanken und die Cher- 
sonsche Landbank rechneten zwar mit den Entleihern nach der Kredit- 
valuta ab, zahlten ihnen aber die Darlehen nicht vollständig aus, sondern 
nicht selten bloss 92 ^/o des Nominalbetrages. Es braucht kaum gesagt 
zu werden, wie ungünstig das auf die Verhältnisse der Gutsbesitzer zurück- 
wirkte, die in die Falle dieses scheinbar billigen Kredits hineingeraten 
waren, und wie rasch ein empfindliches Binken der Getreidepreise sie zu 
blossen Zinszahlem und Pächtern der Banken werden liess. 

Als dann die Adelsbank zu Hilfe eilte, da war es nicht nur zu spät, 
sondern diese Bank wurde nun ihrerseits eine gefährliche Falle für den 
Grundbesitz, da sie ihn durch ihre Billigkeit anlockte und infolgedessen 
während des Jahrzehntes 1887 bis 1896 die Verschuldung des adeligen 
Grundbesitzes sich verdoppelte* Die Schuld daran lag, wie wir weiter 
unten sehen werden, an einigen Mängeln, in der Organisation der Adels- 
bank. Die Hauptursache war aber die Getreidekrisis. Du)*ch das 
Sinken der Getreidepreise wurde nicht nur die grössere Inanspruchnahme 
des Kredits, sondern auch eine chronische Bückständigkeit der Schuldner 
herbeigeführt. Im Jahre 1885 hat sie begonnen, im Jahre 1887 stark 
zugenommen und die Landwirte fortwährend belästigt, da sie bei jeder 
neuen Ernte die Marktverhältnisse verschlechterte. Die besseren Preise 
der Jahre 1891 — 1893 konnten daran nichts mehr ändern, weil es nichts 
mehr zu verkaufen gab. 

Dieses Bild ist um so unerfreulicher, als es durch kein unabweisbares 
Verhängnis hervorgerufen ist. Wenn der Kredit anders organisiert gewesen 
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'Wäre, wenn bei Zeiten Massregeln zur Erleichterung der Landwirtschaft 
getro£fen und deren Interessen bei der LOsung der Tariffrage berücksichtigt 
worden wären, hätte die Schärfe der Krisis bedeutend gemildert werden 
können. Man darf nicht vergessen, dass mit dem Anfang dieser Krisis der 
Aufschwung der Staatseinkünfte zusammenfiel, dass man also der Land- 
wirtschaft wohl hätte zu Hilfe kommen imd ihr einige Brocken aus dem 
reichen Budget zuwenden können. Leider wurden die Staatsmittel nur 
2ur Erweiterung des Eisenbahnnetzes nach dem Osten hin verwendet und 
dadurch das Gebiet der Getreidekulturen vergrössert, während die wich- 
tigste wirtschaftliche Aufgabe auf dem Gebiete der agrikultureilen Interessen 
die Eeform der Getreidetarife im Sinne der Verbilligung des Transports 
des fernen Steppengetreides war. In dieser Zeit wurde eben die Adebn- 
bank eröffnet, die durch ihren verlockenden Kredit an jene glänzenden 
Gastmähler erinnert, auf denen die römischen Patrizier sich zum Selbst- 
mord vorbereiteten. 



V. 

Bei einer Erörterung der Getreidekrisis und ihres Einflusses auf die 
Landwirtschaft stösst man regellnässig auf Widersprüche zwiefacher Art. 
Die einen verneinen hartnäckig die Existenz der Krisis überhaupt, d. h. 
des rapiden Sinkens der Getreidepreise ; die anderen erkennen das Sinken 
an, halten es aber für eine Wohlthat. Die Widersprüche der ersten Art 
gehen meistenteils von Personen aus, die sehr gut eingerichtete Güter 
besitzen, Güter, auf denen die Bohprodukte verarbeitet werden und ein 
Sinken der Bentabilität infolge Nachgebens der Getreidepreise darum 
nicht besonders in die Augen fällt. Kann denn von einer Krisis die Rede 
sein, so fragen sie, wenn wir gerade in den Jahren der niedrigsten Preise 
zu jenen Verhältnissen des Getreidemarktes zurückgekehrt sind, die vor 
der Bauernbefreiung bestanden? Wenn die Schwarzerde -Wirtschaften 
damals geblüht haben, was hindert sie denn daran, jetzt wieder aufzu- 
blühen? 

Diese Argumentation besticht durch ihre scheinbare Uberzeugungs^ 
kraft. Man kann in der That nicht bestreiten, dass sogar die Getreide* 
preise im Jahre 1895, in dem sie am tiefsten standen, doch noch mit einigen 
Ausnahmen dieselben waren, wie am Ende der 50er Jahre. Aber auch 
das war ein Ausnahmezustand. 
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In der Kampagne 1895 — ^96 sank das Getreide an den Wolga- und 
Kama-Lagerstätten der Gouvertiemente Simbirsk, Samara und Kasan auf 
19 Kopeken. Im Süden des Gouvernements Poltawa sank der Preis noch 
tiefer, auf 14 — 11 Kopeken. Die Gerste hatte dort im Jahre 1895 den 
Preis von 9 Kopeken ftlr 1 Pud — Preise, bei denen man das Produkt, 
wie man scherzhafter Weise sagte, zur Ofenheizung verbrauchen konnte. 
Grossen Wert haben freilich die Berechnungen nicht, die oft zur Be- 
stätigung dafür angeführt werden, dass das Getreide die Produktionskosten 
nicht deckt. Solche Berechnungen, deren Kontrolle ausserdem sehr 
schwer ist, gehen von einer sogenannten „Mittleren** aus, d. h. von einer 
so niedrigen Ernte, dass man bei ihr wirklich nicht mehr weiter wirt- 
schaften kann. Da aber das. starke Sinken der Preise gewöhnlich mit 
ziemlich hohen Ernten zusammenfallt, so ist diese Berechnung richtig nur 
für die Wirtschaften, die sogar in guten Emtejahren nicht im stände sind, 
über den durchschnittlichen, äusserst ärmlichen Ertrag von 40 — 50 Pud 
auf die Djessjatin hinauszukommen. Die oben angeführten Ziffern über 
das Sinken des Boggen- und Gerstepreises unter 20 oder 15 oder sogar 
10 Kopeken für 1 Pud verursachen wirklich für die Wirtschaft ein Defizit 
oder einen Landwirt ohne Lebensmittel. Man kann mit Keoht behaupten, 
dass unter gewöhnlichen Verhältnissen im Schwarzerdegebiet, wo man den 
Bauern für die Bearbeitung einer Djessjatin 6 — 8 Eubel zahlt und wo 
der Jahreslohn der Arbeiter ausser der Verpflegung nicht mehr als 90 bis 
100 Eubel beträgt, die Kosten für die Bearbeitung und Verwaltung ge- 
deckt werden können, wenn die Hauptgetreidearten, Koggen und Hafer, 
am Orte nicht unter 28 — 30 Kopeken, Weizen nicht unter 60 Kopeken 
kosten. Sobald dieses Minimum tmerreicht bleibt, entstehen Verluste. 
Für den östlichen, verhältnismässig wenig bevölkerten Teil des Schwarz- 
erdegebietee, d. h. für die Gouvernements Saratow imd Samara imd für 
einige Bezirke Samaras und Tambows liegt die niedrigste Grenze der 
Bruttoeinnahme etwas höher. Wenn abo nicht überall, so waren doch 
an sehr viefen Punkten des Schwarzerdegebietes während der Jahre 
1893 — 95 die bloss Ackerbau treibenden Wirtschaften einem chronischen 
Defizit preisgegeben. 

Ein Hinweis auf die äusserst niedrigen Getreidepreise zur Zeit der 
Leibeigenschaft bedeutet allerdings einen Vergleich inkommensurabler 
Grössen. Wenn in den 90er Jahren von einem Gut einmal eine gleiche 
Bruttoeinnahme erzielt wurde, wie in den 50er Jahren, so waren diese 
Ziffern trotz ihrer Gleichheit doch sehr verschieden, sowohl wegen der 
grossen Ausgaben, die jetzt darauf lasten, als auch ganz besonders 
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deswegen, weil die Eauffähigkeit des Geldes sich verändert hat. Obgleich 
eine ganze Reihe von Waren namentlich landwirtschaftlichen Ursprungs 
billiger geworden sind,- so ist doch das Leben im allgraaeinen bedeutend 
teurer geworden, als es vor 40 Jahren war. Denn einerseits sind die 
Bedttrfiiisse grösser geworden, andererseits erfordert die Befriedigung vieler 
und gerade der wesentlichsten Bedürfhisse grössere Ausgaben. Die Preise 
fElr Brot, Heizung, Dienstpersonal, Pferde u. s. w. sind gestiegen. Bei 
derselben Nettoeinnahme vom Gut wie vor 40 Jahren muss sich der Be- 
sitzer jetzt sehr vieles versagen. In Wirklichkeit ist aber die absolute 
Einnahme noch viel geringer wie damals ; sie sank einfach aus dem Grunde, 
weil man für die Produktion mehr als früher verwenden muss. 

Man kann also die Thatsache der Krisis selbst nicht abstreiten. Alle 
Getreidepreise standen von der Mitte der вОег Jahre bis zum Jahre 1897 
viel tiefer, als im vorangegangenen Jahrzehnt 1875^-84, wiewohl dieses 
Sinken nicht in gleichem Masse alle Gebiete Eusslands und nicht alle 
Getreidearten betroffen, am allerwenigsten den Hafer berührt hat. Auch 
im Auslande, wo die Krisis 1878 begonnen hatte, denkt niemand daran, 
sie zu bestreiten. Dort steht man nicht in thatloser Apathie davor. 
Stimmen über die angebliche Nützlichkeit der Krisis werden dort nicht 
laut. Dem russischen Gelehrten ist es vorbehalten, die Rolle des Ver- 
teidigers der Rentabilität billigen Getreides für das exportierende Land zu 
übernehmen, der Rentabilität, die man in Importländern nicht zu beob- 
achten vermocht hat. 

Diese Ignorierung der allgemeinen staatlichen Bedeutung der Ge- 
treidepreise ist in der That Überraschend.' Unsere Getreideausfuhr er- 
reichte im Jahre 1894 die zuvor noch nicht dagewesene Ziffer von 
639 Millionen Pud, und es bedarf keines Beweises, dass die für diese un- 
geheure Menge gewonnene Summe für unsere Handelsbilanz nicht gleich- 
gültig sein kann. Es ist wirklich merkwürdig , dass niemand für die 
Billigkeit der Übrigen Ausfuhrartikel, wie des Leinens, der Milchprodukte, 
des Fettes, der Felle u. s. w. eintrat^ alle diese Waren sind doch nichts 
Anderes, als Produkte derselben Landwirtschaft und zu gleicher Zeit Gegen- 
stände unseres inneren Konsums. Warum wird mit einer Getreideart 
eine Ausnahme gemacht? Die Herren Tschuprow und Genossen be- 
haupten, weil das Getreide ein Hauptartikel der Verpflegung ist und weil 
ein bedeutender Teil — nach Meinung dieser Herren sogar die Mehrzahl 
— der russischen Bevölkerung Getreide kauft und nicht verkauft. Dabei 
wird nur eins übersehen : die Menge des Getreides, die der russische Pro- 
duzent auf den Markt bringt, ist um so grösser, je niedriger der Preis 
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dee Getreides ist. Wenn die Majorität der Baaembevölkemng gezwungen 
ist , Getreide zu kaufen , so müssen doch dieselben Bauern notwendiger 
Weise einen Teil ibrer Ernte zur Deckung der Zahlungsv^erpflicbtungen 
und zur Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse verwenden. Roggen 
verkaufen sie freilich nur in geringer Menge , in grösserer aber Hafer, 
Kartoffeln, Gerste, Grütze und Mais. Es versteht sich von selbst, dass sie 
bei den billigen Preisen aller dieser Produkte für diese eine Verhältnis- 
massig geringere Summe erzielen und daher den eigenen Konsum, auch 
den Getreidekonsum, einschrtoken müssen« In den Jahren der geringen 
Ernte erscheinen die Bauern auf dem ganzen Areal des Schwarzerdegebiets 
als Verkäufer von Roggen, den sie im Frühling in kleinen Partien aufzu- 
kaufen gezwungen sind, mitunter freilich für einen viel höheren Preis, als 
sie ihn im Herbste erzielen. Die niedrigen Getreidepreise erhöhen somit 
die Getreideausfuhr sowohl u&th dem inneren Markte wie nach dem aus- 
ländischen ; der Preis sinkt noch tiefer und führt zum Brotmangel. Die 
zunehutönde Gietreideausfahr kann in der That durch nichts Anderes aus- 
geglichen werden , als durch die Verschlechterung der Volksverpflegung. 
Dass billige Getreidepreise dem Volke nützlich sind, kann man nur dann 
behaupten, wenn man das bäuerliche Budget rein kabinettmässig betrachtet, 
ohne die Thatsache zu berücksichtigen, dass ein bedeutender Teil der 
Landbevölkerung das Getreide sowohl kauft als auch verkauft, nur in ver- 
schiedenen Jahreszeiten. 

Dies ist aber noch lange nicht alles. Abgesehen davon, dass in den 
allgemeinen Umsätzen des Getreidehandels, sowohl im Inlande als nach 
dem Auslande, das Bauemgetreide eine hervorragende Bolle spielt un4 
alljährlich in der Höhe von 350 Millionen Pud auf den Markt gebracht 
wird, wirken die Preise für die landwirtschaftlichen Produkte nicht nur 
auf die Einnahmehöhe det Produzenten, sondern auch auf den ganzen 
Gang des inneren Handels zurück. Es liegt auf der Hand, dass, je weniger 
Geld der Bauer und der kleine Besitzer für ihr Korn erhalten, sie in desto 
geringerem Grade Industrieerzeugnisse kaufen können. Die Beschränkung 
des Absatzes hierin aber ruft in erster Reihe die Verringerung des Arbeits- 
verdienstes desselben Bauern hervor. Die Abnahme des Verdienstes in 
den GutsbesitzerwirtschafteQ, die in den Jahren der niedrigen Getreide- 
preise unvermeidlich ist, kümmert aber jene Volksbeglücker nicht, in deren 
Augen das Vorhandensein dieser Wirtschaften etwas Abnormes und Un- 
gesetzliches ist^ 

Von einer Rentabilität des billigen Getreides kann man somit nur vom 
Gesichtspunkte der städtischen Bevölkerung reden. Die Landarbeiter 
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kommen dabei nicht in Betracht, denn sie erhalten ihren Unterhalt vom 
Bodenbeeitzer nur in Naturalien. Kann aber die geringe Ersparnis, die 
die städtische Bevölkerung an den Brotpreisen macht, mit den ungeheuren 
Verlusten der Landbevölkerung ganz Russlands verglichen werden ? Weiss 
denn nicht jedermann, dass das Sinken der Kompreise von nur sehr ge- 
ringer Bedeutung ist fUr den Preis des von der städtischen Bevölkerung 
gekauften Brotes? 

Noch überraschender ist aber folgendes : In dem Streit über den wohl- 
thätigen Einfluss niedriger Getreidepreise ist der Begriff dieser Billigkeit 
selbst niemals genau festgestellt worden. Man könnte glauben, dass in 
den Ziffern, die die Getreidepreise ausdrücken, irgend ein innerer geheimnis- 
voller Sinn steckt, der von selbst bestimmt, was hohe Preise sind und was 
nicht. Die Verteidiger der Ackerbau-Interessen behaupten, dass die Preise 
für die landwirtschaftlichen Produkte die Produktionsausgaben decken und 
ausserdem für den Produzenten noch einen gewissen Gewinn abwerfen 
müssen. Die Höhe dieses Gewinnes kann ohne besondere Schwierigkeit 
festgesetzt werden. Es wird kaum ein Landwirt behaupten, dass ein Preis 
von 50 Kopeken für 1 Pud Getreide in den mittleren Schwarzerde- und 
Wolga -Gouvernements und 65 — 70 Kopeken in den grossstädtischen 
Gouvernements bei entsprechenden Preisen von 70 — 80 Kopeken für 
Weizen die Produktionskosten nicht decken würde. Wie ist aber die 
zulässige Grenze des Getreidepreises nach unten festzusetzen? Wo ist die 
Grenze der erwünschten Billigkeit vom Standpunkte ihrer Verteidiger? 
Die Herren schweigen darüber und entziehen somit ihren Folgerungen 
jeden festen Boden. Glauben sie denn wirklich, dass das Korn, je billiger 
es ist, auch desto besser ist ? Führt sie die imbarmherzige Logik ihrer 
abstrakten Theorie nicht zu der Annahme, dass das Ideal erreicht ist, 
wenn alle Getreidearten auf dem Markt umsonst verkauft werden ? 

Der agrarische Gesichtspunkt hat den unzweifelhaften Vorzug, dass 
er eine feste Grundlage leicht in der Ausgabeziffer für die Produktion 
findet. Wie aber soll der Begriff der wohlthätigen Billigkeit festgesetzt 
und wie soll er begrenzt werden ? 

Es steht fest, dass seit der Mitte der 80er Jahre die veränderten Ver- 
hältnisse des Getreidemarktes unsere Kornproduktion in eine äusserst 
schwierige und schwankende Lage gebracht haben, und zwar nicht nur für 
die Grossgrundbesitzer, sondern auch für die Bauern. Für diejenigen 
Bauernhöfe, die bloss Naturalienwirtschaft treiben, können, weil sie Getreide 
nur für den eigenen Verbrauch bauen, die niedrigen Preise nur als etwas 
Gleichgültiges angesehen werden, d. h. als etwas, was weder Nutzen noch 
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Schaden bringt. Aber für diejenigen von ihnen, die gezwungen sind, 
Eoggen zu kaufen, kann dessen Billigkeit nur auf den allerersten Anblick 
als nützlich erscheinen. Bei näherer Prüfung gewinnt die Sache* ein 
anderes Aussehen. Erstens erstreckt sich diese Billigkeit auch auf andere 
Getreidearten, auch auf Hafer, und zweitens treten die Folgen der niedrigen 
Getreidepreise in der Schmälerung des örtlichen Verdienstes an den Tag. 
Auch für diese Gruppe der Landbevölkerung wird der Gewinn von der 
Billigkeit des Getreides durch deren nachteilige Folgen ausgeglichen, und 
was die Bauern, die ihren Überfluss an Getreide verkaufen, durch die 
Billigkeit verlieren, stellt sich als reiner Verlust dar. 

Diese Thatsache ist um so leichter festzustellen, als ihre Folgen vor- 
handen sind, die aber zeigen, dass der unaufhaltsame Verfall sowohl der 
herrschaftlichen als auch der bäuerlichen Wirtschaften auf dem ganzen 
Areal des Schwarzerdegebietes keinem Zweifel unterliegt. Ausnahmen 
kommen freilich bei beiden vor. Es giebt Gutsbesitzer, die gegen die 
ungünstigsten Bedingungen des Marktes erfolgreich ankämpfen und ihnen 
immer neue Verbesserungen der Wirtschaftstechnik gegenüberstellen. Es 
giebt auch eine Gruppe von Bauern, die nicht nur nicht verarmt sind, 
sondern ihren Acker erweitert und ihren Viehbestand trotz der Krisis 
sogar noch vergrössert haben. Unter den Bauern — das muss zugegeben 
werden — thut sich die wohlhabende Minderheit noch merklicher hervor, 
als unter den privaten Grundbesitzern. Das lehrt uns unter anderem der 
Bericht des Herrn Jonow, von dem oben die Rede war. Aber auch dieser 
Umstand kann nicht als besonders tröstlich angesehen werden. Diese 
bäuerlichen Optimaten sind gerade auf Kechnung ihrer verarmenden 
Nachbarn reich geworden. Hir Wohlstand ist nicht nur das Resultat 
eigener Anstrengungen in der Wirtschaft, er ist vielmehr die Frucht des 
Huins der Masse, er erwuchs auf dem durch den Prozess der Auflösung der 
verarmten Mehrheit gedüngten Boden. Darum können auch jene Zeichen 
des ökonomischen Wachstums, von dem die Zunahme der Einkünfte aus 
einigen indirekten Steuern und die Vergrösserung der Barvorräte in den 
Sparkassen zeugen, nicht als Beweis gegen die zunehmende Not dienen. 
In einem so grossen Land, wie das unserige, genügt es, dass sich 10% 
der Bevölkerung bereichem, damit der Verkehr sich belebe und der 
Konsum wachse. Die ungeheure Mehrheit, die zurückbleibt, üben*ascht 
nicht einmal den oberflächlichen Beobachter durch ihren Buin. Indem sie 
auch in Zeiten verhältnismässiger Prosperität nur wenige Waren verbraucht, 
giebt sie ihre Not nur durch eine gewisse Verzögerung ihrer Steuereingänge 
kund und mutet dem Lande grössere Opfer nur dann zu, wenn sie wirklich 
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hiingert. Das Schicksal der Einwohner des ruesischen Dorfes ist so 
farblos, dass selbst ihre Armut unbemerkt bleibt» Dies beweist aber nur 
eins — die äusserste Bescheidenheit ihrer Bedürfnisse , sogar wenn diese 
Bedürfnisse befriedigt werden , und ihre Fähigkeit, still zu dulden, wenn 
diese Bedürfnisse unbefriedigt bleiben. 



VI. 

Das Vorhandensein einer wirtschaftlichen Erisis kann nicht mehr be- 
stritten werden. Über die Ursachen dieser Erscheinung aber sind die 
Ansichten geteilt. Es steht noch nicht einmal ganz fest, ob wir es nur mit 
einem temporären , akuten, oder mit einem chronischen Prozess zu thun 
haben, wiewohl die Thatsache seiner Dauer selbst — in Westeuropa hatte 
er schon vor 20 Jahren begonnen — die zweite Vermutung zu bestätigen 
scheint. Dass die Frage bis jetzt noch nicht ganz geklärt ist, wird voll- 
ständig begreiflich durch ihre Kompliziertheit und durch die Verschieden- 
heit der Standpunkte, auf denen die Verteidiger der entgegengesetzten 
Interessen des Ackerbaues und des Handele stehen. Seitdem der inter- 
nationale Getreidemarkt sich mit dem kosmopolitischen Börsenjudentum 
identifiziert hat, sind diese zu blutigen Feinden geworden. Unbegreiflich 
ist nur, wie man über das thatsächliche Zififernmaterial nicht einig werden 
kann. Was wächst denn schneller, der Bedarf an Korn oder die Produk- 
tion ? Wie ist das Verhältnis zwischen dem Bedarf der konsumierenden 
und dem Angebot der produzierenden Länder? Mit anderen Worten 2 
Ist eine Überproduktion vorhanden ? Bei aller Genauigkeit haben leider 
die Zi£fern die auffallende Eigentümlichkeit, dass sie die wirtschaftlichen 
Fragen nicht aufklären, sondern noch mehr verwirren, indem sie zum 
Arsenal für direkt entgegengesetzte Meinungen dienen. Wie die all- 
gemeine Volksabstimmung im Plebiszit geben sie eben jedem die Antwort, 
die er braucht. 

So werden auf Grund genauester Berechnungen der berühmtesten 
Statistiker, wie Giffin, Soutbör u. a., zwei weit auseinandergehende An- 
sichten geäussert. Die einen berufen sich auf die Erweiterung des be- 
stellten Areals in den Produktionsländern und behaupten im Gegensatz zu 
Malthus, dass die Eornproduktion die Nachfrage bedeutend überholt; 
andere dagegen erblicken die Ursache für das Sinken der Getreidepreise 
in der Steigerung der Kaufkraft des Goldes, während sie die Thatsache 
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der Überproduktion selbst verneinen» Drei Beihen von Ziffern dienen zur 
Grundlage für diese Folgerungen. Die erste Von ihnen, die keinem 
Zweifel unterliegt, ist der Tabelle der Bevölkerungszunahme in den ver- 
schiedenen Staaten entnommen. Die anderen beiden, die noch strittig sind, 
enthalten die Ziffern der alljährlichen Ernteerträge in der ganzen Welt 
einerseits und andererseits die Verbranchsziffem in den Getreide impor- 
tierenden Ländern. Der Getreidehandel kann zweifellos genau registriert 
und die Höhe der Ein- und Ausfuhr vollständig festgestellt werden. Das 
Unglück ist nur, dass die alljährlichen Schwankungen dieser Ziffern zum 
Massstab für die Produktion genommen werden. Indem man sich darauf 
beruft, daes die Getreideeinfuhr in die Konsumländer nicht im gleichen 
Verhältnis zur Zahl der Bevölkerung steht, kommt man zum Schluss, dass 
eine Schwäche der Getreideeinfuhr die Mangelhaftigkeit der Getreide- 
produktion bezeuge. Von hier aus ist dann nur ein Schritt zu der über- 
raschenden Folgerung, dass das Getreide auch dann billiger wird, wenn 
seine Produktion hinter dem Bedarf zurückbleibt. 

Diese Schlussfolgerung wird häufig als unumstössliche Wahrheit aus- 
gegeben. Man behauptet unermüdlich, dass trotz des Wachstums der 
Getreideproduktion in der Welt, die Preise für dasselbe in den Konsum- 
ländern dank der Geld Verteuerung abnehmen. Es stellte sich also heraus, 
dass sich die reiche Bevölkerung Englands, Hollands, Belgiens, fVank- 
reichs nicht entschliessen kann, für einen der notwendigsten Bedarfsarikel 
einen Preis zu zahlen, der die Produktionskosten deckt. Wenn es sich 
wirklich so verhält, warum übt denn die Geldverteuerung, die die Getreide- 
preise herabdrttckt, nicht eine gleiche Wirkung auf die Produktionskosten 
aus? Warum zeigt dieselbe Erscheinung nicht an beiden entgegen- 
gesetzten Polen des Getreidehandels die parallele Wirkung? Man muss 
sich wundern, dass dieser auffallende Widerspruch jene Nationalökonomen 
noch nicht zum Nachdenken gezwungen hat, die an die Überproduktion 
nicht glauben. Trotz der Augenscheinlichkeit beziehen sie sich immer 
auf zwei Thatsachen, die zur Grundlage ihrer Lehre dienen. Die Statistik, 
sagen sie, giebt genaue Ziffern für ' die Weltemte sowie für die Getreide- 
einfuhr in die Konsumländer. Diese Ziffern zeigen, dass das Getreide 
nicht ausreicht, dass einerseits die Zunahme seiner Produktion und anderer- 
seits die Einfuhr des Getreides in die westeuropäischen Staaten hinter dem 
Wachstum der Bevölkerung zurückbleibt. Nur eins ist ihnen noch nicht 
in den Sinn gekommen : der Zweifel an der Bichtigkeit dieser Ziffern. In 
jedem Falle aber, in dem genaue Berechnungen zu einem absurden Hesultat 
führen, müsste man sich doch die Frage stellen, ob sich nicht zwei Irrtümer 
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in diese Berechnung eingescblicben haben: ein thatsächlicher , der die 
ziffermässigen Daten betrifft, und ein logie9her, der in der Schlassfolgenmg 
ans diesen Daten liegt. 

Indem wir uns auf diesen Boden stellen, erheben wir direkt Zweifel 
an der Bichtigkeit der Erntestatistik. Man darf annehmen, dass in 
Ländern, in denen statistische Aufzeichnungen schon seit lange gemacht 
werden und in denen der Apparat zur Sammlung der Nachrichten vervoll- 
kommnet ist, also in den mehr kultivierten Staaten Westeuropas, die Nach- 
richten über die Ernteergebnisse der Wahrheit nahe kommen. Für solche 
Länder, wie Spanien, Italien und Balkanländer, von der Türkei gar nicht 
zu reden, darf man das bezweifeln. Auch gegenüber Nordamerika ist 
Skeptizismus erlaubt, da dort erstens die Bevölkerung der Mehrzahl der 
Ackerbaustaaten sehr arm und wenig gebildet ist und zweitens die Ver- 
öffentlichung der offiziellen Berichte über die Ernten der Kontrole der 
Exporteure unterstellt ist, die oft an deren Entstellung ein Interesse haben. 
Was soll man aber von den übrigen amerikanischen Staaten, von Kanada, 
wo das Areal des bestellten Ackers bis in die unbevölkerten Steppen von 
Manitoba mit jeder Stimde zunimmt, von Chile, Argentinien, Mexiko 
sagen? Wie steht es in Indien und Australien? Giebt es denn Leute, 
die im Ernst glauben, dass eine genaue Begistrierung der Getreideproduktion 
in ganz Hindostan, inmitten seiner halbbarbarischen Bevölkerung, oder in 
den Steppen Australiens stattfindet ? Auch in unserem Yaterlande ist die 
Statistik zum Teil noch von fraglichem Wert, schon aus dem Grunde, weil 
diese Statistik bei uns mehreren Behörden unterstellt ist, die zwar sehr 
genau, aber keineswegs nach gleichen Gesichtspunkten arbeiten. Eins 
unterliegt keinem Zweifel, dass in dem letzten Viertel des Jahrhunderts 
sowohl das angebaute Areal als auch der Getreideexport bei uns ungeheuer 
zugenommen hat. Der jungfräuliche Boden, der am Ende der 60er Jahre 
noch bedeutende Flächen in den mittleren Schwarzerdegouvemements um- 
fasste, ist dort gegenwärtig ganz verschwunden. In den Gouvernements 
Orel, Tambow, Kursk, Pensa ist dieser Boden ganz in Äcker verwandelt. 
Endlich verschwindet der unbebaute Boden mit steigender Haschheit auch 
im Süden und im Osten, in Neurussland sowie in den Gouvernements 
Woronesh, Saratow, Simbirsk. Der Kaukasus, der am Ende der 70er Jahre 
überhaupt keine Bolle in unserer Ausfuhr spielte, lieferte in dem letzten 
Jahrzehnt über 80 Millionen Pud Ausfuhrgetreide, und die Hafenstadt 
Odessa nimmt jetzt in unserem Getreidehandel die zweite Stelle ein. Auch 
das Gouvernement Samara ist fast ganz angebaut, nur an der Südgrenze 
sind noch unbearbeitete Steppen liegen geblieben. Das Organ des Finanz- 
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ministeriume bat am Ende des vorigen Jahres bei Besprechung der Revision 
der Getreidetarife über die Ansfohr von Getreide aus den Gouvememeate 
Samara, Ufa, Orenburg, Stawropol und aus den Gebieten Ural, Kabaa 
und Tersk Mitteilungen gemacht; danach hatte die Ausfuhr im Jahre 1896 
4Schon die Höhe von 180 Millionen Pud erreicht. Wer hätte vor 10 Jahren 
daran gedacht, dass das Uralgebiet, das wir uns immer als Steppe vor- 
stellten, 68 Millionen Pud Getreideüberfluss liefern könnte. Im ver- 
flossenen Jahr sind noch weiter entlegene Gebiete in den Vordergrund 
getreten. Die „Handelsindustrielle Zeitung" hat mehrfach darauf hin- 
gewiesen, dass Tscheljabinsk ein Ausfuhrzentrum wird, dass dort sechs 
Ausfuhrgeschäfte bestehen und dass die Ausfuhr des sibirischen Getreides, 
deren Möglichkeit von vielen so hartnäckig bestritten wurde, im Jahre 
1897 bereits 30 Millionen Pud überstieg. 

Ganz parallel damit wächst auch unser ausländischer Export. Am 
Ende der 80er Jahre hat er kaum 250 Millionen Pud erreicht, während 
«r in den Jahren 1894 — 96 etwa 630 Millionen Pud ausmachte. Soviel 
man auch darüber sprechen mag, dass der russische Bauer ungenügend 
verpflegt ist — und ein Preisniedergang zieht zweifellos den stärkeren 
Verkauf des Getreides nach sich — , so hat doch der Mangel an Ver- 
pflegung seine Grenzen. Wenn eine Bevölkerung, die in 25 Jahren von 
90 Millionen auf 130 Millionen gestiegen ist, dreimal so viel Getreide aus- 
führt wie vor 25 Jahren, so muss zugegeben werden, dass die Produktion 
dieses Getreides rascher wächst, als die Bevölkerung. Dass es wirklich so 
ist, ist aus der Emtestatistik zu ersehen, welche im Ackerbauministerium 
hergestellt ist. 

Von dieser Statistik müssen wir freilich dasselbe sagen, was wir schon 
mehrfach über alle von unseren Behörden so eifrig gesammelten Ziffern 
eagen mussten : sie hat nur eine sehr relative Bedeutung. Wenn sie aber 
nichtsdestoweniger in einer ganzen Reihe von Daten auf eine und dieselbe 
stetige Erscheinung hinweist, so kann man ihr insofern wenigstens glauben, 
üls man darin den sicheren Beweis für das Vorhandensein einer solchen 
Erscheinung erhält. Nimmt man die Ernteziffem für die ganze Periode 
von 1883 — 98, so stösst man auf eine merkwürdige Thatsache. In den 
zwei vorzüglichen Emtejahren 1887 und 1888, in denen kein einziges 
Gouvernement eine Missemte aufzuweisen hatte, sind im ersten Jahre 
2541 Millionen, im zweiten 2793 Millionen Pud Getreide geerntet worden; 
dagegen betrug bei den beiden Missemten von 1897 und 1898, als in einer 
ganzen Keihe Schwarzerdegouvemements direkter Nahrungsmangel zu 
Tage trat, die Menge des geemteten Getreides 2451 und 2793 Millionen 

о о 1 о w i n , Basiiscbe Finanspolitik. g 
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Pud. Der Ertrag des Jahres 1898, in dem einige Bezirke der Gonveme- 
ments Kaean, Simbirsk nnd Samara direkt hungerten, überstieg sogar in 
seinem Bruttoertrage das Emtejahr 1887. Das zeigt unwiderleglich, dase- 
das beeäete Areal gegenwärtig viel grösser ist, als vor 10 Jahren. Und 
wenn im Jahre 1898 die Ernte allgemein so gewesen wäre, wie sie им. 
den Jahren 1887 und 1888 war, so würden wir wahrscheinlich gegei^ 
3^/2 Milliarden Pud Korn erbalten haben und nicht wissen, wohin damit,, 
d. h. wir würden es für dieselben Preise verkaufen, wie in den Jahren 1894 
und 1895, und würden auf lange Zeit hinaus die Speicher von Westeuropa 
mit Getreidevorräten versorgt haben. 

Wer hat mm die Erweiterung der Saatfläche in Argentinien, Kanada,. 
Mexiko, Australien berechnet? Wir haben zwar Mitteilungen darüber, 
wie viel Korn von dort allwöchentlich nach Europa ausgeftlhrt wird, wi» 
gross die Menge der schwimmenden Frachten und der sogenannten „siebt- 
baren Vorräte^ ist, aber diese Zahlenbilder, die mit scheinbarer Deutlich- 
keit inmitten dieser undurchdringlichen Finsternis der allgemeinen Bilans. 
des Handelsgeschäftes ein kurzes Gesichtsfeld eröflnen, sagen uns nicht» 
von den unsichtbaren Vorräten, die sich unter Verschluss in den Farmer^ 
Scheunen befinden. 

Somit bleibt uns nur ein Weg: anstatt den angeblich genauen Be- 
richten über die Getreideproduktion in den Exportländern zu trauen, die 
Einfuhrziffern in den Konsumländern zu berechnen. Hier 
stossen wir auf das Hauptargument derer, die die Überproduktion be- 
streiten: die Einfnhrziffem bleiben zweifellos hinter dem Wachstums 
der Bevölkerung zurück. Beweist denn aber diese verhältnismässige 
Schwächung des Imports einen Mangel an Getreide auf der ganzen Erd- 
oberfläche ? Stossen wir denn nicht vielmehr hier auf den Kern der Frage 
selbst, auf die Grundursache des Preissturzes? Ja, der Getreidekonsum 
in den Kulturländern geht zurück, aber nicht darum, weil weniger Кога 
erzeugt wird, sondern weil der Charakter der Nahrung sich geändert hat. 
Das Wachstum des Wohlstandes erlaubt es dem Arbeiter in Westeuropa 
und Amerika, immer mehr Obst, Fleisch und Milchprodukte zu verbrauchen,, 
und somit das Brot durch eine nahrhaftere und wohlschmeckendere Nahrung 
zu ersetzen. 

Wir fahren fort im Tone der theoretischen Herren Statistiker, und 
zwar auf Grund von Statistiken aus dem Anfang der 70er Jahre. Nach 
ihr kommen auf einen Einwohner Englands, Belgiens und Frankreich» 
im Durchschnitt 19 — 25 Pud Mehl; imd wir beneiden ihn aufrichtig, indem 
wir glauben , dass je reicher ein Volk ist , es desto mehr Getreide ver- 
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braucht. Wir lassen aber eins ausser acht, dass in dem letzten Viertel 
des Jahrhunderts die Kartoffelproduktion überall zugenommen hat (die 
Kartoffel giebt auf den Hektar das Zehnfache jedweder Getreideart), und 
dass zu gleicher Zeit, aber in noch grösserem Masse, der Konsum von 
Fleisch, Käse, Butter, Obst und Früchten zugenommen hat. Zwischen 
dieser ihrscheinung und dem Preisfall des Getreides besteht nicht nur ein 
ursächlicher Zusammenhang, sondern auch eine Wechselwirkung. Die 
stetig flBkllende Bentabilität der Getreidewirtschafl; zieht in Westeuropa 
eine Erweiterung des Weiden- und Gemüselandes auf Kosten des Acker- 
landes nach sich und somit auch eine Verbilligung der Produkte der Vieh- 
zucht und Gartenkultur. In dem Masse als diese Produkte billiger werden,^ 
verdrängen sie das Mehl aus dem Konsum der ärmeren Klasse imd somit 
besonders den Bedarf an Brot. Hier liegt die vornehmliche, 
wenn nicht die einzige Ursache der landwirtschaftlichen 
Krisis. Diese Krisis aber wird nur dann aufhören, wenn der Westen 
Europas die Getreidekultur ganz aufgiebt, sein Ackerland in die Pro- 
duktion von Garten-, Industrie- und Obstpflanzen verwandelt und die für 
Gärten und Parks bestimmte Bodenfläche immer mehr erweitert. Alsdann 
werden auch vielleicht wieder goldene Tage für die weniger reichen 
Länder beginnen, denen der Anbau eines so schlecht lohnenden Produkts 
wie das Getreide, überlassen worden ist. 
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Der Druck der Krisis nimmt bei uns noch zu durch die voUständige 

Desorganisation des Getreidehandels. In den letzten Jahren 

hat sich in dessen ganzer Organisation eine radikale Veränderung vollzogen. 

Früher, vor 10 — 15 Jahren, waren in jeder Bezirksstadt und in jedem 

Getreidehafen örtliche Händler, welche das Getreide bei den Bodenbesitzem 

und Bauern aufkauften und es dann in ihren Speichern in Erwartung höherer 

Preise aufbewahrten. In den grösseren Handelszentren ist das Getreide 

nicht nur bei den örtlichen Produzenten aufgekauft worden , sondern auch 

in einem viel weiteren Umkreise, namentlich am niederen Lauf der Wolga* 

Dieses Getreide wurde wiederum eine Zeitlang aufbewahrt, bis eine weitere 

Preissteigerung einen vorteilhaften Absatz nach den Häfen möglich machte. 

Der Exporthandel in Korn ist somit auf Grund einer zweistöckigen, wenn 

man sich so ausdrücken darf, inneren Organisation betrieben worden. Wie 

8* 
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Scbleussen hielten die örtlichen Speicher in den kleinen und grossen 
Handelszentren • das Getreide für eine grössere oder kleinere Zeitdauer zu- 
rück. Daraus ergab sich ein doppelter Vorteil : die lokalen Produzenten 
hatten einen Kapitalisten vor sich, welcher immer bereit war , ihr Korn 
aufzukaufen, natürlich mit der Absicht, dabei zu gewinnen, der ihnen aber 
die Möglichkeit gab, ihr Produkt mit einem mttssigen Diskont zu realisieren. 
Zu gleicher Zeit verhinderten diese Zwischenkäufer die UberfÜllung der 
Häfen mit Getreide imd waren gleichsam ein regulierender Apparat des 
ganzen Exportgeschäfte, welcher der künstlichen Überschwemmung des 
Ausfuhrmarktes entgegenwirkte. Jetzt ist es anders geworden. Der Aus- 
fuhrhandel ist aus den Händen der lokalen Kaufmannschaft in die Hände 
der Exportkontors übergegangen, welche an den Grenzplätzen thätig 
sind und ihre Kommissionäre in das Innere des Landes senden. Der 
normale Kreislauf ist somit durch die einmalige Blutsaugung aus dem 
Organismus ersetzt worden. Das Korn liegt bald unbeweglich in den 
Gutsbesitzerscheunen und den Elevatoren, bald strömt es rasch nach den 
Ausfahrhäfen zusammen, wo es Stockungen auf den Eisenbahnen und einen 
Preisniedergang auf dem Weltmarkt hervorruft. Die Zahl der Vermittler 
zwischen den Verkäufern und den Produzenten hat sich verringert. Gleich- 
zeitig verminderten sich aber auch die Kapitalien, welche in das Getreide- 
geschäft gesteckt waren, verminderte sich auch die Zahl der Händler, 
welche an der progressiven Preissteigerung ein Interesse hatten. Den 
Exportkontors ist es im Grunde genommen gleich, ob die Preise steigen 
oder fallen, sie wirken dem Preisfall nicht entgegen. Sie streben nur nach 
einem : für ihr Teil in London, Marseille, Antwerpen etwas mehr heraus- 
zubekommen, als ihnen der Kauf am Platze und der Transport gekostet hat. 
Alle ihre Bestrebungen sind nur darauf gerichtet , die Preise im Lande 
nach Kräften herabzudrücken. Dies erreichen sie denn auch vollständig. 
Man darf nur irgend jemand von den nach Petersburg kommenden 
Landwirten des Schwarzerdegebietes danach fragen, und man wird die Ant- 
wort erhalten : Am Platze kann man das Getreide nicht verkaufen, die 
Kommissionäre kaufen es ganz auf. Der eigene Kaufmann ist ver- 
schwunden. Auch die Übergangs- und zu gleicher Zeit Aufhalteinstanz im 
Getreidegeschäft ist verschwunden. Wie ist das gekommen? wird man 
fragen. Giebt es denn in ganz Kussland keinen Getreidehandel mehr? 
und haben wirklich die örtlichen Einkäufer ihre Geschäfte liquidiert ? Das 
ist vielleicht nicht ganz so. Die Getreidehändler existieren, aber sie 
nehmen das Korn nur ftlr die Mühlen. Der Komaufkauf xmd irgend 
welche erhebliche Getreidepreise existieren nur dort, wo eine weitgehende 
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Mühlenindustrie vorhanden ist. Aber auch dies ist ein schlechter Trost, 
besonders für die Dauer. Dank dem Ausgleich der Tarife für Mehl und 
Korn ist das Mühlengeschäft in den letzten 5 Jahren weit vorwärts geschritten. 
An der unteren Wolga sind kolossale Dampfmühlen entstanden , welche . 
drohen, in kurzer Zeit die kleinen zu verdrängen, während in dem inneren 
Transport das Mehl immer merklicher das Korn verdrängt. Noch einige 
Schritte auf diesem Weg — und bei uns wird geradeso ein Monopol in der 
Mühlenindustrie entstehen, wie wir es in der Zuckerindustrie schon haben. 
Alsdann wird der Kreis der Käufer sich noch verengern, und wenn erst die . 
Mühlenkönige den inneren Markt so beherrschen werden, wie die ilxport- 
kontors den äusseren, dann werden sie die Herrscher der Preise sein, ohne 
den geringsten Nutzen für die städtischen Konsumenten, welchen sie ihr 
Mehl nicht billiger als vorher verkaufen werden. 

Es ist uns nun nicht mehr schwer, die Ursache der jetzt bei uns vor 
sich gehenden seltsamen Erscheinung zu erklären. Die inneren Märkte 
nutzten die Preissteigerung in den Hafenstädten häufig nicht aus, weil sie 
das Getreide dorthin aus dem Innern des Landes nicht hinausschicken 
können — die lokalen Käufer kaufen es nur zum Mahlen, während die 
Ezportkontors es nicht kaufen, um die- Preise auf einem niedrigen Stand 
zu erhalten. Der Faden, welcher den inneren mit dem Ausfuhrhandel ver- 
bindet, ist gerissen. Es sind zwar die Herren Gutsbesitzer geblieben, 
denen es niemand verbietet, den Weizen nach Odessa und Bostow, den. 
Boggen nach Libau auszuführen. Aber erstens ist es nötig, dass die Export- 
kontors bei uns das eine sowohl als auch das andere kaufen wollen, und 
zweitens dass die Lieferung genügend gross sein soll : 2 — 3 Waggons, oder 
sogar 6 — 8, nehmen die Hafenbörsen nicht an. 

Darum besteht in der gegenwärtigen Organisation des Getreidehandek 
ein vollständiges Missverhältnis zwischen den Bestrebungen der russischen 
Produzenten und den Anforderungen der internationalen Konsumenten. 
Sobald die Ernte eingebracht ist, suchen die Landwirte sie so rasch als 
möglich los zu werden und sofort in Geld umzusetzen. Früher gelang 
ihnen das dank dem Vorhandensein der Vermittler, welche keine be- 
sonderen Ursachen hatten, sich mit der Bealisation des geemteten Korns zu 
beeilen. 

Jetzt stehen die Landwirte vor den Märkten der Konsumländer, welche 
gar nicht geneigt sind, -die gesamte nötige Getreidemenge mit einem Mal 
für die bevorstehende Kampagne zu kaufen. Der russische Produzent ist 
bereit, seine ganze Ernte aus den Händen zu lassen, da es ihm wegen 
chronischen Mangels an Geld unmöglich ist zu warten ; er hat aber keinen 
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lokalen Käufer vor sieb, der bereit ist, sein Getreide in kleinen Partien an- 
zukaufen. Der Weltmarkt aber, welcher über die Emteresultate und die 
Gktreidevorräte in den Produktionsländern gut orientiert ist, stellt seine 
Beclmungen auf eine kurze, zwei- oder dreiwöchentliche Frist und über- 
nimmt die Versorgung mit Getreide nur ftlr diese kurze Frist. Die Ursache 
hiervon ist eine doppelte. Die Importfirmen, welche gut wissen, dass bei 
den gegenwärtigen Verkehrsmitteln kein Nahrungsmangel eintreten kann, 
haben es nicht eilig, ungeheure Einkäufe mit einem Mal zu machen, da das 
grosse und ganz unnütze Ausgaben verursachen würde. Auch haben sie 
keine Bäume, in denen sie die Vorräte für das ganze Jahr unterbringen 
können. Darum setzt jede grössere Getreidewelle, welche nach den inneren 
Märkten des Prokuktionslandes schlägt, die Preise notwendig herab. Das 
Angebot übersteigt jedesmal die Nachfrage, wiewohl sie sich vielleicht bei 
der Berechnung auf das ganze Jahr das Gleichgewicht halten würden. Der 
G^treidekurs ist eben so empfindlich geworden, wie der Geldkurs, und das 
Missverhältnis zwischen dem Wunsch des Käufers, seine ganze Ernte zu 
realisieren, und der Bereitwilligkeit des Käufers, nur einen Teil deat Ernte 
zu bezahlen, drückt notwendiger Weise die Preise herab. Solange das 
Getreide in den Scheunen eingeschlossen ist, ist es dem Markte entzogen, 
imd nimmt unter dem Namen „unsichtbare Vorräte" keinen Anteil an dem 
Handelsverkehr, wiewohl es von den Grossfirmen der Ein- und Ausfuhr- 
länder bereits vorher diskontiert ist. Die amerikanischen Landwirte, 
welche augenscheinlich an Verkehrsmitteln keinen Mangel haben, und 
welchen die zahlreichen Elevatoren zu Hülfe kommen, die das Getreide 
unterwegs aufhalten, wenn die Preise niedrig sind, können sogar bei den 
jetzigen Verhältnissen des Getreidehandele die günstige Minute zur Beali- 
sierung abwarten. Wir können das, weil wir erstens kein G^ld haben und 
zweitens auch keine Unkenntnis der Marktverhältnisse im gegebenen Augen- 
blick. Auch unser Getreide überschwemmt zweimal im Jahr den Markt 
mit einem Angebot : zuerst führen dorthin die Bauern das entwertete Pro- 
dukt, welche dazu durch die Steuernschraube angetrieben werden ; etwas 
später erscheinen mit ihren Ernten auch die Gutsbesitzer, die zuerst die 
preisdrückende Wirkung der bäuerlichen Verkäufe abwarteten, dann aber 
doch ihre Ware nicht in Teilen verkaufen können und, was die Hauptsache 
ist, dass sie untereinander nicht einig genug werden können, um auf dem 
Markte eine herrschende Stellung zu gewinnen. Unsere G^treidevorräte 
verwandeln sich darum bald aus „unsichtbaren '^ in „sichtbare". Dazu 
tragen am meisten die Exportfirmen bei; die das Getreide in kleinen Partien 
nicht einkaufen wollen. Im westlichen Gebiet, wo ein ganzer Schwärm 
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Jüdischer Kommissionäre vorhandeik ist, die immer etwas zu кан£еп bereit 
si&d, wenn es sich auch nur um einige Pud handelt, und zugleich auch 
vor grösseren Posten nicht zurückschrecken dank ihrer Geschlossenheit uad 
der Möglichkeit, bei einander Kredit zu finden — im westliehen Gebiet 
eind diese Unbequemlichkeiten nicht vorhanden, w^l es überall einen Ver- 
mittler giebt. Im Innern Busslands aber, wo der Vermittler verschwundeQ 
ist, kommt sogar die Steigerung der Preise nicht immer den unglücklichen 
Produzenten zu Gute. Auch diejenigen, die die Preisst^gerung abwarten 
konnten, können meistenteils den verhältnismässig günstigen Moment nicht 
4ibwarten und verkaufen schon dann ihr Getreide, nachdem dieser günstige 
Augenblick vorübergegangen und auf die schwache Steigerungewelle ein 
neues Sinken gefolgt war. 



vin. 

Die glänzende Fassade unserer wirtschaftlichen Lage hat somit einen 
«ehr unansehnlichen Hinterhof. Einerseits die unzweifelhaften Zeichen der 
Entwickelung — das rasche Wachstum der Staatseinkünfte, die Belebung 
der bearbeitenden Industrie, die Erweiterung des Eisenbahnnetzes, die 
xunehmenden Einkünfte vom Eisenbahnverkehr trotz der Herabsetzung 
des Personentarifs, sowie die Erweiterung der Umsätze im Aussenhandel ; 
andererseits der Rückgang der Ernte im Zentrum des Landes und gerade 
in den fruchtbarsten Gebieten, und zu gleicher Zeit die offenbaren Zeichen 
der wachsenden Verarmung der beiden Ackerbauklassen : die zunehmende 
Rückständigkeit der Bauern und die Verschuldung des privaten Boden- 
besitzes, die fortschreitende Vermehrung des ländlichen Proletariats, der 
Stillstand des inneren Handels und endlich — als das Resultat alles 
dessen — der Stillstand im Wachstum der Bevölkerung des russischen 
Zentrums. Wie sollen nun diese scheinbar sich widersprechenden Erschei- 
nungen in Übereinstimmung gebracht werden? 

Wie soll man sich erklären, dass der Staat sich bereichert und seine 
Wirtschaft erweitert, während die Wirtschaft seiner Unterthanen in einem 
grossen Teil des Reiches immer mehr dem Verfall entgegenläuft ? dass die 
verarmende Bevölkerung im stände ist, immer grössere Budgets zu be- 
zahlen, dass die bearbeitende Industrie wächst imd zugleich auch der Bar- 
vorrat der Sparkassen, während das Hauptgewerbe des Volkes imd seine 
Fähigkeit sich zu vermehren zurückgeht? 
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Die Erklämng dieses Widerspruchs mnss man wohl in der Kompli- 
2iertheit des wirtschaftlichen Lehens eines so weiten und vielgestaltigen 
Landes, wie das nnserige es ist, suchen. Ohne sehr genaue und aufmerk- 
same Analysen ist es in der That schwer, ein Fazit unsrer Erfolge und 
unsrer Defizits zu ziehen und zu entscheiden, auf welcher Seite das Uher- 
gewicht ist. In . erster Beihe muss man, wie der Leser gesehen hat, die 
Ziffern, . welche unseren ökonomischen Wohlstand so schön ausmalen, mit 
grosser Vorsicht aufiiehmen. Das Wachstum* der Staatseinkünfte kommt 
viel stärker in jenen Posten des Budgets zu Tage, in welchen die Resultate 
der Staatswirtschaft im engeren Sinne ausgedrtlckt werden — in den Ein- 
nahmen von den Staatswäldem und Eisenhahnlinien — , als in dem Einlauf 
der Steuern, während unter letzteren die erste Stelle die Einfuhrzölle und 
alsdann erst alle anderen Posten der indirekten Besteuerung einnehmen. 
Die direkten Steuern aber schliessen alljährlich, trotz aller Anstrengungen, 
sie aus der Bevölkerung herauszupressen , mit einem Defizit ah. Die 
steigende Rentabilität der Staatswirtschaft wird sehr einfach erklärt durch 
die Thatsache der Erweiterung derselben, mit Ausnahme freilich der 
Wälder und der grösseren Rentabilität durch die planmässigere Organisation 
der Wirtschaft. Der fieberhafte Bau der neuen Eisenbahnlinien sowohl 
seitens der Regierung als auch durch die grossen Eisenbahngesellschaften, 
die nur zur Hälfte private sind, zieht eine Vermehrung des Verkehrs auf 
den alten Linien nach sich, sowohl wegen des Transports von Material auf 
den alten Linien, als auch infolge der Zufuhr von Frachten durch die 
neuen Zweiglinien. 

Der Eisenbahnbau, sowie die Bestellungen der Regierung für die 
Flottenverstärkung rufen ihrerseits ein Wachstum der ausländischen Ein- 
fuhr hervor, und daraus wieder erklären sich auch die steigenden Ein- 
nahmen von den Tarifzöllen. Zu gleicher Zeit ruft die Ausdehnung des 
Eisenbahnnetzes natürlicherweise eine Erstarkung der Eisenfabrikation 
hervor, während diese ihrerseits gleichsam durch eine ganze Anzahl von 
Rückwirkungen die Erweitenmg vieler anderer Industrien zur Folge hat. 
Die Fabrikindustrie kann bei ihrem Wachstum ohne die Hilfe anderer 
Fabrikprodukte nicht auskommen, indem sie eine immer grössere Ent- 
Wickelung des Maschinenbaues und der chemischen Fabriken erforderlich 
macht, was ihrerseits die Zahl der industriellen Unternehmungen ver- 
grössert, denen weitere, sozusagen filiale Unternehmungen folgen. 

In der Belebung unseres wirtschaftlichen Lebens ist somit viel Künst- 
liches, Scheinbares vorhanden. Der beste Beweis dafür ist das in den 
letzten 5 Jahren neben dem Wachstum der Staatseinkünfte aufgetretene 
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Steigen der Auegaben bei den Behörden, in deren Händen die besonderen 
Zweige der Staatswirtsebaft liegen, d. b. des Eriegs-, Marine-, Finanz- nnd 
Kommnnikationsministeriiuns. Diese Ausgaben verscblingen freilieb nicbt 
die gewonnenen Mehreinnahmen ; denn dann würden ja bei den Budgets 
sich keine Überechttese mehr ergeben. Dieses unzweifelhafte nnd gewisser- 
massen greifbare Zeichen des wachsenden Wohlstandes muss in die richtige 
Beleuchtung gestellt werden, man darf sich von seinem scheinbaren Glanz 
nicht blenden lassen. Erstens hat der fieberhafte Bau von neuen Eisen- 
bahnlinien und Fabriken einen Geldzufluss in die Bevölkerung zur Folge. 
Dieses Qeld aber, welches grösstenteils staatliches ist, kehrt in den Staats- 
säckel ab indirekte Steuer zurück. Wenn zweitens der ordentliche Etat 
mit einem ständigen Überschuss abschUesst, während die Ausföhrung des 
Budgets diesen Überschuss noch erhöht, so werden die ausserordentlichen 
Staateausgaben immer, wenn auch nur teilweise, durch Anleihen gedeckt, 
die mitunter freilich maskiert werden. Der ganze Überschuss erklärt sich 
somit einerseits aus dem natürlichen Wachstum des Konsums infolge der 
höheren Löhne, andererseits durch den Geldzufluss aus Kreditoperationen, 
so dass am Ende der Charakter dieser Überschüsse mehr einen buch- 
mässigen als einen wirklich wirtschaftlichen Wert hat. Auch der Umstand 
muss noch in Bechnung gezogen werden; dass in das Staatsbudget solche 
Finanzoperationen eingeschlossen werden, welche, streng genommen, zur 
Staatswirtschaft gar nicht gehören und im Budget darum keinen Platz 
haben sollten, wie die vorfristige Einlösung der Eisenbahnobligationen und 
die Abrechnungen über vollzogene Konversionen. Diese, wenn man sich 
so ausdrücken darf, fremdartigen Elemente in der Zusammensetzung der 
Budgets verwirren diese in hohem Grade und machen eine klare Vor- 
stellung über die Ergebnisse der Staatewirtschaft tmmöglich, umsomehr 
als der Einfluss solcher Operationen auf das Staatsbudget nicht regelmässig 
von Jahr zu Jahr stattfindet. 

Um jegliches Missverständnis zu vermeiden, halten wir es für 
unsere Pflicht, das soeben über die speziellen Finanzoperationen des 
Staates Gesagte noch weiter zu erörtern. Wir erlauben uns, sie aus 
der Staatswirtschaft im engeren Sinne überhaupt auszuschliessen , wie- 
wohl sie im Namen des Staates erfolgen ; und wir thun dies, weil nach 
unsrer Überzeugung in die Zusammensetzung dieser Wirtschaft nur jene 
Funktionen hineinkommen dürfen, die einen ständigen, normalen Charakter 
tragen und im Prinzip nur durch die Einnahmen aus der Bevölkerung 
imd die Staatsregalien gedeckt werden dürfen. Der Kredit darf als 
Mittel zur Begulierung des Budgets nur dann dienen, wenn die normalen 
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Adsgaben durch die normalen Mittel allein, d. h. durch die direkten 
und indirekten Steuern nicht gedeckt werden können. Werden aber 
die Ausgaben durch Einkünfte Abs eben gekennzeichneten Art beding^, 
8o stellen sie gleichsam ein Privatuntemehm^i des Staates dar, dessen 
Rechnungen mit dem Budget nichts gemein haben. Die Erweiterung der 
Staatswirtsehaft endlich, d. h. der Übergang einer ganzen Beihe YonPrivalr- 
untemehmungen in die Hände der Begierung, erhöht natnmotwendig das 
Staatsbudget. Wenn beispiebweise die Zucker- und Tabakproduktion yer- 
staatlicht würden, wie dies mit dem Branntwein der Fall war, so würden 
alle Einkünfte dieser Produktionen in dem Budget einen Platz finden und 
somit seine Endsumme erhöhen, was doch noch gar kein Zeichen für die 
Steigerung des Volkswohbtandes wäre. Alsdann müsste man bei der 
Beurteilung der Besultate einer solchen ümwuidlung der Privatfabriken 
in staatliche noch zwei umstände in Betracht ziehen : wie gross die Kapital- 
auslage für den Ankauf der Privatuntemehmungen war und ob der Staat 
so vorteilhaft und billig wirtschaften kann wie eine Privatperson oder 
Aktiengesellschaft. ^ 

Wenn wir dies alles auf unser Finanzsjstem anwenden, so werden wir 
den Wert der Ziffern, welche das Wachstum unseres Beichtums beweisen 
Collen, in bedeutendem Masse herabsetzen müssen. Diese Ziffern sind nicht 
das Besultat eines inneren Prozesses, sondern eines künstlichen Antriebes 
von aussen ; nicht die Frucht der Selbstthätigkeit des Landes, sondern das 
Zeichen der Energie, mit welcher diese Thätigkeit durch die Zuwendung 
der ausländischen und Begierungskapitalien angeregt wird. Jeder Orga- 
nismus, auch der Volksorganismus, kann durch anregende Mittel künstlich 
zur Belebung gebracht werden. Man kann industrielle Unternehmungen 
ins Leben rufen, indem man durch Begierungsbestellungen ausländische 
Kai»talien heranzieht und eben durch diese Bestellungen den neuen Pro- 
duktionen den Absatz ihrer Produkte sichert. Man kann, immer auf dem- 
selben Wege, einem Teil der arbeitenden Bevölkerung einen Verdienst 
schaffen und auf diese Weise die Staatseinkünfte vermehren, indem die 
Einnahmen aus den indirekten Steuern und dem Eisenbahnverk^r zu- 
nehmen. Alle solche Massregeln schaffen leicht den Schein einer Be- 
reicherung und beschwören den Schatten einer Volksbefriedigung herauf. 
Die Bruttoeinnahme der Produktion wächst, das Einkommen der Bevölke- 
rung steigt und ein Teil derselben erhält die Möglichkeit, den Konsum 
vergrössem zu helfen. Neue Werte werden in der Form von Eisenbahn- 
linien und neuen Fabriken geschaffen, und alle diese Werte der Begie- 
rnngsenergie und des ausländischen Beichtums arbeiten für einander und 
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rufen den trdgeriecben Sehein eines er8tiu*kten Verkehrs hervor. Indessen 
wächst in Wirklichkeit weder die Volksproduktion noch die Volksver- 
pflegung. Letztere nimmt sogar infolge der gesteigerten Ausfuhr der 
Nahrangsprodukte ab. Der natürliche Hausmarkt erweitert sich trotzdem 
nicht, weil die Eaufflthigkeit der Volksmasse sich nicht verändert hat, wäh? 
rend die aus derselben abgesonderte kleine Gruppe der reich Gewordenen 
auf Kosten der Verarmung der Mehrheit auswächst. Die Produktion, 
d. h. die natürliche, nicht durch Stösse von aussen hervoi^erufene, kann 
sich ebenfalls nicht erweitem, weil man unsere Fabrikate im Ausla&de 
nicht verkauft, während im Lande ftlr sie kein Absatz vorhanden ist. und 
nun ergiebt sich ein überraschendes Bild der wirtschaftlichen Belebung, 
welches mit seiner vorderen Seite den Grenzgebieten zugewandt ist und 
die Verödung im Innern verbirgt. Die Eisenbahnen werd^i mit fieber- 
hafter Raschheit gebaut und verschlingen dabei die Überschüsse der 
früheren Jahre, so dass alljährlich neue Eisenbahnanleihen aufgenosunen 
werden müssen, welche rechtlich private, aber vom Staatskredit ge- 
sichert sind. Die auf die gebauten Linien verwendeten Gelder strömen 
in das Land als Löhne imd fliessen in den Staatssäckel in der Gestalt der 
Zucker-, Tabak-, Spiritusaccise und des erstarkten Passagierverkehrs 
wieder zurück. Ein anderer Geldstrom, der nicht mehr Anleihen ent- 
springt, sondern direkt fremdländisch ist, wird zur Erwerbung russischer 
und zum Bau neuer Fabriken verwendet, indem er bei uns allmählich das 
Arbeitsfeld und den Einfluss des fremden Kapitab erweitert. 

Zwischen allen diesen Unternehmungen entsteht nun ein gegen- 
seitiger Konnex : die Eisenfabriken erzeugen Schienen für neue Bahnen, 
während für diese ihrerseits Maschinenbau- und chemische Fabriken wirk- 
sam sind. Dem Westgebiet, den Grenzgouvemements und den Haupt- 
städten strömt das Geld noch stärker zu. In die Hauptstädte, weil sich 
hier die kommerziellen Abrechnungen konzentrieren; in die Grenz- 
gouvernements, weil dort beinahe die ganze Armee placiert ist. Der Er- 
forscher Busslands, welcher sich auf den Besuch dieses westlichen Gebiets 
und jener Punkte, wo von den neuen Fabriken eine nach der anderen ent- 
steht, würde freilich staunen über diese überall sichtbare rasche Steigerung 
des wirtschaftlichen Lebens. Er müsste aber etwas tiefer in das Land 
blicken und die Fabriken und die Eisenbahnen hinter sich lassen. 
Dort würde er das eigentliche Bussland sehen, den ruinierten Guts- 
besitzer und den verarmten Bauer. Verwundert würde er sich dann 
fragen : „Wie kann doch ein Ackerbauland, in dem die landwirtschaftliche 
Produktion geschwächt ist und die Produkte entwertet sind, alljährlich 
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ttber taueend Werst Eisenbahnen bauen nnd sein EHnnabmebudget um 
100 Millionen Babel erhöhen ? " 

Aber auch die Anregungsmittel können nicht unerschöpflich sein. 
Wie stark sich auch der Transportverkehr steigern mag, so ist doch der 
Moment nahe, wo nichts mehr zu bauen sein wird, wo es keine irgendwie 
rentablen Linien mehr geben wird. Schon jetzt erübrigt nur noch, den 
direkten Weg von Petersburg nach Kiew zu Ende zu führen, den Weg 
bis Odessa durch den Bau einer verhältnismässig kurzen Linie von Kowno 
nach Shmerinka zu vollenden, die Moskau^Kiewer Linie zum Abscbluss 
zu bringen und die nördliche Linie, die Petersburg mit Sibirien vereinigen 
soll, zu bauen, sei es über Wologda oder irgend eine andere Stadt. Als- 
dann wird man unser mitteleuropäisches Netz als beendet ansehen müssen, 
insofern es wenigstens zur Befriedigung der wirklichen wirtschaftlichen 
Bedürfiiieee • gebaut wird, tmd nicht um den ununterbrochenen Zufluss der 
ausländischen Kapitalien zu unterhalten. Jetzt schon muss man bei der 
Betrachtung neu projektierter Linien mitunter die Achseln zucken. Wozu 
wird denn beispielsweise der weite Weg von Dankow nach Smolensk nnd 
der andere von Pawelz nach Moskau gebaut, während doch noch vor flEinf- 
zehn Jahren die zwischen ihnen liegende Linie nichts zu transportieren 
hatte und die Garantie jedes Jahr einen Zuschuss nach dem andern ver- 
langte? Was für IHnkünfte sind von der Perm-Kotlas-Linie , von der 
Kamischin-Zweiglinie oder von der Jelez-Grafsk- Anna-Linie zu erwarten ? 
Ist es denn nicht sonderbar, dass trotz eines ganzen Sterns von IHsen- 
bahnen, der sich rings um Jelez gebildet hatte, der Handel dieses ehemals 
erstklassigen Marktes mit jedem Jahre zurückgeht ? Es kommt übrigens 
auch vor, dass die Nutzlosigkeit einiger projektierter Bahnen offen zu- 
gegeben wird. Bei der Besprechung des der Moskau- Windau-Bybinsk- 
eesellschaft gewährten Baues der Verbindungslinien von der Station Dno 
nach Luga und Witebsk sagt die ^ Handelsindustrielle Zeitung" diesem 
Weg einen alljährlichen Verlust von etwa 50 000 Kübeln voraus, imd auch 
dies nur angesichts der erwarteten Fortsetzung der Linie bis Kiew, während 
andernfalls der Verlust 300 000 Bubel erreichen würde. Wenn man von 
solchen Konzessionen liest, muss man sich fragen, von welchen Erwägungen 
doch wohl die soliden Gesellschaften, wie die Moskau-Kasansche, Kjasan- 
Uralsche, Bybinsk-Bologowsche sich leiten lassen, wenn sie Verlust 
bringende Linien bauen wollen, und ob nicht in diesem Falle die Interessen 
der Direktionen und die der Aktionäre auseinandergehen, deren gröseter 
der Staat selbst ist. Wir haben jedenfalls die Grenze des „möglichen*' 
Baues sogar der halbphantastischen Linien erreicht. 
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Nicht so nahe freilieb ist die andere Grenze, die der Entäusserung 
unserer Mineral- und Industriereicbtümer zum Nutzen der Ausl$nder. So- 
lange die Kentabilität der russischen Unternehmungen für die ausländischen 
Kapitalien verlockend ist, wird jeder russische Fabrikant und Boden- 
besitzer gern irgend einer belgischen, französischen oder deutschen Gesell- 
schaft sowohl erzhaltigen Boden, als auch eine wenig rentable Fabrik und 
besonders einen originellen Gedanken, wenn er einen solchen gewonnen 
hat, käuflich überlassen. Etwas weniger begreiflich ist es aber, dass auch 
der Staat, dem es an Geld nicht mangelt, so verfährt ; dass für die Vor- 
nahme von Nachforschungen auf den Staatsländereien sowie ftlr das Recht 
der Erzausbeute nur das geringe Entgelt von 8 Rubeln für eine Djessjatin 
und für das Bohren der Löcher nur ^/2 Kopeke pro Pud Naphta gefordert 
und dass diese niedrigen Preise auch auf solche Gebiete ausgedehnt werden, 
in denen das Vorhandensein von Erz und Naphta nicht bezweifelt werden 
kann, wie beispielsweise in den Umgebungen von Kriwoj Rog, auf der 
Apscheronhalbinsel und in dem Rayon der Dagestan-Naphtaquellen. Hier 
kann freilich Unrentabilität die weitere Entwickelung des Geschäfts nicht 
aufhalten, und es sind noch viele Unternehmungen bei ims geblieben, die 
die Ausländer mit Nutzen in Angriff nehmen könnten. Hier können und 
müssen uns aber andere Rücksichten zurückhalten : wie nützlich in einem 
an materiellem und intellektuellem Kapital armen Lande die befruchtende 
Wirkung der fremden Ersparnisse imd der fremden Technik auch sein mag, 
so unerwünscht ist es doch, dass den Ausländem auch solche Gewinne zu- 
fallen, welche mit gleichem Erfolg auch von den Russen erzielt werden 
könnten. Femer ist der Zufluss von ausländischen Kapitalien über eine 
gewisse Grenze hinaus, welche nicht genau bestimmt werden kann, schon 
geradezu gefährlich wegen jenes natürlichen Einflusses, den es Leuten, die 
nicht einen Schatten von russischem Patriotismus haben, auf die Gestaltung 
der russischen Verhältnisse gewährt. Nicht nur deswegen ist dieser Zufluss 
schädlich, weil er Gewinne von unserer Industrie nicht zu unserem Nutzen 
erzielt, sondern ganz besonders darum, weil er auf den russischen Märkten 
und unter den russischen Regierungssphären eine fremde Macht schafft, 
welche in einem gewissen Moment auf den Gang unserer Geschäfte eine 
schädliche Wirkung ausüben kann. Wodurch unterscheidet sich denn 
beispielsweise der Verkauf der Apscheronhalbinsel und der Uralfabriken 
von der Aneignung der chinesischen Eisenbahnen durch einige europäische 
Staaten? Es ist in derThat sehr leicht, die Grenze herauszufinden, welche 
die unschädliche Einwirkung der fremden Kapitalien von der unerwtlnschten 
trennt. Wenn die fremden Unternehmungen bei uns dank den Erfolgen 
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der Technik und dem Geldreicbtum im Auslände nene Werte schaffen, auf 
deren Herstellong wir nicht gekommen sind, so mnss man ihnen die Thür, 
wie erwünschten Gästen, weit öffnen. An dem Beispiel einer für uns neuen 
üntemehmnng wollen wir lernen, dort eine Einnahme zu gewinnen, wo es 
bis jetzt keine Einnahme für uns gegeben hat. Wo es sich aber um die 
Bealisienmg eines bereits vorhandenen Wertes handelt, wie in der Naphta- 
gewinnung, und um die Ausbeute reicher Erzlager, um die Ausbeute von 
Mangan- oder Goldsandlagem, da müssen wir die Ausländer fem halten. 
IjS ist wahrlich Zeit, dass die Gesetzgebung unserer Charakterlosigkeit zu 
Hülfe kommt, welche über der vorteilhaften Enteignung der eigenen Güter 
die imvermeidliche allgemeinstaatliche Gefahr fOr die Zukunft vergisst. 

Frtlher oder später muss somit der Goldzufluss aus dem Auelande auf- 
hören. Vorläufig ist er notwendig. Wir sahen schon, dass unser XJber- 
schuss im Aussenhandel das Defizit in der Sechnungsbilanz nicht decken 
kann. Mit scheinbarer Genauigkeit zu berechnen (wie dies viele thun), 
wie viel Gold wir nach den Abrechnungen mit dem Auelande zu zahlen 
haben, ist wohl kaum der richtige Weg, um ein richtiges Resultat zu er- 
zielen. Die Jagd nach der überaus grossen Genauigkeit führt mitunter 
nur zur irrtümlichen Beurteilung der Ziffern und trägt zur Verdunkelung 
der Lage bei. In unserer Bechnungsbilanz giebt es wirklich Posten, die 
überhaupt keiner genauen Berechnung mehr fähig sind, wie die Summe 
aller ausländischen Bestellungen, der öffentlichen sowohl als der privaten, 
die Ausgaben der verschiedenen Behörden zur Deckung der zuföUigen, aber 
alljährlich sich wiederholenden Bedtlrfniese, als da sind die Unterhaltung 
der Ejiegsschiffe in den fernen Meeren, die Bezahlung der verschiedenen- 
Okkupationen, die Unterhaltung der Kriegstruppen im Auslande, endlich 
die Ausgaben der russischen Reisenden. In der Bilanz ist noch ein Posten 
vorhanden, welcher zwar der Berechnung nicht unterliegt, dessen Bedeutung 
aber bis zu einem gewissen Grade strittig ist. Es ist dies die Conpons- 
bezahlnng der Fonds und der Zinspapiere, die in ausländische Hände über- 
gegangen sind. Diese Coupons sind in Kreditvaluta berechnet, aber 
erstens ist die Kreditvaluta der Goldvaluta gleichgesetzt, und zweitens ist 
der Rückstrom des Papiergeldes nach dem Auslande im Grunde genommen 
nichts Anderes als eine Anleihe, und durch diesen Rückstrom wird ein 
Material geschaffen, welches später ab Zahlungsmittel für unsere Ausfuhr 
zu uns zurückkehrt und die Rechnungsbilanz für uns noch ungünstiger 
macht. 

Nach einer unbedingt genauen Bilanz darf man übrigens nicht streben; 
denn gegenwärtig kommt die Überbilanz des Aussenhandels der Gesamt- 
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summe der Ausgaben in dem System imseres Staatekredits nicht einmal 
gleich. Es genügt, auf die Tbatsache hinzuweisen, dass die Goldvaluta 
nur in denjenigen Ländern stabil ist, die den andern Ländern einen grösseren 
Kredit gewähren, als sie ihn selbst beanspruchen. Solche Länder können, 
4)hne zu verarmen, mehr Waren einführen , als sie ausführen. Uns ist es 
unmöglich, und wir sind gezwungen, die Einfuhr aufzuhalten und dadurch 
auch den Umsatz unseres Aussenhandels, um wenigstens einen geringen 
Exportüberschuss zu erzielen. Indessen ist es doch zweifellos, dass wir 
diesen Uberschuss nicht noch bedeutend erhöhen können, sondern dass er 
in Zukunft sogar zurückgehen muss, schon wegen der raschen Erweiterung 
des Eisenbahnnetzes und der Fabrikindtistrie ; denn beide bedürfen der 
fremden Einfuhr von Eisen und Maschinen. Unsere Verschuldung muss 
ebenfalls wachsen, denn man kann nicht Fabriken und Bahnen ohne fremde 
Kapitalien bauen; und wenn auch im Laufe vieler Jahre keine einzige 
Staatsanleihe mehr abgeschlossen werden sollte, so erfordern doch die An- 
leihen der Privatgesellschaften — mit oder ohne Staatsgarantie — die Be- 
zahlung der Obligationscoupons in Gold. Dieser Ausg^beposten ist zwar 
im Ausgabebudget nicht mit enthalten, er verursacht aber zweifellos den 
Goldabfluss. Ausserdem aber müssen die zweifellosen Bemühungen der 
Finanzbehörde, auf unsem ausländischen Märkten so viel als möglich 
russische Fonds mit den Prozenten in Papiervaluta zu placieren — sei es 
durch Konversion dieser Fonds oder durch die Erlaubnis, die Coupons bei 
den ausländischen Bankiers in Gold zu bezahlen — ein noch grösseres An- 
wachsen unserer Verschuldung zur Folge haben. Bis jetzt haben zwar 
weder die Pfandbriefe der Adelsbank noch die 4<^/oigen Konsols im Aus- 
land einen grossen Absatz gefunden ; für die Zukunft kann aber niemand 
garantieren, dass es doch geschieht. 

Die Unmöglichkeit, aus der Bechnungsbilanz unser Defizit genau 
festzustellen, darf uns somit nicht hindern, die Thatsache dieses Defizits 
selbst anzuerkennen. Der Abfluss des mit solchen Anstrengungen ange- 
häuften Goldes wäre auch vollständig sichtbar, wenn nicht zu gleicher Zeit 
ein entgegengesetzter Goldzufluse vom Auslande durch die Obligations- 
anleihen, durch den Verkauf unserer Fonds und Zinspapiere und die Bildung 
von Gesellschaften und Kompanien mit ausländischen Kapitalien statt- 
gefunden hätte. Sobald dieser Zufluss aufhört, wird in unserem ganzen 
Geldsystem eine Erschütterung eintreten, wie sie in einem Organismus vor 
sich geht, in dem der Kreislauf gestört ist. Und keine Belebung der 
Fabrikindustrie wird hier abhelfen können, denn unsere Fabrikate werden 
noch für lange Zeit keinen Absatz im Auslande haben. Der einzige Weg, 
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der für unser reales und nicht nur scheinbares wirtschaftliches Wachstom 
ofifen bleibt, ist die Ent Wickelung jenes Produktionszweiges, in welchen 
der Weltmarkt uns gesichert ist. Gesichert ist er uns für die Produkte 
der Landwirtschaft, sowohl kraft der natürlichen Bevölkerungszunahme als 
auch dank dem unausweichlichen Übergang des westeuropäischen Acker- 
baues von der Getreidekultur zur Produktion von Fleisch einerseits und 
zum Anbau von Industriepflanzen andererseits. Vor unseren Augen ist 
ein früheres Ausfuhrland — Osterreich — in die Keihe der Importländer 
übergegangen. Die Zeit ist nicht mehr fem, wo wir in ganz Europa die 
einzigen Getreidelieferanten sein werden. Weiter entfernt von uns ist 
noch der Moment, wo wir dieselbe Stelle auch in Bezug auf die Fleisch- 
Produkte einnehmen werden. Aber auch den Eintritt dieses Augenblicks 
kann man mit Sicherheit voraussagen. In der Konkurrenz gegen xmseren 
Hauptrivalen — Amerika — haben wir eine zuverlässige Waflte — die 
Billigkeit unserer Arbeit. Zur vollständigen Eroberung des Weltmarktes 
ist uns eins notwendig : die Produktivität unserer Arbeit zu steigern. Der 
Untersuchung der Mittel, wie ein solches Resultat erreicht werden kann, 
wollen wir uns jetzt zuwenden. 



Dritter Teü. 
Die wirklichen Aufgaben unserer Finanzpolitik. 



I. 

Für jedes Land ist es vorteilhaft, denEohstoff im Innern zu bearbeiteir 
und ihn schon in bearbeiteter Form auszuführen. Dies ist eine der un- 
bestreitbarsten und trivialsten ökonomischen Wahrheiten. Die russische 
Industrie bietet trotzdem das gerade entgegengesetzte Bild dar. Wir 
fähren nicht nur nach dem Auslande bloss Eohstöffe oder sogenannte „Halb- 
fabrikate" aus — unsere Fabrikindustrie bearbeitet hauptsächlich aus- 
ländischen Eohstoff. So verbraucht die russische Baumwolleindustrie 30 ^/q 
russische und bucharische Baumwolle und führt 70 ^/q ans Amerika und 
Ägypten ein. Dafür Überlassen wir es dem Auslande, unser Leinen, unsre 
Wolle, unser Leder in Manufakturwaren umzuarbeiten. Eussland nimmt 
auf dem Erdkreis die erste Stelle in der Leinen- und die zweite in der 
Wolleproduktion ein. Die russische Lederware hat bekanntlich unter dem 
Namen „Eussischer Jucht^' in Europa einen besonderen Eeiz für den 
Käufer, so dass auch nichtrussisches Leder vielfach unter diesem Namen 
in Verkehr gebracht wird. Indessen haben wir bei uns zu Hause fast gar 
keine Leinwandfabriken und sehr wenige Tuch-, Wolle- und Lederfabriken. 
Aber auch die vorhandenen Fabriken stellen nur Produkte niederer Sorten 
dar, mit Ausnahme der äusseret teuren Jaroslawer Tafelleinwand. Wir 
Eussen tragen Schuhe aus russischem oder aus angeblich russischem Leder, 
Tuch aus russischer Wolle, Wäsche aus russischem Leinen, aber alles dies 
muss zuerst im Auslande bearbeitet werden. Daraus entsteht ein doppelter 
Nachteil: wir erleiden Verluste sowohl an den geringen Einnahmen aus 
unserem Export als auch an den Löhnen an die ausländischen Arbeiter, 
die wir den unserigen hätten zukommen lassen können. Zwischen den 
beiden Stufen der Produktion herrscht somit bei uns ein völliger Gegensatz. 

1 w i n , Bnesisohe Finanspolltik. 9 
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Ihre obere Etage wird über das aneländiscbe Fundament gebaut, während 
die untere, rohe, jedem nach Belieben zum Aufbau Überlassen wird. . Aas" 
nahmen giebt es freilich, aber sie sind erstens nicht zählreich und zweitens- 
bestätigen sie, wie gewöhnlich, die allgemeine Kegel, dank der wirklich 
sonderbaren Stellung unserer leitenden Kreise zu einigen lebhaften Be- 
dürfnissen unserer Industrie. Die grösste Ausnahme bilden unsere Eisen- 
fabriken, die trotz der hohen Zölle und vielleicht gerade durch sie mit 
dem vorhandenen Bedarf nicht fertig werden und auch nur noch durch die 
Kegierungsbestellungen prosperieren. Die Begierungsbestellungen sind, 
wie bekannt, ein unentbehrlicher Ansporn, ohne den kein grösseres Unter- 
nehmen bei uns im stände ist, festen Boden zu gewinnen. Wir sind auf die 
Erfolge unserer Industrie stolz und haben noch unlängst, bei Gelegenheit der 
Nischni-Nowgoroder Ausstelltmg, das Facit gezogen, um wie viel Millionen 
die Umsätze ihrer einzelnen Zweige sich vergrössert haben. Es wäre 
aber vielleicht kein besonderer Grund zur Freude vorhanden, wenn wir 
uns dieselbe Frage in der etwas anderen Form gestellt hätten : In welchem 
Masse können die in Nischnij ausgestellten Produkte wirklich als russische 
bezeichnet werden? Ist die Entwickelung der einzelnen Industriezweige 
auf natürlichem Wege vor sich gegangen, oder ist sie das Produkt de» 
Eegierungseifers ? Wir können augenscheinlich kein Unternehmen be- 
ginnen ohne künstliche Privilegien, die ihm ausserordentliche Gewinne 
sichern. Sogar die ausländischen Kapitalien, die in ihrer Heimat an se 
fabelhafte Gewinne nicht gewöhnt sind, locken wir nur durch die Aussicht 
auf Begierungsbestellungen heran. Vor 100 Jahren, unter Katharina H.^ 
ist bei uns durch solche Lockmittel der Ackerbau künstlich grossgezogen,, 
als man die Ankömmlinge aus dem Auslände mit grossen Landfiächen be- 
schenkte und ihnen die Steuerfreiheit gewährte, damit sie nur ihre Kimst- 
fertigkeit bei uns anwendeten. Jetzt geschieht beinahe dasselbe auf dem 
Gebiete der Industrie. Wir sind bereit, die ausländischen Kapitalisten durch 
allerlei Privilegien zu begünstigen, damit sie nur die hohen Gewinne von 
den Unternehmungen, die wir nicht in Angriff nehmen können, einheimsen«. 
Der Leser konnte in dem ersten Teil dieses Werkes sehen, wie viel 
Veranlassung vorliegt, sich über das rasche Wachstum imserer Industrie 
in den letzten Jahren, wenn auch nur ihrer fortgeschrittensten Zweige, 
der metallurgischen und chemischen, zu freuen. Wir wollen hier nicht 
zu diesem Punkt zurückkehren. Es genügt, zu erwähnen, dass die Er- 
weiterung dieser Produktionen in hohem Masse durch die Erweiterung 
unserer Staatswirtschaft bedingt ist, dass sie noch keineswegs der Ausdehnung 
unserer Naturreichtümer entspricht, dass sie endlich starken Zufluss fremder 
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Kapitalien erfordert, einen Zufluss, der in den letzten 7 Jahren fast 
300 MUlionen Rubel erreicht hat. 

Sieht man diese unbegreifliche Schlaffheit in der Verwertung der 
Yolkskraft, die Milliarden, die шш verloren gehen, weil der russische 
Arbeiter so viel ungenutzte Zeit hat, und vergleicht man mit diesem elenden 
Bild des russischen Nichtsthuns das grossartige Unternehmen der sibirischen 
Eisenbahn und die Hunderte von Millionen aufgehäuften Goldes in den 
Kellern des Staatsschatzes und der Staatsbank, so muss Russland als das 
Land der Wunder erscheinen, aber welcher Wunder ! Uns erinnert das 
etwas an das Schicksal Spaniens, als es von den Edelmetallen Amerikas 
überschwemmt war, während die Bevölkerung verarmte, weil sie die Arbeit 
verlernt hatte. Und es klingt wie eine böse Ironie, wenn angesichts dieser 
vergoldeten Armut von unserer Presse öfters der Katschlag wiederholt wird, 
man solle für die Landwirtschaftsprodukte im Innern des Landes einen 
Markt öffiien. 

Um diesem Bat zu folgen, muss man erstens den einheimischen Roh- 
stoff zu Hause in Manufakturware verarbeiten und zweitens die Kaufflähig- 
keit des russischen Konsumenten steigern. Wir hören aber immer, dass 
das russische Getreide Дп viel grösserer Menge, als es jetzt geschieht, ver- 
braucht werden kann und muss. Und diejenigen, die so sprechen, wollen 
sich davon keine Rechenschaft ablegen, tmter welchen Bedingungen das 
erreicht werden kann. Die übrige Ware, die auf den Markt kommt, muss 
mit etwas anderem, mit einer anderen Ware oder einer Arbeit vertauscht 
werden. Wir wollen gleichsam nicht wissen, dass der einzige Weg zur 
Yolksbereicherung die weite und regelmässige Arbeiteanwendung ist. 

Dass wir es einfach nicht wissen, ist schon aus unserer Stellung zu 
den drei einzigen Arten der Fabrikindustrie ersichtlich, die es mit den 
Ackerbauprodukten zuthun haben — zu der Mühlen-, Zucker- und Spiritus- 
industrie. Was ist doch wohl klarer und einfacher? Es ist zweifellos 
vorteilhaft, das Korn in Mehl zu verwandeln, und um es zu befördern, sind 
die Transporttarife für Mehl den Getreidetarifen gleichgesetzt worden. 
Die Zucker- und Spiritnsfabriken bearbeiten zwei solche Ackerbauprodukte, 
wie Zuckerrüben und Kartoffeln und erweitern dadurch die Kultur der 
für den Boden nützlichen Pflanzen, während sie das Areal des Getreide- 
baues gleichzeitig verringern. Es unterliegt also keinem Zweifel, dass 
diese Produktionsarten nicht an und für sich untersucht werden dürfen, 
sondern nur in ihrem Zusanmienhang mit dem Ackerbau. 

Unsere Finanzbehörde scheint aber diesen engen Zusammenhang 

nicht kennen zu wollen und betrachtet sie nur als Industrieuntemehmungen 

9* 
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die mit dem Ackerbau nichts eemeinsamee haben. Die zweite Etage 
erscheint anch hier als gleichsam in der Luft schwebende oder als auf 
einem Fundament aufgebaut, das für ein ganz anderes Gebäude be- 
stimmt ist. 

Die Spiritusindustrie wollen wir bei Seite lassen. Ihr Schicksal ist 
durch das Branntweinmonopol für lange Zeit hinaus vorausbestimmt, und 
auf diesem Wege sind wir schon so weit vorgeschritten, dass man sich nur 
in dem Falle zum Kückschritt entschliessen kann, wenn uns die Erfahrung 
dazu zwingen wird. Die Frage der Spiritusindustrie wird dazu noch mit 
einer moralischen Seite, mit der Sorge um die Bekämpfung der Trunksucht 
vermengt. Es darf aber nicht unerwähnt bleiben, dass die vor sieben 
Jahren getroffene Massregel zum Schutze der landwirtschaftlichen Spiritus- 
industrie jetzt alle Macht verliert, und dass das Streben, die Zahl der 
kleinen Brennereien zu vermehren, jetzt angesichts der durch das Monopol 
geschaffenen neuen Bedingungen als zwecklos angesehen werden muss. 

Über die Zuckerindustrie können wir freier sprechen. Hier stehen 
uns die sittlichen Fragen nicht im Wege und niemand wird den Nutzen der 
Zuckerverbreitung im Volke bestreiten. Fassen wir ins Auge, dass der 
Zucker kein einfaches Fabrikprodukt ist, sondern verarbeitete Zuckerrübe, 
und dass die Verbreitung der Zuckerrübenplantagen überall zur starken 
Hebung der Wirtschaft führt, so wird man mit Staunen die Motive der 
sonderbaren Politik, welche auf die Monopolisierung der Zuckerindustrie 
lossteuert, erraten müssen. Es wird gesagt, dass diese Politik gleichzeitig 
die Einnahme der Accise und die Einkünfte der Fabrikanten sichere. 
Derselbe Zweck könnte aber auch auf ganz entgegengesetztem Wege er- 
reicht werden: durch die Verbilligung des Zuckers mittels der Herab- 
setzung der Accise und durch das Wachstum seines Konsums. Man darf 
nicht vergessen, dass jede Verbilligung des Produkts den Kreis seiner 
Konsumenten in geometrischer Progression erweitert. 

In der Mühlenindustrie stossen wir wiederum auf ein Missverständnis. 
Auch hier läuft allea auf eine Monopolisierung der Produktion in einigen 
Industriemühlen zu. Anstatt aber diese Bewegung aufzuhalten, wird sie 
gefordert. Und doch ist klar, dass ein über das ganze Land ausgebreitetes 
Netz von Wasser- und Dampfmühlen mittlerer Dimension den Absatz des 
Getreides am Orte regelt, während die Konzentrinmg des Greschäfts in den 
Händen verhältnismässig weniger Mühlenkönige die Gefahr nahe bringt, 
dass in naher Zukimft eine allmächtige Korporation entstehen wird, die dem 
Markt ihre Bedingungen diktiert. Auf diese Fragen werden wir unten 
noch zurückkommen. 
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Bezüglich der landwirtschaftlichen Produkte ist man eich also des Zu- 
sammenhangs nicht bewusst, der zwischen beiden Stufen der Industrie be- 
stehen muss. Man übersieht auch die Notwendigkeit der Dezentralisation 
der Produktion, die in einem grossen, aber nur schwach bevölkerten und 
armen Lande so notwendig ist. Nebenbei gesagt : erscheint es nicht als 
eine himmelschreiende Abnormität, dass in dem weit ausgedehnten Kussland 
die Fabriken des Moskau-Rayons in 4 — 5 Gouvernements konzentriert 
sind, und zwar in Form von kolossalen Manufakturen ? Bei uns, wo es so. 
wenig Kapital giebt, und wo die landwirtschaftliche Bevölkerung zur 
siebenmonatlichen Arbeitslosigkeit gezwungen ist, verlangt die Natur der 
Sache selbst eine Ausdehnujag der Industrie in allen ihren Formen, damit 
wir soviel Fabriken als möglich, von kleinem Umfange erhalten. Wenn 
der Mangel an regelmässigem Verdienst das gute Schwarzerdegebiet wirt- 
schaftlich viel tiefer stellt, als das unfruchtbare Industriegebiet, so erkennt 
man daran, dass es nur einen Ausweg aus unserer unnatürlichen Armut, 
die durch die mangelhafte Anwendung der Volkskraft hervorgerufen ist, 
giebt : die Verbreitung der Fabrikindustrie und die Gelegenheit zum Ver- 
dienst für das Volk, und zwar nicht durch die Förderung der Grossindustrie, 
sondern umgekehrt durch die Erweiterung des Kleinbetriebs. Jede Mass- 
regel, die diesen Zweck fordert, wird eine Stufe zu unserer Bereicherung 
sein. Die Eröffnung von Handwerksschulen im Schwarzerdegebiet, die Er- 
weiterung der technischen Bildung, die Schaffung von billigem Kredit, ein 
Besteuerungssjstem, das den Kleinbetrieb fördert und endlich die Preisgabe 
des Irrtums, dass die Fabrik als eine Quelle der Staatseinkünfte, statt zu 
allererst ein Mittel zur Bearbeitung des einheimischen Rohstoffs sei — das 
müssen die Aufgaben unserer industriellen Politik sein. 

Leider entspricht die soeben durchgeführte Reform der industriellen 
Besteuerung bei allen ihren Vorzügen diesem Ziel nicht. Das ihr zu 
Grunde gelegte Progressivprinzip schützt nicht genügend die Interessen des 
Kleinbetriebs. Vollends auf den höchsten Stufen der Fabrikindustrie, dort, 
wo das neue Gesetz von Aktienunternehmungen handelt, wendet es sich 
schon ganz von diesem Wege ab. Lässt тац bei den Aktienuntemehmen 
die Besteuerung der Nettoeinnahme laut den Jahresrechnungen zu, wie es 
dieses Gesetz gethan hat , während alle übrigen Fabriken und Betriebe, die 
sich in Privathänden befinden, der offiziellen Berechnung der Bruttoeiu- 
nahme von selten der Steuerbehörden unterliegen — so bedeutet das eine 
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Prämie zum Nutzen der anonymen Gesellschaften und einen weiteren An- 
sporn zur Fälschung der Kecbnungen. 

Vorläufig bleibt nur zu hoffen, dass in mehr oder weniger naher Zu- 
kunft diese Unvollkommenheiten der Reform werden verbessert werden und 
dass das ihr zu Grunde gelegte Prinzip der Progressivsteuer sich allmählich 
entwickeln wird. Man darf in der That nicht vergessen, dass dieses auf 
alle Einnahmeformen angewandte Prinzip häufig eine himmelschreiende 
Ungerechtigkeit ist, da in der Landwirtschaft zum Beispiel die Rentabilität 
mit der ilrweiterung der Produktion nicht nur nicht wächst, sondern sogar 
abnimmt. Anders ist es in der bearbeitenden Industrie. Mit der Kon- 
zentration, d. h. der stärkeren Anwendung der mechanischen Motoren xmd 
der Konzentrierung der Arbeitskräfte wächst hier die Einnahme, dadurch 
aber auch die Yerbilligong der Produkte der Grossfabriken. Darum ist 
hier die Progressivsteuer ganz am Orte. Damit bekennen wir uns keines- 
wegs zur absoluten Erhöhung der Gewerbesteuer. Es ist möglich, dass 
die Besteuerung nach dem neuen Gesetze in den absoluten Ziffern schon 
sehr hoch ist. Bei alledem wird sie nicht in genügender Abstufung ge- 
handhabt, d. h. sie begünstigt in nur schwachem Masse die kleinen Betriebe. 
Ausser der Gestaltung der Gewerbesteuer verfügt aber der Staat noch über 
ein anderes wirksames Mittel zur Erhaltung des verhältnismässig geringen 
Betriebes, es sind dies die Staatsaufträge, die zum Nutzen der kleineren 
Etablissements angewendet werden könnten, und namentlich zum Nutzen 
derjenigen, die den einheimischen Rohstoff verarbeiten. Leider ist bis 
jetzt weder das eine noch das andere in unserer Industriepolitik zu be- 
merken. Es genügt aber, dass das Bewusstsein der Notwendigkeit eines 
solchen Programms sich stärke, und die Irrtümer der Vergangenheit können 
ohne besondere Mühe gut gemacht werden. Angesichts dessen muss klar 
bestimmt werden, in welchem Grade die Regierungsunterstützung auf die 
Industrie heilvoll zurückwirken kann. Man darf freilich nicht an die 
Dezentralisation solcher Zweige der Fabrikindustrie denken, wie die Baum- 
wolle-, Eisen-, Kohlen- und Maschinenindustrie. Diese Industrien erfordern 
ihrem Wesen nach grosse Kapitalien und eine grosse Zahl von Arbeitern. 
An sie schliessen sich auch einige andere Industrien an, die sich mit der 
Bearbeitung der Faserstoffe befassen, wie die Leinwand-, Tuch-, Wolle-, 
Seide-, Sammetindustrie, die sich auf bescheidenere Dimensionen beschränken 
können, worauf die Zahl der hier beschäftigten Arbeiter hinweist. Noch 
tiefer auf dieser Leiter stehen die chemischen, Glas-, Leder-, Gummi-» 
Zündholz- und andere Fabriken. Die alsdann folgende Stufe nehmen die 
Industriezweige ein, die der Form der Hausindustrie nahe stehen oder sich 
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-wenigstens in Werkstätten gruppieren, die die Hausarbeit der Haus* 
industriellen, wie die Flinten-, Messer-, Schmiede-, Schneider-, Schuhwaren* 
fabrikation umfassen. Es ist jedenfalls erwünscht, in Zukunft das Auf* 
saugen der Hausindustrie durch das^ Unternehmertum nach Möglichkeit 
wenigstens dort aufzuhalten, wo diese Aufsaugung nicht von dem Pro* 
duktionscharakter selbst abhängt, sondern von dem GMdmangel der Haus- 
industriellen, die gezwungen sind, den Bohstoff für den dreifachen Preis zu 
kaufen und ihr Produkt den Zwischenverkäufen! für einen Spottpreis zu 
tiberlassen. 

Wo ist aber die Grenze, die alle diese Schattierungen der bearbeitenden 
Industrie teilt, wo der Massstab, mittels dessen die beste Organisation be* 
fitimmt werden kann ? Einen solchen Massstab sollte man doch leicht finden. 
Die Konzentrierung der Kapitalien und die Massenproduktion sind durch 
die grössere Rentabilität der gemeinschaftlichen Arbeit einer bedeutenden 
Zahl von Arbeitshänden hervorgerufen. Dieses nattlrliche Privilegium der 
grossindustriellen Einheiten existiert aber nicht für alle Produktionsformen. 
Wo keine sehr starken Dampfmotoren und teuren Maschinen nötig sind^ 
wo die Vergrösserung der Dimensionen des Unternehmens keinen höheren 
Gewinn hervorbringt oder doch nur in sehr beschränktem Masse, da kann 
der verhältnismässig kleine Fabrikant und sogar die Hausindustrie mit dem 
Grosskapital konkurrieren ; sie können es um so leichter, als sie sich mit 
«iner geringeren Verzinsung ihres Kapitales begnügen, während der Haus* 
industrielle ausserdem, da er nicht genötigt ist, die Lohnarbeit mit Geld zu 
bezahlen, in Bezug auf seine Bedürfnisse sehr bescheiden ist. Im 
industriellen Kampf ums Leben verschafft den Sieg nicht nur das vervoll- 
kommnete Werkzeug, sondern auch die grössere Bescheidenheit bezüglich 
des zu erwartenden Gewinns. Diese Eigenschaft des Kleinbetriebs scheint 
von den landläufigen Yolkswirtschaftlem nicht genügend geschätzt worden 
zu sein. Den Kleinbetrieb kann die Grossindustrie oder das Unter- 
nehmertum nur dann vernichten, wenn sie die Billigkeit der Ware bis zur 
völligen Beseitigung des Gewinns des kleinen Unternehmers herabdrücken* 
Zum Glück geschieht das noch lange nicht in den meisten Fällen. Kommt 
aber zu den natürlichen Vorzügen der Kleinindustrie die Mitwirkung der 
Begierungsbestellungen sowie das vorteilhafte System der Gewerbesteuer 
hinzu, so können die Daseinsbedingungen für sehr viele Produktionszweige 
ins Gleichgewicht gebracht werden. 

Dass wir das nicht ohne Grund sagen, kann der Leser aus der anbei* 
folgenden Tabelle ersehen, in der die offiziellen Daten über die Erzeugnisse 
der bearbeitenden Industrie für die drei Zeitpunkte : für den Anfang der 
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SOer und 90er Jabre und für 1897 angeführt sind. Wir haben schon be- 
merkt, dass man diese Daten nur mit grosser Vorsicht benatzen darf. 
Schon abgesehen davon, dass sie die Neigung haben, die Produktionsziffern 
aufzubauschen, indem sie in den Wert des Fabrikats auch den Wert des 
Eohstoffs aufnehmen, worüber schon oben gesprochen worden ist, sind die 
Tabellen in den verschiedenen Jahren nicht nach den gleichen Gesichts- 
punkten aufgestellt, und dies erschwert deren Benutzung. Man hat auch 
keine volle Sicherheit, dass die vom f^nanzministerium veröffentlichten 
Mitteilungen ganz zuverlässig sind, da die Statistik der Fabrikproduktion 
erst seit kurzem streng und klar geführt wird. Wie denn auch sein mag, 
so lassen doch auch diese nicht ganz gleichen Ziffern bei einem Vergleich 
miteinander erkennen, dass die Produktivität keineswegs immer parallel der 
Konzentration der Arbeitskräfte sich bewegt, dass die Umsatzhöhe und 
die Produktivität des einzelnen Arbeiters in kleinen Fabriken grösser sein 
kann, als in grossen. Leider sehen wir bis jetzt nur schüchterne Anfüge 
der Regierungsinitiative nach dieser Kichtung hin. Sogar eine so beschei- 
dene Massregel, wie die Versorgung der Hausindustriellen, die landwirt- 
schaftliche Geräte herstellen, mit Eisen und Gusseisen aus den staatlichen 
Uralfabriken, stiess auf den Widerspruch der Statuten dieser Fabriken, nach 
denen sie nicht unter 12 ^/o Gewinn bringen dürfen; diese 12 ^/q bringen 
sie aber nur auf dem Papier. Solange freilich solche naive Kücksichten 
unsere Industriepolitik leiten und so formelle Hindemisse sie niederhalten, 
kann man keine greifbaren Resultate erwarten. Beim Ackerbauministerium 
existiert eine ganze Abteilung — das Hausindustriellen-Komitee — , die der 
Hausindustrie behilflich sein soll. Diese Mithilfe hat sich aber bis jetzt 
nur in der Sammlung von statistischen Daten geäussert. Hätte man aber 
das gutmütige Vielschreiben durch ein aktives Eingreifen ersetzt, wieviel 
l^ützliches hätte man doch ausser den Eegierungsbestellungen noch durch 
die Abschaffung der Vermittlung, durch die Lieferung von billigem Rohstoff 
an den Hausindustriellen und durch die Gründung von Staatsniederlagen 
zum Absatz ihrer Produkte thun können ! 

Wir wollen einige Beispiele anführen. In der Baumwollenindustrie, 
diesem unserm grössten Manufakturzweige, entfielen im Jahre 1879 im 
Durchschnitt auf einen Arbeiter gegen 800 Rubel Umsatz und gegen 
1200 Rubel im Jahre 1890, was in direktem Zusammenhang mit der Er- 
weiterung der Produktion in jeder Fabrik steht, da die Gesamtzahl der 
Arbeiter stärker gestiegen ist, als die Zahl der Unternehmungen. Ein 
gleiches Verhältnis sehen wir aber keineswegs in allen Produktionen. 
Schon ganz andere Ziffern liefern die nächst den Baumwollenmanufakturen 
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grössten Betriebe der FaserstofiTverarbeitung, nämlich die Wollspinnereieii 
xmd Tuchfabriken. Hier kommen auf eine Fabrik nur 150 Arbeiter, der 
durchschnittliche Umsatz für jeden Arbeiter ist eben so gross, wie bei der 
Baumwollefabrikation, in der auf jede Fabrik gegen 3000 Arbeiter 
kommen. In den 11 Jahren von 1879 bis 1890 hat keine wesentliche 
Veränderung in der Produktivität und in der Höhe der Produktion der 
WoUefabrikation stattgefunden. Eine solche Veränderung ist auch in der 
Bearbeitung der Leinwanderzeugnisse nicht zu beobachten. Dies sind aber 
alles verhältnismässig grosse Produktionen. Von den nach der Zahl der 
in jedem Unternehmen beschäftigten Arbeiter kleineren Betrieben, wie in 
der Glasfabrikation, wo durchschnittlich nur 75 Arbeiter auf eine Fabrik 
kommen, giebt noch immer der Umsatz im Durchschnitt 500 Eubel für 
jeden Arbeiter im Jahre 1879. Im Jahre 1890, als die Arbeiterzahl von 
13 000 auf 21000 gestiegen war, stieg der Umsatz von 6,8 Millionen auf 
9,4 Millionen Bubel. Am interessantesten ist aber in dieser Hinsicht die 
Lederproduktion, in der bei 60 Arbeitern in der Fabrik die Umsätze im 
Jahre 1879 fast 2000 Eubel auf den Arbeiter erreichten, während bei der 
Konzentration der Produktion nach 11 Jahren (die Zahl der Fabriken ver- 
ringerte sich von 3320 auf 1626, die Zahl der Arbeiter von 20130 
auf 15 564) die Produktivität sich verminderte und auf 1700 Kübel für 
den Arbeiter sank. 

Wir wollen aber den Leser damit nicht weiter langweilen. Diese 
wenigen Ziffern dürften auch schon genügen. 

Man kann freilich die Einwände nicht im voraus sehen, die gegen ein 
solches Programm erhoben werden können. Im industriellen Leben muss 
alles Künstliche, alles, was den natürlichen Bedingungen nicht entspricht, 
notwendig untergehen. Die auf die Erhaltung der Schwächeren gerichtete 
Politik sei somit dem verhängnisvollen Misserfolg geweiht. Und lohnt es 
sich denn durch eine zwecklose Verwendung der Finanzkräfte des Landes 
und ein ebenso zweckloses Eingreifen in den natürlichen Gang der Pro- 
duktion solche Unternehmungen ins Leben zu rufen oder sie vor dem Unter- 
gang zu schützen, die gezwungen sind, teure und darum weniger einträg- 
liche Waren herzustellen ? Angenommen sogar, dass ein solches Eingreifen 
sich als erfolglich erweisen sollte : kann man denn für eine künstlich ge- 
züchtete Industrie auch noch einen künstlichen Markt schaffen? Wenn 
beispielsweise unser ganzes Ackerbaugebiet mit einem Netz kleiner Fabriken 
bedeckt wäre und Hausindustriegewerbe dort entstehen würden, wo sie bis 
jetzt noch fehlen, wer würde alsdann die Erzeugnisse der einen sowohl 
als der anderen kaufen ? Die Nachfrage wird durch den Bedarf hervor- 
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gemfen und darauf entsteht das Angebot von selbst. Dort aber, wo der 
Bedarf fehlt, kann die Nachfrage durch keine Begierungsmassregel herror- 
gerufen werden. 

Diese SinwKnde erscheinen auf den ersten Blick als sehr schwer- 
wiegend. Das eine Wort „Eingreifen der Regierung^ kann viele ab- 
schrecken, welche an eine mystische Bedeutung der Worte glauben. "E» 
ist aber das Schicksal der wirtschaftlichen Ausdrücke, dass ihr Sinn sehr 
dehnbar ist und dass sie sehr mannigfaltige Erscheinungen treffen. Leuten, 
die sich an nebelhafte Gemeinplätze halten, ohne Bticksicht auf die kon- 
kreten Verhältnisse der Wirklichkeit, dienen diese Bezeichnungen als 
bequemes Mittel in der Diskussion. Es unterliegt keinem Zweifel, dass die 
Beglementierung die Selbständigkeit tötet, umsomehr, als in neun Fällen 
von zehn sie nur künstliche Unternehmungen schafft, in deren Erfindung 
die Bureaukraten geradezu Meister sind. Wenn die Begierungsgewalt es 
unternimmt, auf Orund von bureaukratischen Berechnungen die lebendige 
Wirklichkeit ohne Rücksicht auf ihre Bedürfhisse zu vergewaltigen, so sind 
die Früchte solches Thuns gewöhnlich sehr trauriger Art. Besser ist es, 
wenn das Leben selbst, d. h. die Privatinitiative die nötigen Produktions- 
formen ausarbeitet, ak wenn die Regierung sie fördert. Im letzten Grunde 
stammt aber doch jeder Verbesserungsantrag von einigen unter sich einig 
gewordenen Privatpersonen. Dort aber, wo diese Liitiative nur schwach 
zu Tage tritt — sei es, weil das richtige Verständnis der lokalen Bedürf- 
nisse fehlt, oder weil es an Geldmitteln oder dem Volke an Energie mangelt 
— kann denn dort nicht die Zentralgewalt, die mit den Bedürfnissen des 
ganzen Landes vertraut ist, durch entsprechende Massregeln die Initiative 
zur Thätigkeit durch die Erleichterung der Lebens- und Entwickelungs- 
bedingungen hervorrufen ? In einer solchen Art des Eingreifens der Regierung 
liegt nichts Despotisches, Gewaltsames. Man könnte dagegen es ablehnen, 
wenn bei uns zu Lande das Prinzip des unbeschränkten Laissez faire das 
vorherrschende wäre. Wer weiss es aber nicht, dass die wirtschaftliche 
Politik des Staates sich bei uns sehr fühlbar macht, und dass sie gerade auf 
die Seite gerichtet ist, wo wir kaum irgend eine Wohlthat erwarten könnea ? 
Für wen ist es denn ein Geheimnis, dass die Fülle der Regierungshilfe nur 
denjenigen zur Stütze dient, die sie am allerwenigsten brauchen? In 
einem Lande, in dem die Grossindustrie 20 — 30 ®/o Gewinn erzielt, ist ein 
Eingreifen der Regierung nicht unberechtigt, das die Wagschale auf der 
Seite des Kleinbetriebs hinunterdrücken will. Dies würde nur bedeuten, 
vom falschen Wege abkehren, in die erschlafften Funktionen des 
Volksorganismus neues Leben einflössen, indem damit aufgehört wird, 
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die bereits starken Teile auf Kosten der schwachen noch weiter zu ent- 
wickeln. 

Nachdem wir diesen theoretischen Hanpteinwand widerlegt haben, 
gehen wir zu den beiden praktischen Gründen des jetzigen Systems über. 
Man will uns überzeugen, dass die Erstarkung der Industrie im Schwarä- 
erdegebiet die Produkte ohne Käufer lassen würde. Dieser Ansicht liegt 
eine falsche Auffassung von dem inneren Markt zu Grunde. Viele glauben, 
dass jeder neuen Ware, welche auf dem Markte aufkommt, auch eine neue 
dem Werte nach gleiche Geldsumme beim Konsumenten entsprechen muss. 
Dabei wird die alte Wahrheit übersehen, dass bei beschleunigtem Verkehr 
dieselbe Menge Geld eine grössere Zahl von Geschäften decken kann ; es 
wird auch übersehen, dass der Preis für die Waren den Gewinn mit ent- 
halten und somit schon einen bestimmten Betrag zur Erwerbung wenigstens 
eines Teils der neuen Ware bietet. Aus dem Beispiel des gegenwärtigen 
Wachtums unserer Grossindustrie kann man sich endlich leicht überzeugen, 
dass der russbche Markt, der eine immer grössere Warenmenge absorbiert, 
noch durchaus nicht Übersättigt ist und eine Erweiterungsflähigkeit besitzt. 
Auch erzeugt jede neu eröffnete Fabrik in sich einen Bedarf nach neuen 
Produkten, die sie gleichsam pflegt und von denen sie sich ihrerseits nährt. 
So machen alle grossen Eisenfabriken, alle Manufakturen, die Faserstoffe 
verarbeiten, eine gesteigerte Produktion von Maschinen, Schmierölen und 
chemischen Produkten nötig. Zu gleicher Zeit bedürfen sie alle einer ge- 
steigerten Förderung von Steinkohlen, während die Kohlenbergwerke die 
Gas-, Anilin-, Asphaltproduktion u. s. w. ins Leben rufen. Im Gesamt- 
resultat vergrössert das Wachstum der Fabrikindustrie die Bevölkerung 
der Städte, während letztere die Nachfrage nach den Fabrikerzeugnissen 
steigern. Warum kann sich dieses alles nicht im kleinen Massstab auch 
bei der Entstehung von Elleinbetrieben im Schwarzerderayon wiederholen? 
Warum sollte dort nicht der innere Verkehr wenigstens in der Form zu- 
nehmen, wie er in unseren westlichen Grenzgebieten existiert? 

Der zweite, scheinbar stichhaltigere Einwand ist die Kostspieligkeit, 
also die Unrentabilität des Kleinbetriebs im Vergleich mit der Gross- 
industrie. Dies wäre vollständig richtig, wenn Russland ebenso wie Eng- 
land und Deutschland hauptsächlich für die Ausfuhr arbeitete. Es genügt 
aber, in die Jahresbilanzen unseres Ausfuhrhandels einen Blick zu thun, 
um sich von der geringen Bolle zu überzeugen, die unsere Fabriken in der 
Ausfuhr spielen. Die überseeischen Märkte wollen wir ja dem Westen 
durch die Billigkeit der Produktion noch gar nicht erobern. Die Produkte 
unserer Fabriken können noch nicht einmal die innere Nachfrage decken. 
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Aber angenommen, dase wirklich der verhältnismässig kleine Fabrikant 
oder der Haosindustrielle seine Ware nicht so billig verkaufen kann, wie 
die grosse AktiengeseUschaft ; dass der Kleinbetrieb dem Konsum wie eine 
indirekte Steuer zur Last flQlt, so muss man sich doch immerhin fragen, ob 
nicht diese Mehrausgabe durch die Vermehrung des Yolksgewinns und die 
Yergrösserung der Zahl der Leute, die wenigstens eine kleine Kente von 
ihrem kleinen Kapital beziehen, gedeckt werde ? Die Produktion hat zwei 
Seiten: ausser der Ware, deren Yermehrnng von einem wirtschaftlichen 
Wachstum zeugt, ist auch ein Produzent vorhanden. Und es ist keineswegs 
gleichgfQtig, unter wie viel Teilhaber der üntemehmergewinn verteilt wird. 
Bis jetzt war unsere wirtschaftliche Politik nur um die Ware bekümmert. 
Es ist Zeit, dass sie sich darauf besinnt, dass hinter dieser Ware ein leben- 
diges Wesen steht, dessen Interesse mindestens dieselbe Aufmerksamkeit 
verdient, wie das in Pud und Rubeln ausgedrückte Wachstum der Pro- 
duktion, 



Ш. 

In unserer Gesellschaft ist seit einiger Zeit eine sonderbare Vorstellung 
von dem Interessengegensatz zwischen Landwirtschaft und Industrie auf- 
gekommen. Die Vertreter der Landwirtschaft, die sich gleichsam wie 
Stiefkinder von der f^nanzbehörde behandelt fühlen, blicken mit Neid auf 
die Bevorzugung, deren sich die Industrie erfreut. Es ist dies ein Miss- 
verständnis, an dem beide Seiten die Schuld tragen. Unsere Fabrik- 
industrie, die bekanntlich sehr wenig ausführt, ist notgedrungen auf den 
inneren Markt angewiesen, d. h. vornehmlich auf die Ackerbaubevölkerung, 
und kann darum der Wohlstandsfrage dieser letzteren nicht gleichgültig 
gegenüberstehen. Dem Gedeihen der Landwirtschaft Gleichgültigleit er- 
weisen oder gar eine grössere Steuerlast auf ihre Schultern wälzen, hiesse 
für unsere Industriellen, die eigenen Interessen missverstehen. Für den 
Ackerbau haben freilich umgekehrt die Fabriken nicht die gleiche Bedeu- 
tung. Die 1^/2 Millionen Fabrikbevölkerung sind nicht im stände, den 
Uberschuss der Ackerbanproduktion zu absorbieren. Wie gross auch der 
der Fabrikindustrie erwiesene Schutz sein mag, so ist sie doch noch lange 
nicht im stände, dem Ackerbau einen ebenso weiten Markt zu geben, wie 
ihn das Dorf unseren Fabrikanten bietet. Diese Ungleichmässigkeit der 
Wechselwirkung beider Faktoren der russischen Produktion auf einander 
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rührt eben von der falschen Fragestellung her, welche in das Verhältnis 
zwischen der bearbeitenden und gewinnenden Produktion eine Verwirrung 
trägt. Nicht an und für sich, nicht ihrem Wesen nach, sondern wegen der 
falschen Auffassung der gegenseitigen Aufgaben rivalisieren diese bluts- 
Tcrwandten Schwestern mit einander. 

Die russische Industrie hat zwei Eigentümlichkeiten, die keineswegs 
den Interessen des Landes entsprechen : sie konzentriert sich in verhältnis- 
mässig wenigen Gebieten, wobei die Entwickelung dieses und jenes Zweigs 
in den betrefifenden Gebieten keineswegs immer von den entsprechenden 
Bedürfiiissen hervorgerufen worden ist. Als auf ein besonderes Beispiel 
der Abnormität der geographischen Verteilung unserer Fabriken kann man 
auf die Anhäufung der Baumwolleproduktion im Kayon Moskau- Wladimir 
hinweisen, ein Gebiet, das vom Heizmaterial wie vom Meer gleich weit 
abliegt. 

Hierin liegt also nicht das Grundübel. Die Anhäufung der Fabriken 
in einigen Gebieten und ihr gänzliches Fehlen in anderen erzeugt eine 
künstliche Kapitalflut — eine Art ökonomischer Hypertrophie in gewissen 
Teilen des Organismus auf Kosten aller Anderen, ruft eine unnötige An- 
häufung von Arbeitselementen an einigen Punkten bei vollständiger 
Arbeitslosigkeit in den anderen hervor. Wir Bussen, die wir unsere 
Fabrikate fast gamicht ausfahren und keine eigentliche Übervölkerung 
kennen, dafür aber beinahe auf dem ganzen Areal unseres Vaterlandes zu 
mehrmonatlicher Arbeitslosigkeit im Winter verurteilt sind, wir Bussen 
müssen bei unseren ungeheuren Entfernungen nach einer ganz anderen 
Organisation der Industrie streben. 

Unsere Aufgabe besteht darin, zu verhindern, dass in dem ungeheuren 
Ackerbaugebiet die Existenz der Bevölkerung ausschliesslich vom Wetter 
abhängt und dass der Mangel an Nebenverdienst den russischen Bauer bei 
Mbswachs seines ohnehin entwerteten Produkts dem Hunger preisgiebt. 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe haben wir das sicherste Mittel : die Bedürfnis- 
losigkeit des russischen Bauers, die ihm die Konkurrenz mit dem russischen 
Kapitalisten ermöglicht, der es nur auf grossen Gewinn absieht. 

Mancherlei Ursachen, künstliche sowohl als zufällige, haben diese 
abnorme Lage hervorgerufen. Eine aufmerksame Untersuchung der Ge- 
schichte unserer Industrie, der grossen sowohl als der kleinen, würde vor 
Augen führen, welche BoUe bei ihrer Entstehung bald der blinde Zufall, 
bald die menschliche Willkür spielten. Am sonderbarsten ist aber nicht 
dieses Zusammenfallen zufälliger Umstände, sondern dass die Begierungs- 
politik die Konzentrierung der Fabrikindustrie fördert. Zu dieser künst- 
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liehen Konzentration der Fabrikindnstrie, sowohl in Bezug auf den Pro- 
duktionsumfang als auch nach der Richtung hin, dass gleichartige Fabriken 
sich um andere gruppieren, tragen das Zollsystem und die Begünstigung 
der Regierung durch die Bewilligung von Kapitalien, durch Bestellungen 
und sonstige Privilegien bei. Allen ist es noch im Gredächtnis, wie das 
Unternehmen von Jus im Süden entstanden ist und sich entwickelt hat, 
wie das grosse Putilowsche Werk in Petersburg unterstützt worden und zu 
Grunde gegangen ist. Die rasche Erweiterung der Eisenindustrie im 
Rayon Brjansk und im Gouvernement Jekaterinoslaw war ebenfalls nichts 
Anderes, als das Ergebnis der verstärkten Thätigkeit, die die erwärmenden 
Strahlen der Regierungssonne ausübten. Ruft man sich noch in Erinnerung, 
was die Ausstellung in Nishni-Nowgorod gelehrt hat, und welche Zweige 
unserer Industrie die grösste Wachstumsfähigkeit gezeigt haben, so wird 
man zugeben müssen, dass die grösste Hälfte dieses Wachstums die Frucht 
der Regierungsbestellungen ist. Was wäre nun dagegen einzuwenden, dass 
die Arbeit des russischen Volkes fruchtbarer wird, dass der Reichtum des 
Landes wächst? 

Gewiss nichts. Allein dieses Bild hat eine traurige Kehrseite. Damit 
die Regierung und die privilegierten Eisenbahngesellschaften mit ameri- 
kanischer Schnelligkeit neue Linien bauen können, müssen sie in grosser 
Menge Schienen herstellen und Waggons bauen. Dazu ist die Heranziehung 
belgischer und französischer Kapitalien notwendig, denen die Perspektive 
hoher Gewinne mittels des Schutzzolls auf fremdes Eisen eröffnet wird. 

Und dennoch erfüllt diese beschleunigte Arbeit nicht ihren Zweck* 
Die Produktion hält nicht Schritt mit den Bedür&issen des Staates, der 
gezwungen ist, fremdes Eisen, das mit hohen Zöllen belegt ist, einzufahren. 
Denn der russische Konsument muss nun das Dreifache für das Eisen be- 
zahlen, und die russischen Fabriken landwirtschaftlicher Maschinen müssen 
aus demselben Grunde ihre Erzeugnisse überaus verteuern. Damit die 
neuen Linien ausführen können, fördert der Differentialtarif die Bearbeitung 
der östlichen Steppen und entwertet dadurch noch mehr das russische Korn. 
Wachsen aber die Transportmassen, so entstehen wiederum neue Linien und 
rufen wiederum wegen Mangels an beweglichem Material Verkehrsstörungen 
im Getreidetraneport hervor. Um nun die Rechnungsbilanz herzustellen, die 
mit einem Defizit droht, werden immer neue ausländische Kapitalien heran- 
gezogen, fliessen immer neue Gewinne in fremde Taschen, wird immer 
mehr Getreide ausgeführt und werden überaus hohe Einfuhrzölle nötig, um 
die fremde Einfuhr zu verhindern. 

Die Produktion wächst, die Staatseisenbahnen bringen immer grössere 
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Einnahmen, die Geschäftswelt ist fieberhaft thätig, und es entsteht das 
Scheinbild eines erstarkten geschäftlichen Lebens. Das ist aber eine krank- 
hafte Erscheinung. Die Spekulation wächst noch stärker als die Produktion. 
Die russischen Kapitalien werden in den Banken auf laufendes Konto an- 
gehäuft, die Industriewerte steigen mitunter überaus hoch, um plötzlich ein 
unerwartetes und fdr das Publikum unverständliches schroffes Sinken zu 
erleiden. In den letzten zehn Jahren hat sich die Menge der Spekulations- 
werte, die auf der Börse im Verkehr sind, verdreifacht, während zu gleicher 
Zeit das Portefeuille der Aktienbanken rasch anschwillt und immer grössere 
Kapitalien aus dem Innern des Landes aufsaugt. Im Innern Busslands aber 
mangelt es an Geld für Unternehmungen, die für die Produktion des Landes 
^chtbringend sind. Es reicht auch nicht für den Getreidehandel, der 
immer mehr vom Zentrum nach der Peripherie, in die Hände der Export- 
geschäfte abflieset. Der Anämie des Zentrums entspricht die Hypertrophie 
der Peripherie. In dem Bückgang der Herzthätigkeit aber erblicken die 
Arzte ein gefährliches Symptom. 



IV. 

Dass wir hier nicht übertreiben, davon zeugen die Besultate der 
Volkszählung. Überraschend ist das Wachstum der Bevölkerung in 
der Peripherie und ihr Bückgang im Zentralgebiet : eine ganze Beihe von 
Städten im Westgebiet, in Neurussland, im Kaukasus, in Turkestan haben 
mehr als 100000 Einwohner oder annähernd so viel, während im Innern 
Busslands, mit Ausnahme von Moskau, in der letzten Zeit nur noch drei 
Städte eine Neigung zum Wachsen und somit zum Leben bekunden: 
Jaroslaw, Tula und Nischnij. Einige der ehemals blühend gewesenen 
Bezirksstädte, wie Bschew, Torshok, Kolomna, Bolchow, Koslow, sind ent- 
weder in ihrem Wachstum stehen geblieben , oder gehen sogar merkbar 
zurübk. Jelez sogar, diese Hauptstadt des Schwarzerdegebiets, bekundet 
Zeichen des Bückgangs. Eine der hauptstädtischen Zeitungen erblickte 
hierin den kolonisatorischen Beruf des grossrussischen Stammes, der die 
Peripherie rasch und sicher in Besitz nimmt. Inwiefern er sie aber wirk- 
lich in Besitz nimmt und nicht vielmehr selbst in Abhängigkeit von den 
mächtigeren fremden Elementen gerät, darüber wollen wir hier kein Urteil 
fällen. 

Die Gründe der Bevölkerungszunahme in den Peripherien sind aber 
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angenscbeinlicb andere : das Volk wandert aus dem Zentram nicht wegen 
der Buseifizienmg aus, sondern des Brotes wegen, aus Mangel an Arbeit. 
Der einseitige Ackerbau kann die Bevölkerungszunabme nicht mehr 
absorbieren. Der Vermehrung der Fabriken im Moskauer Bayon zieht 
aber die Beschränktheit des Absatzes ziemlich enge Orenzen. 

Eine künstliche Übervölkerung wird geschaffen, sowohl durch die 
Arbeitslosigkeit als auch durch den Kapitalmangel. Eine Übervölkerung 
bei 80 Kopf auf die Quadratwerst ! Im Westen ist ja das eine Ziffer, die die 
Statistik für die sehr schwach bevölkerten Bezirke Ostpreussens und die 
alpinen Gebiete Österreichs aufweist. Es giebt also, ausser der Flacht 
nach den Orenzgebieten , noch einen andern Ausweg für unser Zentrum. 
Trotzdem aber haben bis jetzt Litteratur und Begierung noch kein anderes 
Heilmittel für das übervölkerte Dorf finden können als die Kolonisation der 
Wolgasteppen und Sibiriens. Die administrativen Behörden betrachten 
zwar noch immer misstrauisch die Auswanderungsbewegung und stellen ihr 
Hindemisee in den Weg. Andererseits sind sie aber bemüht, der Aus- 
wanderungswelle verfügbare Gebiete in Westsibirien zur Verfügung zu 
stellen, wo übrigens — eine merkwürdige Ironie der Statistik — die ver- 
fügbaren Gebiete nur noch gering an Zahl sind. Die Behörden sind auch 
um das Aufblühen der Landwirtschaft im fernen Osten bekümmert. Und 
somit ist Sibirien eins der beglückten Gebiete geworden, fxLr dessen Auf- 
blühen Anstrengungen gemacht werden, die den Zentralgouvemements ganz 
unbekannt sind. Auf die Initiative der Begierung ist der Kurganbezirk in 
den letzten drei Jahren künstlich zu einem Zentrum der Milchwirtschaft 
geworden, zum zweifellosen Schaden dieser Produktion in ihrer alten 
Heimat, in den Gouvernements rings um die beiden Hauptstädte. Somit 
wird zwar die Landwirtschaft zum Gegenstand offizieller Begünstigungen, 
aber nicht in der Bichtung der Bentabilitätsvergrösserung , sondern im 
Sinne der Arealserweiterung. Durch die Besitznahme immer neuer Länder 
ist sie gleichsam berufen, sich selbst zu verzehren. Auf die Getreidekrisis, 
welcher eine weniger akute Leinenkrisis entspricht, wird in naher Zuknnfi; 
eine Milch- und Fleischkrisis folgen. Die Schlinge wird immer enger um 
d&s zentrale Ackerbaugebiet, diesen Hauptzahler des Staates und Lieferanten 
der russischen Armee, gezogen. 

Die so oft erteilten Batschläge, zu einer intensiveren Kultur über- 
zugehen, klingen wie eine Ironie. Die intensive Kultur bedeutet erstens 
die grössere Anwendung des Kapitals in der Landwirtschaft, zweitens die 
Ersetzung der ausschliesslichen Komwirtschaft durch eine Fruchtwechsel- 
wirtschaft, allerdings bei entsprechender Entwickelung der Viehzucht und 
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des Kunstdüngers. Wo aber soll man bei dem Mangel an Meliorations- 
mitteln und Warenkredit das Kapital bemebmen und wie es anwenden, 
wenn die Preise so sehr gesunken sind ? Und wie soll man nun das Frucht- 
wechselsystem vorteilhaft einrichten, d. h. Wurzelfrüchte, Ölpflanzen uQd 
Futtergräser anbauen, wenn nacheinander der Leinen, die Milchprodukte 
und das Fleisch entwertet werden, während der Zuckerrüben- und Karto£feb 
kultur das Branntweinmonopol und die Zuckerkontingentierung hindernd im 
Wege stehen? Die Landwirtschaft befindet sich somit im Zauberkreis, und 
unsere landwirtschaftliche Bevölkerung geniesst nicht einmal jene schwachen 
Vorteile, die die mehr oder weniger gleichmässige Verbilligung aller Wareii 
den westeuropäischen Landwirten bietet, während bei uns das Leben nach 
dem Masse des Sinkens der Rentabilität des Bodens im Preise steigt. 

Liegt aber in allen diesen Dingen etwas Verhängnisvolles, Unüberwind* 
liebes ? Sind denn nicht vielmehr die Preisgebung des Zentrums und der 
vermeintliche Antagonismus seiner Interessen mit der Entwickelung der 
Industrie die Frucht eines traurigen Missverständnisses, an dem nicht die 
Natur Schuld hat, sondern die Menschen, die so gern ihre Fehler durch die 
sogenannte Macht der Verhältnisse zu decken suchen ? Die Interessen der 
Landwirtschaft fordern nicht die Aufhaltung dieser Entwickelung, sondern 
vielmehr ihren beschleunigten Fortgang unter Berücksichtigung der 
Kleinindustrie. 

Das platte Land bedarf nicht des Verdienstes in den Hauptstädten 
und ihren Fabriken, nicht einer Auswanderung nach dem Ural, hervor- 
gerufen durch Arbeitslosigkeit; sondern es braucht Nebenarbeit in 
der Nachbarschaft, die im Falle einer Missernte die überflüssigen 
Arbeitshände beschäftigen kann. Alsdann wird auch die Kauffähigkeit 
der Landbevölkerung zunehmen und ein innerer Tauschverkehr lebendig 
werden. Nach dieser Seite hin müssen die Anstrengungen unserer Finanz- 
politik gerichtet sein. 



V. 

Somit unterliegt das Ziel, welches zu verfolgen ist, keinem Zweifel. 
Bei der Organisation der Staats- und Privathilfe für die notleidende Be- 
völkerung darf man sich nicht beruhigen. Man muss danach streben, dass 
diese Hilfe überhaupt überflüssig werde, oder wenigstens dass die Fälle, 
die sie hervorrufen, sich nur selten wiederholen und dass der Kayon ihrer 
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Anwendung immer enger werde. Da es aber im letzten Jahrzehnt immer 
dieselben rein landwirtschaftlichen Gebiete waren, die diese Hilfe bean- 
spruchten, so ist augenscheinlich in der Struktur dieser Gebiete etwas vor- 
banden, das der radikalen Änderung bedarf. Einerseits inuss der Volks- 
arbeit des landwirtschaftlichen Busslands noch eine andere Bethätigung^ 
erö&et werden, die mit der Getreideproduktion nicht verbunden ist; 
andererseits muss die Produktivität der landwirtschaftlichen Arbeit gehoben 
werden. Das Programm für die Lösung der ersten dieser Aufgaben 
suchten wir schon zu skizzieren. Zu dem Gesagten braucht nur Wenige» 
hinzugefägt zu werden. Erstens bedarf die Hauptform des Nebengewerbes,, 
der Abfluss der Arbeiterbevölkerung nach den südlichen und östlichen 
Steppen in der Erntezeit, einer Begelung. Wie oft kehren solche Arbeiter 
mit leeren Händen zurück, während die Bodenbesitzer der schwach be- 
völkerten Gebiete an der Peripherie ohne Arbeitskräfte bleiben und auch 
bei guter Ernte äusserst teure Löhne bezahlen müssen. Das eine wie da» 
andere rührt von dem Mangel einer Organisation dieser alljährlich wieder- 
kehrenden Volkswanderung her. Dort, wo der Abfluss stattfindet, weiss- 
niemand genau, wie die Ernte in den Steppen ausfallen wird und wie viel 
Arbeitskräfte nötig sein werden. In den Steppenrayons ist es ebensewenig^ 
bekannt, wo man Arbeiter finden und auf welche Zahl man rechnen kann. 
Indessen wäre es gar nicht so schwer , dies alles im voraus zu wissen. 
Mitte Juni ist die Ernte bekannt ; bestände nun zwischen den in Frage 
kommenden Gebieten ein regelmässiger Verkehr, so könnte man rechtzeitig 
genaue Berichte über den Umfang der Bedürfnisse drahtlich übermitteln. 
Etwas komplizierter ist allerdings die Feststellung der Zahl derjenigen, die 
zum Nebenverdienste nach den Steppen gehen wollen. Das kann man nur 
an Ort und Stelle wissen ; bekanntlich sind aber die Berichte der Dorf- 
behörde sehr unzuverlässig. Immerhin könnte man auch unter diesen Ver- 
hältnissen die Landarbeiterbewegung im Sommer wesentlich zum Bessern 
regeln. Man könnte jedenfalls feststellen und den Dorfbehörden mitteilen, 
woher die Arbeiter kommen , wie viel Leute nötig sind , wo und unter 
welchen Bedingungen sie arbeiten sollen. Dazu braucht man nur die 
Langsamkeit der amtlichen Korrespondenz durch die Inanspruchnahme des 
Telegraphen zu beseitigen, während im Innern der Bezirke eine dreitägige 
Frist zur Beförderung der Mitteilungen nötig ist. Alsdann muss ein 
spezielles Begierungsorgan für diesen Zweck geschaffen werden. Am 
besten wäre es, wenn man diese Funktionen den künftigen Lokalblättern 
des Ackerbauministeriums übergäbe, deren Aufgaben noch immer nicht auf- 
geklärt sind. Ausführbar ist diese Aufgabe freilich nur unter der Be- 
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dingung, dass es allen Gouvernements- und Bezirksbehörden zur Pflicht 
gemacht wird, den Vorschriften des Ackerbauministeriums genau Folge zu 
leisten. In den Gouvernements, in denen die Lokalorgane des Ackerbau- 
ministeriums nicht eingeführt werden, könnten sie die Landräte bei der Er- 
füllung dieser Aufgabe ersetzen. Halten wir fest, dass die projektierte 
neue Administrationsaufgabe sich nur auf einen verhältnismässig engen 
Rayon erstrecken muss, auf einige Schwarzerdgouvernements (Orel, Kursk, 
Woronesh, Tambow, Fensa) einerseits , andererseits auf die Neurussischen 
Gouvernements : Samara, Saratow, Stawropol und das Don- und Kuban- 
gebiet. Darüber hinaus kann man den Eegierungsorganen aber wohl 
kaum eine Mitwirkung ziunuten, wie z. B. bei der Vermittelung von 
Kontraktabschliessung zwischen den Arbeitgebern und -Nehmem u. dgl. m. 
Die Hauptsache ist, jenes Dunkel zu zerstreuen, welches die einen sowohl 
als die anderen in Ungewissheit lässt, worauf sie zu rechnen haben. Der 
Best wird von selbst gethan werden. Über die Änderung der Art des 
Kontrakts und die Garantie genauer Ausführung der gegenseitigen Ver- 
pflichtungen soll hier nicht gesprochen werden. Dies ist eine der wenigen 
Fragen, die mit grosser Energie auftreten und ihrer gesetzlichen Lösung 
wahrscheinlich nahe sind. 

Die Regelung der Sommerwanderung der Arbeiter darf aber nur als 
eine Massnahme zweiten Grades angesehen werden, um so weniger, als sie 
einen verhältnismässig geringen Teil der Ackerbaubevölkerung betri£ft. 
Viel wesentlicher ist, schon wegen ihrer grösseren Allgemeinheit, die 
Regelung des Verpflegungswesens. 

Die Notwendigkeit der Revision des Verpflegungsreglements ist schon 
längst anerkannt. Die Revision ist durch das Verschwinden des gouverne- 
mentalen sowie des staatlichen Verpflegungskapitals auf die Tagesordnung 
gesetzt worden, das sich aus realen Grössen in papieme, d. h. in Schulden- 
rückstände der Bevölkerung verwandelt hatte. Zu gleicher Zeit ist das 
System der Ansammlung von Getreiderückständen problematisch geworden« 
Die Erfahrung lehrte zur Genüge, dass die Bauern keine Vorräte scha£fen, 
wenn die Polizei sie nicht durch Zwangmassregeln dazu veranlasst. Das 
Hungerjahr 1891 überraschte sie. Aber auch wo sie vorhanden sind, 
bieten sie keinen grossen Nutzen. Denn da die Vorräte kein persönliches 
Eigentum blieben, liefern die Bauern dorthin Getreide der schlechtesten 
Qualität. Es ist dies ein interessantes Beispiel der „Gleichmachung nach 
unten ^, die unserer Dorfgemeinde so eigentümlich ist. Es ist deswegen 
ganz unmöglich, auf Vorräte für die Feldbestellung zu rechnen. Die Auf- 
sicht über die Vorräte erwies sich auch immer als Aktiv, d. h. auf dem 
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Papier. Die thatsäcbliche Eevision fand in den Anfängen der Semstwo- 
Thätigkeit statt, aber auch da nur sporadisch, denn es fehlte an Ausdauer 
für diese unbezahlte und ehrenamtliche Arbeit. In Wirklichkeit wurde 
die ganze Kontrolle auf die Thätigkeit der Dorfältesten beschränkt und 
bestand nur darin, dass auf der Bildung von Vorräten bestanden und der 
Bezug von Korn aus dem Vorrat nicht immer auf Grund strenger Hand- 
habung des Gesetzes erlaubt wurde. Unter solchen Verhältnissen ist es 
begreiflich, das die Vorräte entweder schlechtes Getreide enthielten oder 
überhaupt leer blieben, ausgenommen, wenn die Polizei zu Zwangsmass- 
regeln griff. 

Diese Unzuträglichkeit führte schon längst auf den Gedanken , die 
Natural Vorräte durch eine Geldsteuer zu ersetzen, was bis jetzt aber erst 
erlaubt ist. In vielen Semstwos wurde darüber schon am Ende der 60er 
Jahre gesprochen. Die Geldsteuer bot aber ihrerseits die Unbequemlich- 
keit, dass die Umsetzung des Geldes in Getreide in Momenten seiner Preis- 
steigerung, die Einnahme der Bauern in Zeiten des billigen Getreide- 
preises sich vollziehen würde. Die negativen Seiten beider Systeme führten 
auf den Gedanken, die Volksverpflegung auf die Prinzipien der Ver- 
sicherung zu begründen, so dass das Versicherungekapital in Getreide ver- 
wandelt wird , die fortwährend erneuerten Staatsvorräte aber in gewöhn- 
lichen Zeiten zur Heeresverpflegung dienen sollten. Diese Idee hatte viel 
Verlockendes. Nachdem über sie lange Zeit diskutiert worden war, erhielt 
sie am Anfang der 90er Jahre eine konkrete Form in dem bekannten 
Werke von Grass, welcher sowohl die Höhe der Prämie als auch die zu 
sichernde Durchschnittsernte auf Grund von Berechnungen feststellte. Im 
Jahre 1898 ist zwecks endgiltiger Bearbeitung der Frage im Ministerium 
des Innern eine besondere Kommission eingesetzt worden, zu der auch 
Herr Grass eingeladen wurde. Das Projekt dieser Kommission, welches 
den Gouverneuren und den Semstwos zugeschickt wurde, fand fast nirgends 
Beifall. Es stiess auf zwei wesentliche Bedenken. Erstens erwies sich 
die den Bauern garantierte Mittelemte als so gering, dass es sich deswegen 
nicht lohnte, für die Versicherung Kosten aufzuwenden. Zweitens hielt 
man den Eingang der Versicherungsprämien für sehr zweifelhaft, so dass 
dadurch nur die Gesamtsumme der Steuernrückstände sich steigern würde. 
Die Folge war, dass man diesen Gedanken fallen liess und beim Ministerium 
des Innern eine neue Kommission bildete, deren Arbeiten aber ebenso- 
wenig Erfolg hatten. Vorläufig ist also die Frage ungelöst geblieben und 
nach dem Hungerjahre 1891 sind nur Massregeln getroffen worden, dass 
die Vorräte wirklich beaufsichtigt werden. Diese Massregeln fährten auch 
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dazu, dass im Jahre 1897 die Vorräte vollständig waren und eine gute 
Qualität hatten. 

Dennoch darf man sich dabei nicht beruhigen, da die Mängel des 
bestehenden Systems nach wie vor bestehen. Es ist klar, dass man an 
«ine rasche Wiederherstellung der Verpflegungskapitalien nicht denken 
kann, denn ausser diesen Kapitalien sind von der Eegierung in den Jahren 
1891 und 1892 noch grosse Ausgaben gemacht worden, deren Rück- 
erstattung nur noch dank den aussergewöhnlichen Privilegien an die Bauern 
vor sich geht. Die papiernen Summen sind nach dieser Richtung hin 
nichtig. Wie aber soll das Verpflegungswesen geregelt und besonders in 
Zukunft die Notwendigkeit der grossen Regierungeausgaben vermieden 
werden ? Dabei darf nicht vergessen werden, dass auch bei der strengsten 
Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes die Vorräte ftlr kaum zwei Monate 
ausreichen, für die Saat aber gar nichts mehr abwerfen können. Indessen 
wurden in Jahren ipit nur mittlerer Ernte, wenn nicht ganze Gouverne- 
ments, so doch wenigstens einzelne Bezirke von der Missernte in solchem 
Masse getroffen, dass Getreidedarlehen für ganze acht Monate nötig 
wurden. 

Die festgestellte Minderwertigkeit des Vorratsgetreides veranlasst uns, 
den Geldzahlungen den Vorzug zu geben. 

Danach müsste man in allen Gouvernements, die nur selten die Ver- 
pflegung in Anspruch nehmen — und es sind dies gerade diejenigen , in 
denen die Steuernrückstände gering sind — , die Naturalverpflegungssteuer 
durch eine Geldsteuer ersetzen und durch alljährliche obligatorische 
Zahlungen der Bauern die verausgabten Gouvernementskapitalien wieder- 
herstellen. Diese Gouvernements stellen ein ungeheures Areal dar, das 
den ganzen Norden Russlands, das ganze Industriegebiet mit Ausnahme 
von Nischni-Nowgorod, den ganzen Westen — von Petersburg und Riga 
bis Kremenz — , die vier Neurussischen Gouvernements, das Dongebiet und 
den nördlichen Kaukasus umfasst. Wenn in Zukunft eins dieser Gouverne- 
ments die Regierungshilfe beanspruchen sollte, so könnte man die Darlehen 
auf Rechnung des künftigen Gouvernementskapitals gewähren, wobei alle 
in Frage kommenden Gouvernements für einander haften müssten. Unter 
solchen Verhältnissen wäre die Bevölkerung dieser Gouvernements für 
immer von der Verpflegungsverschuldung befreit, da viele von ihnen auch 
bis jetzt noch die Regierungshilfe nicht beanspruchten. Für diese Gouverne- 
ments wäre zwar die Verpflegungssteuer wirklich eine Steuer, sie dürfte 
aber für eine wohlhabende Bevölkerung kaum zu einer schweren Last 
werden. 



150 

In einer anderen Lage befindet sich das Schwarzerde- und ösüicbe 
Steppengebiet. Hier würde die Einführung der Geldverpflegungssteuer 
einer bewussten Anhäufung der Eückstände gleichkommen. In diesem 
weiten Rayon muss man Vorratsmagazine unterhalten, aber nur unter der 
Aufsicht der Behörden, deren Organe auch bezahlt sein müssen. Ange- 
sichts der Mangelhaftigkeit dieser Vorräte aber wäre es erwünscht, in jedem 
Gouvernement, wo die Naturalsteuer erhalten bleiben wird, staatliche 
Elevatoren zu gründen. Als eine dauernde Einrichtung und nicht ab 
eine solche, die nur zur Hilfe in der temporären Not bestimmt ist, könnten diese 
alljährlich neu gefüllten Elevatoren erstens in gewöhnlicher Zeit zur Armee- 
Verpflegung dienen und zweitens eine gewisse Ökonomie herbeiführen. Zu 
diesem Zweck müsste man nur jeden Preisrückgangzum Getreide- 
ank auf, sowie andererseits die Preissteigerung zum Verkauf der 
überflüssigen Vorräte benutzen. Zu der Massregel, Vorräte im Rücken 
der Armee zu bilden, kommt augenscheinlich das Kriegsministerium selbst, 
indem es dieses System für das sicherste hält. Werden sich die Ver- 
mutungen des Kriegsministeriums verwirklichen, so wird im westlichen 
Russland ein ganzes Netz von Elevatoren entstehen. Ein anderes Netz, 
das etwas weiter liegt — beispielsweise längs der Linie Kasan-Morschansk- 
Orel-Kursk — , würde den Hauptzweck haben, das Schwarzerdegebiet vor 
den akuten Folgen des Misswachses zu schützen, während es in günstigen 
Erntejahren als Ergänzung zur militärischen Elevatorenlinie und zur Er- 
haltung von normaleren Preisen, sowohl bei der äusseren Getreidebesteuerung 
als auch bei seiner starken Verbilligung dienen könnte. Der Kapitalauf- 
wand der Regierung bei der Errichtung von Elevatoren könnte mit der Zeit 
durch die allmählichen Rückerstattungen der früheren Verpflegungsanleihen 
gedeckt werden, und schliesslich würde sich eine vollständige Sicherheit der 
russischen Bevölkerung gegen Hunger ergeben, ohne dass die Regierung 
durch einmalige Ausgaben belastet wird — die ursprüngliche Ausgabe bei 
dem Elevatorenbau allerdings nicht mitgerechnet. Um die unbezahlten 
Verpflegungsrückstände künftig zu vermeiden, wäre es erwünscht, dass in 
Zukunft die in Korn gewährten Darlehen von den Bauern gleichfalls in 
natura zurückgegeben werden. Der dabei durch die Preisdifferenz des Korns 
etwa entstehende Schaden ist jedenfalls viel weniger empfindlich, als die 
aussichtslosen Rückstände aus den baren Darlehen. 
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VI. 

Aber ausser einer Regelung des landwirtschaftlichen Wandergewerbes 
und einer besseren Anordnung des Verpflegungswesens hat der Schwarz- 
erderayon noch etwas Wesentlicheres nötig : dass nämlich seine Bevölkerung 
neue Formen der Beschäftigung finde. Mit anderen Worten: dem Schwarz- 
erderayon thut eine weitere E n t w i с к e 1 u n g des Handwerkes not; 
wir vermeiden hier absichtlich das Wort „Hausindustrie^, da mit dem Namen 
Handwerk auch Produktionsarten bezeichnet werden, die in jenes Wort 
nicht ganz hineinpassen, wie die Gewerbe der Schlosser, Schmiede, Tischler, 
Zimmerer u. s. w. Der Unterschied dieser Gewerbe von der Hausindustrie 
im engeren Sinne besteht darin, dass jene auch ausser dem Hause verrichtet 
werden können. Ausserdem ist bei diesen Gewerben nicht nötig, daes die 
Familienmitglieder mitwirken ; einige von ihnen wie das Zimmerergewerbe, 
nimmt meistenteils eine Genossenschaftsform an. Alle diese Gewerbearten, 
zu denen wir noch viele andere hinzufügen könnten, wie z. B. das Schuh- 
macher-, Nagelschmied-, Schneidergewerbe, Herstellung von Äxten, Sensen, 
landwirtschaftlichen Werkzeugen, Holzgeschirren — mit einem Worte, eine 
ganze Beihe Produktionsarten, die einen häuslichen, sowie einen ganz per- 
sönlichen Charakter haben können, sind zur Befriedigung der allernot- 
wendigsten Bedürfnisse der ländlichen Einwohner bestimmt und werden, 
da sie überall einen Markt finden, überall ohne Mühe zu betreiben sein. 
Zur Zeit werden im Schwarzerderayon, mit Ausnahme einiger weniger Ort- 
schaften, diese Gewerbearten nicht mehr betrieben und ihre Produkte 
werden von ausserhalb bezogen. Schmiede und Schneider giebt es zwar in 
jedem grösseren Dorfe. Aber Erzeugnisse, wie Pflugschare, Plugeisen, 
von komplizierteren Instrumenten ganz zu schweigen, werden lange nicht 
überall gefertigt; dasselbe gilt vom Schuhwerke, Pferdegeschirr, Holz- 
geschirr u. s. w. Es braucht nicht nachgewiesen zu werden, wie wichtig es 
für den Bayon wäre, dies alles als einheimische Produktion zu besitzen, 
wodurch einerseits diese Produkte billiger eingekauft, andererseits durch 
die Mannigfaltigkeit der Produktion der innere Umtausch erweitert werden 
könnte. Jeder, der die ländlichen Verhältnisse kennt, weiss, wie gross auf 
dem Lande der Bedarf an Meistern ist, die im stände wären, Pflüge, Dresch- 
maschinen, Kornschwingen, Pferdeharken u. s. w. zu reparieren, d. h. eigent- 
lich der Bedarf an Schmieden, die noch irgend eine andere Arbeit zu ver- 
richten wissen, als das Beschlagen der Pferde, das Schmieden der Bäder 
oder das Anschweissen der Pflüge. Zur Zeit sind in sehr vielen Gegenden 
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des Schwarzerderayons solche Meister gar nicht vorhanden. Oft fehlen da 
auch Zimmerer und Tischler. Man mnss sich darüber wundem, wie die 
Semstwo, die doch gewöhnlich für die Aufklärung eintritt und für Ver- 
mehrung des Arztepersonals und anderer Amter, so freigiebig ist, wie die 
Semstwo bis jetzt noch nicht darauf gekommen ist, im SchwarzerderayoH 
Werkstätten an den Volksschulen zu eröffnen. Es wäre somit aussichtsloe, 
hier auf ihre Initiative zu bauen, zumal die Semstwobudgets so hoch ge- 
Btiegen sind, dass man bei der allgemeinen Erschöpfung des Schwarzerde- 
xayons ihnen kaum noch neue Ausgaben aufbürden kann. 

Indessen wäre der Unterricht der Bauernkinder in verschiedenen 
Handwerken das sicherste Mittel, Mannigfaltigkeit in die Volksarbeit ein- 
zuführen. Diese Mannigfaltigkeit ist im Schwarzerderayon schon deshalb 
notwendig, weil der Ansiedelungscharakter dort meistens mit der reinen 
Landwirtschaft nicht zusammenpasst. Weit ausgedehnte Dörfer sind da 
wie vom Schicksal selbst zu handelsindustriellen Zentren bestimmt, da ein 
Teil der Bevölkerung dort mit nicht landwirtschaftlichen Produktionsarten 
befasst ist. Aber der Mangel an Mannigfaltigkeit in der Arbeit und das 
daraus folgende Ausbleiben des inneren Umtausches lässt sie nicht gesetz- 
massig regeln. Da die Sache aber zu den Unternehmungen gehört, die 
mit grosser Vorsicht durchzuführen sind, so müsste die Begierung hier ein- 
schreiten und von vornherein die Angelegenheit in grossem Massstabe an- 
fassen. Diese Aufgabe ist vielleicht noch dringender als der allgemeine 
Unterricht ; jedenfalls wird man hier auf das Hindernis eines Mangels an 
Lehrpersonal nicht stossen, da man hier, wenigstens im Anfange, keinen 
gelehrten technischen Spezialisten braucht, an Meistern aber unter der 
Bauernschaft kein Mangel ist. Im Anfange könnte man sich auf die Er- 
öffnung von Werkstätten für zwei Gewerbearten an jeder zweiklassigen 
Volksschule beschränken, allerdings mit der Bedingung, dass zwei oder im 
äussersten Falle eine solche Volksschule auf jeden Bezirk entfällt. Die 
Festsetzung der Gewerbearten für jede Schule, sowie die Auswahl der 
nötigen Meister muss natürlich der Semstwo überlassen werden, die mit 
den lokalen Bedürfnissen und der örtlichen Bevölkerung vertraut ist. 
Kabinettsweisheiten wären hier am wenigsten angebracht. 

Mit der Zeit könnten diese zweiklassigen Schulen in landwirtschaft- 
liche umgewandelt werden, mit obligatorischer Einrichtung von Versuchs- 
feldern und Versuchsgärten. Davon aber wird noch unten die Bede sein. 
Jetzt erübrigt uns noch das vierte Hilfsmittel für die Ackerbaubevölkerung^ 
den landwirtschaftlichen Kredit zu erwähnen. Hier tritt ims nicht 
зтг die Not der Bauern, sondern auch die Not der privaten Gutsbesitzer 
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entgegen. Kredit für die Bauern existiert bei uns vorläufig in zwei 
Formen: Bodenkredit als staatliche Bauernbank und Leibkredit als ge- 
nossenschaftlicbe Darlehenssparkassen, die einst bei ihrer Entstehung grosse 
Sympathien erweckten und jetzt als unzweckmässig allgemein anerkannt 
sind. Auf der Basis der Gegenseitigkeit gegründet gewähren sie Kredit 
nur denjenigen, die des Kredits nicht bedürfen, und tragen somit zu einem 
Kredit anderer Art — dem Wuchertum — bei, indem sie die den Reichen 
zur Verfügung stehenden Mittel vermehren. Jedenfalls haben bis jetzt 
die Darlehenssparkassen noch nirgends den Bauern geholfen, dagegen 
Hessen sie dem ländlichen Wuchertum die Thore offen. Offenbar thut hier 
ein Kredit not, der anders eingerichtet ist und sich in Händen befindet, die 
nichts mit dem Wuchertum gemeinsam haben, d. h. in Händen des Staates. 
Es ist allerdings nicht statthaft, einen Kredit für Besitzlose zu errichten, 
d. h. die Leihoperationen mit der Wohlthätigkeit vollständig zu identi- 
fizieren. Das wäre eine derjenigen edelmütigen Chimären, welche in den 
exaltierten Köpfen herumspuken, die aber im Wirtschaftsleben keinen 
Boden haben. Sollte die Staatskasse im Augenblick der Steuererhebung 
den Bauern Dahrlehen gewähren, um sie von den örtlichen Wucherern zu 
befreien, so wäre eigentlich diese Operation gleichbedeutend mit der Steueiv 
entrichtung seitens der Staatskasse. Im Kesultat hätten sich zusammen 
mit den Stenerrückständen auch die Kreditrückstände entwickelt, was für 
das Volk kein empfehlenswertes Erziehungsmittel wäre. Bald würde die 
Staatskasse in der unangenehmen Lage sein, das Inventar der Leute zu 
verkaufen, denen sie Hilfe leisten wollte. Aber die wirtschaftliche Hilfe 
für das Volk erweist sich eben deshalb so oft unausführbar, weil man auf 
bescheidenen Erfolg verzichtet, aber auf Unmögliches hinzielt. In der 
That aber existiert ausser den Dorfausbeutern und den Armen, diesen 
zwei Bauemtypen, in die wir die ländliche Bevölkerung einzuteilen gewohnt 
sind, noch eine mittlere Klasse, zwar nicht reicher, aber auch nicht ruinierter 
Bauern, die jedoch zu jeder Zeit infolge irgend eines Unfalles an den 
Bettelstab gelangen können. Solcher Unfall ist meistens der Verlust des 
Zug- oder Hornviehs. Deshalb muss bei diesen Bauern die Hilfe dahin- 
gehen, sie nicht pferde- und wirtschaftslos werden zu lassen. Diese Hilfe 
könnte zunächst in einem 5proz. Darlehen zum Einkauf von Hausvieh 
bestehen, wofür dieses zugleich als Pfand angenommen würde. Solche 
Darlehen müsste man auch für den Einkauf besserer Samensorten, land- 
wirtschaftlicher Werkzeuge und chemischer Düngemittel gewähren. Diese 
kleinliche und mühsame Operation ist aber wohl kaum geeignet, um 
von den Filialen der Staatsbank besorgt zu werden. Am einfachsten 
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wäre es, sie den Sparkassen zu überlassen : der Arbeitsgroschen des Volkes 
käme somit dem Volke zu Gute, indem er ihm billigen Kredit zuführt. 
Hier aber stehen zweierlei Schwierigkeiten im Wege : erstens ist die Ein- 
treibung der verliehenen Gelder lange nicht so leicht und einfach, dass man 
die den Kassen anvertrauten Ersparnisse diesem Bisiko unterwerfen dürfte. 
Zweitens sind die Sparkassengelder in Staatsfonds angelegt, und zur Reali- 
sierung wäre eine komplizierte Operation — den Filialen der Staatsbank 
unter Garantie dieser Fonds Geld zu entnehmen — nötig. 

Der kleine und kurzfristige ländliche Kredit für Bauern und Grund- 
besitzer würde daher am besten in besonderen Semstwo-Kassen konzentriert, 
die imter der Leitung der GouvemementsbehÖrden ihre Thätigkeit ausüben. 
Solange aber diese Kassen noch nicht existieren, könnte man ihn provi> 
sorisch den Staatsbankfilialen übertragen. Das neue Beglement dieser 
Bank hatte ja sowieso eine Erweiterung der Darlehensoperation für kleine 
Kreditnehmer in Aussicht genommen. Wenn dieses Ziel nicht erreicht 
wurde, so lag das an dem Mangel an verfügbarem Gelde, der schon 
mehrere Male in den letzten Jahren, wie ein akuter Krankheitsanfall, die 
Thätigkeit der Bank in reglementswidriger Weise einschränkte. Aber 
diesem Mangel könnte ein Ende gemacht werden durch eine Emission be- 
sonderer Scheine, die gegen Goldmünze sowie gegen Kreditscheine um- 
getauscht werden, wenn nur der Umfang dieser Emission mit dem Bar- 
bestand übereinstimmt und die Scheine nach erfolgtem Umtausch verbrannt 
werden. 

Ausser den obengenannten Fällen müsste man Kredit zu ebenfalls 
5 ®/o auch den Arbeiter- und Hausmdustriegenossenschaften aller Art, die 
als kreditfähig anerkannt sind, sowie den einzelnen Hausarbeitern, gegen 
Verpfändung ihrer Erzeugnisse gewähren. Für alle diese Kreditarten 
könnte man einen Jahrestermin, mit der Zulassung halbjähriger Prolon- 
gierung, jedesmal auf besondere Genehmigung der Bank, feststellen. Selbst- 
verständlich müsste im Falle einer Entfremdung des Mobiliarvermögens, 
das als Pfand zum Darlehen diente, aus den eingelösten Geldern die Bück- 
zahlung der entnommenen Summe erstattet werden. 

Trotz der vor kurzem vorgenommenen Beform der Bauernbank, trägt 
sie immer noch den Charakter einer Wohlthätigkeitsstiftung und ist daher 
von vornherein zum Misserfolge verurteilt. Die Gewährung von Darlehen 
auf einen fremden Boden (um den Kauf zu fördenn) ist schon eine hin- 
reichende Hilfe für die besitzlosen Käufer, sodass dieses Darlehen mit der 
Zahlungsfähigkeit des Kreditnehmers beschränkt würde. Das Vorteil- 
hafte dieser Operation, worauf die Bauernbank vorzugsweise ihre Auf- 
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xxxerksamkeit lenkte, sicherte noch keineswegs die Pünktlichkeit der Zah- 
lungen. 

Dort, wo der wirtschaftekundige Bauer oder eine Gruppe solcher 
Sauem sogar bei einem hohen Kaufpreise siqh gut einrichtet und reich 
^wird, werden die Trunksüchtigen oder die Trägen ihr armseliges Dasein 
i^eiter führen wie früher xmd nur Bückstände auf Bückstände häufen. Die 
Geschichte der Bauernbank ist an Beispielen dieser Art reich genug, 
namentlich da, wo die Einkäufe von ganzen Gesellschaften oder von zahl- 
reichen Genossenschaften gemacht wurden. Zwar haben solche Einkäufe 
oft nur dem Wucher ähnliche Operationen maskiert, wo die Zahl der Teil- 
nehmer nur zwecks Erreichung einer grösseren Summe anschwoll und ihr 
Anteil meist nur ein fiktiver war. Darüber kann man interessante Daten 
in der im Jahre 1884 vom ersten Leiter der Bank, Herrn Kartawzew, zu- 
sammengestellten Denkschrift finden. Aber wenn auch eine solche Sub- 
vention seitens des Staates für die Wohlhabenden des Dorfes nicht 
wünschenswert ist, so ist doch auch das entgegengesetzte Extrem — die 
Gewährung von Darlehen an unsichere Wirte — ebenfalls imverständig. 
Eine Zukunft hat bei uns diejenige Art des Bauerneigentums, die sich so 
erfolgreich in Neurassland entwickelt, die nämlich die juristischen Grund- 
lagen der Dorfgemeinde wahrend, stabile Wirtschaftseinheiten schafft und 
einer Einschränkung durch die Willkür des Mirs nicht unterworfen ist. 
Eine solche Anordnung des Bodenkredits für Bauern beschränkt zwar 
dessen Aufgaben und kann daher bei den Anhängern des möglichst raschen 
Wachstums des bäuerlichen Bodenbesitzes keinen Beifall finden. Aber 
infolge des Wunsches, die Aufgabe übermässig zu erweitem, droht die 
Gefahr, dass sie überhaupt nicht ausgeführt wird. Der Zweck einer 
Stiftimg , wie die Bauembank , kann nur in der Entwickelung eines ge- 
sunden lebensfähigen Bauembesitzes bestehen. Unterstützung der Bück- 
ständigen auf Kosten des Staates ist offenbarer Unsinn, erstens weil es auf 
das Volk, dem zu helfen ist, von schlechter Wirkung ist, und zweitens weil 
damit dem Volke am Ende der ihm verkaufte Boden abgenommen wird. 
In der Gewährung von Darlehen kann daher die Bank nie vorsichtig genug 
sein; sie muss die Kreditnehmer in wirtschaftlicher und sittlicher Beziehung, 
soweit das ihren lokalen Agenten möglich ist, einer sorgfältigen Beurteilung 
unterwerfen. Das beste Mittel zur Erreichung des Zieles wäre die Er- 
höhung des an den einzelnen Hof zu gewährenden Darlehens von 500 auf 
1000 Bubel. Dies würde die Käufer von der Notwendigkeit befreien, 
nach fiktiven Genossen zu suchen, und einen Stamm sicherer Kreditnehmer 
schaffen. Weist doch die mehrjährige Praxis darauf hin, dass die sichersten 
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Kreditnehmer der Bank Bauern sind, die den Boden stückweise erwerben, 
und die an Zahl sehr kleinen Genossenschaften. 

Namentlich ist solche Erhöhung infolge der vom neuen Reglement 
von 1895 zugelassenen Erweiterung der Bankoperationen notwendig. Hat 
das Beglement als zulässig anerkannt, dass die Bank private Güter auf 
eigene Kosten erwirbt, so ist es wenigstens wünschenswert, dass dieser Akt 
staatlicher Einmischung in den Bewegungsprozess des Bodeneigentums nicht 
zum Übergänge des Bodens aus den Händen von Wirten einer Art höherer 
Kultur in den Besitz solcher, die zwar die bescheidensten Ansprüche 
machen, dafür aber den Boden auf primitive Weise bearbeiten, führt» In 
dem Masse, wie eine Parzelle in den Händen eines kleinen Eigentümers 
Aussicht hat produktiver zu werden und die Getreidekrise besser zu er- 
tragen, in demselben Masse steht bei uns der Gemeindebodenbesitz sowohl 
hinsichtlich der Ernte wie der Bearbeitungsart unter dem Grossgrundbesitz. 
Es wäre auch wünschenswert, den vom Eeglement zugelassenen Verkauf 
grosser Güter im Ganzen oder in einzelnen Parzellen an Personen von 
nicht bäuerlichem Stande praktisch zu verwirklichen. Unter solchen 
Gütern giebt es sehr grosse und gut eingerichtete. Deren Übergang in 
bäuerliche Hände würde in gewissen Gegenden grosse Flächen ununter- 
brochenen bäuerlichen Bodenbesitzes schaffen, was schon wegen des voll- 
ständigen Mangels an Erwerbsgelegenheit für die dort angesiedelten Bauern 
nachteilig ist. Ausserdem würde der Übergang des Gutes in Bauernhände 
unabwendbar zur Vernichtung der Meierhofbauten und der Wirtschafts- 
gebäude führen, während die früheren Meiereien und Wirtschaftsgebäude 
zu Zentren neuer privater Wirtschaften werden könnten ; und sollten sie in 
die Hände von Leuten höheren Kulturstandes geraten, so wäre dadurch der 
Stamm lokaler Kräfte gestiegen, an denen in den Bezirken mit über- 
wiegendem Grossgrundbesitz grosser Bedarf ist. 

Der Agrarkredit für private Eigentümer ist durch eine ganze Reihe 
Hypothekenbankgründungen gesichert; es sind, ausser der Adelsbank, die 
zehn Aktienagrarbanken, die Chersoner Semstwobank, die Tifliser- und 
die Nikolajewer Adelsbanken für Transkaukasien , die Semstwokredit- 
gesellschaft für Polen und die drei Agrarkreditgesellschaften in den bal- 
tischen Gouvernements. Aber trotz der Mannigfaltigkeit dieser Institute 
und trotz der grossen Summen der gewährten Darlehen entsprechen sie 
alle insgesamt noch lange nicht dem Bedarfe an Agrarkredit. Am besten 
organisiert sind die Kreditinstitute in den polnischen und in den Ostsee- 
Gouvernements, die alle russischen Hypothekenbanken überholt haben und 
den Bedürfnissen des kleinen, kurzfristigen, sowie des grossen langfristigen 
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Kredits entsprechen. Sie gewähren Darlehen unter Garantie nicht nur 
des Bodens, sondern auch verschiedener landwirtschaftlicher Meliorationen 
und erleichtem damit den Erwerb landwirtschaftlicher Werkzeuge, Viehes, 
Pferde, Samen u. s. w. Von den russischen Banken ist am besten die 
Chersoner Semstwobank, die älteste in der Eeihe, eingerichtet. Sie war 
immer durch drei wertvolle Eigenschaften ausgezeichnet : die Stabilität des 
Kurses der Hypothekenscheine, die Vorsicht bei der Ausgabe der Darlehen 
und das fast vollständige Unterlassen von Zwangsverkäufen der verpfändeten 
Güter. Das kann von den Aktienbanken nicht behauptet werden, die 
durch übermässige Höhe der Darlehen, durch hohen Zinsfuss und durch 
Schwankungen der Preise für Hypothekenscheine sich auszeichnen. Alle 
diese Banken haben zur raschen Liquidation des Bodenbesitzes viel bei- 
getragen. Ausserdem entsprechen diese Banken sowie die Chersoner, die 
beiden Transkaukasischen und die Adelsbank nur dem Bedarf e an lang- 
fristigem Kredit. Ein Blick in die Verteilung der ausgegebenen Darlehen 
nach den Terminen genügt, um diese Überzeugung zu gewinnen. In allen 
diesen Banken bilden die verhältnismässig kurzfristigen Darlehen nur 
unbedeutende Summen, was übrigens vollkommen erklärlich ist, da die 
Tilgung bei kurzen Terminen die Grösse des zahlbaren Zinses stark in die 
Höhe treibt. 

Lange Zeit, volle 20 Jahre, waren die Aktienbanken sowie die gegen- 
wärtig reformierte „Gesellschaft für gegenseitigen Agrarkredit^ die einzigen 
Vertreter des Hypothekenkredits in Eussland, mit Ausnahme natürlich der 
drei Grenzgebiete : des Weichselgebietes , des Ostseegebietes und Trans- 
kaukasiens. Die Gesellschaft für Bodenkredit bedarf hier keiner näheren 
Besprechung, da ihre Sünden vor dem russischen Grundbesitz, sowie ihre 
verfehlte Einrichtung hinreichend bekannt sind. Auf die Steigerung der 
Papierwährung berechnet, fiel ihre Thätigkeit mit der Entwertung dieser 
Währung zusammen, und hat zum Buin unserer Landwirte und folglich 
zum Verkaufe der Güter viel beigetragen. Die Aktienbanken gaben zwar 
Darlehen nicht in Metall Währung aus, aber die den Kreditnehmern statt 
baren Geldes gegebenen Hypothekenscheine standen bis zur allerletzten 
Zeit bedeutend unter Pari, was den schon ohnehin hohen Zinsfuss noch 
steigerte. Neben dieser Höhe des Zinses haben die Aktienbanken noch 
durch die verlockende Leichtigkeit, mit der sie übermässig hohe Schätzungen 
der Güter zuliessen, viel Unheil angerichtet. Nach der Eröffiiung der 
Adebbank und nach der gleichzeitigen Herabsetzung des Diskonts sahen 
sich die Aktienbanken gezwungen, die Höhe des Zinses gleichfalls herab- 
zusetzen. Da sie aber auf diesem Wege mit dem billigen Staatskredit 
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nicht zu konkurrieren vermochten, so mussten sie sich durch noch grössere 
Freigebigkeit bei ihren Darlehen Klienten heranziehen. 

Der billige Kredit, durch die starke Herabsetzung des Diskonts her- 
vorgerufen, brachte übrigens dem russischen Bodenbesitz keinen Nutzen. 
Бг diente sogar als blosser Anstoss zum Wachstum der Verschuldung. An 
einen gewissen Prozentsatz gewöhnt, versagten es sich die Besitzer, die ihre 
Güter von einer privaten Bank in die Adelsbank übertrugen, nicht, neue 
Summen zu nehmen, ebenso wie es die Staatskasse beim Abschlüsse von 
Konversionsanleihen gemacht kat. Diejenigen Kreditnehmer, die den 
Aktienbanken treu blieben , nutzten auf dieselbe Weise die Verbilligung 
des Zinses aus. Die Feststellung einer äussersten Grenze der Verschuldung 
(nicht über 60 ^/o der Schätzung) wäre für die Adebbank sowie für alle 
übrigen Banken sehr notwendig. Das Gesetz ist natürlich gezwungen, die 
Eigentümer vor dem Buin zu schützen, wenn es ihnen selbst an der Fähig- 
keit der Selbsteinschränkung mangelt. Ist es schon in Bezug auf die lokale 
Wirtschaft angebracht, so ist es noch mehr erforderlich für die Bewegung 
der Bodenverschuldung. Aber gleichzeitig mit der Feststellung einer 
höchsten Norm wäre auch eine regelrechte Organisation der Schätzungen 
notwendig, damit die sogenannten „normalen Schätzungen^' wirklich als 
Hauptbasis des Kredits dienten und nur da Abweichungen zuliessen, wo 
ein beträchtliches Kapital — als industrielle Unternehmung oder intensive 
Melioration — im Gute angelegt ist. Wo aber die Einkünfte nur eine 
normale Beute betragen, müsste unbedingt die normale Schätzung ein- 
gehalten werden. Zur Zeit wird, wie bekannt, nicht so verfahren, da die 
Schätzungen auf einer falschen Berechnung — auf dem Durchschnittswert 
der Djessjatine, nach dem Vergleiche mit den im gegebenen Bezirke voll- 
zogenen Verkäufen — basieren. Abgesehen davon, dass der thatsächliche 
Kaufpreis äusserst selten in den Dokumenten angeftlhrt wird, kann die 
gesuchte Durchschnittsziffer niemals richtig zusammengestellt werden, da 
es für einen Bezirk überhaupt keinen Durchschnittspreis der Djessjatine 
giebt. Ein solcher Preis existiert nur für einzelne Landstücke — für 
Meiereien, Felder, Wälder und Wiesen verschiedener Qualität. Und 
vom Vorhandensein dieser Landstücke bei jedem Gute hängt sein 
Wert ab. Vor 4 Jahren wurde vom I^nanzministerium eine Instruk- 
tion zur Vollziehung neuer örtlicher Schätzungen zusammengestellt, die 
die Fesstellung der Ertragsfähigkeit jedes einzelnen Gutes in Aussicht 
nahm, und demgemäss wurden Gouvernements- und Bezirksschätzungs- 
komitees ins Leben gerufen, die zwar sehr kostspielig waren, aber 
absolat nichts ausrichteten, aus dem einfachen Grunde у weil die ihnen 
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gestellte Aufgabe unerfüllbar war. Man denkt dabei unwillktirlieb an den 
Turgej ewschen Pansebin, der die Idee des Katasters popularisieren wollte. 
In der That ist die vom Finanzressort aceeptierte Scbätzungsordnung 
nichts Anderes als ein Kataster, und es ist offenbar keine Aussiebt vor- 
banden, dass die Frage in absehbarer Zukunft gelöst wird. Man muss 
dazu einen ganz anderen Weg einschlagen, der direkt zum Ziele und zwar 
mit geringen Ausgaben führt. Man muss den Durchschnittswert der 
Djessjatine nicht für ganze Bezirke, sondern für jede Art Landstilck fest- 
zustellen suchen ; dabei können die Bezirke zu diesem Zwecke in zwei oder 
mehrere Distrikte eingeteilt werden. Die Semstwo könnte diese Arbeit in 
einem Jahre oder zwei Jahren ausführen und brauchte dabei fast nichts 
darauf zu verwenden, da die Landesverordneten eine Kommission bilden 
und leicht die Xormalrente der Landstücke in verschiedenen Gegenden des 
Bezirks feststellen könnten. Die Normalsch&tzung des zu verpfändenden 
Gutes könnte demnach sehr leicht auf Grund des Wirtschaftsplans zu- 
sammengestellt werden ; falls Zweifel an der Richtigkeit der Angaben des 
Inhabers auftauchen, könnte eine Revision auf seine Kosten an Ort und 
Stelle unternommen werden. 

Damit sind aber die Mängel unseres Hypothekenkredits noch nicht 
erschöpft. Was seine Billigkeit anlangt, so lässt es zwar nichts zu wünschen 
übrig. Der von Kreditnehmern der Adelbank entrichtete Prozentsatz ist 
bereits an der möglichst niedrigen Grenze angelangt ; es bliebe vielleicht 
noch zu wünschen übrig, dass das Privilegium, das den alten Kreditnehmern 
gewährt wurde, auch auf diejenigen ausgedehnt würde, die ihre Güter nach 
dem Mai 1897 verpfändeten. Zwei Momente aber schwächen die Wirkung 
des niederen Prozentes bedeutend ab : erstens die Forderung vollständiger 
Deckung aller angehäuften Schulden beim Verpfänden des Gutes ; zweitens 
die Unmöglichkeit, ein nachträgliches Darlehen ohne abermalige Ver- 
pfändung zu bekommen. Die Eintreibung der Rückstände bei Enteignung 
der Immobilien ist infolge der vollendeten Aufklärung der Beziehungen des 
ehemaligen Inhabers zu seinem Boden vollkommen erklärlich — anders 
aber bei der Verpfändung. 

Die Thatsache der Verpfändung legt schon von einer gewissen 
Zerrüttung in der Finanzlage bei einem selbstverständlichen Verlangen, das 
Gut zu behalten, Zeugnis ab. In einem solchen Momente aus der heraus- 
zugebenden Summe den ganzen Rückstand abziehen, biesse einfach die 
zinsfreie Schuld konsolidieren und dieselbe in eine Zinsschuld verwandeln, 
d. h. die ohnehin schwierige Lage des Kreditnehmers noch verschlechtem. 
Pflegen doch auch die pünktlichsten Zahler diese Schuld nur im Herbste^ 
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wenn die Einkünfte einlaufen, zu tilgen und sind folglich nur in den letzten 
Monaten des Jahres von Bäckständen frei. Es ist somit alle Aussicht v'or- 
handen, dass auch diese hei Verpfandung der Güter den Ahzug eines Teiles 
des Darlehens zur Deckung der laufenden Ahgahen sich gefallen lassen müssen. 

Noch schlimmer ist die Ordnung hei der Ausgabe der Nachtrags- 
darlehen. Hat jemand nur einen Teil des ihm gewährten Kredits gebraucht 
und sieht sieht genötigt , noch eine kleine Summe — tausend oder zwei- 
tausend Rubel — zu leihen, so kann er es nur auf die Weise erwirken, dass 
er sein Gut auf die ganze Schuldsumme verpfändet und sich damit einem 
abermaligen Abzüge der halbjährigen Zahlung der ganzen Summe und 
obendrein noch 0,5 ^/o der Kapitalschuld und sämtlicher auf dem Gate 
lastender Bückstände unterzieht. Im Resultate entsteht die Notwendigkeit, 
eine doppelte Summe zu leihen, da sonst das ganze Darlehen kaum für die 
Deckung dieser verschiedenartigen Schuldlasten ausreichen würde. Es 
kann nicht verkannt werden, dass eine solche Ordnung den Kreditnehmer 
zu ganz unnötigen Schulden verleitet und somit zur überflüssigen Belastung 
des Eigentums beiträgt. Indessen wäre es vollkommen möglich, beim Vor- 
handensein freien Kredits ein nachträgliches Darlehen zu genehmigen und 
die halbjährige Zahlung nur dem Umfange des Darlehens entsprechend ab- 
zuziehen. 

Im Interesse des Bodenbesitzes wäre es viel vorteilhafter, die kleinen 
Darlehen als kurzfristige untilgbare Anleihen zu genehmigen, deren Frist 
nicht länger als drei oder vier Jahre mit einer alljährlichen Entrichtung 
von 4 ®/o wäre. Im Laufe von 3 — -4 Jahren könnte die kleine Anleihe — 
klein natürlich im Verhältnis zum Werte und zur ErtragsfUhigkeit des 
Gutes — ohne Mühe zurückgezahlt werden, wenn sie nur durch wichtige 
Gründe imd nicht von dem blossen Verlangen, Geld für den Lebensunter- 
halt zu bekommen, hervorgerufen wurde. Es versteht sich von selbst, dass 
das Institut, welches ähnliche Kredite genehmigt, auf die Prüfung ihrer 
Dringlichkeit eingehen muss. Nur dann wird der kleine Kredit zu keiner 
überflüssigen Belastung des Eigentums mit leichtsinnigen Anleihen fiihren. 
Auch die Verpflichtung vollständiger Bückzahlung in 3 — 4 Jahren wird 
noch einen Grund zur Vorsicht bilden. 

Die scheinbare Leichtigkeit des langfristigen Kredits und die trügerische 
Aussicht der Amortisation dient als Lockmittel für viele und veranlasst sie, 
ohne besondere Not kleine Anleihen aufzunehmen, welche das ohnehin zer- 
rüttete Gut in Schulden verstricken. 

Zur Zeit existiert bei uns der kurzfristige Kredit in zwei Formen — 
auf Solowechsel und auf Ware, als Darlehen auf das von den Eisenbahn- 
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gesellschaften auszuliefernde Getreide. Der Meliorationskredit ist nicht 
einmal der Bede wert, da er nur für solche Ausnahmefälle, wie Trocken- 
arbeiten und künstliche Bewässerung existiert. Es liegt auf der Hand, 
dass weder die Solowechsel noch die Darlehen auf Getreide dem Zwecke 
entsprechen. Es ist schon daraus zu ersehen, dass die Operation mit 
Wechseln die im Jahre 1896 etwas über 26 Millionen betrug, zur Zeit bis 
auf 14 gesunken ist , während die Darlehen auf Gebäude nur die ganz 
unbedeutende Summe von 3^/^ Millionen Bubel erreicht haben. Im 
Frühling 1895, d. h. gerade im Momente der härtesten Not des Boden- 
besitzes wurde der Prozentsatz der Solowechsel bis auf 6 erhöht, während 
der umfang der genehmigten Elredite seitdem allmählich eingeschränkt 
wurde. Dazu wurde noch im Mai 1898 die weitere Ausgabe von Darlehen 
auf Solo Wechsel den Aktienbanken übertragen, was diese Art Kredit in Ab- 
hängigkeit von Erwägungen rein kommerzieller Natur brachte, die nichts 
Gemeinsames mit den Staatsinteressen haben. Auch dem Wesen der 
Operation nach entsprechen die Darlehen auf Solowechsel kaum ihrem 
Zwecke, da der halbjährige, neunmonatliche und sogar der jährige Wechsel- 
kredit der Langsamkeit der landwirtschaftlichen Umsätze nicht entspricht. 
Indessen unterliegt es keinem Zweifel, dass der langfristige Wechsel- xmd 
Darlehenskredit — abgesehen davon , dass die Solowechsel die Tendenz 
haben, durch Übertragung sich in untilgbare Darlehen zu verwandeln — 
eine Operation ist, welche dem Charakter eines Institutes, wie die Staats- 
bank, nicht zukommt. Das Portefeuille einer Bank muss leicht realisierbar 
sein und ihre verfügbaren, für die Diskontoperation nötigen Mittel können 
nicht auf lange, und noch weniger auf eine unbestimmte Zeit, in der Bück- 
diskontierung unverkäuflichen Handelsdokumenten unbeweglich bleiben. 
Darum wird die Bank in der Praxis stets gezwungen sein, ihre Ver- 
sprechungen zurückzunehmen und die Darlehensoperationen einzuschränken, 
möge ihr Beglement noch so freigebig in den Darlehen sein. 

De facto ist somit fast keine einzige Form des kurzfristigen Kredits — 
weder auf Hypotheken noch auf Waren, noch auf Melioration, noch auf 
Solo Wechsel — brauchbar. Gleichzeitig werden in den westlichen Grenz- 
gebieten — in Polen und in den drei baltischen Gouvernements — dank 
einer anderen Einrichtung der dortigen Ejreditinstitute alle diese drei Dar- 
lehnsformen mit bestem Erfolg ausgeführt und erweisen der Landwirtschaft 
beträchtliche Hilfe. Es wäre äusserst wünschenswert, ähnliche Institute 
auch in den rein russischen Gouvernements zu schaffen, sie in unmittelbare 
Verbindung mit der Gouvernementssemstwo zu stellen und der Kontrolle 

G о low in, BuBsisohe Finanspolitlk. ц 
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der Ackerbanminieteriome zu unterstellen. Solche Semstwobanken könnten 
zur Bildung des Grundkapitals Darlehen aus den Staatsmitteln erhalten, 
um dieselben aus den Einlösungen zu tilgen. An die Spitze müsste eine 
von der Begierung ernannte Person gestellt werden, welche aber bei der 
Mithilfe eines besonderen Diskont-Komitees aus Vertretern der Gouveme- 
mentssemstwo zu wirken hätte. Diese Semstwobanken würden den Land- 
wirten aller Stände Darlehen in den vier obengenannten Formen erteilen, 
wobei die Meliorationsanleihen unter Garantie der angeschafiPten Werkzeuge, 
Tiere oder der vorgenommenen Verbesserungen und Bauten, die Darlehen 
auf Waren unter Garantie der Ackerbauprodukte (mit der Verpflichtung, 
diese im Momente des Verkaufs dieser Produkte zu tilgen) genehmigt 
würden. 

Das Diskont-Komitee wäre berufen, . die Kreditfähigkeit der Kredit- 
nehmer bei der Ausgabe kurzfristiger Darlehen imter Garantie des Gntes 
sowie bei der Feststellung des Betrages des zu genehmigenden Person- und 
Sachkredits zu bestimmen. Es wäre im Interesse des Bodenbesitzes 
wünschenswert, dass der Verschuldung gesetzlich eine Grenze gezogen wird, 
natürlich mit der Bedingung, dass gleichzeitig damit die normalen Schätzungen 
wirklich der Wahrheit entsprechen. Unter diesen Bedingungen müsste 
man feststellen, dass die langfristigen Darlehen 50 ^/o des anerkannten 
Wertes des Gutes nicht übersteigen dürfen, ganz gleich ob der Wert nach 
der normalen oder der speziellen Schätzung festgestellt wurde. Der kurz- 
fristige nachträgliche Kredit könnte seinerseits weitere 10 ^/o zur Grenze 
betragen und somit immer noch 4:0 ^Jq frei von Schulden lassen. Der 
Meliorations- und der Warenkredit, die durch Mobiliarvermögen oder durch 
Verbesserungen, deren Zweckmässigkeit der Beurteilung des Diskont- 
komitees zu unterziehen wäre, garantiert sind, würde in keinem Falle die 
Güter mit Hypothekenschulden belasten. Was den von den Semstwobanken 
zu genehmigenden Wechselkredit betrifft, so dürfte man denselben nicht 
über 8 ®/o des Gutwertes, was 20 ^/o des freien Teils dieses Wertes gleich- 
kommt, zulassen. DafUr aber müsste man für Wechsel einen Jahrestermin 
als bei landwirtschaftlichen Umsätzen einzig möglichen feststellen. Alle 
diese Kreditformen müssen 5prozentig sein, wonach 1 ^/q zur Bildung eines 
Kerservefonds und zur Deckung der Verwaltungskosten übrig bliebe. Der 
Gewinn der Bank von der Diskontoperation, die natürlich mit aller bei 
dieser Operation in den Banken üblichen Strenge einzurichten ist, könnte 
zur allmählichen Tilgung des von der Staatskasse entliehenen Kapitals ver- 
wendet werden , die Grösse dieses Kapitals könnte auf 500 000 Rubel ftir 
jedes Gouvernement festgesetzt werden, wobei die Bank sich das Recht vo^ 
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behält auf ^Д dieser Summe 4 ®/o Hypothekenscheine oder Obligationen zu 
emittieren. Unter solchen Bedingungen würde die Eröffnung der Semstwo- 
banken vom Staate eine einmalige Ausgabe von 16 Millionen Eubel auf 
32 Gouvernements fordern *). 



VII. 

Unsere Agrarfrage hat zwei Seiten. Es genügt nicht, die Bevölkerung 
zu unterstützen und ihre Widerstandsfähigkeit gegen die Not zu steigern : 
alle oben genannten Massnahmen trugen diesen Charakter. Man muss 
vielmehr dafür sorgen, dass die Not selbst möglichst selten auftritt, mit 
anderen Worten, dass dieProduktivitätdes Bodens steigt. 

Die Verarmung unseres Zentrums hat zwei Ursachen : den Mangel an 
Nebenerwerb und an billigem Kredit; beides macht die Bevölkerung macht- 
los gegen die Missemte und die äusserst niedrige Durchschnittsernte auf 
dieser berühmten Schwarzerde. Die hohe Ertragsf^higkeit der Schwarz- 
erde in den 70er und in den ersten 80er Jahren, war weniger von den 
Ernten, die nie einen Überfluss aufwiesen, als von der Möglichkeit, die 
Saaten ohne entsprechende Ausgaben und namentlich ohne Düngung zu 
erweitem, bedingt. Infolgedessen erhielten die Bauern von ihren Land- 
parzellen und von dem gepachteten Boden einen Überfluss an Korn, und 
bei d^i Inhabern war der Beingewinn den Bruttoeinnahmen fast gleich. 
Die billige Arbeit erlaubte, nach intensiven Ernten nicht so eifrig zu 
streben, und der verhältnismässig frische Boden, sowie die Erweiterung der 
Saatfläche (durch Aufreissen des Neubruchs) ergaben die Möglichkeit, ohne 
dem Boden etwas zuzuführen, befriedigende Ernten zu erzielen. Dies alles 
war aber nur möglich, solange die Bauern über ein hinreichendes und immer 
mehr wachsendes Inventar verfügten. Die hohen Preise auf dem Welt- 
markte sicherten einen Ertrag auch bei einer massigen Ernte, und die Ernte 
selbst war noch nicht allzuviel gesunken, dank der noch nicht erschöpften 
Fähigkeit des Bodens, auch ohne Düngung Früchte zu tragen. Man ahnte 
damals noch nicht, dass die allgemeine Vernichtung der Vegetationsdecke 



1) Diese Gouvernements sind: Petersburg, Nowgorod, Pskow, Moskau, Twer, 
Smolensk, Kaluga, Jaroslaw, Kostroma, Wladimir, Nischni-Nowgorod, Tula, Orel, 
Kursk, Woronesch, Bjasan, Tambow, Pensa, Kasan, Simbirsk, Saratow, Samara, 
Ufa, Wjatka, Perm, Techernigow, Poltawa, Charkow, Jekaterinoslaw, Cherson, 
Taurien und Bessarabien. 

11* 
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und die allgemeine Aofräramimg der Wälder von verderblicher Wirkung 
auf die Verteilung der Feuchtigkeit sein wtlrde, und gerade zu einer Zeit, 
in der die Fruchtbarkeit der Schwarzerde zu schwanken beginnt. Die von 
der unerwarteten Erhöhung ihrer Einnahmen erfreuten Inhaber beeilten 
sich, vom Boden den Bahm abzunehmen, ohne sich auf den Unglücketag 
vorzubereiten. 

Der Unglückstag trat aber Mitte der 80er Jahre ein und schlug 
die Schwarzerdewirte auf allen Pimkten nieder. Unter den Bauern nahm 
die Gleichgültigkeit zu und der Prozentsatz der pferdelosen Höfe stieg, 
trotz der allgemeinen von der Pferdezählung von 1888 konstatierten Zu- 
nahme der Pferdezahl. Es war für die Gutsbesitzer doppelt nachteilig, da 
die reichen Höfe es vorzogen, den bebauten Boden zu beschränken, statt 
für die Inhaber zu arbeiten, während die armen keinen Boden zur Ver- 
fügung hatten. Die Wirtschaften der Gutsbesitzer begannen allmählich in 
das Tagelöhnersystem überzugehen. Aber die Einfähmng einer ver- 
besserten und teureren Bearbeitung fiel mit zwei UnflUlen zusammen, die 
die Schwarzerde gleichzeitig heimsuchten. Seit Mitte der 80er Jahre 
wurden die Schwankungen der Ernte viel bedeutender als in den voran- 
gehenden zwei Jahrzehnten. Von 1886 bis 1895 zählen wir eine voll- 
ständige Missemte (1891), drei sehr schlechte (1886, 1890 und 1892), eine 
mittelmässige (1889) und fünf gute Ernten (1887, 1888, 1893, 1894 und 
1895). Und auch in den beiden letzten Jahren wurde, trotz der guten 
Ernte, ein grosser Teil des Getreides in manchen Orten von dem unerwarteten 
Hegen beschädigt oder von den in ungeheurer Zahl erschienenen Fleder- 
mäusen aufgefressen i). 

Das neue Jahrzehnt, das mit dem Jahre 1896 begann, ergab vorläufig 
für die Schwarzerde nur eine mittelmässige Ernte und zwei schlechte. Diese 
ungewöhnliche Erscheinung ist auf die äusserste Anomalie in der Ver- 
teilung der Feuchtigkeit zurückzuführen, die bald zur Zeit der Ernte ausser- 
gewöhnlich reich ist, bald aber gänzlich fehlt — wie es in der zweiten 
Hälfte des Sommers 1890 und von Mai bis August 1891 der Fall war. 
Шег wirkt aber auch die verminderte Fähigkeit der Schwarzerde mit, eine 
dauernde Dürre, wenn auch nur von drei Wochen, zu ertragen. Früher 
merkte man es nicht, und diese Erscheinung muss in Verbindung mit der 



1) Wir meinen damit nicht die Gesamternte in ganz Bnssland, sondern nur 
die mittlere Ernte in den Mittelschwarzerde- und Niederwolga-Gonvernements. Die 
Ernten, anf Rnbel berechnet, ergaben während des genannten Jahrzehnts nnr in 
2 Jahren — 1887 nnd 1893 — ein leidliches Resultat, dank dem Znsammentreffen 
der ziemlich hohen Djessjatinstener mit den allzn niedrigen Marktpreisen. 
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Verminderung des Grundwassers gesetzt werdep, die ihrerseits auf die 
allgemeine Entwaldung zurückzuführen ist^). Über das zweite Unheil, 
welches unsere Landwirtschaft heimgesucht hat, über das Sinken der 
Preise, die nur in Misswachsjahren stiegen, wurde bereits genügend ge- 
sprochen. 

Uns bleibt somit übrig, drei Fragen zu lösen: wie die Ernte zu heben, 
wie die Wirtschaft zu verbilligen und wie die Frachtausgaben beim Absatz 
der Produkte zu beseitigen sind. Zu diesen Fragen wollen wir uns jetzt 
wenden. 

In erster Linie steht natürlich die Vorbereitung der Wirte selbst, 
d. h. die Erweiterung der landwirtschaftlichen Bildung. Zur Zeit giebt es 
im Bessort des Ackerbauministeriums drei landwirtschaftliche 
Hochschulen, ausser der agronomischen Abteilung am Kigaer Poly- 
technikum ^), sieben Mittelschulen (ausser der Chersoner Semstwoschule 
und den drei speziellen Schulen für Garten- und Weinbau) und dreiund- 
zwanzig niedere Schulen, darunter einige, die der Erlernung der Bienen- 
zucht, des Gemüsebaues und der Milchwirtschaft dienen ; dieses Verzeichnis 
kann dem Leser schon zeigen, wie bescheiden bisher unsere landwirtschaft- 
liche Bildung auf allen ihren Stufen bestellt ist, abgesehen davon, dass 
ein beträchtlicher Teil der Ausgaben für niedere Schulen von privaten 
Personen herrührt. 

Es braucht nicht nachgewiesen zu werden, dass die beiden Institute, 
von denen das eine im Industriegebiete und das andere in der Nähe von 
Warschau sich befindet, den verschiedenartigen agrikulturellen Bedürfnissen 
in den einzelnen Streifen unseres Vaterlandes lange nicht entsprechen. 
Wenn Moskau und Neualexandrien den nichtech warzerdigen Teil Russlands 

1) Aus den ZüGTern der Brntto-Kornernte im europäischen Bussland könnte 
man schliessen, dass das hier eben Behauptete von der offiziellen Statistik nicht 
bestätigt wird. Und in derXhat stehen, nach den Daten des Ackerbauministeriums 
zu urteilen, die Jahre mit grossen Ernten, 1887 und 1888, in der Gesamtmenge 
des Eornertrages für ganz Russland unter den Misswachsjahren 1897 und 1898, 
und das letzte Jahr, welches in manchen Gouvernements als Hungerjahr galt, 
gleicht fast genau dem zweifellos guten Erntejahre 1895 (2793 Mill. Pud im Jahre 
1898 gegen 2866 Mill. Pud im Jahre 1895). Dieser scheinbare Widerspruch 
entsteht erstens dadurch, dass der Miss wachs in der zentralen Schwarzerde von 
der hohen Ernte im Süden und Westen Russlands gedeckt wurde, und zweitens, 
weil der Vergleich zwischen zwei ungleichen Grössen unternommen wird , da die 
Saatfläche um die Mitte der 90er Jahre' bedeutend grösser als um die Mitte der 
80er Jahre war. 

2) Das Moskauer landwirtschaftliche Institut, das landwirtschaftliche Institut 
in Neualexandrien und das Waldinstitut in Petersburg. 
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und das nordwestliche Grenzgebiet einigermassen mit der nötigen Zahl 
fachmässig ausgebildeter Landwirte versorgen können, so ist doch fUr das 
Ackerbauzentrum, für den Süden und für die Steppen an der unteren Wolga 
bei dem grossen Unterschied des Klimas und der Bearbeitungsart, 
wenigstens noch je eine landwirtschaftliche Hochschule erforderlich. Die 
Interessen des südwestlichen Bayons können allenfalls durch das neu- 
gegründete Kiewer Polytechnikum befriedigt werden. Jedem muss aber 
einleuchten, dass die landwirtschaftliche Wissenschaft ohne Anwendung 
ihrer Lehren in der Praxis keinen grossen Wert haben kann. Versuche 
mit Steppen- und Mittelschwaiizerdewirtschaften bei Moskau oder Warschau 
zu veranstalten, ist eine kaum ausführbare Sache. Allerdings kann da- 
gegen eingewendet werden, dass auch die beiden existierenden Hochschulen 
nur eine ganz unbe^utende Zahl von Studierenden haben und daher sehr 
wenig zur Ausbildung von Landwirten aus den Klassen dienen, die den 
Bedarf an ihnen am stärksten empfinden. Söhne von einigermassen grossen 
Gutsbesitzern bilden da eine äusserst seltene Ausnahme. Mit dieser keines- 
wegs erfreulichen Erscheinung muss gerechnet werden. Sie ist, abgesehen 
von dem möglichen Vorurteil, das sich in der Klasse der Gutsbesitzer 
gebildet hat, wahrscheinlich der Aussichtslosigkeit einer weiteren landwirt- 
schaftlichen Karriere für die jungen Männer zuzuschreiben, die die land- 
wirtschaftlichen Hochschulen besucht haben. Da nun die Gründung neuer 
Fach-Hochschulen grosse Summen beansprucht und für einen starken Besuch 
derselben wenig Aussicht vorhanden ist, wäre vielleicht eher zu empfehlen 
— wenigstens am Anfang — , die Gründung landwirtschaftlicher Fakultäten 
an den Universitäten in Odessa, Charkow und Kasan nebst der Einrichtung 
landwirtschaftlicher Güter mit Versuchsfeldern ins Auge zu fassen. Solche 
Fakultäten ergeben zwar gewöhnlich keine Resultate, wie man sie an den 
speziellen Hochschulen erzielt, und im Auslande hat man thatsächlich auf 
diese Fakultäten meistens verzichtet ; aber unter unseren Verhältnissen und 
bei der schwachen Neigung unserer Jugend, in landwirtschaftliche Institute 
einzutreten, wäre es doch vielleicht die beste Lösung der Frage, von der 
verhältnismässigen Billigkeit dieses Systems abgesehen. 

Was die Schulen der mittleren Stufe betrifft, so muss ihre möglichst 
rasche Vermehrung als äusserst wünschenswert erscheinen, soweit das vor- 
handene Lehrerpersonal es möglich macht. Aber auch hier kann nicht 
geleugnet werden, dass die bisher erreichten Eesultate sehr wenig zu 
einer Erweiterung ermuntern, da die vorhandenen Mittelschulen uns bis 
jetzt nur mit einem Kontingent ziemlich schlechter Gutsverwalter ver- 
sorgten. Die Gutsbesitzerjugend mied diese Schulen gänzlich, was im 
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hohen Grade von ihrem ganz verfehlten System herrührte. Es ist ganz 
unmöglich, die Frage der mittleren landwirtschaftlichen Bildung ohne Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen Kealbildung zu lösen. Бе ist keine Mög- 
lichkeit vorhanden, mittlere technische Schulen für jeden speciellen Beruf 
in hinreichender Zahl zu gründen ; dabei wäre es das Kichtigste, Mittel- 
schulen einzuführen, die in den ersten vier Klassen nur allgemeine Bildung 
gewähren und erst in den oberen drei Klassen in drei Abteilungen — land- 
wirtschaftliche, technologische und Bauabteilung — eingeteilt wäre. Eine 
einzige derartige Schule für jedes Gouvernement in unmittelbarer Nachbar- 
schaft von Landgütern mit einem Internate verbunden und mit der Mög- 
lichkeit für die besten Zöglinge, in sämtliche Hochschulen, auch in die 
Universitäten, einzutreten — imd der Zufluss der adligen Jugend in solche 
Schulen wäre gesichert. 

Die unteren landwirtschaftlichen Schulen sind zur Vorbereitung eines 
Kontingents von Dienern auf privaten Gütern und zur Verbreitung der 
vervollkommneten Wirtschaftsmethoden im Volke bestimmt. Aber von 
diesen beiden Zwecken haben sie nur den ersten einigermassen erfüllt. 
Dass sie auf die Masse der Bauern keine Wirkung haben können, ist schon 
aus ihrer geringen Zahl zu folgern. Aber auch die Organisation der 
Schulen, die dem Normalreglement gemäss nur auf private Initiative und 
nur unter „Mitwirkung^' der Regierung gegründet werden, entspricht keines- 
wegs der grossen Staatsaufgabe : der Hebung landwirtschaftlicher Kultur 
im Volke. Die bestehende Ordnung zur Vermehrung der Schulen auf 
privaten Gütern soll zwar aufrecht erhalten bleiben, aber zu gleicher Zeit 
müsste man einen Entwurf für eine gleichmässige Verbreitung unterer 
Ackerbauschulen in ganz Eussland ausarbeiten. Möge die Ausführung 
dieses weiten Programms noch so viel Kosten beanspruchen, es muss doch 
anerkannt werden, dass es der einzige Weg ist, auf dem man in die Bauern- 
massen — allerdings nur ganz allmählich — rationelle landwirtschaftliche 
Kenntnisse hineinbringen kann. Die Ausführung dieser Aufgabe ist am 
besten dadurch zu vereinfachen und zu verbilligen, dass man die unteren 
landwirtschaftlichen Schulen an die zweiklassigen Volksschulen anschliesst 
und an jeder Schule etwa 10 Djessjatin als Versuchsfeld eingerichtet 
werden. Ohne ein solches Feld, d. h. ohne praktische Übungen, würden 
die Schulen offenbar wertlos sein. Dieser Plan kann auf dreierlei Art 
ausgeführt werden : entweder durch Errichtung von Schulen auf staatlichem 
Grund und Boden ; durch Pachtung oder Kauf von Parzellen bei den ört- 
lichen Inhabern ; endlich, wo es möglich ist, durch Absonderung einer Par- 
zelle aus dem bäuerlichen Besitz auf Beschluss des Mirs. 
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Wir sind ШШ wobl bewuBst, mit dem Vorschlage dieser Organisation 
landwirtschaftlicher Bildung gegen ein bei ans sehr tief wurzelndes Prinzip, 
das Prinzip des Bessortpartikularismus zu Verstössen. Die eifrige Wahrung^ 
ihrer speziellen Funktionen bildet das Hauptdogma aller Bessorts, die 
unter sich die innere Verwaltung verteilt hatten. Man darf aber wohl 
hoffen, dass dieser tief wurzelnde Gebrauch kein Hindernis für die Erreichung 
eines Zieles sein wird, das auf anderem Wege nicht zu erreichen ist. 
Bedürfnis technischer Bildung auf allen ihren Stufen wird von der Regierung 
sowie von der Gesellschaft anerkannt. Indessen ist es wegen Mangels an 
Menschen und Mitteln kaum möglich, spezielle Lehranstalten für jeden 
Zweig dieser Bildung zu begründen. Aus demselben Grunde ist es auch 
nicht möglich, diese Schulen von dem System der allgemeinen Schulen ab- 
zulösen. Man muss daher einen Plan für diese Schulen ausarbeiten, der 
die miteinander konkurrierenden Besserte der Finanzen, des Ackerbaues 
und der Verkehrswege und alle diese mit dem Ministerium fflr Volksauf- 
klärung versöhnt. Fs ist vielleicht eine schwierige aber keineswegs eine 
tmlösbare Aufgabe. 



VIII. 

Indem wir zur Übersicht der Massnahmen übergehen, die für die 
künftige Hebung der Ernte geeignet sind, müssen wir von vornherein 
auf geringe Besultate gefasst sein. Es liegt an den Wirten selbst, an ihrem 
Auffassungsvermögen, an ihrer Unfähigkeit, sich den wechselnden Verhält- 
nissen des Marktes und des Klimas anzupassen. Zwar kann die Schule 
Wirte ausbilden ; es ist auch nicht ausgeschlossen, einen Einfluss auf sie 
auszuüben, indem man in der Presse fortwährend hervorhebt, dass auch an 
den Schwarzerderayon die Beihe gekommen ist, zum rationelleren Acker- 
bau überzugehen, wie es im Industrierayon, mit jedem Jahre merkbarer, 
der Fall ist. Aber lange nicht alle Wirte werden diese Schule durch- 
machen, und der Einfluss der Presse wird kaum in diesem Milieu zu tage 
treten, welches von der bitteren mehr als zehnjährigen Erfahrung noch 
nicht belehrt wurde. Allerdings ist es trotzdem notwendig, nach Möglich- 
keit die Überzeugung zu verbreiten, dass die Wirtschaft reformiert werden 
muss ; dass man das Dreifeldersystem und ununterbrochenen Kornbau ver- 
werfen, dagegen die Kultur der Wurzel- und Bohnengewächse erweitem, 
den Waldbau fördern imd am Orte möglichst viel landwirtschaftliche Pro- 
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dukte in Industrieprodukte verarbeiten muss. In seinen allgemeinen 
Zügen ist dieses Programm ganz klar. Aber lange nicht so einfach und 
fraglos ist seine detaillierte Ausführung. Eine ganze Keihe von Fragen 
taucht auf, sobald wir uns auf Einzelheiten einlassen. Wie soll z. B. die 
Beackerung für Winter- und Sommergewächse sein ? Lange Zeit suchte 
man uns zu belehren, dass das Allheilmittel in dem tiefen Pflügen steckt, 
wobei der Dünger in verhältnismässig kleinen Stücken gelegt werden, 
sodann aber eine tiefe, gekreuzte Zweiteilung erfolgen muss. Noch vor 
kurzem wurde allgemein behauptet, dass eine wiederholte Umpflügung für 
Sommer- und Wintergewächse gleich nützlich ist, dass die Vorbereitung des 
Brachfeldes im Herbst eine gute Ernte garantiert. Jetzt aber wird daran 
stark gezweifelt. Von der wiederholten Umpflügung auf Sommergewächse 
haben fast alle Abstand genommen; auch der Nutzen vom Saatbrechen 
wird jetzt angezweifelt. Auch die Ansicht von der Nutzlosigkeit der Drei- 
teilung des Brachfeldes und der tiefen Pflügung auf Wintergewächse ver- 
breitet sich immer mehr. Die mit der landwirtschaftlichen Litteratur Ver- 
trauten haben noch wohl in Erinnerung, was in «dieser Hinsicht Fürst 
Kudaschew und der verstorbene Professor Kostütschew gegen die bei uns 
verbreitete Lehre von Bosenberg-Lipinski geschrieben haben. Wer in 
dieser Streitfrage Recht hat und ob man das System der oberflächlichen 
Lockerung des Brachfeldes statt dessen tiefer Umpflügung überall und bei 
jedem Wetter anwenden darf, bleibt noch eine offene Frage. Wir möchten 
noch unsere Meinung hier anführen, dass es wohl angebracht wäre, im 
Zusammenhang damit auch die Frage über den Aktiven Nutzen des 
schwarzen Brachs, welcher angeblich den Acker von der Austrocknung 
durch Unkraut schützt, zu behandeln. Die ungeheuren von der Sonne 
erhitzten schwarzen Flächen tragen wohl zur Bildung überaus warmer 
Luftsäulen bei, die die Regenwolken vertreiben. Das müsste auch zum 
Nachdenken über die wahrscheinliche Wirkung dieser ungeheuren schwarzen 
Flächen im Sommer, sowie über den Nutzen, den eine mannigfaltigere 
Kultur mit der Wiederherstellung der Grasdecke durch Futterkräuter 
bringen könnte, Anlass geben. Ein vollständiges Verschwinden dieser 
Decke müsste eigentlich von noch verderblicherer Wirkung auf die Ver- 
teilung der Niederschläge sein, als die vollständige Entwaldung. Die 
Wiesenvegetation, die zwar mit ihren Wurzeln die Bodenfeuchtigkeit auf- 
saugt, atmet dieselbe mittels der Blätter aus der Luft wieder ein, und es 
ist wohl schwer zu bestimmen, auf welcher Seite in diesem fortwährenden 
Umtausch das Übergewicht liegt. Die schwarzen Felder dagegen, auch 
diejenigen, die im Sommer nur an der Oberfläche aufgelockert werden, er- 
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halten zweifellos eine nngebenre Menge von Wftrmestrahlen und geben 
nachts den während des Tages angesammelten Uberfluss von Hitze an die 
Luft ab. 

Eine Beihe ebensolcher ungelöster Fragen liefern uns auch andere 
Seiten der landwirtschaftlichen Technik. Unter welchen Umständen und 
auf welche Bodenarten die Sideration von günstiger Wirkung ist? Wie 
die Winterfeuchtigkeit aufzubewahren und wie es zu verhindern ist, dass 
der schmelzende Schnee nicht gleich in den Boden eindringt oder wie man 
ihn in Gräben abfliessen lassen kann ? Welche Arten chemischer Dünge- 
mittel am geeignetesten für einen Boden sind, und namentlich welche Rolle 
in der Reihe solcher Düngemittel der Kalk spielt, über dessen Wirkung 
die Meinungen weit auseinander gehen? Welche Rassen des Hornviehs 
in den verschiedenen Staaten Russlands am vorteilhaftesten zu züchten sind 
und ob wirklich die russischen Milchkühe am dankbarsten die Fütterungs- 
kosten decken ? Fs sind das alles Fragen, die lange noch nicht gelöst und 
für Privatpersonen geradezu unlösbar sind. Das ganze Wirtschaftssystem 
umzuformen, kostspielige Versuche zu machen auf die Gefahr hin, auf den 
falschen Weg zu geraten — das wird wohl jedem einsichtigen Grundbesitzer 
fern liegen. Das alles ist nur für Wirtschaften möglich, die auf Staats- 
kosten eingerichtet sind, um als Muster zu dienen und vor Übereilungen zu 
warnen. 

Landwirtschaftliche Güter mit Versuchsfeldern bilden das hauptsäch- 
lichste und beste Mittel, dem Ackerbau zu helfen, wenn auch noch nicht 
in ganz naher Zukunft. Leider muss man auf eine nahe oder sofortige 
Hilfe in dieser Richtung alle Hoffnung aufgeben, da es nutzlos ist, landwirt- 
schaftliche Versuche zu veranstalten, ohne die erreichten Resultate durch 
eine ganze Reihe mühsamer Prüfungen zu kontrolieren. Natürlich wird 
es für unsem Ackerbau desto besser sein, je schneller in ganz Russland 
diese nützlichen Einrichtungen verwirklicht werden. Jetzt sind wir noch 
weit davon entfernt. Staatliche Versuchsstationen verschiedener Art 
(darunter Stationen für Seidezucht in Tiflis) giebt es bei uns nur zehn, die 
neuerdings eröffnete Bjelokrinitzsche Station in der Nähe von Kremenz 
(Gouvernement Wolhynien) mitgerechnet; Semstwostationen und private 
vom Staate subsidiierte — darunter Versuchsfelder ohne Stationen — acht, 
und noch acht staatliche und private Einrichtungen dieser Art sind zur 
Eröffnung bestimmt i). Abgesehen davon, giebt es noch Versuchsfelder an 



1) Der Unterschied zwischen Versuchsstationen und Versuchsfeldern besteht 
hauptsächlich darin, dass in den ersteren kostspielige Laboratorien vorhanden sind. 
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land wirtschaftlichen Hoch- und Mittelschulen^). Zwar wurden von den 
Semstwos ohne Mitwirkung der Regierung viel mehr Versuchsfelder und 
Versuchsgärten ins Lehen gerufen, aher hei den beschränkten Mitteln der 
Semstwos gelangten sie nur zu unhedeutender Entwickelung, sodass von 
Kesultaten nichts verlautet. Die schwache Wirkung der staatlichen Ver- 
suchsstationen und Versuchsgüter auf die privaten Wirte wird noch dadurch 
abgeschwächt, dass die Resultate ihrer Thätigkeit dem Publikum nur all- 
mählich und fragmentarisch zugänglich werden. Man müsste erstens diese 
Angaben in einem besonderen Organe des Ministeriums veröffentlichen und, 
ohne auf Subskription zu warten , dieses Organ wenigstens in zehn 
Exemplaren für jeden Bezirk den Semstwoverwaltungen imentgeltlich zu- 
stellen mit dem Auftrage, diese an die Wirte zu überreichen. Und 
zweitens müsste alljährlich wenigstens einmal ein Bericht über die Thätig- 
keit aller landwirtschaftlichen Güter erscheinen und diesen als unentgelt- 
liche Beilage zu einer der verbreitetsten Zeitungen zugehen. Zwar würde 
das viel Geld erfordern ; aber das lesende Russland würde erfahren, wozu 
die von der Regierung veranstalteten Versuche führen. 

Zwei Umstände stehen ausserdem der Verbreitung landwirtschaftlicher 
Güter noch im Wege : die Meinung , dass bei diesen Gütern kostspielige 
Versuchsstationen unbedingt errichtet werden müssen, und die nicht ganz 
klare Begrenzung des Begriffs von Versuchs- und Anweisungsfeldem. 
Stationen, auf denen wissenschaftliche Versuche über das Gedeihen ver- 
schiedener Gewächse und chemische Bodenanalyseii ausgeführt werden, 
sind zwar sehr nützlich, aber ihr Nutzen steht erst in zweiter Ordnung. 
Und es ist wohl kaum ein Grund vorhanden, diese ausserhalb der unmittel- 
baren Nachbarschaft von Universitätsstädten und landwirtschaftlichen 
Hochschulen zu errichten. Dagegen wäre es wünschenswert, möglichst 
viel Musterwirtschaften mit Ställen von Rassetieren und mit Anweisungs- 
feldern einzurichten, wenigstens je eine für jedes Gouvernement ; bei dem 
geringen praktischen Nutzen, den ein an der Wirtschaft sich befindendes 
Laboratorium bringen könnte, wäre es besser, auf diesen kostspieligen 
Nutzen als auf die möglichst weite Verbreitung der Wirtschaften selbst zu 
verzichten. In der ersten Session des landwirtschaftlichen Rats wurde der 
Gedanke angeregt, dass die Versuchsfelder ein verhältnismässig grosses 
Areal, etwa hundert Djessjatin, zu umfassen haben, dagegen zu An- 
weisungsfeldern nur kleinere Landstreifen bestimmt werden sollten. Uns 



1) Diese Angaben sind dem Bndgetvoranschlag des Ackerbauminieteriums für 
das Jahr 1 897 entnommen. 
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scheint aber das mngekebrte Verhältnie rationeller zu sein. Auf den Ver- 
suchsfeldern müssen eigentlich nur landwirtschaftliche Versuche mit ver- 
schiedenen Kulturen, ohne Rücksicht auf Ertrag dieser Versuche, veranstaltet 
werden ; dazu aber sind grosse Areale nicht erforderlich. Die Anweisungs- 
felder dagegen sind zur Prüfung dieser Versuche in praktischer Hinsicht 
bestimmt« Sie sind berufen, anschaulich zu beweisen, dass das betreffende 
technische Verfahren nicht nur den Ernteertrag hebt, sondern auch Gewinn 
bringt. Aber die Wirte der Umgegend, darunter auch die privaten Orund- 
besitzer werden erst dann dem Beispiele der Versuchswirtschaften folgen, 
wenn sie von der Einträglichkeit der Neuerung überzeugt werden. Und 
es ist klar, dass man die nötige Überzeugung auf Grund einer kleinen 
Saatfläche unmöglich gewinnen kann. Da aber die Versuchswirtschaften 
das Hauptmittel zur Verbreitung technischer Kenntnisse, vervollkommneter 
Werkzeuge und Samen unter der örtlichen Bevölkerung darstellt, so müsste 
man ihrer erstens möglichst viel haben und zweitens müssten deren Ver- 
walter selbst anschauliche praktische Besultate anstreben. Wenn sie aber 
auf der ungeheueren Fläche unseres Vaterlandes weit zerstreut sind, so 
sind sie nur für einen unbedeutenden Teil des Landes von Nutzen. Ihre 
theoretische Einrichtung dagegen kann niemandem zum Beispiel dienen. 

Unserer Ansicht nach wäre die einfachste und zugleich billigste 
Lösung der Aufgabe die Errichtung von Wirtschaften mit Ver- 
suchs- und Anweisungsfeldem in privaten Gütern mittleren 
Massstabs — etwa von 300 — 400 Djessjatin — und zwar imter 
folgenden Bedingungen: das Ackerbauministerium übernimmt auf seine 
Kosten die ganze technische Vervollkommnung für notwendig erachteter 
Neubauten, die Versorgung mit besseren Werkzeugen, Samen, Vieh von 
guter Basse, sowie die Bearbeitung des Versuchsfeldes; wenn dann der 
Gutsbesitzer ein tüchtiger Wirt ist, der mit der Sache praktisch und 
theoretisch vertraut ist, so könnte ihm die ganze Verwaltung anvertraut 
werden, wobei der Ertrag von der nach dem vorausgesetzten Plane geführten 
Wirtschaft ihm gehört. Ist er aber nicht hinreichend mit der landwirt- 
schaftlichen Technik vertraut, so muss nach Entrichtung des Pachtzinses 
an den Besitzer die ganze Wirtschaft vom Staate verwaltet werden. "Ea 
ist kaum zu bezweifeln, dass in jedem unserer Gouvernements nicht nur ein, 
sondern mehrere Wirte sich finden, die fähig sind, nach Übereinkommen 
mit dem Staate und unter Mitwirkung des von ihm ernannten Technikers 
solche Wirtschaft zu verwalten. 

Diese Güter könnten aber auch aufstaatlichemBoden errichtet 
werden, entweder nach dem Beispiele von Batischtschew , das von den 
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БгЪеп des verstorbenen А. N. Engelhardt an den Staat abgetreten wurde, 
oder in Distrikten, die von jeher dem Staate gehörten, in denen dann 
aber auch das Ministerium alles neu einzurichten hätte. Allerdings sind 
die Gtiter dieser Art ihrer Kostspieligkeit wegen weniger wünschenswert 
und dürfen nur im äussersten Falle, wenn es unmöglich ist, ein passendes 
privates Gut zu finden, eingerichtet werden. 

Mit solchem Netze von landwirtschaftlichen Schulen, Versuchsstationen 
und Gütern, mit Versuchs- und Anweisungsfeldern ist aber die landwirt- 
schaftliche Thätigkeit des Ackerbauministeriums noch nicht erschöpft. 
Gleichzeitig mit ihnen und womöglich auf jeder von ihnen müssten Ställe 
für Tiere von guter Kasse sowie Speicher mit besseren Samen und Werk- 
zeugen errichtet werden. Zwecks rascher und allgemeiner Benutzung 
dieser Verbesserungen müssten die Hengste, Bullen, Böcke und Eber, 
müssten die besseren Saaten und vervollkommneten Werkzeuge der Be- 
völkerung überall zur Verfügung gestellt werden. 

Dennoch kann aber nicht geleugnet werden, dass all das nur mangel- 
hafte und in der Zukunft liegende Kesultate verspricht. Eine entschiedenere 
Einwirkung auf die Hebung der Landwirtschaft kann nur durch zwei Mass- 
nahmen erreicht werden, von denen wir jetzt zu sprechen haben : durch 
die Förderung der technischen Industrien, die die landwirt- 
schaftlichen Produkte verarbeiten , und durch eine ausgedehnte 
Organisation des Waldbaues. 

Über einige von diesen Industrien wurde schon früher gesprochen. 
Die beste Einrichtung der Mühlenindustrie werden wir noch in Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen Frage über die Transporttarife zu 
erörtern haben. Bei den beiden Hauptindustrien, die mit der Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte befasst sind, wollen wir hier von der 
Brennerei gänzlich absehen ; denn da die Durchführung des Branntwein- 
monopols noch nicht vollendet und deren Ergebnisse noch lange nicht fest- 
gestellt sind, würde es verfrüht und praktisch zwecklos sein, darüber zu 
sprechen. Nur eine Bemerkung sei hier erlaubt : der obligatorische Ver- 
kauf des gebrannten Spiritus an den Staat muss unvermeidlich zu einer 
Einschränkung der Kartoffelkultur führen. Ausserdem werden mit dem 
Wachstum der Brennereien an Grösse und mit der Abnahme ihrer Zahl — 
beides ist unter dem Einfluss des Monopols mehr als wahrscheinlich — 
immer weniger Wirtschaften im stände sein, den mehr oder weniger aus- 
gedehnten Kartoffelbau aufrecht zu erhalten, da die Kartoffel keinen 
anderen, einigermassen sicheren Absatz ausser dem in den Brennereien hat^ 
während das Gebiet dieses Absatzes naturgemäss beschränkt ist. 
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Dieselbe Bemerkimg gilt auch von der Bübenkultur. Die Wurzel- 
gewächse sind neben den Fntterkräutem das wirksamste Mittel zur Hebong 
der Ertragsfähigkeit des Bodens. Theoretisch ist es schon lange anerkannt 
worden und wird von niemandem in Frage gestellt, in der Praxis aber ist 
nichts davon zu merken, dass die nützliche Bedeutung der Rübe und der 
Kartoffel — dieser beiden dominierenden Wurzelgewächse, wenn man so 
sagen darf — einigermassen auf die Massnahmen des Finanzressorts von 
Einfluss sind. Die Verbreitung der Kübenplantagen steht in derselben 
Abhängigkeit von den Zuckerfabriken, wie die Zunahme des Kartoffelbanes 
von den Brennereien. Folglich steht es im allgemeinen f(ir den russischen 
Ackerbau um so besser , je mehr die Entwickelung der Zuckerindustrie 
namentlich in der Zahl der Fabriken fortschreitet. In dieser Hinsicht mnss 
man eine Einschränkung des Quantums des produzierten Zuckers — sei es 
auf dem Wege der privaten Einigung der Zuckerfabrikanten, sei es unter 
der Wirkung der Kontingentierung — als schädlich anerkennen. 

Das ist aber nur die nächstliegende, die sozusagen rudimentäre Be- 
handlung der Frage. Die Zuckerkontingentierung hat zweifellos eine gate 
Seite, den Vorzug nämlich, den sie den verhältnismässig kleinen Fabriken 
erweist, die nicht über 60 000 Pud produzieren. Dadurch wird — freilich 
nur in gewissem Grade — die Zuckerindustrie an einer Überaus grossen 
Konzentration gehindert. Aber schon das Prinzip der Kontingentierung, 
welches zwar von Jahr zu Jahr fortschreitet, und die obligatorische Ausfuhr 
der gegen die Norm überflüssigen Zuckermenge nach dem Auslande ist 
lange nicht die beste Lösung der Frage, die den zwei Forderungen — Ver- 
mehrung der Fabrikenzahl und Schutz der Produktion vor ruinierender 
Konkurrenz — zu genügen vermag. Zum Beweise dafür genügt es, daran 
zu erinnern, dass die Zahl der Zuckerfabriken während der vierjährigen 
Wirkung der Normierung nur um fünfundzwanzig zugenommen hat. Der 
innere Zuckermarkt erweitert sich langsam hauptsächlich dank der Accise, 
die neuerdings, seit dem 1. Januar 1890, d. h. fast gleichzeitig mit der 
Feststellung der Kontingentierung bis auf 1 R. 75 Кор. für das Pud erhöht 
wurde. Diese hohe Accise sichert zwar der Staatskasse eine grosse, wenn 
auch nur allmählich wachsende Einnahme, imd es wäre fär die Begierong 
einem grossen Finanzopfer gleichbedeutend, wenn man diese Accise bis 
auf einen Massstab herabsetzen sollte, der den Zucker den niedrigen Be- 
völkerungsschichten zugänglich macht. Man könnte nur allmählich zu 
einem anderen Systeme übergehen, indem man alljährlich die Accise nm 
25 Кор. herabsetzt und erklärt, dass 4 Jahre nach dem Beginne dieser 
Massnahme der Zuckersirup accisefrei sein wird. 
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Wenn man in Betracht zieht, dass die Bevölkerungsschichten, nach 
ihrer Kauffähigkeit verteilt, in Form sich erweiternder konzentrischer Kreise 
dargestellt werden können und dass mit der Abnahme der Durchschnitts- 
einnahme die Zahl der entsprechenden Gruppen geometrisch wächst, so 
wird man wohl behaupten dürfen, dass mit der Verbilligung des Zuckers 
die Zahl seiner Konsumenten ziemlich rasch wachsen wird. Wenn es 
nicht auf einmal und nicht mit mathematischer Genauigkeit geschieht, so 
wird doch nach einigen Jahren die Herabsetzung der Staatseinnahmen von 
1 K. 75 Кор. bis auf 50 Кор. ftlr das Pud von dem erweiterten Konsum 
gedeckt werden. Es genügt ja, wenn der Konsum um das Dreieinhalbfache 
zunimmt, damit die Staatskasse von der Zuckerindustrie dieselben vierzig 
Millionen Eubel erhält, die ihr diese Industrie im Jahre 1897 eintrug. 
Ein solcher Konsum würde ja nur etwas mehr als ein Pud auf jeden Ein- 
wohner betragen, d. h. nur ein Drittel des Konsums in England, Belgien 
und Frankreich. Dabei aber würde die Zuckerproduktion, abgesehen von 
den gelben Saaten um das Zweieinhalbfache wachsen, und wenn der Vor- 
zug für die von jeder Fabrik produzierten ersten 60000 Pud erhalten 
bleibt, würde auch die Zahl der Fabriken im selben Masse zunehmen. 
Zucker kann ausser der Accise von der Fabrik zum Preise von 2 Kub. das 
Pud geliefert werden, was bei einer Accise von 50 Кор. und bei der 
Differenz zwischen Engros- und Detailpreisen dem Konsumenten die Mög- 
lichkeit geben würde, Zucker für 3 R. — 3 R. 20 Кор. das Pud zu be- 
kommen. Man kann sich leicht vorstellen, wie bei einem solchen Preise 
die Zahl der Konsumenten und dementsprechend die Zahl der Rüben- 
plantagen wachsen würde. Das würde aber doppelten Nutzen bringen : 
die Verbesserung der Volksemährung durch ein so nützliches Produkt, wie 
Zucker, und die Hebung der Landwirtschaft durch sorgfältige Düngung 
und Lockerung des Bodens. Wenn dabei die Einnahmen der Staatskasse 
nach einigen Schwankungen zu ihrer gegenwärtigen Höhe zuzückkehren, 
so würde man, auch ohne dass sie weiter stiegen, damit vollständig zu- 
frieden sein können. Man darf nur den Zweck der Finanzpolitik nicht im 
Wachstum der Steuern erblicken, sondern in der Hebung des Volkswohl- 
standes. 

Wir gehen nun zur Frage des Waldbaues über. Vor allem muss 
bemerkt werden, dass der schädliche Einfluss der Entwaldung auf das Klima 
Russlands lange nicht allseitig bei uns anerkannt wird. Diejenigen, die 
die Thatsache dieses Schadens leugnen, berufen sich darauf, dass in einigen 
östlichen Gouvernements, wo erhebliche Wälder noch erhalten sind — in 
Kasan, in Simbirsk und sogar in Ufa — ebenso wie in den Steppengouverne- 
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ments lange Trockenheitsperioden vorkommen. Es wird dabei auch посЪ 
auf den umstand hingewiesen, dass die genauen Angaben Über die fallenden 
Niederschläge bei uns erst seit kurzer Zeit gesammelt werden und daher 
kein Becht zu irgend welchen bestimmten Schlussfolgerangen geben. Es 
wird auch endlich behauptet, dass zwar die Waldvegetation als Sammlerin 
der Feuchtigkeit erscheint, dagegen aber die Baum wurzeln ihrerseits die- 
selbe aus dem Boden aufsaugen. Einige Arten, wie z. B. die Erle, die 
Pappel, die Weide wirken sogar direkt austrocknend auf den Sumpfboden, 
während der Eukalyptus gerade wie eine Pumpe wirkt und daher als Anti- 
febrilium dient. Dieselbe Wirkung wird von manchen der weissen Akazie 
zugeschrieben. Das alles ist unstreitbar richtig, und es wäre ziemlich 
schwer, auf theoretischem Wege eine genaue Bilanz zwischen der aus- 
trocknenden Wirkung der Baumwurzeln auf den Unterboden und der 
Wirkung des Laubes, auf welchem die Luftdämpfe sich absetzen, zu 
ziehen. 

Es muss aber bemerkt werden, dass der Wald, den Boden beschattend, 
die Austrocknung desselben mässigt, und das die von dem Laube ausge- 
atmete Feuchtigkeit sich in der Luft in Dampf verwandelt. 

Wie es aber auch sein mag, so muss die Frage auf Grund von Angaben 
anderer Art, Angaben von praktischer Natur und von grösserer Über- 
zeugungskraft, gelöst werden. So wurde z. B. in Erfahrung gebracht, 
dass die Gesamtmenge der Niederschläge nicht nur in der westlichen Hälfte 
Busslands im Vergleich mit der östlichen, sondern auch in solchen wald- 
reichen Gouvernements, die vom Baltischen Meere ziemlich entfernt liegen, 
— wie z. B. Jaroslaw, Kostroma und Nischni-Nowgorod — höher ist, als 
in den gleichartig kontinentalen, aber schwächer bewässerten und wald- 
armen Gegenden. Sodann steht nicht nur die absolute Menge der Nieder- 
schläge, sondern auch ihre Verteilung in direkter Abhängigkeit von der 
Bewaldung. In den entwaldeten Gegenden fallen die Bogen gewöhnlich 
plötzlich nieder, folgen rasch nacheinander und werden von langen, von 
vier- und auch fünfmonatlichen Trockenperioden imterbrochen. So ist das 
Klima der vier vom Mittelländischen Meere bespülten Halbinseln. Da- 
gegen ist in den anderen tropischen Gegenden, wie z. B. im Thale des 
Amazonenflusses, keine regelmässige Ablösung der Begenperiode durch 
die Dürre zu merken. Platzregen mit Gewittern dauern dort das ganze 
Jahr, trotz der Wirkung der Musone, offenbar dank der reichlichen Wald- 
vegetation. Die vollständige Dürre des ungeheuren trockenen Streifens, 
der sich durch ganz Mittelasien (die Wüste Gobi) , durch Persien und 
Arabien bis zur Sahara erstreckt, ist ebenfalls allgemein bekannt In 



177 

Frankreich hatten die von den Regierungen der Restauration und Ludwig 
Philipps getroffenen Massnahmen zur Bewaldung der Bergahhänge in der 
Auvergne, im Jura und in den Alpen eine merkhare Verstärkung der 
Bergströme und Bäche zur Folge, die früher austrockneten. In dem 
Felsengebirge Amerikas ist ein starker Unterschied in den Niederschlägen 
zwischen dem westlichen bewaldeten Abhänge Kaliforniens und dem öst- 
lichen entwaldeten, wie im Staate Montana und in den Territorien Arizona 
und Neumexiko, wo anhaltende Dürre die Vegetation gänzlich ertötet, zu 
merken. Endlich sind auch bei uns einige Angaben da, welche genau 
registriert sind und gestatten, über die zweifellose Abnahme des Wasser- 
niveaus zu urteilen. Die Verseichung des Don, der Sosna, des Dniepr 
und der Wolga ist infolge der Zunahme von Sandbänken in diesen Flüssen 
und der Differenz zwischen den Grenzen des früheren und jetzigen Wasser- 
niveaus im Frühling eine ganz unbestreitbare Thatsache. Auf der Wolga 
hörte die Schifffahrt zwischen Twer und Rybinsk fast gänzlich auf, sowie 
auf der Sura zwischen Pensa und Wassilsursk. Eine ganze Reihe kleiner 
Flüsse im Schwarzerderayon — Neprjadwa, Krassiwaja Metscha, Olschanetz, 
Oskol und Woronesh verseichten, während der Fluss Worskla in eine 
Reihe Seen sich verwandelte. Die Bauern des Schwarzerderayons bezeugen 
alle einstimmig das Sinken des Wassers in den Brunnen. Endlich ist auch 
für die kurze Zeit, während welcher die meteorologischen Daten gesammelt 
wurden, eine grosse Unregelmässigkeit im Fallen der Niederschläge, sowie 
ihre Tendenz, zu einer gewissen Jahreszeit als Platzregen zu erscheinen, 
um sich nachher mit langen Dürreperioden abzulösen, genau so wie es in 
Italien und Kleinasien geschieht, konstatiert worden. 

Wir hielten es für notwendig, hier diese Angabe anzuführen, da das 
ernste Beginnen mit dem Waldbau grosse Ausgaben beansprucht, welche 
man gewöhnlich bei fraglichen Resultaten nicht gern macht. Von allen 
Massnahmen, die der gegenwärtige Rückgang des russischen Ackerbaues 
erforderlich macht, ist die künstliche Bewaldung die kostspieligste. Sie im 
kleinen nach und nach zu fördern hat keinen Sinn, da sie nur dann Wert 
haben kann, wenn man gleichzeitig auf grosser Fläche und im grossen 
Massstabe damit beginnt. 

Wir wollen hier versuchen — wenn auch flüchtig — , die Hauptgrund- 
lagen, auf denen diese Massnahme verwirklichet werden kann, anzuführen* 
Die mehr oder weniger durchgängige Entwaldung und die gleichzeitige 
grosse Unregelmässigkeit der Niederschläge ist fast auf der ganzen Fläche 
des mittleren Schwarzerde- und des Niederwolgagebiets zu beobachten; 
sodann auch im südlichen Teile Kleinrusslands (Gouvernement Poltawa 
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und Charkow), im Bezirke Balta des Gouvernements Podolien und haupt- 
sächlich in Neurussland mit Ausnahme der nördlichen Bessarabischen Be- 
zirke — Arbejew, Sorok und Chotin. Aber in Anbetracht des bedeutend 
höheren Niveaus des Wohlstandes im südwestlichen Teile dieses unge- 
heuren Territoriums, d. h. in Kleinrussland und im südlichen Steppen- 
gebiete, wo die Ernten geringere Schwankungen aufweisen und die Be- 
völkerung mehr mit hohen Verdiensten versorgt ist, kann man vorläufig 
den Rayon der notwendigen Bewaldung auf die 61 Bezirke der Schwarz- 
erde- und des Niederwolgastreifens beschränken ^). Vor allem müsste man 
zu diesem Zwecke die Staatsländereien, wo solche vorhanden sind, benutzen, 
in den Bezirken aber, wo sie weniger als 10 Prozent des Territoriums aus- 
machen — und diese bilden ja die überwiegende Mehrheit — müsste man 
gänzlich auf das Pflügen dieser Ländereien verzichten und sie durchgängig 
mit für die gegebene Gegend passenden Waldbäumen bepflanzen. Im 
Gouvernement Samara, wo es überall viel (circa 140 000 Djessjatin) Staats- 
ländereien giebt und wo der südwestliche Theil einen Herd von trocknen, 
heissen Winden darstellt, müsste man die Bewaldung in möglichst grossem 
Masstabe unternehmen und im Östlichen Grenzbezirke des Gouvernements 
eine ganze Waldmauer von nicht weniger als fünf Werst Breite schaffen. 
Dort, wo die Staatsländereien weniger als 10 Prozent der Gesamtfläche 
ausmachen, könnte man als Ersatz die Bewaldung der privaten Güter auf 
folgenden Grundlagen obligatorisch machen: 1) jeder Besitzer, in dessen 
Gute über 100 Djessjatin an einer Grenze liegen, verpflichtet sich, im Laufe 
von 3 Jahren mit einer für die Gegend passenden Waldart 5 Prozent der 
Fläche seines Gutes zu bepflanzen, wobei es ihm überlassen wird, die be- 
treffende Parzelle nach Belieben zu wählen ; dort, wo die mit Wald be- 
setzte Bodenfläche die genannte Grösse übersteigt, ist der Besitzer von 
weiterer Bewaldung befreit; 2) zur Bewaldung werden den Besitzern 



1) Das ganze Gouvernement Kursk (13 Bezirke), 5 Bezirke des Gouvernements 
Orel (Drei, Kramek, Maloarchangelsk, Livny und Jeletz), 4 des Gouvernemente 
Woronesch (Nischnj-Djewitzk , Semljansk, Bobrowsk und Sadonsk), 4 des Gou- 
vernements Tula (Nowosilsk, Efremow, Bogorodez und Epifanow), 5 des Gouverne- 
ments Bjasan (Bjaschsk, Skopinek, Sapaschkow, Dankow und Raneburg), 8 des 
Gouvernements Tambow (Tambow, Morschansk, Eoslow, Lipezk, Lebedinsk, 
Uemann, Borisogliebsk, Eirsanewsk), 5 des Gouvernemente Pensa (Lusar, Kerensk, 
Tschembar, Nischne-Lemow und Krasnoslobodek), 3 des Gouvernemente Nischnj- 
Nowgorod (Knjaginin, Sergatsch und Lukojanow), 2 des Gouvernemente Kasan 
(Spassk und Tschistopolek) , 5 des Gouvernements Saratow (Saratow, Otkarsk, 
Balaschow, Eamischin und Zarizin) und das ganze Gouvernement Samara 
(7 Bezirke). 
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Pflanzbäume aus den staatlichen Forsten unentgeltlich zur Verfügung 
gestellt und ausserdem je 15 Kübel für die Djessjatin zur Ausführung der 
erforderlichen Arbeiten gegeben ; 3) über die bewaldeten Flächen wird ein 
Nutzungsverbot verhängt, so dass jegliches Fällen der Bäume ausser dem 
nötigen Beschneiden bis zum Keifealter des Waldes, d. h. auf die Dauer 
von 40 bis 70 Jahren je nach der gewählten Waldart, untersagt wird ; 
4) da der Besitzer somit die Kente auf die bewaldete Fläche einbüsst, wird 
ihm eine Summe, welche einer Kapitalisierung dieser Kente von 8 Prozent 
gleichkommt, gezahlt; wenn sein Gut in der Adelsbank oder in einer Filiale 
derselben verpfändet ist, wird die betreffende Summe von der Schuld abge- 
zogen ; 5) nach Ablauf der Zeit, die für das Keifwerden des Waldes fest- 
gestellt ist, wird das Fällen nach einem im voraus festgestellten Plan aus- 
geführt, wobei auf Wunsch des Besitzers zur Bestimmung des alljährlich zu 
fallenden Waldteils die Gesamtmenge des Waldes im Gute zu Grunde 
gelegt werden kann ; beim Beginne des Fällens bekommt die Staatskasse 
die von ihr ausbezahlte oder von der Schuld abgezogene Summe, die der 
kapitalisierten Kente von der bewaldeten Fläche gleichkommt, zurück; 
Zinsen werden auf das ausbezahlte Kapital nicht berechnet. 

Nimmt man auf jeden von den 61 Bezirken je 20000 Djessjatin zur 
Bewaldung bestimmten privaten Bodens an, so beträgt das Gesamtareal 
1 220 000 Djessjatin, welche somit eine einmalige Ausgabe der Staatskasse 
von 18 300 000 Kübel erfordern würde. Die Ausgabe für die kapitalisierte 
Kente, wenn wir diese Kente im Durchschnitt zu 5 Kub. für die Djessjatin 
berechnen, wird viel höher ausfallen und zwar zu 60 Kub. für die Djessjatin 
oder 73 200 000 Kub. Aber die eigentliche Ausgabe der Staatskasse wird 
nur in den jährlichen Zinsen von diesem Kapital oder in 2 920000 Kub. 
jährlich bestehen. Nach Ablauf von 50 Jahren — das kann als Durch- 
schnittzeit vom Pflanzen bis zum Fällen gelten — wird die Staatskasse das 
ausgegebene Kapital zurückerhalten und das Land eine erhebliche Zunahme 
seines Keichtums bekommen, während den privaten Besitzern eine neue 
Quelle zur Abrundung der Einkünfte ihrer Dienste geschaffen wird, von 
dem wohlthuenden Einflüsse der Bewaldung auf das Klima ganz zu 
schweigen. In einigen der zu bewaldenden Gouvernements ist das Areal 
der Staatsländereien ganz erheblich, sodass die obenangeführte Ziffer der 
für die Bewaldung nötigen Staatsausgaben als zu hoch angenommen 
werden muss. 
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IX. 

Die Verbilligung der Getreideproduktion ist auf drei 
Wegen zu erreichen : erstens, indem man eine grössere Gewichtsmenge ans 
derselben Mäche gewinnt ; dadurch werden die auf jedes Pud entfallenden 
Ausgaben vermindert; zweitens, indem man die beiden Haupthilfsmittel 
der landwirtschaftlichen Kultur — die vervollkommneten Werkzeuge und 
die Düngemittel — verbilligt. Drittens endlich, indem man die Preise fttr 
die in der Landwirtschaft am meisten gebrauchten Waren, Eisen und Guss- 
eisen, herabsetzt. 

Das erste dieser Mittel liegt, abgesehen von den oben erwähnten 
Massnahmen, in den Händen der Wirte selbst. Es ist aber klar, dass 
sie nur durch Anwendung guter Werkzeuge und Düngemittel nennens- 
werte Resultate erzielen können ; diese aber können nur rasch verbreitet 
werden, wenn ihr Preis sie zugänglicher macht. 

Die Frage über die Düngemittel ist sehr einfach, und es ist ganz 
unbegreiflich, warum sie noch immer ihrer günstigen Lösung harrt. Zur 
Zeit, nach der Änderung des Tarifs durch das Gutachten des Staatsrats 
vom 25. Mai 1898, ist diese Lösung allerdings der Verwirklichung nabe. 
Die Zölle auf Kalidüngemittel und auf Chilisalpeter sind aufgehoben — 
letztere freilich mehr im Interesse der staatlichen Pulverproduktion, als 
aus Rücksicht auf die Landwirtschaft — , und es bleibt noch die Be- 
freiung der Tomasschlacke übrig, die übrigens nur mit einem Zoll von 
2 Кор. Gold für das Pud belegt ist. Von den übrigen Phosphordünge- 
mitteln wollen wir hier nicht sprechen, da Superphosphate und Knochen- 
mehl in hinreichenden Mengen bei uns produziert werden, sodass hier eine 
Aufrechterhaltung der Zölle vom Standpunkte des Schutzzollsystems als 
notwendig anerkannt werden kann. Für die Thomasschlacke aber existiert 
dieser Beweggrund nicht, da diese bei uns gar nicht produziert wird. Deren 
etwaige Konkurrenz mit den russischen Phosphordüngemitteln könnte durch 
Herabsetzung des Transporttarifs für diese beseitigt werden. Die Land- 
wirtschaft leidet eigentlich mehr unter der ünzugänglichkeit der minerali- 
schen Düngemittel für manche Gegenden infolge der Konzentrierung ihrer 
Produktion an einigen im Norden Russlands liegenden Punkten, als unter 
der Höhe des Zolles. Solange die Fabriken, die Knochen und natürliche 
Phosphorite verarbeiten, nur erst in geringer Zahl existieren, und ihre Pro- 
dukte deshalb den Konsumenten teuer zu stehen kommen, müsste man erstens 
den Transport fttr diese Produkte verbilligen und zweitens die freie Einfuhr 
der Thomasschlacke zulassen. 
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Landwirtschaftliche Maschinen wurden bis 1885 zollfrei 
aus dem Auslande eingeführt, in diesem Jahre aber mit einem Zoll von 
50 Кор. für das Pud und zwei Jahre später mit 70 Кор. für das Pud be- 
legt. Später, in den Jahren 1893 und 1894, nach dem Abschluss der 
Handelsverträge zunächst mit Frankreich, sodann mit Deutschland und 
Oesterreich, wurde der frühere 50-Kopeken-Zoll wiederhergestellt. Zur 
Aufklärung der Frage möge hier auf die Ziffer der Einnahmen, die die 
Staatskasse von diesem Zoll erhält, hingewiesen werden. Im Jahre 1885 
betrug dieser Zoll 142 000 Ruh. Gold, bei einer Einfuhr im Werte von 
2 428 017 Ruh. Kredit. Im Jahre 1888 erreichte sie 354034 Ruh., bei 
einer gegen 1885 nur schwach (um etwa 200 000 Ruh.) gestiegenen Einfuhr. 
Endlich, im Jahre 1896, schon unter Wirkimg des herabgesetzten Tarifs, 
betrug diese Zolleinnahme 410000 Rub. Gold, bei einer Einfuhr im Werte 
von 5 286 954 Rub. 

Der Zoll beträgt somit jetzt circa 12 ^Jq des Einfuhrwertes *) und 
wirft für die Staatskasse über eine halbe Million Rubel ab. Dieser Ertrag 
hat, wie ersichtlich, für den Staat keine besondere Bedeutung ; er ist aber 
für den Ackerbau eine drückende Last, da er vorzugsweise diejenigen 
Maschinen trifft, die ohnehin teuer genug sind, wie namentlich die kompli- 
zierten Dreschmaschinen, Lokomobilen, Petroleummotoren, Schneide- und 
Bindemaschinen u. s. w. 

Dies folgt unter anderem aus den zwei Umständen — aus dem starken 
Sinken der Einfuhr nach der 1885er Erhöhung des Zolles (von 2 428 000 
Rubel im Jahre 1885 auf 1314000 Rubel im Jahre 1886) und aus der 
vom Finanzressort selbst anerkannten sehr traurigen Thatsache, dass die aus- 
ländischen Maschinenbaufirmen uns als billige Ware Maschinen geringerer 
Qualität liefern. Auf diesem Wege haben sie es erreicht, dass z. B. die 
Schneidemaschinen der Fabrik Adrijans-Platt und die Dreschmaschinen 
von Lanz in Moskau und Kiew billiger zu stehen kommen, als in 
Budapest. Der Zoll ist, wie man sieht, bei aller seiner scheinbaren 
Geringfügigkeit, doch ein Hindernis für den Absatz geworden, sodass die 
Fabrikanten gezwungen sind, gegen ihn durch künstliche Verbilligung des 
Produktes auf Kosten seiner Qualität zu kämpfen. Die Resultate dieses 
Systems sind bereits da: seit 1894, als der Zoll wieder auf die frühere 
Höhe hinabgesetzt wurde, hat die Einfuhr um 2 Mill. Rubel zugenommen 
und erreichte somit eine fünf Mal grössere Summe als im Jahre 1885^ wo 



1) Goldrnbel in Ereditrubel berechnet, erhalten wir für das Jahr 1896 615 000 
Rubel Zollertrag von ansländischen landwirtschaftlichen Werkzeugen. 
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der Zoll im selben Masstabe zum ersten Mal eingeführt wurde. Das be- 
deutet, dass die russischen Wirte, von der verhältnismässigen Billigkeit der 
ausländischen Werkzeuge angelockt, sie trotz ihrer schlechten Konstruktion 
in grösseren Massen einkaufen, d. h. sie müssen auf Kosten ihrer Wirtschaft 
für die Schutzpolitik den mehrfachen Wert des Zolles bezahlen. Wie 
schlecht müssen aber unsere russischen Maschinen sein, wenn man trotzdem 
die ausländischen ihnen vorzieht, obgleich diese von geringerer Qualität 
sind? 

Es kann in der That nicht behauptet werden, dass der russische 
Maschinenbau besonders glänzende Resultate unter der Wirkung des 
Schutztarifs erreicht hat. Dem Werte seiner Produkte nach ist er zwar 
von der Periode 1876 — 79 bis zu der 1891 — 94 um das Doppelte, nämlich 
von 3 081000 Rubel bis auf 6 977 000 Rubel gestiegen. Aber die aus- 
ländische Einfuhr hat in derselben Zeit noch mehr zugenommen, und das 
ist einfach auf das starke Steigen des Bedarfes des Ackerbaues an die Pro- 
duktion verbilligenden Werkzeugen, sowie auf die erheblichen Fortschritte 
der landwirtschaftlichen Technik, wenigstens in einigen russischen Gebieten, 
namentlich im Süden, im westlichen Rayon und im industriellen Norden, 
zurückzuführen. Dass die Nachfrage nach Maschinen namentlich in diesen 
Rayons besonders stark ist, ist schon aus der Gruppierung der Lager von 
landwirtschaftlichen Werkzeugen zu ersehen, die hier in grösserer Zahl 
als im Ackerbau- und Transwolgagebiet zu treffen sind. Das Sinken der 
Preise seit Mitte der 80er Jahre hat unserer Landwirtschaft zweifellos 
einen Anstoss gegeben. Es ist nur zu bedauern, dass eine Reihe von Jahren 
mit starken Missernten oder mit aussergewöhnlich niedrigen Preisen der 
Landwirtschaft es unmöglich machte, mit den veränderten Marktverhält- 
nissen , wenigstens im Hauptzentrum unserer Komproduktion, sich abzu- 
finden. 

Infolgedessen müsste man mit einer Herabsetzung der Zölle 
auf landwirtschaftliche Werkzeuge in grösserem Umfange vorgehen, als 
es neuerdings bei der Revision des Tarifs geschah, bei der der Zoll nur 
für eine geringe Zahl von Werkzeugen, die bei uns fast gar nicht oder über- 
haupt nicht produziert werden, aufgehoben wurde. Von diesen Maschinen 
erfreuen sich nur die Separatoren einer ziemlich beträchtlichen Verbreitung. 
Man müsste die Zollaufhebung wenigstens auch für die kostspieligen 
Maschinen, wie Dampf- tmd Petroleummotoren, sowie für die Mäh-, 
Schneide- und Bindemaschinen, die bei uns sehr schlecht fabriziert werden, 
zulassen. Eine andere nützliche Massnahme würde die Aufhebung des 
Zolls auf ausländisches Gusseisen, sowie auf Sorteneisen und Stahl sein, die 
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beide für die Bedürfnisse des landwirtschaftlicben Maschinenbaues eingeführt 
werden. Nur auf diesem Wege könnte unser Maschinenbau mit dem aus- 
ländischen konkurrieren , da zur Zeit das teure Eisen die Wirkung der 
Schutzzölle aufhebt. Dass bei der Aufhebung oder wenigstens Herab- 
setzung der Zölle auf zum Maschinenbau verwendetes Gusseisen und Eisen 
die russische Produktion aufblühen könnte, ist schon zu ersehen aus der 
verhältnismässig glänzenden Lage, in der diese sich in der der Zollein- 
führung vorangehenden Periode befand. Im Jahre 1879 betrug die Zahl 
der Fabriken 340, d. h. ebensoviel wie jetzt, während der Produktionewert 
in den vier Jahren 1876 — 79 durchschnittlich über 3 Mill. Kübel betrug 
und somit vielmehr die damalige ausländische Einfuhr Überstieg, als wir es 
zur Zeit beobachten 1). 

Uns bleibt noch übrig, einige Worte über die Zölle auf Eisen 
undEisenerzeugnisse, unabhängig von der Wirkung, die diese Zölle 
auf den Wert der landwirtschaftlichen Werkzeuge ausüben, zu sagen. In 
der angehefteten Tabelle Nr. IV findet der Leser ausführliche Angaben 
über die Bewegung der Zölle für Gusseisen, Sorten- und Blecheisen, Stahl 
u. s. w. von 1877 an bis auf die Gegenwart. Die Zölle auf diese Waren 
wurden bis 1894 allmählich erhöht und erreichten ihren Höhepunkt im 
Tarife von 1891, später wurden sie infolge der Handeb vertrage mit 
Deutschland und Oesterreich wieder herabgesetzt. Diese Herabsetzung 
war aber von ungleicher Wirkung auf die verschiedenen Sorten der Eisen- 
ware. Während die Zölle auf Blecheisen und Blechstahl um 20 ®/o herab- 
gesetzt wurden, beträgt der auf Sortenstahl und Sorteneisen sowie auf 
Gusseisen nur 16 */j % (von 60 Кор. Gold bis auf 50 fiir jene und von 
35 bis auf 30 für dieses). Für Gusseisen, welches über Meer eingeführt 
wird, hat keine Herabsetzung stattgefunden. Das Resultat dieser Ungleich- 
mässigkeit war bei uns die gesteigerte Produktion von Gusseisen, während 
die höheren Sorten fast gar nicht fabriziert werden, da das primäre Stadium 
der Produktion fUr die Hüttenbesitzer das vorteilhafteste ist. Die Staats- 
kasse zahlt somit beim Einkauf von Schienen für ihre Eisenbahnen alles 
wieder zurück, was sie in Form von Zöllen erhalten hat. Der einheimische 
Maschinenbau muss aber infolge des künstlich in die Höhe geschraubten 
Wertes des Materials seine Ware überaus teuer berechnen. 

Aber damit sind die Nachteile der hohen und unregelmässigen 
Besteuerung des eingeführten Eisens noch nicht erschöpft. Die Preise 

1) Diese Angaben haben wir der offiziellen vom Finanzministerinm für die 
Eommission yon 1897 über die Frage der Zollerhebung von landwirtschaftlichen 
Maschinen und Werkzeugen zusammengestellten Denkschrift entnommen. 
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ЪаЪеп nämlich die sonderbare 'Eigenschaft, unter dem Einflüsse der Zölle 
weit mehr zu steigen, als die Zölle selbst. So stehen bei uns nicht nur das 
Sorteneisen und der Stahl, sowie auch das Gusseisen, für welche im Jahre 
1894 der Zoll nur um 16^/s % herabgesetzt wurde, sehr hoch im Preise 
und werden der Landwirtschaft zur fühlbaren Last, sondern auch das Blech- 
eisen, für das der Handelsvertrag sich günstiger erwies, behauptet eine sehr 
hohe Preisstufe (2 Rub. 20 Кор. — 3 Ruh. für das Pud je nach dem Orte), 
während sein Preis im Auslande nur 90 Кор. — 1 Rup. 20 Кор. für das 
Pud beträgt. Das geschieht, weil die heimische Produktion in einem ihrer 
Hauptzentren wenigstens, im Ural — mit dem teuren Brennmaterial (Holz- 
kohle statt Steinkohle) sowie auch in der Hochofeneinrichtung hinter der 
westlichen Produktion weit zurückbleibt. Hier aber entsteht natürlich die 
Frage, warum die Preise unter der Konkurrenz der südrussischen Fabriken, 
die zur Zeit die uralschen überholt und im Jahre 1898 nach vorläufiger 
Berechnung eine Produktionszi£fer von 60 Mill. Pud erreicht haben, nicht 
fallen. Dort wird ja auch die Steinkohle als Brennmaterial verwendet, 
und alle technischen Vervollkommnungen sind bereits eingeführt. Dass sich 
die Preise halten, ist dadurch zu erklären, dass unsere Eisenindustrie trotz 
ihres Wachstums mit der Nachfrage nicht Schritt halten kann, und dass die 
südlichen Fabriken infolge des teuren uralschen Eisens, welches den Trans- 
port bis zum Gebrauchsmarkte bezahlen muss, ihre Preise nicht herabsetzen. 
Nicht nur in seiner Finanzpolitik hält somit der Staat den Wert des allge- 
mein unentbehrlichen Eisens auf einer beträchtlichen Höhe, sondern durch 
Staatsbestellungen beschränkt er auch die russische Produktion noch auf 
Gusseisen und auf Schienen. Unter solchen Umständen wäre es höchst 
wünschenswert, den Zoll auf Gusseisen, welches über die Landesgrenze und 
über das Meer eingeführt wird, bis auf 20 Кор. für das Pud, bei Sorten- 
eisen und Stahl von 50 Кор. bis auf 35 Кор. und von Blecheisen von 
65 Кор. bis auf 50 Кор. herabzusetzen. Von allen diesen Zollsätzen, 
wenn man nicht ihre absolute Höhe, sondern das Verhältnis zum Waren- 
preise am Orte in Betracht zieht, ist der GusdeisenzoU der höchste, da das 
Gusseisen auf den deutschen Märkten 22 — 28 Кор. Kredit kostet. Endlich 
müsste man der allgemein anerkannten Grundlage der Zollerhebung gemäss, 
welche immer eine billigere Einfuhr von Rohmaterialien zulässt, den jetzigen 
Zoll auf Erz um 50 ^/q herabsetzen. 
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X. 

Keine Frage hatte solche lebhafte Diskussionen unter imseren Land- 
wirten hervorgerufen und keine Frage fand in einem so erbärmlichen Fiasko 
ihr Ende, wie die Frage über die Getreidefrachttarife. Nicht ohne 
Grund wird diese Frage bei uns als das wesentlichste Mittel zum Kampfe 
gegen die niedrigen Preise anerkannt, obwohl die billige Fracht nur in be- 
schränktem Masse der Not des Ackerbaues abhelfen könnte. Jedenfalls 
erkannte man hierin ein wirksames Mittel, um wenigstens die Transport- 
kosten zu vermindern und einen möglichst grossen Teil des ohnehin niedrigen 
Getreidepreises in den Händen des Produzenten zu lassen. 

Die im Jahre 1884 zusammenberufene Tarifkommission des Grafen 
E. T. Baranow wurden von allen interessierten Kreisen in der Hoffnung 
begrüsst, das die Begierung diese Angelegenheit in die Hände nehmen, sie 
von dem Einflüsse privater Interessen der Eisenbahnkompanien losmachen 
imd Bücksichten allgemein staatlicher Natur unterstellen wird. Zu gleicher 
Zeit wurden fortwährend Klagen über eine gewisse Tarifanarchie laut, 
sowie über das Streben einzelner Linien, zu ihren Gunsten die Bewegung 
der Getreidelasten heranzuziehen und in den Exportgetreidehandel durch 
Kriegstarifsätze das unnatürliche Gravitieren nach solchen Häfen hin ein- 
zufahren, die oft sehr weit von den Produktionspunkten entfernt lagen. 
Es wurde auf das vollständige Missverhältnis zwischen dem Frachtpreise 
und den Entfernungen, sowie auf den aus der Mannigfaltigkeit der Tarife 
entstehenden Wirrwarr hingewiesen, zumal die einzelnen Gesellschaften bei 
entfernten Transporten kein Übereinkommen zwischen sich trafen und keine 
direkten Transitpreise für den Transport in der Ausfuhrrichtung aus- 
arbeiteten. Man hoffte damals auf die Einführung gleichartiger Tarife. 
Als aber diese Gleichartigkeit durch die Einführung des Differentialprinzips 
erreicht wurde, erkannten die Landwirte, dass sie von dieser Einfachheit 
der Tarifformen sehr wenig gewannen, während die Schwierigkeiten, die aus 
dem Wirrwarr der Frachtsätze und der Konkurrenz der einzelnen Linien 
entstanden sind, eigentlich kein so grosses Unglück im Vergleich mit der 
neuen vom Tarif von 1893 eingeführten Ordnung waren. Die Grundlagen 
dieses Tarifs waren wie bekannt folgende: 25 Кор. für Waggon und 
Werst auf der Strecke der ersten 180 Werst, sodann 9 Кор. pro Waggon- 
werst auf der ganzen Zone von 181 — 1080 Werst, und endlich fttr den 
weiteren Transport über diese Grenze hinaus zu je 5 Кор. Das war der 
Ausfuhrtarif für Korn und Mehl ! Im inneren Verkehr dagegen war der 
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Frachtpreis für die Entfernungen zwischen 181 — 320 Werst etwas geringer; 
später aber wurden beide Tarife ausgeglichen ^). Zu den Gründen, die 
zur Wahl dieses Tarifes führten, gehörte das Verlangen, den Getreide- 
produzenten des Mittelschwarzerdestreifens die inneren Märkte, d. h. die 
um die Hauptstädte liegenden und die westlichen Gouvernements zu sichern 
und dem Getreide aus dem entlegenen Steppenrayon eine direkte Kichtong 
zu den Ausfuhrpunkten zu geben. Diese Gründe legen, wie man sieht, 
von guter Absicht Zeugnis ab. Derselbe Zweck wurde aber auch bei der 
Gleichstellung von Mehl und Korn hervorgehoben. Nach der Beseitigung 
des früheren verhältnismässig teuren Mehltarifs wollte man die Ausfuhr 
der Produkte der Mühlenindustrie fördern, und ermöglichte dadurch, die 
weniger schweren und teureren Waren mit der Eisenbahn zu trans- 
portieren und die Abfälle zu Hause zu lassen. Die teure Fracht für die 
ersten 180 Werst wird durch die geringe Entfernung von den Absatz- 
punkten und durch die verhältnismässig gute Einrichtung der Wirtschaften 
im baltischen und westlichen Kayon bei einem höheren Preisniveau be- 
rechtigt. Der ungeheure Sprung von 25 Кор. bis auf 9 sollte den Interessen 
des Zentrums Sicherheit gewähren, während die weitere Herabsetzung über 
1080 Werst hinaus dem uralschen Getreide einen Ausgang zu den Häfen 
schaffen sollte. In diesen offen ausgesprochenen Gründen kann man noch 
«inen zwar verschwiegenen, aber aus dem ganzen Entwicklungsgange des 
Tarif Wesens seit Ende der 80er Jahre klar erkennbaren Grund hinzufügen : 
es galt nämlich, eine starke Ausfuhr nach dem Auslande zu unterhalten ; 
das war eine der Hauptsorgen des Finanzministeriums seit dem Amtsantritt 
Wischnegradskis. Früher erreichte man das Auspumpen des Getreides aus 
den inneren Speichern vorzugsweise mittels „imverzüglicher" Eintreibung 
der Abgaben. Als das aber nach 1891 zu schwierig wurde und der 
Handelsvertrag mit Deutschland in Aussicht stand, musste man eowohl die 
Saatfläche wie die Getreideausfuhr erweitern, und dazu war der Differential- 
tarif am geeignetsten. 

Das Kesultat hat lange nicht alle diese Erwartungen gerechtfertigt. 
Das ungeheure statistische Material, das vom Finanzressort für die Tarif- 
beratung im September 1896 zusammengestellt wurde, gibt die Möglich- 
keit, sich den Charakter und die Kichtung des Getreidetransports klar zu 
machen. Von den 709 Millionen Pud Korn^) im Jahre 1894, in dem 
unsre Ausfuhr mit 639 Millionen Pud ihren Höhepunkt erreichte, blieben 

1) Diese Ziffern beziehen sich anf Wagen von 610 Pnd. Bei der gegenwärtigen 
Belastung von 750 Pnd (300 Centner) müssen sie um 25% erhöht werden. 

2) In dieser Ziffer ist der Transport топ Mehl nnd Kleie mit eingeschlossen. 
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804 Hill. Pud im Innern Verkehr und 405 Mill. Pud gingen ins Ausland. 
Dieselben Ziffern mit der Ausfubrziffer verglicbeni zeigen, dass der Eisen- 
bahntransport lange nicht die ganze Getreidebewegung erschöpft und dass 
ein beträchtlicher Teil — mehr als ein Drittel — des ausgeführten Korns 
zur Axe oder zu Wasser transportiert wird. Es versteht sich von selbst, 
dass auch im inneren Handel diese Transportarten keine geringe Rolle 
spielen. Die Getreideausfuhr nach dem Auslande verteilt sich lange nicht 
gleichmässig zwischen der nordwestlichen (Baltischen) und der Schwarze- 
meer- (südlichen) Eichtung, wobei auch jene nur 140 Mill. Pud bei einer 
durchschnittlichen Entfernung von 1100 Werst entfallen, während ^/3 des 
ausgeführten Getreides bei einer durchschnittlichen Entfernung von 280 
Werst über die Schwarzemeer- und die Asowschen Häfen zogen. Der Trans- 
port über die Landesgrenze ist so unbedeutend, dass man ihn bei diesen 
ungeheuren Ziffern unberücksichtigt lassen darf. Aus diesen Angaben ist 
zu ersehen, welches ungeheure Übergewicht unser Süden in der Getreide- 
ausfuhr besitzt. Der neue Tarif hat somit keineswegs das Gravitieren zum 
Schwarzen Meere geändert, welches auf die Bemühungen der südwestlichen 
Gesellschaft und der Charkow- Asowschen Linie, die Frachten aus dem 
Schwarzerderayon an sich zu ziehen, zurückzuführen ist. Nur die Demar- 
kationslinie zwischen den Rajons der nördlichen und der Schwarzemeeraus- 
fuhr ist etwas nach dem Süden verschoben worden. Die Vorzüge der 
letzteren vom Standpunkte der billigen Fracht blieben trotz des Differentials 
dieselben. Eine beträchtliche Yerbilligung der Frachtsätze wurde zu 
Gunsten des weiten Transports auf weiter als 2000 Werst erreicht. Zwar 
beginnen schon die billigen Werst wagensätze von der 1881. Werst an; aber 
für das Getreide aus dem Schwarzerderayon, welcher von den Häfen 1000 
oder etwas mehr Werst entfernt liegt, hat keine Herabsetzung des Tarifs 
infolge der teuern Fracht für die ersten 180 Werst stattgefunden. Indessen 
wird diese teure Fracht für grössere Entfernungen wie für die an der niedem 
Wolga liegenden Gegenden weniger fühlbar. 

Wenn wir nun ausführlicher verfolgen, woher und wohin hauptsächlich 
die Getreidetransporte gehen, so finden wir, dass der ganze Rayon südwärts 
von der Linie Woronesh-Kurk-Kiew-Dubno nach der Ausfuhrrichtung zwar 
zum Schwarzen Meere hin gravitiert, dass aber doch beträchtliche Frachten 
sogar aus dem dem Meere nahe liegenden Gouvernement Cherson nach den 
nordwestlichen Städten Russlands gehen. Der mittlere Schwarzerderayon, 
namentlich die Gouvernements Tula, Orel, Tambow, Rjasan, teilweise auch 
Kursk und Woronesh, schicken ihre Frachten hauptsächlich nach den 
westlichen Gebieten Russlands, mehr zur Versorgung der dort liegenden 
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Städte als zur Ausfuhr. t)er Baltische Export wird hauptsächlich mit 
Getreide aus den Gouvernements Fensa, Simbirsk, Samara, Saratow, teil- 
weise auch Tschernigow und Poltawa versorgt. Das Eorn aus diesen ent- 
legenen Gebieten läuft dank dem Differential durch das mittlere Russlandi 
ohne da halt zu machen. Das Getreide aus dem Steppengebiet und dem 
Ural nimmt wenig Anteil am Export und geht nach den verschiedensten 
Gegenden des inneren Busslands, teils zum feineren Mahlen in den Yer- 
teilungspunkten (Jeletz, Koslow, Morschansk), teils direkt nach Petersburg 
auf dem Wasserwege. Deshalb nehmen die Frachten für lange Strecken 
(über 2000 Werst) einen sehr imbedeutenden Platz (nur 6 %) im Getreide- 
transport ein, während die mittleren Strecken den Hauptteil ausmachen. 
Insgesamt ergeben die Frachten von über 1120 Werst eine Ziffer von 122 
Millionen Pud oder 17,2 ^/q der gesamten Getreidebewegung. 

Zur richtigen Beurteilung aller dieser Ziffern mnss man 
jedoch in Betracht ziehen, dass die Wolga nebst dem Mariinsksystem ab 
zweites inneres Meerufer erscheint und in die Statistik der Getreidebewegnng 
einen Wirrwarr hineinbringt, da die verhältnismässig kurzen Strecken von 
dem Innern der Gouvernements Samara und Ufa bis zu den Häfen der 
niederen Wolga thatsächlich zu sehr grossen Strecken werden, wenn man 
zu ihnen den weiteren Schiffstransport bis Eybinsk und Petersburg hinzu- 
fügt. Ein beträchtlicher Theil des Steppengetreides, welches auf der Axe 
bis zur Wolga transportiert wird, wird dort in den grossen Dampfmühlen 
ausgemahlen und, ohne an den Ziffern des weiten Komtransports teilzu- 
nehmen, zur Verpflegung der Städte des Zentrums und des Westens ver- 
wendet. Es ist auch nicht ausser acht zu lassen, dass erst im Herbst 1896, 
als die Statistik des Getreidetransports zusammengestellt wurde, der direkte 
Verkehr auf der sibirischen Linie eröffnet wurde und dass daher das sibirische 
Getreide noch nicht auf den inneren und Exportmärkten erscheinen 
konnte. 

Welche Holle dem Steppengetreide in unserem Getreidehandel zu 
spielen beschieden ist, ist daraus zu ersehen, dass schon im folgenden Winter 
1897—1898 in Tscheljabinsk 6 Exportkontors eröffnet und etwa 30 Mill. 
Pud sibirischen Getreides nach dem Auslande ausgeführt wurden, während 
in der Kampagne 1896 — 1897 aus den Gouvernements Stawropol, Samara, 
Ufa nnd Orenburg, sowie aus den Gebieten Ural, Kuban und Terek, nach 
dem Berichte der „Handebindustriellen Zeitung'', 168 Mill. Pud ausgeführt 
wurden. 

Die unbedeutende Bolle der langen Strecken in der Statistik der 
Getreidebewegung weist somit noch nicht auf das Fehlen des Steppen- 
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getreides auf den inneren und den Exportmärkten hin. Denn einerseits 
bleiben die kurzen Frachten trotz des relativ billigen Transports auf 
grossen Entfernungen immer noch absolut billiger, sodass die Produzenten 
des Transwolga- und Transuralgebietes die Fracht bis zur Wolga vor- 
ziehen, um dann den noch billigeren Wasserweg zu benutzen. Anderer- 
seits erscheint dieses Getreide im Inneren Eusslands auch in Form von 
Mehl, dank der Ausdehnung des Differentials auch auf die Mehlprodukte, 
was den Transport dieser Produkte auf lange Strecken erleichtert. 

Der Hauptzweck der Einführung eines durchgängigen Tarifs für 
Mehl — die möglichst grosse Ausfuhr nach dem Auslande — wurde jedoch 
nicht erreicht, da wir bis jetzt noch sehr wenig Mehl ausführen imd noch 
nicht gelernt haben, den Ansprüchen der ausländischen Konsumenten zu 
entsprechen. Wie dem auch sein mag, die Bedeutung der südlichen und 
östlichen Steppen in der Versorgung der russischen und ausländischen 
Märkte mit Getreide ist lange noch nicht aufgeklärt, ihnen steht wahr- 
scheinlich bevor, sich in naher Zukunft eine sehr ansehnliche Stelle in 
dieser Hinsicht zu erobern. Aber auch schon jetzt haben unsere beiden 
östlichen „Argentinien", von welchen das eine am Fusse des Kaukasus und 
das andere zu beiden Seiten des Urals liegt, nicht wenig auf die Zunahme 
unserer Ausfuhr sowie auf das erhebliche Sinken der Getreidepreise seit 
1893 — 1896 gewirkt. Zwar ging das dortige Getreide nicht direkt nach 
Europa — was auch nur von dem Transwolgagetreide behauptet werden 
kann, nicht aber von dem Kubangetreide, welches nach dem Auslande über 
Noworossijsk ging — , aber auf indirektem Wege hat doch dieses Getreide 
die Ausfuhr verstärkt, indem es durch seine Billigkeit das Getreide der 
zentralen Gegenden verdrängt hat. Tscheljabinsk wirkte somit wie ein 
treibender Keil auf Ufa, Samara u. s. w. 

Mit der Eröffnung des direkten Verkehrs nach dem Inneren Sibiriens 
wird sich allerdings der Rayon dieser Wirkung noch mehr nach Osten 
ausdehnen. Der Differentialtarif, welcher den Frachtpreis für das mittel- 
russische Getreide nach den Häfen auf dem früheren Niveau stehen liess, 
hat somit ohne Zweifel die Entwertung des Getreides gefördert. Kein 
Wunder, dass auf dem allrussischen Moskauer Kongress die Landwirte des 
zentralen Eusslands von dem Bewusstsein der gegen sie verübten Un- 
gerechtigkeit ergriffen wurden. Die Frachttarife müssten an die existieren- 
den Marktpreise angepasst sein, und der von den Eisenbahnen für den 
Getreidetransport gewonnene Ertrag erschien diesen Wirten als eine Steuer 
auf den Ackerbau. Deshalb wurde die Formel von 0,01 Kopeken für Pud 
und Werst von ihnen mit solchem Enthusiasmus aufgenommen, denn sie 
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war der Ausdruck für eine allgemeine, für alle Bayons gerechte Ver- 
billigung der Fracht. 

Es wurden dabei aber zwei wesentliche Momente ausser acht gelassen: 
bei einer solchen Yerbilligung konnten die Frachtkosten nicht mehr gedeckt 
werden, während dem östlichen Getreide der Zugang zu den inneren 
Märkten noch mehr erleichtert und infolgedessen der Druck auf die Preise 
unumgänglich gesteigert wurde. Das war nicht zu verkennen, wenn man 
sich mit der Statistik des Getreideverkehrs, welche vom Finanzministerium 
der Septemberberatung von 1896 vorgelegt wurde, vertraut gemacht hat. 
Aber die damals in Petersburg versammelten Landwirte haben sich mit 
dieser Statistik zu spät vertraut gemacht und hatten daher keine Zeit mehr, 
sich über irgend ein allgemeines Programm zu verständigen. Bedauer- 
licherweise tauchte hier der egoistische Wettstreit der einzelnen Bayons 
sowie der allgemeine Neid der Landwirte aus dem Zentrum und dem 
Wolgarayon gegen den glücklicheren Westen auf. Infolgedessen wurde 
auch die neue von Sweginzew als Kompromiss ausgearbeitete Formel, die 
zwar das Differential aufrecht erhielt, aber eine Herabsetzung desselben 
schon von der 181. Werst an forderte, lange nicht einstimmig an- 
genommen. 

Das weitere Schicksal der Frage ist bekannt genug. Der Mangel an 
Einmütigkeit unter den Landwirten ; die Verluste , die den Eisenbahnen 
durch Herabsetzung des Tarifs für mittlere Strecken bevorstand ; endlich 
der offenbar sinnlose Sprung von 25 Kopeken für die Wagenwerst bis auf 
5 Kopeken — das alles hat einen Einfluss auf die Beratung der Frage im 
Staatsrate ausgeübt. Der neue Tarif von 1897 hat im Prinzip das Diffe- 
rential sowie die Ausgleichung des Frachtpreises für Mehl und Korn auf- 
recht erhalten und nur drei kleine Neuerungen eingeführt : die sogenannten 
Stationsau^gaben wurden herabgesetzt, der Komtransport im inneren Ver- 
kehr im Verhältnis zur Ausfuhrrichtung noch etwas verbilligt und der Tarif 
für Kleie und Ölkuchen herabgesetzt. Somit ist man keinem einzigen 
Wunsche der Landwirte entgegen gekommen. 

Aber im Jahre 1900 steht eine neue Bevision bevor, und man sollte 
die nötigen Vorbereitungen schon jetzt treffen. Die Frage hat schon ihre 
Gärung durchgemacht und sich geklärt. Kaum wird man viele Wirte in 
Mittelrussland finden, die vom Differential nicht enttäuscht wurden und 
den kurzsichtigen Neid gegen die Ostsee- und westlichen Gouvernements, 
dank deren der hohe Tarif für die ersten 180 Werst bei ihnen Beifall 
fand, nicht aufgegeben haben. 

Welches sollen nun aber die Grundlagen fttr die nächste Tarifreform 
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sein, die den Interessen des am meisten von der Krise ruinierten Zentral- 
russlands zu genügen hat ? Diese Interessen sind, wie es scheint, auf drei 
Grundzüge zurückzuführen. Erstens muss man sich gegen die Konkurrenz 
des hilligen Steppengetreides auf den inneren Märkten verteidigen. 
Zweitens muss man sich eine Yerhilligung der Fracht auf mittleren 
Strecken erwirken, also z. B. für 600 his 1200 Werst, da gerade diese 
mittleren Strecken nichts vom Differential gewonnen, dafür aher sehr viel 
durch die Ackerhaukrise eingehüsst hahen. Drittens endlich muss man 
den hei der Ausgleichung des Frachttarifs für Korn und Mehl hegangenen 
Fehler gut machen. Als Eesultat dieser Ausgleichung erschien die rasche 
Entwickelung der grossen Mühlen an der Wolga und dementsprechend der 
Bückgang der mittelrussischen Mühlen kleineren Massstabes. Wenn das 
Mehl zum gleichen Preis wie Getreide und zwar nach dem Differentialtarif 
transportiert wird, so lohnt es sich offenbar nicht mehr, das Ste^pengetreide 
bis zu den Mühlen des mittleren Streifens zu bringen und somit dafür den 
doppelten Transport zu zahlen. Die Mühlenindustrie konnte sich nur in 
den östlichen und westlichen Grenzländern entwickeln und somit dem 
Bückgange des Getreidehandels in den zentralen Gegenden Vorschub leisten 
und obendrein noch grosse Mengen von Abfällen in solchen Punkten kon- 
zentrieren, wo diese keine Nachfrage finden und von wo sie in Massen nach 
dem Auelande ausgefdhrt werden. 

Zur Beseitigung dieser Missstände können folgende Massnahmen ge- 
troffen werden. Vor allem muss man die Tarife für Inland- und Ausland- 
verkehr scharf von einander trennen. Für den Binnenverkehr wird man 
kaum auf das Differential verzichten können, da dem östlichen Getreide 
sowie dem Steppenmehl der Ausgang nach dem Auelande versperrt ist. 
Aber für die Ausfuhr wäre es wünschenswert, die Sprünge des Differentials 
für Mehl und für Korn etwas auszugleichen, den Wagen werstsatz für die 
ersten 180 Werst von 26 auf 18 Kopeken, von 181 — 500 bis auf 11 Kopeken 
und über 1100 Werst bis auf 8 Kopeken herabzusetzen ^). Der letzte Satz 
könnte für weitere Entfernungen unverändert bleiben. Da die Entfernung 
bis zu den baltischen Häfen (durchschnittlich 1100 Werst) gewöhnlich 
grösser ist, als die bis zu den Schwarzemeer-Asowschen (durchschnittlich 
260 Werst), konnte die Änderung des Ausfuhrtarifs auf die nordwestliche 
Eichtung beschränkt bleiben, nach der das Getreide aus den am meisten 
von der Krise ruinierten zentralen Schwarzerdegouvernmenss geht. Die 



1) Diese Ziffern sind nach dem früheren Ladegewicht von 610 Päd (250 Centner) 
berechnet. 
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Verluste der Staatskasse und der privaten Eisenbahnen an den Gewinnen 
von dem Getreidetransporte wäre somit auf ein Minimum erniedrigt. Aber 
auch dieses Minimum könnte man durch die Einfflhrung eines Wersttarifs 
für Korn und Mehl im Binnenverkehr des ganzen Kelches noch völlig 
beseitigen. 

Die Wirkung der billigen Fracht auf den inneren und äusseren Ge- 
treidehandel ist thatsächlich ganz verschieden. Auf den ausländischen 
Märkten werden die Preise ohne unser Wissen festgestellt, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil wir dem Auslande nur ein Drittel des Weltkonsums 
zuführen. Es ist daher die Hoffnung berechtigt, dass wenigstens ein be- 
trächtlicher Teil des aus der Verminderung der Frachtausgaben aus Mittel- 
russland entstehenden Gewinnes in den Händen der russischen Produzenten 
bleiben wird. Auf den inneren Märkten dagegen entstehen die Preise 
ausschliesslich unter der Wirkung der Konkurrenz. Infolgedessen setzt 
die billige Fracht die Preise herab und wirkt, ohne den Kornlieferanten 
irgend einen Vorteil zu gewähren, äusserst nachteilig auf die Wirtschaft 
des konsumierenden Eayons. Es darf in der That nicht vergessen werden, 
dass auch diese Bayons nur ^/^ des von ihnen konsumierten Getreides ein- 
führen und die übrigen */e selbst produzieren, so dass bei einer Verbilligung 
der Preise die Vorteile der Käufer lange nicht die Verluste der Wirte zu 
decken vermögen. Im Binnenverkehr spielt somit der Tarif dieselbe EoUe 
wie die Einfuhrzölle beim Schutze der Interessen der westlichen Landwirte. 
Endlich halten wir es für möglich, für die Abfälle der Mühlenindustrie einen 
Wersttarif auch im Auslandsverkehr einzuführen, um dadurch die Ausfuhr 
der Kleie nach dem Auslande etwas einzuschränken. 

Wir sind uns voll bewusst, das wir mit diesen Ausführungen einen 
Vorstoss gegen das Gleichgewicht des Staatsbudgets unternehmen. Das 
von uns entworfene Programm, nicht nur allmählich und bedächtig, 
sondern ungesäumt die landwirtschaftlichen Institute im Innern des Landes, 
darunter die landwirtschaftlichen Schulen, zu fördern, den Bodenkredit auf 
neue Grundlagen zu stellen und den Waldbau in grossem Masstabe in die 
Hand zu nehmen — das alles würde in der That im Falle seiner Verwirk- 
lichung sehr grosse Geldopfer beanspruchen. 

Da diese Opfer keinen Vergleich mit den kleinen, alljährlich für die 
Bedürfnisse des ackerbauenden Eusslands aufgewendeten Summen aushalten, 
wollen wir nicht zum üblichen Argument unsre Zuflucht nehmen — zur 
Erörterung der hohen Bedeutung der Landwirtschaft für einen Ackerbau- 
staat. Dieses Argument ist so abgedroschen, dass es jedem überdrüssig 
geworden ist. Wir gestatten uns hier auf eine andere Seite der Frage 
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hinzuweisen — auf die Mittel, die die erforderlichen Kosten ohne besondere 
Belastung der Staatskasse zu decken vermögen. Das Bessert, welches den 
Staat mit alljährlich wachsenden Einnahmen versorgt und sich hauptsäch- 
lich von den anderen immer neue Ausgaben fordernden Eessorts unter- 
scheidet, ist das Ackerbauministerium. Das Bergressort und die staatlichen 
Wälder werfen jedes Jahr neue Überschüsse ab, die jedoch das Ministerium 
nicht nach seinem eigenen Ermessen verwenden darf. Sollte nicht die An- 
ordnung angebracht sein, dass die weitere Zunahme der Einnahmen 
wenigstens aus den staatlichen Wäldern, Einnahmen, die doch ausschliess- 
lich der Thätigkeit des Ministeriums' zu verdanken sind, nur fElr die allmäh- 
liche Ausführung des Reformprogramms, in das ja die landwirtschaftlichen 
Institute und Schulen einbegriffen sind, verwendet werden? Damit würde 
•dem Ackerbauministerium nur gegeben, was ihm von Rechts wegen zu- 
kommt. 

Es existiert aber noch eine andere reiche Quelle neuer Einnahmen, die 
von demselben Ministerium abhängt. Diese Quelle sind die Staats- 
ländereien mitNaphtaquellen, die bis jetzt der Ausbeutung durch 
Private überlassen werden. Vor kurzem wurde mit Einverständnis der 
Regierung von einigen Pächtern der Naphtaquellen auf der Apscheronhalb- 
insel das Ausbeutungsrecht einer ausländischen Gesellschaft übergeben. Es 
ist geradezu unerklärlich, dass man bis jetzt noch nicht auf den Gedanken 
gekommen ist ^), die Naphta als Regierungsregalie auf Kosten des Staates 
auszubeuten. Das Bohren der Offnungen kostet im Durchschnitt 3 5 000 Rubel ; 
wenn auch nur eine reiche Quelle entdeckt wird, werden die Bohrausgaben 
für weniger produktive Offnungen dadurch reichlich gedeckt. Diese Unter- 
nehmungen müsste man mit allen Kräften den privaten Personen und vollends 
den Gesellschaften, an die einige Apscheronsche Pächter die Staatsländereien 
in Betrieb giebt, entziehen. Man muss in der That manchmal eine ganze 
Reihe erfolgloser Versuche machen, bis man eine reiche Naphtaquelle ent- 
deckt. Für den Staat existiert diese Schwierigkeit nicht. Für ihn wäre 
«s kein Hindernis, eine Million oder zwei für Bohrarbeiten auszugeben, 
wenn am Ende doch eine reiche Ausbeute ohne Zweifel bevorsteht. Man 
müsste daher anstatt der Verpachtung der Staatsländereien den ganzen 
Naphtabetrieb für Staatsmonopol erklären. Dadurch würde 
ausser einer sehr grossen Einnahmequelle noch ein anderer Vorteil — die 
Möglichkeit zur Verbilligung der Naphtaprodukte erzielt werden. 



1)' Dieser Gedanke wurde, wenn wir nicht irren, zuerst in der „Nowoje Wremja' 
▼on Skalkowsky ausgesprochen. 

G о 1 w hu , Baseieohe Finanspolikik. \ 3 
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Die nenerdings laut gewordenen Klagen der Konsumenten, namentlich 
der Moskauer Fabrikanten, über die Versteuerung dieser Produkte beweisen 
zur Genüge, dass eine Herabsetzung der Napbtapreise sebr zu wünscben ist. 
Von allen möglieben Wirtsebaftsgebieten wäre die Napbta am geeignetsten, 
für den Staat monopolisiert zu werden, da sie erstens sebr viel (die rascbe 
Entwickelung des Betriebs würde ja vollständig vom Staate abbängen) ein- 
bringt und da zweitens durch die Monopolisierung dieses Betriebs die 
Interessen nur verhältnismässig weniger Beteiligten berührt werden. Wenn 
man aber, von diesen Interessen abgesehen, Mittel zur wirtschaftlichen 
Hebung des zentralen Ackerbau-Russlands finden kann, so wäre das ein 
bedeutsames und sehr erwünschtes Resultat. 



Vierter Teil. 
^tändefragen. 



1. 

Nun bleibt uns nur noch zu untersuchen, ob das innere Leben unserer 
zwei ländlichen Klassen, für deren Schicksal der letzte zwölfjährige Zeit- 
abschnitt so verhängnisvoll war, spezielle gesetzliche und administrative 
Massnahmen erforderlich macht. 

Viel wurde bei uns in den letzten zwei Jahren über den Adel ge- 
schrieben, es wurde im erbaulichen und im ironischen Tone von recht nam- 
haften und auch von ganz namenlosen Schriftstellern darüber gehandelt. 
Viel Aufrichtiges und eben soviel Heuchlerisches wurde ausgesprochen, und 
doch hat dieser Haufen gedruckten Papiers nicht nur die Frage nicht um 
einen Schritt weiter geführt, sondern die russische Gesellschaft der Lösung 
der Frage noch weniger nahe gebracht, wie sie ihr damals war, als fort- 
während Petitionen von den Gouvemementsversammlungeu nach Peters- 
burg gingen. Wir erblickten immer dasselbe Bild: sobald die streitenden 
Parteien in ihrer Argumentation bis zu einem gewissen Punkte gelangt 
waren, wichen sie vom Wesentlichen ab xmd versteckten ihren Mangel an 
Gedanken hinter rätselhaften oder recht abgenutzten Phrasen, die ganze 
Fülle von guten, mitunter schlagenden Gründen hat zu keinem klaren, 
brauchbaren Schlüsse geführt. Die Artikel der Verfechter des Stände- 
prinzips sowie die ihrer Gegner endeten gewöhnlich in nebelhaften Formeln. 
So wurde einerseits zum wiederholten Male behauptet, dass der Adel, als 
geschichtlicher Dienststand, die herkömmliche Stütze der russischen Staats- 
ordnung darstellt; andererseits wurde nicht weniger oft erklärt, dass der 
Adel in dieser historischen Bolle sich von den übrigen Gesellschaftsklassen 
nicht isolieren darf, sondern zusammen mit ihnen in ein harmonisches Ganzes 
zusammenfliessen und, als die „besten^ Männer des Eussenlandes, der 

gemeinsamen Volkssache dienen muss« 

13* 
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Aber wie ihm in Zuknnft sein Vorrang gesichert, wie ihm die Be- 
deutung der Gutebesitzerklasse erhalten werden soll, wenn sein Grandbesitz 
nicht vor allmählichem Verschwinden geschützt wird — das vermag 
niemand anzugeben. Die Adelsfrage bleibt wie frflher eine Gleichung mit 
rielen unbekannten. 

Und doch scheint es gar nicht so schwer zu sein, zu einem greifbaren 
Schlüsse zu kommen. Wir stehen unmittelbar vor einer imbestreitbaren 
Thatsache. Seit nun schon fünf und dreissig Jahren entgleitet das Boden- 
eigentum den Gutsbesitzern: zunächst wurde der kleine Gutsbesitz zer- 
schlagen, dann auch der mittlere ruiniert. In vielen Gouvernements hat 
der Adel die Hälfte und mehr seines Bodenbesitzes und seiner eigenen Zahl 
eingebttsst. Dieser Prozess nahm auch bei den hohen Preisen für landwirt- 
schaftliche Produkte seinen Fortgang und dauert auch jetzt noch an. Er 
ist natürlich auf wirtschaftliche Ursachen zurückzuführen. Es ist aber 
nicht zu verkennen, dass in den Gouvernements, in denen der adelige 
Grundbesitz nicht grossrussischer Herkunft ist, dieser Prozess entweder gar 
nicht zu merken ist, wie in den Ostseeprovinzen, oder viel langsamer vor 
sich geht, wie in Kleinrussland und den westlichen Gouvernements. Zwar 
lagen hier die Verhältnisse günstiger für die Landwirte, als im Zentrum des 
Landes. Aber die Krise hat auch hier in grösserem oder kleinerem Grade 
ihre Wirkung ausgeübt. Es müssen somit andere Ursachen, ausser den 
landwirtschaftlichen hier im Spiel sein, durch die die grossrussischen Guts- 
besitzer veranlasst wurden, ihre Güter zu verkaufen ; Verhältnisse, die sich 
ftlr die Gutsbesitzer der westlichen Grenzländer und der kleinrussischen 
Gouvernements anders gestalteten. Offenbar trafen die zum Schutze des 
adligen Grundbesitzes in Eussland ergri£fenen Regierungsmassnahmen auch 
nicht vollkommen ihr Ziel. 

In einer besonderen Tabelle ^) haben wir die Daten über die Bewegung 
des adligen Grundbesitzes seit 1862 — 1897 nach den Berichten des 
Ministeriums des Innern und der Adelsbank zusammengestellt. Deren Ge- 
samtergebnis ist folgendes: im Jahre 1862 befanden sich im Besitze des 
Adels, nach Abzug der an die Bauern abgeführten Parzellen, in 44 Gouverne- 
ments des europäischen Busslands^) fast 78 000 Djessjatin. Bis zum 
Jahre 1892 ist diese Ziffer auf 57 728000 Djessjatin, d. h. um 26%, 
zurückgegangen. Die Zahl der Grundbesitzer hat infolge der Zerstückelung 



1) Tabelle V. 

2) Die Gonyernemeiite Archangel , Bessarabien, Olonetzk, die drei Ostsee-Goa- 
Temements, das Zartum Polen, das Gouvernement Stawropol, die Gebiete Don, Enban 
nnd Terek sind hier nicht eingeschlossen. 
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des erblichen Besitzes weniger abgenommen. Besonders stark äusserte sich 
der Prozess des Bodenverlustes in den Nichtsebwarzerde- Gouvernements 
und im Schwarzerde- und Steppenstreifen — in den Gouvernements Samara 
und Kasan. Der adelige Grundbesitz hat auch im Süden, in den Gouverne- 
ments Cherson und Taurien, beträchtlich abgenommen (um 30 ^/q). Da- 
gegen äusserte sich diese Bewegung am schwächsten im westlichen Kayon, 
namentlich in dessen südlichem Teile und in einigen der mittleren Schwarz- 
erdegouvernements, vorzugsweise in Tula, Woronesch und Kursk. Nach 
1892, wenn man den von den Gouvernementsvorstehern der Adelsbank 
zugesandten Angaben glauben darf, betrug die Gesamtfläche des adligen 
Besitzes in 41 Gouvernements (es fehlen Angaben aus den Gouvernements 
Petersburg, Olonetzk und Charkow) etwas über 54 Millionen Djessjatin ; 
da in den erwähnten drei Gouvernements im Jahre 1872 über 2 Millionen 
Djessjatin adligen Grundbesitzes waren, so muss man annehmen, dass 
gegen Anfang 1897 der adlige Besitz in den 44 Gouvernements immer 
noch 56 Millionen Djessjatin umfasste. Wie dem auch sein mag, so ist 
doch kein Grund vorhanden, auf ein Aufhören des sich vollziehenden Über- 
ganges zu schliessen, da die Ursachen, die ihn hervorgerufen haben, nicht 
im Verschwinden, auch nicht im Abnehmen begriffen sind. 

Bevor wir zur Lösung der Aufgabe übergehen, müssen wir erörtern, 
ot> die Aufrechterhaltung des adligen Bodenbesitzes für 
das Land nötig ist. Diese Frage muss ganz aufrichtig beantwortet werden 
und ohne Furcht, jemandem mit der offenherzigen Antwort zu nahe zu treten. 
Eins scheint ausser jedem Zweifel zu stehen : ohne eine solche Klasse, die 
bewusst, tüchtig und ehrlich die örtliche Verwaltung nach Wahlen oder 
nach Ernennung durch die Begierung zu führen im stände ist, kann das 
Land nicht auskommen. Die zugezogenen Fremden, die zu dem Orte keine 
engen Beziehungen haben und seine besonderen Eigenschaften nicht kennen, 
sind nicht im stände, diese Rolle auszufüllen. Das ungenügende Personal 
der Semstwochefs in vielen Gouvernements beweist das zur Genüge. Die 
früheren Bodenbesitzer sind im Verschwinden begriffen, und die Antwort 
auf unsere Frage hängt somit davon ab, ob Kräfte zu ihrem Ersatz vor- 
handen sind. Den beiden für den örtlichen Dienst nötigen Bedingungen — 
Bildung und Ehrlichkeit — genügen zwar auch viele ausser den adligen 
Grundbesitzern. Aber erstens nehmen diese Leute fast keinen Anteil an 
dem Ankauf von Gütern, zweitens genügen sie nicht den beiden anderen 
Anforderungen, die für den lokalen Dienst ebenso unentbehrlich sind : der 
Kenntnis des Ortes und der Unabhängigkeit, die allein der Grundbesitz ge- 
währen kann. 
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Die Grundfrage wird somit ohne besondere Schwierigkeit gelöst. 

Die Staatsgewalt mit ihrem ganzen legislativen und administrativen 
Mechanismus ist berufen, nicht nur die Interessen eines Standes zu fbrdem, 
sondern den Vorteil des ganzen Landes im Auge zu behalten. Auch hier 
ist nicht die Eede von der Wahrung des Personals des Bodenadels : dieses 
Personal hat sich auch früher oft erneuert. Wie alle lebenden Organismen 
einige Zellen abwerfen, um sie durch neue zu ersetzen, erhielt der Boden- 
adel immer einen Zufluss frischer Elemente von aussen, während manche 
seiner früheren Mitglieder aus seinen Reihen austraten. £s handelt sich 
nur darum, dass dieser unvermeidliche Prozess geregelt wird, dass die Ver- 
luste durch neue, wirklich bessere Männer gedeckt werden. 

Alle geschichtlichen Kulturvölker scheiden aus ihrer Mitte die höheren, 
regierenden Klassen aus. Den Verhältnissen der Zeit gemäss ändert sich 
auch die Art, wie diese Klasse rekrutiert wird, die Dauer der Ablösung, 
ihrer persönlichen Zusammensetzung, aber das Wesen der Sache bleibt 
dasselbe. Die Auswahl besserer Männer dauert fort, solange die 
Schöpfungskraft der Volksgeister lebt. In früheren Zeiten diente der 
Heldenmut im Kriege als Empfehlung für diese Auswahl; Quelle der 
Macht war der Bodenbesitz. Zur Zeit, bei dem ungeheuren Wachstum des 
beweglichen Vermögens, ging der Schwerpunkt vom Boden zum Kapital 
über, und die Börse wurde das Werkzeug zur Erlangung der Macht. In 
dieser Umwandlung der gesellschaftlichen Ordnung liegt der alleinige 
Grund der Demokratisierung Westeuropas. Der politische Vorrang ent- 
schlüpfte den Händen des dortigen Grundadels, da der Wert des Geldes 
den Wert des Bodens überholt hat. 

Ahnliches mussten wir natürlicherweise auch bei uns erwarten. Es 
fragt sich aber, ob unsere Industriellen den entsprechenden Grad der Geld- 
macht und der geistigen Entwickelung erreicht haben, um Nachfolger des 
Adels zu werden oder wenigstens mit ihm seine geschichtliche Holle zu 
teilen. Wir können nicht umhin, an die nicht ganz schönen Züge zu 
erinnern, die in der sozialen Erneuerung des Westens zum Vorschein kamen, 
jene nicht immer sympathischen Eigenschaften, die die neue regierende 
Klasse dort offenbarte. Auch dort, wo das Geld Hand in Hand mit Bildung 
geht, gibt die Börse als Werkzeug der sozialen Zuchtwahl ganz andere 
Eesultate als der Adelsdegen. Sogar die mittelalterlichen Baubritter, die 
die Händler auf der Landstrasse überfielen und auf den Flüssen die Handels- 
schiffe plünderten, setzten ihr Leben der Gefahr aus. Das aber kann nicht 
von den modernen zivilisierten Käubern behauptet werden, die dem naiven 
Publikum am Portal der Börse und an den Bankgeschäften auflauem. 
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Kein Wunder, dass die veränderten Verhältnisse zur Gewinnung von Reich- 
tum und Macht eine Aristokratie ins Lehen gerufen hahen, die sehr wenig 
Bitterliches in sich trägt. 

Da aher Russland, trotz der Steigerung der grossindustriellen Betriebe, 
immer noch hauptsächlich Rohmaterialien produziert, und da unsere Börsen- 
imd Industriekönige in jeder Hinsicht noch weit hinter den Krupps und 
Stumms, um von den Bleichröders und Rothschilds zu schweigen, zurück- 
gehlieben sind, so müssen wir uns wohl überlegen, oh es für uns gut ist, der 
jüdischen Macht Thür und Thor zu öffnen, nachdem sie im Westen mit 
den Blüten des Fortschritts nicht wenig Unkraut gebracht hat. Bei uns ist 
zwar dieser Macht der direkte Eingang in die Reihen des Adels versperrt. 
Aber eben deshalb hat sie sich einen andern, fast noch gef^hrHcheren Umweg 
gewählt. Sie will offenbar den Adel ersetzen, ohne in seine Reihen einzu- 
dringen, und durch Aufkauf seines Besitzes ihn aus der Welt schaffen. 

Das nötigt uns, von der Einmischung der Staatsgewalt in den 
ökonomischen Prozess ta sprechen, der mit einer Umwandlung des ganzen 
russischen Lebens droht. Müssen wir denn beim Kampfe zwischen Kapital 
imd Boden nicht diesem als dem ohne Zweifel schwächeren Teile unsere 
Unterstützung zuwenden ? 

Wie der Leser sieht, ist diese Aufgabe nicht ausschliesslich eine 
Ständefrage. Sie verliert ihren ständischen Charakter schon dadurch, dass 
nicht der ganze Adel, sondern nur ein Teil von ihm, die Bodenbesitzer, jene 
kulturelle Bedeutung hat, von der oben gesprochen wurde. Nicht in den 
Ständeprivilegien, sondern nur im Bodenbesitze und im Tragen des Staats- 
und Semstwodienstes am Orte besteht die auszeichnende Eigenschaft des 
Grundadels. Der Gutsbesitzer, der seinen Bodenbesitz einbüsste, möge 
sein Stammbaum noch so weit reichen, verschwindet in den Reihen der 
sogenannten „Intelligenz" und unterscheidet sich nicht mehr von jedem 
beliebigen russischen Unterthan, der das Reifezeugnis besitzt. Diejenigen 
Scharen neuer Edelleute aber, die sich alljährlich dank der „Rangtabelle^ 
oder eines Ordens des Hl. Wladimir 4. Grades diesen Titel erwerben, 
bleiben trotz aller ihrer vermeintlichen geistigen Vorzüge im Kulturleben 
eine besondere Klasse, die mit dem Grundadel nichts Gemeinsames hat. 
Noch mehr : dem Geiste nach, der unsere Büreaukratie auszeichnet, stehen 
auch ihre begabtesten Mitglieder in einem halb offenen Antagonismus zum 
Adel. Ihre Ansichten, ihre Beziehungen zum Volke sind ganz andere. 
Daraus soll aber nicht gefolgert werden, man müsse die Öffnung verstopfen, 
durch die der Staatsdienst neue Elemente in den Adel hineinführt. Aber 
ein anderer Schluss muss gezogen werden : man muss ernst darüber nach- 
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denken, ob die Qutebesitzerklaese, als Produkt der russischen Geschichte, 
nicht aus der Welt geschaffen werden soll ; denn wenn das geschähe, dann 
würde niemand mehr zwischen dem einfachen Баиет einerseits und seinen 
Ausbeutern und den ihn missverstehenden Beamten andererseits, übrig 
bleiben. 
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In dem Streit über die Adelsfrage wiederholt sich oft ein scheinbar 
sehr kräftiges Argument : als lebende Organismen — sucht man uns zu be- 
lehren — haben nur die Einrichtungen und Gesellschaftsklassen Bestand, 
die auf ihren eigenen Beinen stehen. Eine künstliche Unterhaltung gibt 
keine guten Früchte. Sicher ist nur das, was selbständig ausgewachsen 
und auf eigene Kraft angewiesen ist. Bei diesen Behauptungen pflegt man 
gern auf das Beispiel Englands, das klassische Land der staatlichen Neu- 
tralität und des organischen Wachstums, hinzuweisen. 

Das alles unterliegt ja gar keinem Zweifel, es ist im höchsten Grade 
selbstverständlich. Niemand ist mehr als der Schreiber dieser Zeilen 
davon überzeugt, dass dauerhaft feste Einrichtungen nur auf geschichtlichem 
Boden entstehen. Eine kleine Einschränkung muss aber hier gemacht 
werden : auf dem geschichtlichen Boden entsteht nicht alles spontan. Wie 
neben den wilden Pflanzen auch Kulturpflanzen existieren, so muss auch 
jedes Volk fremde Einrichtungen bei sich einführen. Unsere Geschichte 
der letzten zwei Jahrhunderte ist an solchen Umpflanzungen besonders 
reich. Peters des Grossen Kollegien, seine Magistrate, selbst sein 
Senat, der Adelsbrief Katharinas, sowie ihr berühmter „Nakas^ — das 
alles sind ja vom Westen übernommene oder wenigstens vom Westen be- 
einflusste Dinge. Nachdem über diese ausländischen Gewächse zwei Jahr- 
hunderte vergangen sind, sind sie geschichtlich unsere eigenen geworden. 

Mit einem Worte : neben dem wilden natürlichen Walde gibt es auch 
die Akklimatisierung. Wenn nun diesem Produkte der Garten-, vielleicht 
künstlichen Kultur, infolge der veränderten Verhältnisse Gefahr droht, so 
inuss man sie vor dem Untergange schützen, wie der Gärtner, der den 
harten Winter voraussieht, die von ihm verpflanzten zarten Gewächse um- 
wickeln muss. 

Solch harter Winter was für den russischen Bodenbesitz die bereits 
15 Jahre dauernde landwirtschaftliche Krise. Das Sinken der Getreide- 



201 

preise bat für ihn schwere Verhältnisse geschaffen, so dass nur noch sehr 
grosse Güter, oder die wenigen Wirtschaften, die vor Anfang der Krise eine 
intensive Kultur eingeführt, oder die Verarbeitung der eigenen Rohprodukte 
begonnen haben, d. h. Wirtschaften, in denen ein beträchtliches Kapital 
angelegt ist, gegen sie zu kämpfen im stände sind. Dagegen sind die 
Bodenbesitzer, die von der Krise überrumpelt wurden, ausser stände, mit 
den Einkünften aus dem Boden die gewohnte Lebensführung und die Er- 
ziehungskosten für ihre Kinder zu decken ; sie sind daher gezwungen, zu 
Anleihen zu greifen, die ihre Lage noch verschlimmem. Es wird oft 
behauptet, dass diese Klagen unbegründet sind, da die Bodenverschuldung 
und der Massenverkauf der Adelsgüter schon lange vor Eintritt der Krise 
begonnen habe. Das ist zwar vollkommen wahr. Aber in dieser Wahrheit 
steckt doch ein irrtümlicher Schluss, der auf grundlosen, kritisch nicht ge- 
prüften Thatsachen beruht. In ökonomischen Fragen ist es ja sehr leicht, 
auch auf Gtund vollkommen genauer Ziffern zu einem verfehlten Schlüsse 
zu gelangen. Der rasche Massenverkauf der adligen Güter begann zwar 
schon um die Mitte der 60er Jahre, aber nur in den Wald- und Industrie- 
gouvemements, nicht im Schwarzerderayon. Später dehnte sich diese Er- 
scheinimg auch auf den Schwarzerderayon aus, aber die Liquidation des 
Bodenbesitzes geht dort viel langsamer vor sich als in dem Nicht-Schwarz- 
erderäyon. 

Um den Gang dieses verwickelten Prozesses aufzuklären, muss man 
zunächst die Gründe kennen lernen, die ihn hervorgerufen haben. Diese 
Gründe sind von zweierlei Art. Erstens begann gleichzeitig mit der Beform 
vom 19. Februar 1861 und mit der Umwandlung der Landwirtschaft aus 
einer Natural- in eine Geldwirtschaft der Bau von Eisenbahnen, sowie die 
Vermehrung gut bezahlter Amter im staatlichen und privaten Dienste. Die 
Annäherung des Dorfes an die Grossstadt hat in die bescheidene Lebens- 
weise des ersteren neue Bedürfnisse gerade in dem Moment hineingebracht, 
als der Grundbesitz erschüttert wurde und die ausserordentlich anlockende 
Perspektive auf hohe Gehälter sich eröffnete. Unter der Wirkung der ge- 
steigerten Bedürfnisse für den Lebensunterhalt und der Hoffiiungen, einen 
vorteilhaften Erwerb zu finden, liefen die kleinen Gutsbesitzer scharen- 
weise aus ihren Gütern nach Petersburg und verkauften ihre Güter zu 
Spottpreisen. Es war der erste Akt der Bodenverwertung, der die kleinen 
Adelsgüter einem vollständigen Ruin entgegenführte und sich hauptsächlich 
im Norden abspielte, wo nur die grossen Güter im stände blieben, eine 
einigermassen leidliche Lebensweise zu sichern. 

Seit der Mitte der siebziger Jahre gesellte sich diesem Grunde ein 
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neuer zu : das starke , der niedrigen Ertragfähigkeit durchaus nicht ent- 
sprechende Steigen der Bodenpreise. Dieses Missverhältnis entstand aus 
der ganz verschiedenen Schätzung des Bodens seitens der Besitzer und der 
Käufer. Die ersteren mussten immer deutlicher einsehen, dass sie aus dem' 
Boden keinen Gewinn ziehen konnten. 

Es war auch hei dem Mangel eines Umsatzkapitals, hei der Schwierig- 
keit leidliche Werkzeuge, gute Samen, besseres Rassenvieh und namentlich 
ein gutes Dienstpersonal sich zu verschaffen, ganz natürlich. Wer unser 
Dorf vor einem Vierteljahrhundert nicht gesehen hat, kann sich kaum vor- 
stellen, wie das alles für den mittleren Gutsbesitzer damals unzugänglich 
war, und welche Fortschritte wir seitdem gemacht haben. Die Käufer, 
meistens Kauf leute und Bauern, fielen tiber den Boden, wie über eine bisher 
verbotene und nun plötzlich zugänglich gewordene Frucht her. Die 
niedrige Eente schreckte sie nicht ab. Sie bauten auf ihre Genügsamkeit 
und auf ihr Verständnis, billig zu wirtschaften. Sie wussten aber besser 
als die Gutsbesitzer, dass der Boden noch im Preise steigen würde und dass 
es daher vorteilhaft wäre, Geld gegen Boden zu vertauschen. Die Rente 
beträgt drei, zwei sogar nur ein Prozent ; wenn man aber für die Djessjatin 
unfruchtbaren Bodens fünfhundert Rubel und mehr bezahlt erhält, wer kann 
der Versuchung widerstehen ? Und in der That folgten den kleinen Guts- 
besitzern die mittleren, und gegen Ende der siebziger Jahre war bereits die 
Hälfte des Bodens im Nicht- Schwarz erderayon verkauft. 

Im Schwarzerderayon dagegen war das nicht möglich. Dort stand 
die Rente viel höher, und sie wurde beim Verkaufnach einem viel grösseren 
Prozentsatz kapitalisiert. Es war somit kein Anlass vorhanden, den Boden 
zu verkaufen. 

Da brach die Krise aus ; die Einkünfte sind rapid gefallen, der Boden- 
wert aber hat fast keine Schwankung erfahren, da kamen denn auch die 
Güter des Schwarzerderayons auf den Markt, wenn auch nicht so rasch wie 
die Güter des Industrierayons. 

Die Verschuldung hat sich in fast entgegengesetzter Richtung ent- 
wickelt. Sie fiel noch mehr den Schwarzerde- und den Steppengouveme- 
ments als den nördlichen zur Last : und das ist auch ganz erklärbar. 

Dort wurde das Kapital durch den Verkauf gewonnen ; hier aber, wo 
man sehr ungern verkauft hätte und wo sich grosse Wirtschaften ent- 
wickelten, bedurfte man noch mehr des Kapitals und suchte es durch An- 
leihen zu bekommen. 

Es darf auch nicht vergessen werden, unter welchen schweren Be- 
dingungen diese Anleihen bis zur allerletzten Zeit gemacht wurden. Als 
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dann die Krise ausbrach und die Einkünfte so tief sanken, dass sie zum 
Lebensunterbalte nicht mehr ausreichten, wurden die Anleihen einfach zur 
Deckung der laufenden Ausgaben verwandt, in der trügerischen Hoffnung 
auf bessere Preise. Fügt man noch zu alledem die fieberhafte, durch die 
damalige Teuerung des Getreides hervorgerufene Erweiterung der Acker- 
fläche in den südlichen Steppen und die Geldnot beim Einkauf landwirt- 
schaftlicher Werkzeuge oder bei der Teilung mit den Miterben hinzu, so 
wird man begreifen, warum unsere segensreiche Schwarzerde und die süd- 
wärts und ostwärts liegenden Steppen noch zur Zeit der hohen Getreidepreise 
so stark verschuldet waren. Ja, hätte man damals die Zukunft voraus- 
sehen können, so würde man den Groschen für den Unglückstag gespart 
haben ; aber in den glücklichen Tagen der hohen Einkünfte dachte Niemand 
an deren Unbeständigkeit. Als nun die verhängnisvolle Wendung eintrat 
und die Einkünfte rapid fielen, da war bereite über die Hälfte der Schwarz- 
erdewirtschaften verschuldet, und die hohen Zinsen der Hypothekenschulden 
verzehrten fast alle die Einkünfte, die mit jedem Jahre abnahmen. 

Der billige Kredit des Adelsbank ist zu spät gekommen. Es war 
dieser Bank schon unmöglich, den mit Schulden verwickelten Bodenbesitz 
zu retten. Sie hat nur ein Lockmittel zu weiteren Schulden geschaffen. 
Die Schwarzerde ist demselben Ruin anheimgefallen, der 30 Jahre zuvor 
den Industriestreifen traf. Zwar sind hier nicht so viel Güter verkauft 
worden, dafür aber sind sie alle mit Ausnahme der sehr grossen verschuldet, 
während viele von ihnen den Besitzern nur noch dem Namen nach gehören. 
Früh oder spät muss doch das Ende vom Liede kommen. Mit Palliativ- 
mitteln ist hier nicht zu helfen. Die Liquidation wurde nur dadurch auf- 
gehalten, dass es an Käufern zu so hohen Preisen, wie die Besitzer sie 
forderten, mangelte. Endlich werden aber die Besitzer, wenn sie keinen 
anderen Ausgang sehen, nachgeben müssen, und die Katastrophe wird desto 
schrecklicher sein, je länger sie hinausgeschoben wird. Leider haben wir 
genaue Angaben über die Verschuldung des adeligen Bodenbesitzes nur 
von zwei Banken : von der staatlichen Adelsbank und von ihrer speziellen 
Abteilung. In jeder waren zum 1. Januar 1896 13831 Güter mit 
11 365 666 Djessjatin Boden im Werte von 386 600000 Rubel verpfändet. 
Aus der Gesamtmenge des in der speziellen Abteilung verpfändeten Bodens 
gehören 84®/o dem Adel, der demgemäss etwa 135 Millionen Rubel diesem 
Institute schuldig ist. Für die übrigen Banken können wir nur annähernd 
die Beteiligung des AdeU an der Hypothekenverschuldung bestimmen; wir 
werden aber wohl nicht zu weit gehen, wenn wir annehmen, dass die Hälfte 
der Darlehen, d. h. etwa 272 Millionen Rubel auf den Adel entfallt. 
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Insgesamt wird somit die Verscbuldung des Adels Anfang 1897 etwa 
800 Millionen Bubel betragen >). Was die Rückständigkeit der Ver- 
pfänder anbetrifft, so haben wir dafür von der Adelsbank sehr interessante 
Daten. Während in allen Nichtschwarzerde- und westlichen Gouverne- 
ments die Bückstände nie 50®/o der zu entrichtenden Zahlungen über- 
steigen, sind sie im ganzen Schwarzerdestreifen dem Jahresbetrag fast 
gleich, in einigen Gouvernements, wie z. B. Kasan, Simbirsk, Pensa über- 
steigen sie diesen noch. In Kleinrussland ist die Bückständigkeit nicht so 
gross ; am geringsten ist sie in Neu- Bussland. 

Es fragt sich nun: ist denn die drohende Katastrophe nur 
im Interesse der Gutsbesitzer abzuwenden? Haben sie denn 
bloss ihre halbruinierten Nester zu erhalten zu suchen und die undankbare 
Bolle besitzloser Wirte fortzusetzen? Manche glauben, dass der Übergang 
des Bodens in die Hände der Bauern, seiner gesetzlichen Besitzer, die 
natürlichste Lösung wäre. Aber auch mit der Bauemwirtscbaft ist es 
nicht besser bestellt; auch grosse Parzellen bieten keinen Schutz vor 
Hunger ; und dort, wo der Bauer keine andere Nachbarschaft hat, wie in 
den freien Steppen des Transwolgagebietes, ist seine Lage nicht im Ge- 
ringsten sicherer, als im bodenarmen Zentrum. Er würde kaum imstande 
sein aus dem ganzen herrschaftlichen Boden, sollte er sein Eigentum werden, 
mehr Vorteil zu ziehen, als er jetzt im Lohn vom fremden Boden bekommt. 
Auch kann er weder in der Landwirtschaft noch in der Semstwo den Guts- 
besitzer ersetzen. 

Es wird somit klar, dass hier Hilfe not thut, und zwar nicht in Form 
von Almosen, nicht in Form von Herabsetzung um ein halbes Prozent von 
den Zahlungen an die Adelsbank — sie muss die Wurzel der Frage treffen: 
das Missverhältnis zwischen der Beute und dem Kapitalwerte des Bodens, 
um einerseits die Lebensmittel der Besitzer zu heben, andererseits die Ver- 
anlassung zur Enteignung des Bodens zu beseitigen. Sehen wir zu, wie 
das zu machen ist. 



1) In diese Summe sind sieht einbegriffen : die drei Banken der Ostseeprovinzen, 
die Semstwokreditgeeellicbaft des Zartnms Polen und zwei transkankasisebe Banken — 
die Tifliser nnd die Michajlowscbe. 
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Die Adelsfrage ist vor allemeine wirtscbaftlicbe Frage: 
Die Hebung des Wohlstandes der Gutsbesitzerklasse stebt in direktem Zu- 
sammenbang mit der Hebung des Einkommens aus der Landwirtscbaft. 
Alles was zu Gunsten dieses Hauptgewerbes Busslands, d. b. zu Gunsten 
der überwiegenden Mebrbeit der Bevölkerung imtemommen wird, wird 
aucb auf den privaten, folglicb also aucb auf den adligen Bodenbesitz von 
Einfluss sein. Es ist ein grosses Glück für den russiscben Adel, dass sein 
weiteres Scbicksal mit dem Leben der übrigen ländlichen Klassen, nament- 
lich mit dem Leben der Bauernschaft so eng verbunden ist. Da die 
Grundursache der Güterliquidation in dem Missverhältnisse zwischen Rente 
und Eapitalwert des Bodens besteht, so kann nur die Steigerung der Boden- 
rente diese Liquidation aufhalten und dadurch auch das gestörte Gleich- 
gewicht wieder hergestellt werden. Wie richtig das ist, beweist der 
Bchwierige Verkauf der Güter im Schwarzerderayon , ab dort noch die 
Beute hoch stand. 

Das Fallen der Rente ist zwar von einer Ursache hervorgerufen, die 
zu beseitigen keine Macht imstande ist — von dem Fallen der Getreide- 
preise. Aber gegen diese Erscheinung zu kämpfen, wenigstens ihre 
Wirkung teilweise zu paralysieren, ist vollkommen möglich. Mittel dazu 
giebt es sehr viele. Die Hebung der Ertragfähigkeit der Wirtschaft, die 
ihrerseits von der Verbreitung landwirtschaftlicher Kenntnisse, von der 
Möglichkeit, landwirtschaftliche Werkzeuge, Rassevieh, bessere Samen 
billig anzuschaffen, die Regulierung des Getreidehandels und des Korn- 
transports, die Einführung einer Regierungskontrolle des Exports, endlich 
die Regulierung der mit den Interessen der rein russischen Gebiete über- 
einstimmenden Transporttarife, das ist das ausgedehnte vielseitige Pro- 
gramm, mit dessen Hilfe der Bruttoertrag des Bodens und der nach der 
Entrichtung der Transportkosten bleibende Reingewinn gehoben werden 
können. Durch die Regulierung des Exports, d. h. durch die Sortierung 
der auszuführenden Produkte, können uns die ausländischen Märkte ge- 
sichert bleiben und sogar erweitert werden. Endlich — was wohl die 
Hauptsache ist — kann auch der innere Markt mittels Erhöhung der Kauf- 
fähigkeit der russischen Konsumenten beträchtlich erweitert werden. 

Wenn man uns sagt, dass die Getreideausfuhr sich bei uns auf Kosten 
des einheimischen Konsums vollzieht, dass der Bauer daher sich nur halb 
satt essen kann, so darf dabei nicht übersehen werden, dass das sich nur 
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auf einen verbältnismäeeig geringen Teil der Getreideauefubr , auf die 
Boggenausfnhr bezieht. 

In der That spielen Weizen, Gerste, Hafer und Mais, d. h. 'Д der 
Kornausfubr eine sehr geringe Bolle im Volkskonsum. Aus der ganzen 
Eomausfuhr könnte man nur die 80 — 90 Millionen Pud Koggen zu Hause 
verbrauchen, welche nach dem Auslande alljährlich ausgeführt werden. 
Wenn man annimmt, dass die Hälfte der russischen Bevölkerung auf den 
Einkauf von Getreide angewiesen ist, so heisst das , dass auf jeden der 
Käufer nur ein Pud Koggen mehr jährlich entfallen würde, wenn der 
ganze Roggen zu Hause bliebe — mit anderen Worten, zur Erreichung 
dieses Zieles ist eine Hebung des Volksverdienstes um 50 — 60 Kopeken für 
jeden Einwohner oder um 2^/2 — 3 Kübel fUr jede Familie erforderlich. 

Wie man sieht, würde ein ganz geringes Wachstum der Kentabilität 
der Volksarbeit das Hauptprodukt unseres Ackerbaues verzehren. Zieht 
man noch in Betracht, dass hauptsächlich nicht die industrielle Bevölkerung, 
sondern die rein landwirtschaftliche, namentlich der Bauer aus dem Schwarz- 
erdegebiet, bei dem die Steuerpumpe zu viel Getreide auspumpt, sich nicht 
satt essen kann, so wird klar, dass die ganze Aufgabe auf die Steigerung 
des industriellen Erwerbs im Schwarzerderayon zurückzuführen ist. 

Wir wollen hier nicht die übrigen Seiten des landwirtschaftlichen 
Programms eingehend erörtern — darüber wurde schon oben genug gesagt. 
Die Hauptsache ihrer langsamen Verwirklichung liegt ja in der Schwäche 
des Budgets des Ackerbauministeriums und, gerade herausgesprobhen, in 
jener Nichtachtung, mit der in den letzten 12 Jahren unsere Finanzpolitik 
die Bedürfnisse des Dorfes behandelte. In ihrer Fürsorge für das rasche 
Wachstum der Industrie Hess diese Politik ausser acht, dass uns in erster 
Linie nicht kolossale, in einen Kayon zusammengedrängte Fabriken, 
sondern verhältnismässig kleine, überall zerstreute und daher allgemein 
zugängliche Betriebe not thun. 

Mit wirtschaftlichen Massnahmen kann aber die Adelsfrage nicht ganz 
erschöpft werden. Als bester Beweis dafür dient die Stabilität des adeligen 
Bodenbesitzes in unseren westlichen Grenzgebieten, wo er nicht so viel von 
den verhältnismässig günstigen Verhältnissen der Wirtschaft, wie von den 
sittlichen Momenten der Bodenbesitzer abhängt, welch letztere wieder mehr 
durch politische als finanzielle Massnahmen gefordert werden können. Für 
den Staat — das wurde bereits oben gesagt — ist es nicht gleichgiltig, in 
welchen Händen der Boden sich befindet. Es ist schon aus dem Grunde 
nicht gleichgiltig, weil bei uns ein Amt vorhanden ist, das nur aus den 
Keihen des Adels besetzt wird, es ist das Amt der Bezirksvorsteher. Die 
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Ersetzung derselben durch andere Amtspersonen, ernannte oder gewählte, 
ist kaum wünschenswert, da der Vorsteher bei uns das einzige unbezahlte 
administrative Organ ist und da in den letzten 35 Jahren ihm die ganze 
Bezirksverwaltung oblag; im allgemeinen haben die Vorsteher ihre Pflichten 
gegen den Heimatsort würdig erfüllt. Es wäre schade, wenn man dieses 
Institut aus der Welt schaffen wollte. Sollte aber der Frozess der Boden- 
entwendung nicht aufhören, so würde man bald niemanden mehr zur 
Bekleidung dieses Amtes finden können. 

Auf dreierlei Art könnte man die Abnahme des adeligen Bodenbesitzes 
aufhalten und bis zu einem gewissen Grade diese Abnahme ersetzen. Eine 
der unbestreitbaren Ursachen der Flucht der Gutsbesitzerklasse aus dem 
Dorfe ist der wenig anziehende oder richtiger der aussichtslose örtliche 
Dienst. Die Wahlbeamten in den Semstwos stehen ganz abseits vom all- 
gemeinen Verwaltungsmechanismus — damit sei nicht gesagt, dass sie in 
schlechtem Eufe stehen — , und die Fälle, wo man sie zum Dienste in ein 
Ministerium heranzieht, sind an den Fingern abzuzählen. Die Semstwo- 
chefs, von den übrigen kleinen Eegierungsbeamten ganz zu schweigen, 
bleiben im Zentralressort gänzlich ausser jeder Beachtung, und ein 
Avancement steht ihnen nie bevor. Kein Wunder, dass der örtliche Dienst 
die jungen, akademisch gebildeten Edelleute nicht anzieht, da der Ausweg 
aus ihm ihnen fast hermetisch verschlossen ist. Eine Ausnahme bilden 
zwar die Vorsteher. Aber es giebt ja nur einen Vorsteher für jeden Bezirk, 
und man muss über grosse Mittel verfügen, wenn man dieses Amt über- 
nehmen will. Auf solche Weise zieht jeder gebildete junge Mann aus der 
Provinz nach Petersburg, tritt dort in eine der vielen Kanzleien ein mit 
der Hoffnung auf segensreiche Thätigkeit, und wird da in den Femheiten 
des offiziellen Tons und in der Zusammenstellung nutzloser weitschweifiger 
Papiere unterrichtet. 

Daraus erwächst dann ein doppelter Schaden : in der Provinz bleibt 
fast niemand, und in Petersburg erscheint ein Zufluss unnötiger Kräfte, die 
noch obendrein ihre Gewissenhaftigkeit einbüssen und ohne jede Kenntnis 
des Landes mit büreaukratischer Vielschreiberei an die Verwaltung heran- 
treten. Es würde ganz anders werden, wenn aus den Provinzämtem zu 
den grossstädtischen fortwährender frischer Zufluss erfolgte imd die Staats- 
ämter nur durch diejenigen besetzt würden, die wenigstens 3 Jahre ausserhalb 
Petersburgs gedient haben. Wir hätten dann keine Beamten mehr, die über 
Dinge schön reden können, die sie gar nicht verstehen, und auf das Land ge- 
ringschätzig hinabsehen. Auf diese Weise würde der junge Adel seinem Vater- 
lande in der Provinz dienen und an den Semstwoversammlungen teilnehmen. 
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Das angeführte Mittel hat freilich nur eine indirekte Bedeutung als 
ein weiterer Grund, das Dorf nicht zu verlassen. Man könnte es aber 
noch durch eine andere Massnahme ergänzen — durch die Einrichtung von 
Internaten für junge Edelleute an den Gymnasien in den Gouvemements- 
städten. Das würde ihren Eltern die Möglichkeit geben, das Land wegen 
der Kindererziehung nicht zu verlassen — was sie jetzt, wenn sie die 
Söhne in die Mittelschule schicken wollen, zu thun pflegen. Ein direkterer 
Weg zum Schutze des Bodenbesitzes würde die Revision des bei шш 
geltenden Erbrechts sein. Das Verbot, die Stammgüter zu vererben, ist 
deren obligatorischer Teilung gleichbedeutend, die man nur durch fiktiven 
Verkauf vermeiden kann. 

Auf solche Weise wendet sich das Gesetz, das zur Erhaltung des erb- 
lichen Besitzes in derselben Familie bestimmt ist, gegen seinen eigenen 
Zweck und fordert die Zerstückelung der Güter und ihren Verkauf. Die 
Enteignung wird, abgesehen davon, dass die kleinen Güter leichter den 
Händen der Besitzer entgleiten als die verhältnismässig grossen, schon 
durch die Teilung selbst hervorgerufen, da die vorhandenen Wirtschaften 
in kleine Teile zu zerstückeln fast immer so viel heisst, wie das Gut zu 
mangelhafter Ertragsfähigkeit verurteilen. Es wird bei uns ganz ausser 
acht gelassen, dass mit Ausnahme der sehr grossen Güter jede Wirtschaft 
«inen vollständigen Organismus darstellt, in dem alles einer bestimmten 
Ackerfläche angepasst ist, und dass es unmöglich ist, einen solchen Orga- 
nismus zu zergliedern, ohne ihn dem Untergänge zu weihen. Aber kraft 
des geltenden Gesetzes ist es nicht möglich, nach dem Tode eines Vaters, 
der mehrere Kinder und ebensoviel Güter hinterlässt, für jeden der Erben 
ein Gut abzuzweigen ; man muss vielmehr alle diese Güter in gleiche Teile 
zerlegen. Und doch darf derselbe Vater bei Lebzeiten frei über seinen 
Stammsitz verfügen, ihn verkaufen, oder, was eigentlich dasselbe ist, fiktive 
Wechsel aushändigen und dadurch deren Inhaber zu thatsächlichen Erben 
des Stammbesitzes machen. 

In fest zusammenhaltenden Familien geschieht natürlich so etwas 
nicht. Aber es giebt doch nicht wenig Fälle, in denen die Erben zur 
Eintracht nicht kommen können und die unbedingte Anwendung des Gesetzes 
fordern. Ist es dann nicht seltsam, dass dieses Gesetz, das die Erbordnung 
für den Stammbesitz zwecks Erhaltung desselben bestimmt, in der That 
den Erblasser mehr einschränkt, als sogar das französische Recht, das dem 
Testator doch etwas mehr Freiheit gestattet ^) ? 



1) Code civile, art. 7 — 16. 
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Das Prinzip der Fideikommiese erfreut eich bei uns keiner Popu- 
larität und stöset auf den solidarischen Widerstand der Gesellschaft. Aber 
ausser dem Fideikommies gibt es noch viele Mittel, den Bodenbesitz 
stabiler zu machen. Man kann z. B. das Becht der Vererbung von Stamm- 
gütern auf direkte Deszendenten beschränken und dem Testator gestatten, 
einen Erben unter seinen Rindern und Enkeln auszuwählen, oder wenigstens 
jedem Nachkommen ein ganzes Gut zu hinterlassen, wenn auch die Güter 
an umfang nicht gleich sind. Man kann auch, wenn kein Testament vor- 
handen ist, die Aufteilung des Gutes vermeiden und dem ältesten Erben 
überlassen, das Gut für sich zu behalten und seine Geschwister mit Geld 
abzufinden ; wenn keine direkten Deszendenten da sind, könnte das Gesetz 
einen Übergang des ganzen Gutes an den Ältesten in der Familie zulassen, 
da die indirekten Erben kein solches moralisches Becht auf das* Eigentum 
des Testators haben, wie die Elinder. Endlich, wenn das Gut einen be- 
stimmten Mindestumfang, z. B. den doppelten Semstwowahlzensus nicht 
übersehreitet, könnte es kraft des Gesetzes für unteilbar erklärt werden. 
Durch solche Massnahmen, die zwar weniger radikal sind, als das Fidei- 
kommiss, könnte doch die Zerstückelung des Bodenbesitzes in hohem 
Grade eingeschränkt werden. 

Das alles genügt aber noch nicht zur Beseitigung der Abnahme der 
adeligen Grundbesitzer und namentlich nicht zum Ersatz der bereits einge- 
tretenen Verluste. Das Gesetz öffnet zwar einen weiten Eingang in die 
Beihen des Adels ; aber dieser Eingang ist nicht auf der richtigen Seite 
geöffnet. 

Diejenigen, die sich diesen Titel auf dem Wege des Dienstes erwerben, 
werden in sehr geringer Zahl Grundbesitzer. Sie bilden einen besonderen 
Adel ohne Grundbesitz, der der Kulturbedeutung dieser Klasse nicht ent- 
spricht. Bei uns pflegt man zu behaupten, dass der Adel vor allem ein 
Dienststand ist, und man erblickt darin eine besondere Eigenschaft der 
russischen Geschichte. Es wird aber dabei vergessen, dass auch im Westen 
der Dienst, namentlich der Kriegsdienst, den Weg zum höheren Stande 
öffnete, und dass der Feudaladel fast ganz aus der königlichen Leibwache 
stammt. Aber im Westen fiel immer, wenigstens im Mittelalter, die 
Schenkung des Adeltitels mit der Belehnung zusammen. Auch in 
unserem Mittelalter war die Belehnung eine parallele Erscheinung, Jetzt 
aber geschieht nichts Ähnliches mehr, und die neuen Edelleute, die aus 
den Kanzleien stammen, ersetzen nur sehr wenig die Beihen des Grundadels. 
Daraus folgt nun keineswegs, dass man diesen Weg zur Gewinnung des 
Adels sperren müsse. Es wäre nur zn wünschen, dass nicht nur der Dienst, 

Oolowin, Bussiiohe FinanspoUtik. 14 
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eondelm all^Artea geistiger Arbeit mit der Eintragoiig Vß daa Adelsetand 
belohnt werden, imd das« diese bljiiitriguiig oicfatineqbanuicb, aondern durch 
einen besonderen Akt geschehe. In Deutschland gilt J4 auch (Sem Staatsr 
dienst sowie der Wissenschaft und der Kunst das Becht. zur bjrlangiiog dee 
Adektitels; aber dieses Recht, wird jedesmal durch einen sp^^ie)!^ Schenk- 
hrief Terliehen und dadurch der Wert der Belohnung erhebt, 

Aueserdem müsste man emen Zugang zum Adel }шсЬ von einer anderen 
Seite schaflfen — von der Seite der Grundbesit;»er ам den übrigen Ständeut 
wenn sie es bei langjährigem Qrundbeütz durch Bildung und sittlichea 
Leben verdienen. £sist kaum angebracht, hier eingehend zu erörtern, wie 
diese Erneuerung des Adels am zweckmässigsten durch die besten Vertreter 
des neuen Grundbesitzes gшrвgelt werden soll^ Die Einzelheiten auszu- 
arbeiten, ist Sache der Gesetagebung» nicht der Fresse. Deren Aufgabe 
besteht imr in der Festlegung des Grundsataes, da$s der Adel, wenn er eiiv 
lebender Organismus bleiben solU in sich alle besten geistigen Kräfte 
des Landes anfnehmen muss, ohne sich auf den Staatsdienst zu beschränken. 
Nor dann wird er auf der Höhe seiner Lage bleiben und weder im ört- 
lichen, noch im Regierungs- und Semstwodienst Neid imd feindliche Ge- 
sinnung hervorrufen. 



IV. 

Vor drei Jahren wurden vom Ministerium des Innern in die Gouverne- 
ments Fragebogen versandt, die alle Seiten des bäuerlichen Lebens be- 
rührten. Offiziell wurde die Revision der Verordnungen vom 19« Februar 
1861, dieser Grundlage aller grossen Reformen der 60er Jahre, ange- 
kündigt« Gesellschaft und Presse verhielten sich dieser Sache gegenüber 
mehr als gleicbgiltig. Die Gouvernemeatskomitees versammelten sich 
langsam und unlustig, und in ihrer personellen Zusammensetzung wie in 
ihren Antworten herrschte der Zufall vor. Vor zwei Jahren i^t man an 
die Sichtung des eingegangenen Materials herangetreten, und im Ministerium 
wurde eine. Kommission zu diesem Zwecke ins Leben gevufen. Die Gesell- 
schaft blieb aber gleicbgiltig wie früher. In den Zeitungen ersehienen zwar 
einige Artikel, die diese oder jene Seite der Reform — die Versammlungen 
der Gemeindeältesten, die Verwaltung der Gemeindekapitalien und die Vor- 
mundschaftlichen Angelegenheiten, die Bildung ^iner Dorfverwaltung 
u. s. w. — besprachen. Aber die prinzipiellen Fragen, die die Grundlage des 
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ländlicben Lebens bildeten, wurden nicht berührt. Ob die Bauern isoliert, 
ein erstarrter Stand bleiben sollen, ob die Gemeindewirtscbaft тог der 
unab^^endbaren Zersetzung geschützt, pder ihr Schicksal ohne Eingreifen 
der natürlichen Entwickelung preisgegeben werden sollte, wie die Gemeinde- 
versammlungen zu organisierep seien, ob in der That das Gewohnheitsrecht 
noch existiert — diese Grundfragen hat niemand berührt. 

Und doch ist die Frage einer ernsten Betrachtung wert, ohne daes 
diese auschliesslich auf die Schultern des offiziellen Personals gelegt wird. 
Während der flinfunddreissig Jahre, welche seit der Befreiung verflossen 
sind, hat die innere Arbeit tief, wenn auch langsam das ländliche Leben 
umgeschaffen. Zu gleicher Zeit ermöglichte die tägliche Praxis ein urteil 
darüber, inwiefern der gesetzgeberische Akt vom 19. Februar 1861 mit den 
Forderungen des realen Lebens nicht Übereinstimmte. 

Wir wollen damit keinen Vorwurf gegen seine, Verfasser erheben. 
Vor Beginn der 60er Jahre war das Leben der Bauern auch den besten 
Männern so unbekannt, wie das Innere Afrikas. Die Gutsbesitzer, die ihr 
ganzes Leben auf dem Lande zugebracht haben^ besassen die sonderbare 
Eigenschaft, mit offenen Augen nicht zu sehen, die Erscheinungen nicht zu 
merken, die in ihrer nächsten Umgebung sich fortwährend regten. Die 
Slavophilen, sowie die Westler betrachteten den Bauer durch die Brille 
ihrer Ideale und schöpften Nachrichten über ihn fast ausschliesslich aus dem 
Buche des Barons von Haxthausen. Jetzt können wir uns kaum noch 
vorstellen, bis zu welchem Grade das Bauernleben. jener Zeit ab etwas 
Abstraktes auch für Männer galt, die man zu den Kennern des ländlichen 
Lebens zählte. Die Begeisterung für die ländliche Gemeinde bei den einen, 
das Verlangen der anderen, in die Gemeindeordnimg das Prinzip des west^ 
liehen Individualismus hineinzutragen — beides war blasse Theorie, war 
aber von der Erforschung der Wirklichkeit weit entfernt. Die allgemeine 
Lage dagegen erschien als Besultat eines Kompromisses zwischen diesen 
beiden entgesetzten Wünschen. Kein Wunder, dass sie nur Formeln für 
die abstrakten Prinzipien des Gemeindebesitzes oder des Hofbesitzes geben 
konnte, nicht aber für die realen Thatsachen, die, von den Gesetzgebern 
unbemerkt, hinter der Theorie versteckt blieben. 

Nicht minder schwer ist jetzt für uns, nachdem die Zeitgenossen der 
Leibeigenschaft aus dem Leben geschieden sind, die anderen Gesichtspunkte 
des allgemeinen Beglements, nämlich dessen zeitweiligen Kampfescharakter 
klarzulegen. Damals dachte man nur daran, den Bauer vom Gutsherrn zu 
befreien, ohne um sein späteres Schicksal besorgt zu sein. Der Bauer war 
damals erst am Vorabend seiner persönlichen Emanzipation und seines Hechts 
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auf Grundbesitz, und man wollte in erster Keihe nur klarlegen, wie er mit 
dem Gutsherrn abrechnen wfirde. Kein Wunder, dass das Reglement 
teuf die Grundfragen fttr das bürgerliche Leben des Bauern keine Ant- 
wort gibt. 

Wir wollen den Inhalt der Artikel (31 — 39) des fieglements tmter- 
suchen , die auf 'das Besitzrecht Bezug nehmen und dabei nicht ausser 
acht lassen, dass seit 1866 diese Artikel sich auch auf die Staatsbauem 
erstrecken. 

Artikel 31 unterscheidet zwischen persönlichem und Gemeinde-Eigen- 
tum, Artikel 32 handelt von dem von den Leibeigenen auf Namen der Gute- 
besitzer erworbenen Besitz. Die vier folgenden Artikel 33—36 sprechen 
vom persönlichen und Gemeindeeigentum, vom Übertretungsrecht , sowie 
vom Recht auf die Erwerbung eines persönlichen Anteils. Diese vier 
Artikel handeln also nur von dem Besitz, der auf Grund des Privatrechts 
erworben ist. Nur die letzten drei Artikel sind der Lösung der Frage 
Über das Bauemrecht gewidmet, der Frage über die Form des Besitzes der 
Bauernhöfe und Bodenanteile. Artikel 37 nebst Anmerkung unterwirft 
die Bedingung des Besitzes von Bauernhöfen und Bodenanteilen den für 
die Einlösung geltenden Regeln, wobei dennoch diese beiden Formen des 
bäuerlichen Besitzes als bäuerliches Eigentum anerkannt werden, über das 
tlem Bauern das YerfÜgungsrecht zusteht. Auf diesen Boden erstreckt 
sich somit, ebenso wie auf den gekauften, das Teilungen, Entäusserungs- 
und Hypothekenrecht. Es scheint, als ob dadurch der Unterschied zwischen 
gekauftem und durch die Ablösung erworbenem Boden verschwunden 
wäre; doch bringen die Paragraphen 38 und 39 in diese BegrifiPe einige 
wesentliche Einschränkungen zu Gunsten des Gemeindeeigentums hinein. 

Dann die Fragen , die durch den Inhalt des zweiten Kapitels des 
Allgemeinen Reglements unentschieden oder vielmehr verdunkelt bleiben. 
Die wesentlichste dieser Fragen ist der prinzipielle Unterschied zwischen 
dem Bodenanteil und dem persönlichen Besitz des Bauern. Letzterer 
besteht aus dem für eigenes Geld gekauften Boden, sowie aus dem jedem 
Hof gehörenden beweglichen Besitz. Hier entsteht sofort eine ganze Reihe 
von Missverständnissen. Obgleich das Inventar und die Gebäude als per- 
sönliches Eigentum gelten, unterliegen sie bei Erbschaftsteilung der Ent- 
scheidung der Dorfgemeinde. Dasselbe ist bei dem persönlichen Verdienst 
der Fall, welcher der Sitte gemäss der Gesamtheit der Familie, d. h. den 
Familien Überhaupt gehört. Dieses Prinzip des Familieneigentoms ist 
nirgends im Reglement klar formuliert, so dass unentschieden bleibt, ob der 
gekaufte Boden dem Hof als juristischer Person oder dem Familienober- 
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baupt gehört» Auch ist der Unterschied der Eigentumsrechte bezüglich der 
beiden Arten des Bauerneigentums — des Anteils und des persönlich 
erworbenen — nicht klar. Es ist überhaupt nicht klar, ob nicht auch 
das persönliche bäuerliche Eigentum dem chaotischen Gewohnheitsrecht 
unterworfen ist. 

Ein mangelhafteres, verworreneres Zivilrecht kann man sich kaum 
vorstellen. Und doch imterlieg^i dieser Gesetzgebung die Vermögens- 
verhaltnisse von mehr als 90 Millionen Menschen» Dem mangelhaften 
Gesetz kommt die Interpretation des Senats zu Hilfe. Doch ist die Inter- 
pretation als ständiges Surrogat des Gesetzes im wesentlichen weiter nichts, 
als chronische Gesetzeswillkür. 



V. 

Im vorigen Kapitel deuteten wir die Mängel des Gesetzes an, welches 
die Vermögensverhältnisse der Bauern regelt, ohne die Frage freilich volU 
ständig zu erschöpfen. Wir wollen uns jetzt einer anderen Seite des 
Bauernlebens zuwenden: der Organisation der dörflichen Selbstver- 
waltung. Auch hier hat das Leben das Gesetz vom 19. Februar 1861 
bei weitem überholt. 

Ihrem Umfange nach entsprechen die Dorfgemeinden jetzt beinahe 
den im Jahre 1861 projektierten Wolosten, während die jetzigen Wolosten 
über den Rahmen der Wolosten des Allgemeinen Eeglements hinaus- 
gewachsen sind und nur noch eine territoriale Einheit darstellen, ohne mit 
der bäuerlichen Wirtschaft etwas zu thun zu haben. Die Dorfgemeinde 
als Selbstverwaltungeeinheit fällt fast nirgends mit dem Dorfe zusammen ; 
die politische und wirtschaftliche Organisation des Dorfes bilden keine 
Einheit mehr. Über die Gemeinde ist die Wolost hinausgewachsen, die 
aber nicht über die bäuerlichen, sondern über die staatlichen Interessen 
waltet, mit Ausschluss freilich aller nichtbäuerlichen Elemente. Andererseits 
sind am entgegengesetzten Ende der Leiter die Dorfversammlungen vor- 
handen, die vom Gesetze nirgends vorgesehen worden sind. Daraus er- 
geben sich zahlreiche Missverhältnisse. 

Das Bleglement vom 19. Februar ging augenscheinlich von dem Ge- 
danken aus, dass das Dorf mit der Dorfgemeinde zusammenfallen muss und 
dass dieser die Leitung der Gemeindewirtschaft obliegt. Abweichungen 
waren zuläsßig, entweder wenn mehrere Dörfer einen gemeinschaftlichen 
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Anteil erhielten, oder wenn in einem Dorf die Leibeigenen mehrere Grand- 
herren hatten und demnach in mehrere Dorfgemeinden eingeteilt 'wurden. 
Die Zuweisung der Bodenanteile, sowie die Vermengung der Staatsbauem 
mit den Leibeigenen musste diesen Gesichtspunkt prinzipiell verändern. Im 
Besultate ergab sich, dass neben den kleinen Dorfgemeinden auch überaus 

grosse entstanden sind. 

. • • • 

Die Dörfer der Staatsbaaern sind überhaupt reicher an Berölkerung, 
als die der ehemaligen Leibeigenen, und hatten keinen Grund in kleinere 
Gemeinden zu zerfallen. In den meisten Fällen fällt die Dorfgemeinde 
mit dem Dorf als Territorium nicht zusammen, so dass die Dorfversammlung 
die Wirtschaft der Gemeinde nicht verwalten kann, weil die Gemeinde ent- 
weder kleiner oder grösser ist, als das Dorf. Ebensowenig kann sie die 
Steuern verteilen, weil sie über die Bodenverteilang nicht verfUgt. Indessen 
werden die Steuerlisten an die Adresse der Gemeinde ausgeschickt, während 
das Gesetz zwischen den politischen und wirtschaftlichen Geschäften keine 
bestimmte Grenze gezogen hat. Die Bauern sind aus der Verlegenheit 
herausgekommen, indem sie für jedes Dorf eine besondere Gemeinde- 
versammlung geschaffen haben, was in den zusammengesetzten Gemeinden, 
die aus mehreren Dörfern bestehen, die Frage annähernd gelöst hat. Wir 
isagen „annähernd*^ denn es ist sehr seltsam, dass e i n e Körperschaft die 
Steuern verteilt, während eine andere Körperschaft Über die Ausgaben Aeä 
Dorfes verfügt. 

In den Gemeinden aber, die nur einen Theil des Dorfes bilden, ist 
das Missverhältnis noch auffallender. Man sollte länget anerkannt haben, 
dass ein Dorf nicht in mehrere Gemeinden geteilt werden kann. Auch 
müssen die zusammengesetzten Gemeinden die vollzogene Thatsache aner- 
kennen und die dörfliche Selbstverwaltung zwischen der Gemeinde- und 
Dorfversammlung verteilen. Diese Unbequemlichkeiten können leicht be- 
seitigt werden. Noch weniger passt aber die allgemeine Schablone der 
bäuerlichen Selbstverwaltung für die grossen Industriedörfer. Der Irrtum 
des Gesetzes besteht darin, dass die Dörfer als homogene Einheiten aufge- 
fasst wurden. Und dieser Irrtum ist um so merkwürdiger, als es schon 
damals viele Dörfer gab, die sich mehr mit Handel und Industrie befassten, 
als mit Landwirtschaft. Mit der Entwickelung der Eisenbahnen und der 
Schiffahrt vermehrten sich diese Dörfer noch mehr. An der Wolga und 
ihren Nebenflüssen sind sie äusserst zahlreich, wie Liskowo, Kimri, Bala- 
kowo, Fawlowo, deren Bevölkerung und Handel manche Bezirksstädte 
überflügelt haben. 

Ebensolche Handelszentren sind längs der anderen Flüsse, namentlich 
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lieh des Dnjepr, entstanden, sowie auch im Industrierayon. Andererseits 
haben die Eisenbahnen eine ganze Reihe von Dörfern hervorgerufen, die 
ausschliesslich aus Landhäusern und Restaurants bestehen. In diesen 
Dörfern steht der Ackerbau an zweiter Stelle, auch ist die Zusammensetzung 
der Bevölkerung keine ausschliesslich bäuerliche. Die früheren Bauern 
haben ihre Höfe teils verkauft, teils sich denG-ewerben ab Industriearbeiter 
oder Hausindustrielle zugewandt. Neben ihnen wird aber auch das Element 
der Kaufleute, Handwerker, Beamten, Ärzte U. s. w. immer stkrker. Hier 
sind im Keime alle städtischen Elemente vorhanden, auch das Vorherrschen 
des Kapitals wird bemerkbarer. Nichtsdestoweniger bleibt hier idles beim 
Alten. Die Polizei ist spärlich vertreten. Die Örtsverwaltung liegt nach 
^ie vor in den Händen der Gemeinde, die nur die Bauern zur Steuer 
heranzieht. Daraus ergibt sich eine kommunale Armut und ein Mangel an 
Mitteln zur Brfriedigung der örtlichen Bedtlrfnisse. In solcher Lage be^ 
finden sich hunderte von Dörfern. 

!Das ist aber noch nicht alles. Im Südosten Russlands, zwischen dem 
Don und der Wolga, und weiter ostwärts, sind rein landwirtschaftliche 
Dörfer mit einer Bevölkerung von 2 bi6 10 und 12 Tausend Einwohnern 
zerstreut. Man kann es überhaupt als Regel hinstellen, dass, je dünner 
bevölkert bei uns ein Gebiet ist, desto dichter die Einwohner sich zusammen- 
gedrängt haben. Dies ist ein Grundübel des Schwarzerderajonb, das e6iner 
wirtschaftlichen Entwickelung überaus schadet. Für die mienschenreichen 
Dörfer ist die gegenwärtige Dorfverwaltung durchaus unzureichend. Schon 
abgesehen davon, dass eine Dorf versammlung von einigen hundert Menschen 
etwas Abscheuliches ist, ist die Beobachtung der gesetzlichen Vorschrift, 
dass ein bestiiomte Anzahl von Hausbesitzern anwesend sein muss, damit 
die Versammlung legal sei, überhaupt illusorisch. Diedes ganze unsinnige 
System hält sich noch, weil man bei uns an zwei Vorurteile glaubt : dass 
die Bauern nicht gewöhnliche Menschen, sondern von einem mystischen 
Ürgeist durchdrungen seien und dass die Gemeindeversammlung aus sämt- 
lichen Bauern bestehen müsse. Die Bauern sind aber jetzt' in den grossen 
Dörfern keine homogene Masse mehr, und die Geschäfte des Dorfes dürfen 
darum nicht allein von den Bauern, sondern müssen von sämtlichen 
Interessenten geleitet werden. 

Warum soll in den grossen Dörfern nicht an Stelle der Gemeindemit- 
glieder deren Vertretung und an Stelle der Kopfsteuer nicht die Ver- 
mögenssteuer treten? 
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Die Mangelhaftigkeit der Gesetze ttber die Begelung des bäuerlichen 
Lebens unterliegt, wie es scheint, keinem Zweifel. Das Gesetz bildet nur 
noch den Keim zu einem wirklichen Gesetz. Mit diesem Gesetz konnte 
man einigermassen auskommen, solange die Bauern eine homogene ICasse, 
eine Art soziales Protoplasma bildeten. 

Seit 40 Jahren geht aber im bäuerlichen Leben ein Differenzierungs- 
prozess vor sich. Es voUzpg sich eine innerliche Verschiebung der Be- 
völkerung, wenn man sich so ausdrtlcken darf. 

In Gouvernements mit Nebengewerben giebt es nicht wenig Bauern, 
welche nur nominell zu ihren Gemeinden gehören, in Wirklichkeit aber in 
de>n Städten wohnen. In den rein landwirtschaftlichen Gebieten, wo das 
Nebengewerbe schwach ist und darum eine Auewanderung nach dem Osten 
vor sich geht, sind viele. Familien der frtlheren Gemeinde zugeschrieben, 
während sie sich in Wirklichkeit seit Jahren irgendwo anders niedergelassen 
haben. Zu gleicher Zeit hat auch das Dorf seine Homogenität eingebtLsst. 
In seine Bewohnerschaft sind immer mehr nichtbäuerliche Elemente ein- 
gedrungen, Gewerbetreibende, Industrielle, Beamte u. s. w. Viele Dörfer 
haben ihren landwirtschaftlichen Charakter völlig verloren. Manche haben 
einen industriellen Charakter angenommen, in manchen veränderte sich die 
homogene Zusammensetzung der Einwohner vollständig. Die frilheren 
Normen von 1S61 sind nicht mehr tauglich für das gegenwärtige Leben, 
ebensowenig wie die Kleidung des Kindes fUr den erwachsenen Jiingling. 

Dies alles wird gewiss niemand bestreiten. Doch muss man sich 
bei den Versuchen zur Abhilfe der prinzipiellen Seite der Frage zu- 
wenden. 

Diese Aufgabe besteht darin, dass man sich endlich das Wesen der 
bäuerlichen Familie, als des Subjektes des Zivilrechtes, klar macht, und 
bestimmt, inwiefern das Familienprinzip mit der Bodengemeinschaft soli- 
darisch ist. Angesichte der Disharmonie zwischen dieser Gemeinschaft, als 
wirtschaftlicher Einheit, und der Dorfgemeinde, als administrativer Einheit, 
muss auch im Gesetz eine klarere Definition der Bauerngemeinde enthalten 
sein, sowie auch die alte Frage über die Unantastbarkeit der Gemeinde 
dieses vermeintlichen Palladiums der Volks - Selbstverwaltung und der 
Staatsordnung, entschieden werden. Mit anderen Worten es muss genau 
angegeben werden, wo die Machtsphäre der Gemeinde über den Bauer 
aufhört und letzterer, wenn er will, sich der Gemeinde entziehen kann. 
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Im Zusammenbang damit mues man auch das Vorurteil von der Ab- 
geecMoesenbeit des Bauernstandes, dank deren man im Dorfe ausser den 
Bauern keine anderen Elemente sehen will, aufgeben. Wir identifizieren 
das Familienprinzip, als die Grundlage des Gewohnheitsrechts, mit der 
gemeinschaftlichen Bodenbenutzung. Indessen hat erstens das Gewohnheits- 
recht seine Wirkung auch in den Gouvernements, wo kein Gemeindeeigentnn) 
vorhanden ist, und zweitens ist die Dorfgemeinde durch ihr Recht nuf 
Boden ein zersetzendes Element in der Bauemfamilie geworden. Man 
kann sich eine solche Ordnung der Dinge vorstellen, in der der Bauernhof 
als Privateigentum einer bestimmten Person oder auch der ganzen 
Familie gehört. Weder in dem einen noch in dem andern Fall kann von 
einer Teilung des Hofes zu Lebzeiten seines Besitzers die Rede sein — im 
ersten Fall, weil das persönliche Eigentumsrecht nur nach dem Tode des 
Besitzers an die Erben übergeht, im zweiten, weil das Familieneigentum 
als Fideikommiss Überhaupt unteilbar ist. Aber was wir haben, das ist 
verschieden von diesen beiden Typen des Eigentums, wie sie nacheinander 
vom römischen und feudalen Recht gebildet wurden. Bei uns kann die 
Teilung des Besitzes zu Leibzeiten des Familienoberhaupts vorgenommen 
werden. Das Gesetz hat zwar dieses Recht eingeschränkt, weil durch 
solche Parzellierung die Bauernwirtschaft zu Grunde geht; doch wird iq 
der Praxis trotzdem davon reichlich Gebrauch gemacht, was daraus hervor* 
geht, dass sich die Zahl der Bauernhöfe stärker vermehrt ab die der Be- 
völkerung. Das Familieninstitut, dessen vernünftiger Zweck die Solidarität 
des Bauemiebens ist, ist somit untergraben, indem es in der Praxis die 
Teilung bei Lebzeiten gestattet und die Zerstückelung des Besitzes noch 
mehr beschleunigt, als unter der Herrschaft des persönlichen Erbrechts. 

Bei uns fallen zwei Anomalien zusammen : die leibeigene Unterord- 
nung aller Familienmitglieder unter das Oberhaupt und das Recht der 
Familienmitglieder, das Familienband überhaupt zu lösen. Etwas Un^ 
sinnigeres kann man sich kaum vorstellen. Der Umstand, dass diese Ver- 
hältnisse gerade unter der Dorfgemeinde blühen, zeigt eben, woher dieses 
zersetzende Prinzip stammt. 

Die vermeintliche Untrennbarkeit der Dorfgemeinde vom Familien* 
prinzip ist somit eins jener historischen Vorurteile, an die man sich um so 
fester anklammert, je weniger begründet sie sind. Die Familie, als 
juristische Person ist nicht nur ohne die Gemeinde möglich, sondern wäre 
vielleicht ohne diese noch stabiler. Die Stabilität des Familien- 
be Sitz es ist gerade dasjenige, was die Familie vom Privateigentum am 
wesentlichsten unterscheidet. Es ist andererseits unzweifelhaft, dass .die 
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Gemeindeorduung in die Besitzreehte der Gemeindemitglieder eine grössere 
Labilität bineinbringt, als sie selbst das allgemeine Zivilgeisetz bervormfeii 
kennte. Die einzige wirkliche Garantie ftlr den Familienbesitz ist das 
Testament, d, b. die Unteilbarkeit des Bauernhofes, webigMens in 
gewissem Umfange* Was auf diesem Wege erreicht werden kanü , das 
beben wir an den sttdrus^chen Kolonien. Aber ausser dieser Form, den 
Familienbesitz zu erhalten, finden wir noch eitae gewissermassen ursprüng- 
liche Entwiekelang des ungeteilten Hofes in den Gouvernements Taurien, 
Cherson und einem Teile von Jekaterinoslaw. Hier herrscht bekanntlich 
der sogen. ,, Teilbesitz ^ vor, d. h. die Unantastbarkeit der Einzelant^le in 
qualitativer Hinsicht, bei den Aufteilungen, die sonst die Lage der Boden- 
Streifen verändern. Auf diesem Boden der verhältnismässigen Stabilität 
sind grosse Höfe von 25 — äO Djessjatin entstanden, die durch Pachtung oder 
Ankauf der Anteile der ärmeren Besitzer gebildet wurden. 

Hier im Süden ist jenes Normalmass der Wirtschaftseinheiten gefunden 
worden, welches den Kulturverhältnissen entspricht und dessen Fehlen in 
den übrigen russischen Gebieten so bitter empfunden wird. Das Miss- 
verhältnis zwischen dem Umfange der bäuerlichen Wirtschaft im mittleren 
Eussland und seiner extensiven Form ist beinahe die Hauptursache ihrer 
geringen Produktivität* Auch für den Grossrussen ist also die Möglichkeit 
vorhanden, trotz der grossen Dörfer sich jenen rationellen Formen der 
Bodenbenutzung anzupassen, ohne die eine regelmässige Wirtschaft undenk- 
bar ist. 

Die testamentarische Vererbung der Bauernhöfe hat den Vorzug, dass 
eich mit ihr die persönliche Freiheit der jüngeren Familienmitglieder wohl 
verträgt. Sobald der Hof der gegenseitigen Haftung entzogen ist, bedarf 
er auch nicht mehr der Leistungen aller Familienmitglieder ohne Ausnahme. 
Sie hören auf, Leibeigene des Familienoberhauptes zu sein, sobald sie auf 
das Recht der Teilung verzichten. Freilich müssen sie sich das Becht be- 
wahren, auf Wunsch ins Elternhaus zurückkehren und dort Aufnahme 
finden zu können. Es ist auch klar, dass die Unteilbarkeit des Hofes die 
Erweiterung der Wohngebäude mit sich führt. Aber die dadurch ent- 
stehende Mehrausgabe ist viel erträglicher, als es der vollständige Buin 
sein würde, den die Familienteilung in die Bauernwirtschaft hineinbringt. 
Man muss feststellen, wie weit das Familienprinzip angewendet werden 
darf, und in welchem Masse das Herkommen Über juristische Lebensformen 
des Dorfes herrschen soll. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die Anwendung der allgemeinen 
gerichtlichen Formalitäten auf die unteren Gerichteorgane, die über die 
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unbedeutende Zwistigkeiten und Vergehen aburteilen, in hohem Masse 
imerwünscht wäre; sie würde das kleinste Gerichtsverfahren äusserst 
komplizieren. Daraus folgt aber nichts dass alle bäuerlichen Geschäfte den 
Dorfgerichten unterliegen müssen. 

Abgesehen von der Strafrechtspflege dürften diesen Gerichten nur 
Zivilstreitigkeiten bis zur Höhe vbn 100 Bubeln unterliegen. Die Ah- 
Wendung des Gewohnheitsrechts auf das Yertragsrecht ist viel wenigef 
gefllhrlich, als auf das Erbschaftsrecht , denn ersteres hat eine vorüber- 
gehende, letzterem aber eine bleibende Bedeutung. Ausserdem ist die 
Praxis der Dorfgerichte in Zivilstreitigkeiten eine viel weniger scfawaukeiide 
tmd uneichere, als in den Erbschaftsfragen. Die Erbrechte der Frauen uhd 
Witwen sind beispielsweise sehr schwankend. Kaufgeschäfte, die sich nicht 
auf den zur Nutzung überwiesenen Bodenanteil beziehen, dürfen freilich 
nicht dem Gewohnheitsrecht, sondern müssen dem allgemeinen Crvilrecht 
unterstellt sein. 

Es bleibt nun das weite Gebiet des Familien- und Erbrechts, auf dem 
auch der Grundunterschied zwischen dem Anteil und Лет Hof einerseits 
und dem erworbenen Besitz andererseits zum Auedruck gelangen muss. 
Steht einmal das Testamentsprinzip für den Anteilebesitz der Bauern fest, 
so wird sich die Erbschaftsordnung durch den Gesetzestext selbst bestimmen. 
Dabei kann man in den Familienbegriff jene Eigentümlichkeiten aufhehmen, 
die den Bauernfamilien eigen sind, wie den Ausschluss der verheirateten 
Töchter und die Anerkennung der Familienrechte für die Adoptivkinder. 
Zu gleicher Zeit muss das Gesetz das Adoptionsrecht sowie die Verantwort- 
lichkeit des Vormunds genauer beistimmen. Das Arbeitsinventar des Hofes 
muss, in gewissen Grenzen wenigstens, dem Bauernhof einverleibt und zu- 
sammen mit ihm vererbt werden. Beim übrigen Eigentum und speziell bei 
den Kapitalien müssen Streitigkeiten Über Beträge unter 100 Rubeln dem 
Zivilgericht unterstellt sein. Auf diese Weise werden allmählich juristische 
Vorstellungen in das Bauernleben eindringen und die Gewohnheit unter dem 
Einfluss des geschriebenen Gesetzes korrigieren. 

Die Vererbung des erworbenen Immobilienbesitzes kann freilich nicht 
dem Gewohnheitsrecht und dem bäuerlichen Gericht- unterstellt werden. 
Der Übergang dieses Eigentums muss also den allgemeinen Gerichten 
untergeordnet werden, mit der Bedingung, dass auch das gewohnheitemässige 
Erbrecht, wenn es einmal festgestellt ist, vom Gesetz mit in Bechnnng 
gezogen werden soll. 
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In den nnendlichen Diskussionen über die Vorzüge und Mängel der 
gemeinschaftlicben Bodenbenutzong ist oft wiederholt worden, daes man 
anstatt der prinzipiellen Beurteilung der Frage sieb deren faktischer Be- 
deutung zuwenden müsse. Die Anhänger der Dorfgemeinde entstellten 
denn auch die statistischen Daten in fiir die Dorfgemeinde günstige Ziffern- 
gruppen^ ,, So wird erzählt, dass die mittlere Ernte im westlichen Rnssland 
um 04 Tschetwert niedriger ist, als im östlichen, ohne zu bedenken, daes 
im letzteren doch die meisten Schwarzerdegouvemements sind und dass die 
statistischen Emtedaten von mehr als zweifelhaftem Werte sind. 

Aufschluss geben indessen über diese Frage drei Gruppen von viel 
näher liegenden Thatsachen: die relative Zahl der pferdeloeen 
Höfe, die Grösse der Hofparzellen und die Steuerrück- 
^tändigkeit. . 

Die Zahl der pferdelosen Höfe ist in den Gebieten mit Dorfgemeinden 
етщ viel grössere als im sonstigen Bussland, während die Hofparzellen im 
Nordwesten und Neurussland grössere sind, als in Zentralrussland, dagegen 
B}ni sie in Südwesten und Kleinrussland gleich dem durchschuittlichen Boden- 
anteil der Höfe im Schwarzerdegebiet Grossrusslands. 

Die Anteile auf den Kopf der Bevölkerung sind indessen bei den 
neun westlichen Gouvernements nur im Gouvernement Minekundin einigen 
Bezirken der Gouvernements Mohilew und Witebsk etwas grösser als in den 
angrenzenden grossrussischen Gouvernements. Im übrigen Westen sowie 
in Kleinrussland sind sie geringer. Daraus ergiebt sich, dass die grossen 
oder wenigstens den grossrussischen gleichkommende Ausdehnungen der 
Höfe ausschliesslich der kleineren Parzellierung des persönlichen Ber 
Sitzes im Vergleich mit dem Gemeindebesitz zuzuschreiben ist. Im neu- 
russischen Steppengebiet sind zwar die Anteile ziemlich gross (4^/^ bis 
7 Djessjatin), dafür aber erreichen auch die Hofparzellen hier Dimen- 
sionen, die in den grossrussischen Gouvernements ganz unbekannt sind 
(26—30 Djessjatin). 

Man kann uns entgegenhalten, dass auch die geringe Zahl der pferde- 
losen Höfe sowie die grossen Dimensionen der Hofanteile im Nordwesten 
aus der grossen Zahl der gespannlosen Anteile und in Neurussland aus der 
Aufsaugung der kleinen Höfe durch die grossen entstehen. Das eine wie 
das andere ist nur teilweise richtig. Die Höfe ohne Gespann sind nur noch 
im Gouvernement Kowno, und in einigen Bezirken der Gouvernements 
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Witebsb, Wilna, Grodno und Minsk anzutreffen. Dort haben sich von 
alter Zeit her nur sehr kleine Höfe gebildet, deren Besitz sich auf Gemüse- 
gärten beschränkt. In Neurussländ hat wirklich der Prozess der natür- 
lichen Zuchtwahl einen gewiesen Teil der Baueiiieehaft- des Bodens beraubt. 
Dafür bildeten sich infolgedessen Wirtschaftsparzellen, deren Dimensionen 
den Verhältnissen und dem Charakter der Bearbeitung entsprechen. In 
den Gebieten mit Gemeindeeigentum kann dieser Prozess sich nicht frei 
vollziehen und neben den grossen existieren die kleinen Höfe. Die An- 
hänger des Gemeindeeigentums sehen hierin einen Beweis für den Vorzug 
der Dorfgemeinde. In Wirklichkeit liegt aber die Sache anders. Der 
Umstand, dass im zentralen Kussland zwei Drittel der Gesamtzahl der Höfe 
nur zwei oder einen Kopfänteil umfassen, führt die äusserste Zerstückelung 
der Wirtschaft mit sich, die mit unserer extensiven und unrentablen Kultur 
nicht vereinbar ist. Der bodenarme Bauer ist eben weiter nichts, als 
eine besondere Art des ländlichen Proletariats. Ein solcher Besitzer ist 
weder ein richtiger Bauer, noch kann er sich von dem Boden trennen. 
Nicht er besitzt den Boden, sondern der Boden beherrscht ihn. In dieser 
Lage des armen Bodenbesitzers befindet sich die Hälfte unserer grossen 
Bauernschaft» Mittlerweile vollzieht sich der ökonomische Kan^pf inner- 
halb der Gemeinde : ein grosser Teil der Bauern ist gezwungen, erst den 
Boden mit fremden Inventar zu bearbeiten und alsdann ihre Anteile den 
Dorfreichen unter den drückendsten Bedingungen abzutreten. Den Boden 
durch Verkauf und noch dazu für den richtigen Preis loszuwerden, ver- 
bietet ihm die drückende Macht der Dorfgemeinde. 

In Neurussland vollzieht sich derselbe Prozess noch offener und ein- 
facher. Die Höfe ohne lebendiges Inventar treten ihren Boden ganz den 
reichen Bauern ab, während sie für sich die Gemüsegärten behalten und 
alsdann sich in Landarbeiter oder istädtische Arbeiter verwandeln. Die 
starken Höfe dagegen verteilen zwischen sich die Bodenanteile und erreichen 
dadurch jene Dimensionen, die den Verhältnissen der Steppenwirtschaft 
entsprechen. Auf welcher Seite der Vorzug ist, ist nicht schwer zu ent- 
scheiden. 

Das ganze Geheimnis des Wohlstandes der Gouvernements mit per- 
sönlichem Besitz liegt erstens darin, dass die gegenseitige Haftpflicht dort 
nur nominell ist,' und dass zweitens eine Neuverteilung des Bodens dort 
nicht stattfindet. Die Dorfgemeinde hat somit keine Möglichkeit, dem 
Besitzer einen Teil des Bodens wegzunehmen ; erfolgt aber das Abtreten 
freiwillig, so geschieht es auch unter weniger drückenden Bedingungen, als 
im gemeinwirtschaftlichen Kussland. 
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Noch bere4ter sprechen in dameelben Simie die Zi№m im Vet- 
pflegungs- ица die Steuerorückstände auf die Einlösbri^fe. ^) 

Man sieht aus der angeführten Tabelle, dass die. Steuern- und Yer- 
pfiegungsschulden der Bauern mit ihrer ganzen Wucht stuf den beiden gross- 
russischen Ackerbaustreifen lastet) : auf dem mittleren Schwarzerde- хщА 
Transwolga- Steppengebiet, an die sich die beiden nordöstlichen Gouverne- 
ments Wjatka und Perm anschliessen. Dort, wo der Bpden am frucht- 
barsten ist, ist die Banemwirtschaf t am meisten zerrüttet und ujo^Lhig, gegen 
die Missernte zu kämpfen. Bei der Untersuchung der einzelnen Acker- 
baugouvemements ergiebt sich, dass auch der Bodenreiohtum und die ver- 
hältnismässig grossen Anteile der Bauern sie nicht vor Not und Verschuldung 
schützen. Die grössten Ziffern der Steuern- und Verpflegungsrückstände 
liefern die Gouvernements Kasan und Samara, und in der durehschnittHcben 
Höhe der Verschuldung anf den Kopf der Bevölkerung steht 1Ьцеп das 
Gouvernement Orenburg trotz seines Bodenreichtums sehr nahe. 

Von Westen und Osten steigt die Zerrüttung der bäuerlichen. Wir^ 
Schaft und ihr Bedarf an Regierungshilfe gleichsam proportional dem Boden- 
reichtum. DieDürre des kontinentalen Klimas allein kann diese Erscheinung 
nicht erklären. So wiederholen sich im südlichen Steppengebiet die Dürren 
ebenso oft, wie im Osten, und dazu kommen noch die Verheerungen durch 
die schädlichen Insekten. Hier aber sind die Steuerrttckstände sehr 
gering, wiewohl das Gouvernement Cherson eine Verpflegungsschuld von 
705 000 Bubeln aufweist. Auch in den Industrie- und Waldgouvernements, 
mit Ausnahme von Pskow (1,4), Moskau (4,3) und Nischni-Nowgorod 
(7,4 Millionen Bubel), sind sie nicht gross. Hier ist der Getreideeinkauf 
zur Verpflegung eine gewöhnliche Erscheinung. Die Nebengewerbe 
sind aber hier ein Hilfsmittel für die Bevölkerung. Insgesamt jedoch i^t 
auch hier die ßückständigkeit grösser als im Westen, in Neurussland und 
den beiden kleinrussischen Gouvernements Tsehernigow und Poltawa. 

Diese Gruppen der Gouvernements zeigen indessen die mannig- 
faltigsten wirtschaftliehen Verhältnisse. Das nordwestliche Gebiet mit 
seinem wenig fruchtbaren Boden kennt fast gar keine Nebengewerbe und 
die örtlichen Verdienste sind dort nicht gross. Diese Verdienste sind viel 
bedeutender im Südwesten, in Neurussland — mit Ausnahme Bassarabiens 
und des Dongebiets — sowie in dem Gebiet der Zuckerindustrie Kleinruss- 
lands. Aber auch hier auf dem reichen Boden Podoliens und des Gouverne- 
ments Kiew in Kleinrussland , sowie in den meisten südlichen Steppen- 



1) Siebe ADbang, Tabelle У. 
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bezirken gibt еэ r^ine Ackerbaugebii&tex die 1^9 NebenyeFdien^teu nicht reich 
ßin,d, Da^rcb E^a ^nd ВоДеп kfmn man hier nicht alles erklären. Wie 
geei^gt, sind die Шггш in Busisland keine Seltepheit, während swiscl^en 
4en Bo.denveFhältnissen der Gouvernements Tschemigow und der an- 
grenzenden Gouvernements Orel, Kursk, Witebsk und Pskow kein grosser 
Unterschied besteht. 

Wie eoU man es endlich erklären, dass das Gouvernement Charkow 
mit sein^ tiefen Schwarzerde und den zfiblreichen Fabriken in Bezug auf 
die Zjffet der BtLckstände eins der hervorragendsten ist (2 Д Mill. Rubel) ? 
^ie ist ferner die grossei Bttckständigkeit der drei NichtscfawArze^rde- 
Gouyernezaents Pskowj Moskau und Nischni-Nowgorod zu erklären ? In 
Bezu^ auf den Boden und das Klima bleiben sie nicht hinte^r den benach: 
harten zurück* Zwei von ihnen, die Gouvernements Moskau und Nischni* 
Nowgorod, zetchaen sich durch die Höhe des Verdienstes, Pskow d4rch 
die Flaobsjmdnstrie aus. Auch auf die verderbliche Wirkung der Gross* 
Stadt J^oskau kann man sich nicht berufen , da doch im Gouvernement 
Moskau niphte Ähnliches zu beobachten ist. Ausser andern Umständen 
wirkt also auf die Höhe der Büdkstände der Charakter der Bauern Wirtschaft. 
Der persönliche Besitz, alsp die Stabilität der Wirtschaft, herrscht im ganzen 
Westen und in den beiden kleinrussi^chen Gouverцements Tschemigow und 
Foltawa vor. In Neurt^ssland herrscht die Mittelform zwischen persön* 
liebem und Gemeindebesitz. In den industriellen und Waldgouvernement^ 
ist der Gemeindebesitz schwächer, als im Schwarzerdegebiet. Die Neu- 
verteilungen sind dort seltener, während auch die Haftpflicht seltener zur 
Anwendung kommt. Drei Gouvernements dieses Gebiets, in denen die Ver- 
schuldung verhältnismässig grösser ist , haben auch eine grössere Ent-: 
Wickelung des Gemeindebesitzes. Dasselbe ist im Gouvernement Charkow, 
das Poltawa sonst sehr ähnelt, der Fall : der Gemeindebesitz herrscht dort 
in den fänf östlichen Bezirken und tritt sporadisch in den fünf westlichen 
auf. Auch sind die Neuverteilungen des Bodens im Schwarzerdegebiet eine 
gewöhnlichere und konstantere Erscheinung, als in den industriellen 
Gouvernements, von dem Gebiet mit Hofbesitz ganz abgesehen. 

' Übrigens ist auch der Hofbesitz nicht frei von einigen Mängeln des 
Gemeindebesitzes und nimmt die Mittelstufe zwischen diesem und dem 
persönlichen Besitz ein. Die Anhänger des Gemeindebesitzes sehen dariu 
eine Schwäche. Ausserdem, so wird von jener Seite behauptet, habe der 
Hofbesitz kein Korrektiv gegen die Verwirrung in der Bodenbenutzung, 
wie sie die Dorfgemeinde hat. Indessen giebt es auch hier viele Wege, um 
die nötige Neuabgrenzung der Besitze herzustellen. 
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Ebenso möglieb sind einige Verbeeserangen im Charakter des Hof- 
besitzee nach der entgegengesetzten Bicbtung bin* Die diesem ebenso wie 
der gemeinscbaftlicben Bodenbenntzung eigentümlichen Mängel werden 
anf die Zwangsweide nnd Zwangsbearbeitang zurückgeführt. Man kann 
nicht bestreiten, dass das sehr wesentliche Mängel sind« Die Zwangs weide 
erlaubt den einzelnen Besitzern nicht, die einmal топ allen angenommene 
Bearbeitungsfprm aufzugeben, so dass jegliche Möglichkeit irgend welcher 
Fortschritte in der Feldkultur ohne die Zustimmung der Gemeinde fort- 
fUllt. Schon abgesehen топ der Änderung der Feldwirtschaft sind die ein- 
fachsten Verbesserungen der Technik dadurch ausgeschlossen« Für die 
Hebung der Kultur ist diese Ordnung der Bodenbenutzung ein grosses 
Hindernis. Indessen könnte hier die Macht der Gremeinde eingeschränkt 
werden. Die Zwangsbearbeitung, d.h. die Fristbestimmung für das Ackern, 
Säen und Ernten nach dem Willen der Gemeinde ist keineswegs eine not- 
wendige Folge der Niederlassung in Dörfern« Im Westen, namentlich in 
Süddeutschland gibt es grosse Dörfer, in denen die Felder in Streifen ge- 
teilt sind , wobei aber jeder Besitzer auf seinen Streifen jede beliebige 
Pflanze sät. Die Erfahrung lehrt, dass die Zwangsweide ein ungeheures 
Übel in der Wirtschaft ist und jede Verbesserung hemmt« Würde man es 
in den Dörfern mit Hofbesitz den einzelnen Bauern freistellen, nach Be- 
lieben alles Mögliche zu pflanzen, so würde auch bei uns die Zwangsweide 
verschwinden. 

Den Hofbesitzern kann man also die Hände frei machen« Dagegen 
ist es ganz unmöglich, den Gemeindemitgliedem die Hände frei zu machen. 
Beim Hofbesitz sind die von dem Gemeindeeigentum herrührenden Ubel- 
stände zufälliger Natur und leicht zu beseitigen, während sie bei der gemein- 
schaftlichen Bodenbenutzung wesentlicher Art sind. Ihre Beseitigung be- 
deutet die Aufhebung der Gemeinde selbst, die Aufhebung jener Bechts- 
zweiheit, wonach die Gemeinde und der Einzelne über den Boden verfügen. 
Man müsste dazu nur auf eins verzichten, auf das Recht der Gemeinde, den 
gemeinschaftlichen Boden neu zu verteilen, d. h. ihn nach Bedürfnis oder, 
offen gesagt, nach dem Masse der Bewirtschaftung mit Branntwein, den 
einzelnen zuzuweisen. Dass der Branntwein dabei oft eine entscheidende 
Bolle spielt, wird wohl niemand bestreiten. Angenommen aber auch, dass 
bei der Neuverteilung die lautersten Beweggründe mitspielen, so wird diese 
Ausgleichung durch einen viel zu hohen Preis erkauft. Oder was ist 
schlimmer: die Ungerechtigkeit, jemand den Boden wegzunehmen, wie- 
wohl er ihn Jahre lang bewirtschaftete, oder «ine kleine Unregelmässigkeit 
in der Benutzung des Bodens zu begehen ? 
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Freilich erscheint die Stabilität des Besitzes als etwas Nebensächliches, 
sowie die Ungleichmässigkeit in der Bodenbenatzung der Einzelnen nur 
denjenigen als etwas Himmelschreiendes vorkommt, der sich von dem Begriff 
nicht losmachen kann, dass der Boden der Gemeinde gehören muss. Be- 
greift man aber diese agrarische Ordnung als ein Stadium, auf dem unsere 
Bodenverhältnisse verknöcherten, dank der fiskalischen Politik und der 
Leibeigenschaft, so wird der allmähliche Übergang derselben zum Hoferb- 
schaftsbesitz nicht mehr als etwas Abnormes erscheinen. Übrigens wird 
dadurch der Begriff des Gemeindebesitzes nicht aufgehoben. Der Hof- 
erbschaftsbesitz ist nicht persönliches Eigentum, nicht bewegliche Ware, die 
sich frei auf dem Markt bewegt. Trotz der Vererbung bildet er einen 
gebundenen Besitz. Die Hauptsache ist, dass der Boden nicht aus den 
Händen der Bauern herauskommt, dass er fUr immer eine Quelle der Ver- 
pflegung für das Volk bildet. Dies kann durch die Unantastbarkeit des 
Hofbesitzes erreicht werden. 

Hier treffen wir den Kern der Frage. Nachdem wir genau untersucht 
haben, worin der Unterschied zwischen dem Gemeinde- und Hofbeeitz be- 
steht, und festgestellt haben, worauf dieser beiden gemeinschaftliche Begriff 
des Bodenbesitzes zurückzuführen ist, ist noch ein letztes Missverständnis 
zu beseitigen. Welche Form des Bodenbesitzes aber auch triumphieren 
mag, so bleibt doch immerhin in der wirtschaftlichen Lage der Bauern ein 
diesen beiden gemeinsamer wunder Punkt. 

Etwas gibt es, was sowohl unter dem Gemeinde- als auch unter dem 
Hof besitz unser Dorf bedrückt. Dies ist die Zerstückelung der 
Bauernwirtschaften, die unserer extensiven Kultur gar nicht ent- 
spricht. Aus der Statistik ergiebt sich zweifellos, dass die Zahl der pferde- 
losen Höfe mit der Zahl der Verteilungen, d. h. dem Prozent der Höhe mit 
geringem Bodenanteil, zusammenfällt. Und diese Proportionalität ist im 
ganzen Grossrussland zu beobachten. Nicht die absolute Höhe des Anteils, 
sondern die Verteilung desselben unter den Hausbesitzern ist von ent- 
scheidendem Einfluss. Je niedriger die Durchschnittszahl der Köpfe eines 
Hofes ist, d. h. je mehr es Wirtschaften von einer und zwei Seelen gibt, 
desto ärmer ist das Dorf. Die Rostower Gemüsepflanzer sowie die Poltawer 
Meiereibesitzer können ihre Steuern auch bei Anteilen von zwei Djessjatin 
auf den Kopf bezahlen, während der Bauer von Nowousensk auch bei einem 
Anteil von neun Djessjatin arm ist und kein Pferd hat. 

Jedes Kultursystem hat eben eine bestimmte nützliche Grösse der 
Wirtschaft. Der normannische oder württembergische Bauer kann auch 
bei einer mannigfaltigen Kultur im Besitz von zwei oder drei Hektar wohl- 

о о 1 о w i n , Bauische FhuuispoUfcik. 1 5 
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habend sein. Der russische Bauer vermag es im Schwarzerdegebiet nicht, 
während ihm im Steppengebiet auch 10 Djessjatin zu wenig sind. Bei 
Mangel an Nebengewerbe muss er die Arbeit der ganzen Familie ausnutzen, 
um auszukommen. Das Geheimnis des Ruins des Schwarzerdedorfes liegt 
eben darin, dass die Grösse der meisten Wirtschaften dort unter die Arbeits- 
fithigkeit der Familie gesunken ist, während es keine Nebengewerbe gibt. 
Die Wirtschaft geht zu Grunde, und der Besitzer verwandelt sich in einen 
besitzenden Proletarier, den der Boden zwar nicht ernährt, von dem er 
aber auch nicht loskommen kann. Hier wird auch der Hofbesitz nichts 
nützen, wiewohl bei dieser Besitzform das Übel nicht so gross wäre, weil 
doch die Anteile grösser sind. 

Ausser der Labilität des Bodenbesitzes ist noch ein Übel der Bauern- 
Wirtschaft vorhanden : die Zerstückelung der Wirtschaften, die 
durch alle Bodenbesitzformen hervorgerufen wird. Die Wirkung des Ge- 
setzes, das die Bauemanteile zu schützen sucht, wendet sich gegen seinen 
eigenen Zweck : es lässt ausser acht, dass es für den Staat besser ist, einen 
weniger zahlreichen Bauernstand zu besitzen, der aber gesund und stark ist, 
ab eine kompakte Masse von Grundbesitzern, von denen die Hälfte ruiniert 
ist. Die Lösung der Frage liegt nicht im Hofbesitz, sondern im Zwange- 
besitz, der die Höfe von einer gewissen Grösse schützt, es aber erlaubt, 
den Boden jener Höfe aufzukaufen, die unter diese Höhe gesunken sind. 
Einen andern Weg gibt es nicht. 



Anhang. 
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Tabelle I. 

(Za Seite 17.) 

Bewegung der Staatsschulden in dem Zeitraum vom 
I. Januar 1887 bis I. Januar 1897. 



Am 1. Januar 



Kredit rubel 



Met all rubel 



Summa 
in Kreditrubeln 



1886 



1887 



1888 



1889 



1890 



1891 



1892 



1893 



1894 



1895 



1896 



1897 



3 211301017 



3 223 001431 



3166 284 985 



3 095 424 999 



3 056 732123 



3108 884 388 



3126 090696 



3191723 503 



3 278 893 610 



3 595 162 842 



3 557 599 490 



3 542137 294 



1359 052 713 



1 385 944 906 



1411372 322 



1441601426 



1562 505 701 



1 637 801 082 



1553 012 621 



1644 358 364 



1701101661 



1998 307 496 



2 038 283 490 



2 128 826 100 



5 411607 359 



5 662 264 466 



5 743 450845 



5 324 140 804 



5 433 892 871 



5385427 892 



5 657 501 268 



5 819 408169 



5 854 361525 



6 552 657 932 



6 506 871571 



6 735 376444 
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Tabelle Ша. 

(Zn Seite 113.) 

Bewegung des Aussenhandels 1887—1897. 



Jahr 


Wert des Anssenhandele über alle Grenzen 


Gesamt- 


Ans- 


Ein- 


Mehr der 


Gesamt- 


Aus- 


Ein- 


Mehr der 


nmsatz 


fnhr 


fuhr 


Ausfuhr 


umsatz 


fuhr 


fuhr 


Ausfuhr 


Millionen Kreditrubel 


Millionen Gold rubel 


1887 


1010,5 


617,3 


393,2 . 


■f 224,1 


565,8 


345,6 


220,2 


-+-125,4 


1888 


1174,7 


784,0 


390,7 . 


--393,3 


680,2 


454,0 


226,2 


--227,8 


1889 


1187,9 


750,9 


437,0 . 


--313,9 


783,6 


495,3 


288,3 


-f 207,0 


1890 


1109,5 


693,4 


416,1- 


--277,3 


801,7 


501,1 


300,6 


- - 200,5 


1891 


1086,7 


70714 


379,3- 


--328,1 


732,6 


476,9 


255,7 


-J- 221,2 


1892 


879,5 


475,6 


403,9 • 


-- 71,7 


551,7 


300,0 


254,7 


-- 45,3 


1893 


1062,7 


599,2 


463,5 ■ 


--135,7 


693,8 


391,2 


302,6 


-- 88,6 


1894 


1228,4 


668,8 


559,6 - 


--109,2 


823,6 


448,4 


375,2 


-- 73,2 


1895 


1227,6 


689,1 


538,5 - 


■-150,6 


828,6 


465,1 


363,5 


-1-101,6 


1896 


1277,9 


688,6 


589,3- 


-- 99,3 


851,7 


458,9 


392,8 


-- 66,1 


1897 


1317,6 


745,2 


572,4- 


■-172,8 


878,4 


496,8 


381,6 


+ 115,2 




Wert des Ansse] 


Qhandels ü 


iber die europäische Grenze (mit der 1 


Jahr 


Schwarzemeergrenze des Eaukasas) inkl. des Handele mit Finland 1 


Gesamtnmsatz 


Ausfuhr 


Einfuhr 


Mehr der Ausfuhr 


Millionen Kreditmbel 


1887 


952,9 


603,^ 


IT 

> 


349,4 


_ шт 


254,1 


1888 


1119,9 


768,' 




351,2 


-|- 


417,5 


1889 


1131,6 


737,( 




394,6 


-|- 


342,4 


1890 


1058,4 


674,( 




384,4 


-- 


289,6 


1891 


1035,0 


686,^ 




348,7 


"t" 


337,6 


1892 


824,7 


457,^ 




367,3 


-j- 


90,1 


1893 


1002,0 


580,] 




421,9 


-- 


158,2 


1894 


1163,6 


648,^ 




515,2 


■+■ 


133,2 


1895 


1156,6 


667,5 




489,4 


-- 


177,8 


1896 


1207,7 


667,^ 




540,3 


-- 


127,1 


18 


97 


121 


2,7 


704,5 


Ы 


5( 


)8,5 


-- 


195,7 
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Tabelle ШЪ. 

(Zu Seite 113.) 

Getreideausfuhr aus Russland 1887—1897. 



M e ng e des ansgefährten Getreides über alle Grenzen exkl. der Ansfuhr 

in Wladiwostok 



Jahr 



Getreideausfahr 



Weizen 



Roggen 



Gerste 



Hafer 



Mais 



in Millionen Pud 



1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 



393,0 
548,0 
466,4 
418,0 
391,2 
196,4 
403,9 
639,5 
574,7 
506,8 



135,3 


78,2 


59,1 


61,2 


214,7 


107,1 


80,0 


88,1 


190,5 


84,1 


65,8 


70,1 


182,1 


76,4 


60,7 


51,8 


176,4 


68,0 


46,0 


45,9 


81,6 


12,1 


43,9 


20,5 


156,2 


32,1 


111,2 


56,8 


204,7 


80,9 


153,1 


94,4 


237,2 


91,3 


108,3 


66,7 


219,6 


79,3 


81,6 


67,5 











34,1 
22,1 
26,9 
20,6 
28,2 
21,9 
15,9 
58,3 
25,6 
12,9 



Jahr 



Menge des ausgeführten Getreides über die europäische Grenze (inkl. 
der Schwarzemeergrenze des Kaukasus) mit dem Handel mit Finland, 

exkl. nach Wladiwostok 



Getreideausfuhr 



Weizen 



Roggen 



Gerste 



Hafer 



in Millionen Pud 



1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 



390,5 
546,2 
465,2 
416,1 
389,1 
195,3 
403,0 
638,1 
573,8 
506,3 
488,9 



134,7 
214,3 
190,4 
181,9 
176,1 
81,4 
156,2 
204,6 
237,1 
219,5 
213,3 



78,2 
107,1 
84,1 
76,4 
68,0 

12,1 
32,1 
80,9 
91,7 
79,3 
73,6 



59,0 

80,0 

65,8 

60,7 

46,0 

43,9 

111,2 

152,9 

108,2 

81,5 

89,4 



61,2 
88,1 
70,1 
51,8 
45,9 
20,5 
56,8 
94,4 
66,7 
67,5 
43,6 
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Tabelle V. 

(Zu Seite 196.) 

Bewegung des adeligen Bodenbesitzes in den folgenden 
Gouvernements von 1862 bis 1892. 



Gouvernement 


1862 


1892 


1897 


NftOh den Angaben 


Nach den Angaben 


Nach Angaben 




des Minitterinms 
de> Innern 


des MinistexiamB 
des Innern 


der Adelsbank 


Astrachan 


74 400 


73 976 


96 760 


Wilna 


1 730 699 


1 397 963 


1 433 344 


Witebek 


2 068 672 


1 767 631 


1 309 020 


Wladimir 


1 890 068 


641700 


634 869 


Wologda 


1 230 079 


408 924 


332 367 


Wolhynien 


2 466 787 


2 421 718 


2 348 846 


Woronesh 


1 374 687 


1 266 949 


1 228 047 


Wjatka 


78 213 


116 166 


132 811 


Grodno 


1 314 906 


981 186 


968 742 


Jekaterinoslaw .... 


2 323 717 


1 629 824 


1 374 144 


Kasan 


636 706 


460 001 


397 341 


Ealuga 


687 326 


626 468 


468 908 


Kiew 


1 934 486 


1 706 876 


1 641 698 


Kowna 


1 681 871 


, 1 461 081 


1 427 828 


Kostroma 


3 017 563 


1 432 736 


1 208 397 


Kursk 


1 286 139 


1 063 407 


1 011 011 


Minsk 


6 182 306 


4 326 342 


3 601 646 


Mohilew 


2 487 496 


1 644 681 


1 602 862 


Moskau 


674 373 


490 231 


629 843 


Nischnl-Nowgorod . . . 


1 288 906 


864 862 


826 623 


Nowgorod 


3 388 866 


1 767 996 


1 626 778 


Olonetz 


331 023 


242 746 


— 


Orenburg 


890 307 


716 463 


760 162 


Orel 


1 312 626 


1 078 180 


1 049 046 


Pensa 


1 228 297 


931 891 


906 763 


Perm 


6 623 110 


6 849 276 


7 863 406 


Podolien 


1 624 006 


1 469 176 


1 443 642 


Poltawa 


1 671 664 


1 261 836 


1 142 320 


Pskow 


2 169 942 


873 683 


633 994 


Rjasan 


1 181 647 


842 706 


830 030 


Samara 


2 623 674 


1 498 844 


1 388 646 


Petersburg 


1 461 904 


992 318 


— 


Saratow 


2 672 828 


1 884 130 


1 686 969 


Simbirsk 


1 227 281 


1 004 300 


1 960 911 


Smolensk 


2 169 873 


1 326 390 


1 316 461 


Taurien 


1 873 011 


1 124 296 


884 636 


Tambow 


1 600 438 


1 396 867 


1 303 618 


Twer 


2 021 191 


880 679 


703 617 


Tula 


999 194 


981 186 


916 796 


Ufa 


1 646 660 


1 716 676 


1 830 436 


Charkow 


1 408 093 


927 799 


— 


Cherson 


3 133 926 


1 901 840 


1 668 674 


Tschernigow 


1 408 363 


1 143 372 


1 123 931 


Jaroslaw 


1 029 444 


628 238 


496 344 


Summa 


77 804 043 


67 728 881 


54 163 034 



Leipzig, 
Walter Wigand's Buchdruckerei. 



Setlofl »Ott фШ pioanb in Seipjtg. 






SSon 



Щи1 ЩМого. 



3)cutf^e Ьот SSerfaffcr burd^gcfel^ene SluSgabe 



t)on 



(E. Dambfen. 



SRit einer SBortebe beS SSerfaffer§ jur beutf^en STuSgabe. 



ftflet 9<iitb. 



5ßreiS 6 aKarl. 



Per {mette Panb biefet Рш1|е0 mtrb im $(tb|l 1900 etf^eineiu 



Setlag Hon фШ ^i^anb ttt Seifijtg. 



IHiitrtiiKll ber )ititfi|eii $iitn|t 

3Wtt S5clcgctt ъоп Sutl^cr bie auf btc Ocgcntoart. 

Dr. Daniel SmbttSy 

coctefvonbierenbem SHtglieb bec eefcnf4aft f fit ЬсЛ 6tttbrain ber neuem 6)»гафеп in Seclin. 
Btoeite nnberänberte "uufL 2 i^anbe in 3 ЩеНт. $rei9 72 Ш1., geb. 81 Шг. 



^апЬшог1сгЬиф 



ber 



Dr. Mattier ^mbeti. 

@сфрс «ttflage. ©r. 8еу.-8. 67 «ogen. »го?ф. 7 2». 60 ^f., geb. 9 Ш, 



Dr. 'Sxmitl <Battbtt9* 

Breite Auflage. 2 |larle ЯЗапЬе. ®r. l!ej:.-8. $cet9 Бго|ф. 1^ Ш., geb. 15 3^. 



25егЬеи![фипо^шог!ег6иф. 

Dr. ^attief $attbei;$. 

(9r. Sef.^8. $reit 5 3R. ©ebuhben 6 Ш. 



